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A. Das Angebot im Überblick

A. Das Angebot im Überblick

I.  Eckdaten der Beteiligung

Bei der angebotenen Beteiligung an der 
Paribus Immobilienfonds München Tau-
nusstraße GmbH & Co. geschlossene 
Investment-KG (nachfolgend „Invest-
mentgesellschaft“) handelt es sich um 
(unmittelbare oder mittelbare) Komman-
ditanteile an der Investmentgesell-
schaft, einer Personengesellschaft in 
der Sonderform einer geschlossenen 
Investmentkommanditgesellschaft 
deutschen Rechts, die als geschlos-
sener Publikums-alternativer Invest-
mentfonds (Publikums-AIF) aufgelegt 
wird, mit Sitz in Hamburg.

Die Investmentgesellschaft ist Eigentü-
merin eines Bürogebäudes in der Tau-
nusstraße 31, 33 und 37, 80807 München 
(nachfolgend „Immobilie“). Alleinmie-
terin bis zum 31. Dezember 2031 ist die 
AKKA Deutschland GmbH, eine Toch-
tergesellschaft der AKKA INTERNATI-
ONAL S. A., Belgien. Die Immobilie hat 
sich seit Fondsauflegung im Jahr 2010 
wirtschaftlich gut entwickelt. Der Markt-
wert der Immobilie, der im Juli 2010 rund 
21.200.000 Euro und im August 2017 rund 
25.600.000 Euro betrug, hat sich in den 
letzten Jahren weiter erhöht. Zum 31. Au-
gust 2022 ergab sich als Durchschnitts-
wert der Wertangaben zweier vorliegen-
der Bewertungsgutachten ein Verkehrs-
wert in Höhe von 54.875.000 Euro. 

Die Investmentgesellschaft wurde be-
reits im Jahr 2010 als geschlossener 
Fonds nach Maßgabe des Verkaufspro-
spektgesetzes (VerkProspG) aufgelegt 
und soll im Rahmen einer Kapitalerhö-
hung auch neuen Anlegern zugänglich 
gemacht werden. Gesellschafter, die vor 

dem 1. September 2022 der Investment-
gesellschaft beigetreten sind, werden 
nachfolgend auch „Altgesellschafter“ 
genannt. Nach dem 1. September 2022 
können sich weitere Gesellschafter und/
oder Altgesellschafter mit Wirkung 
zum Beitrittsdatum nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 8 des Gesellschaftsvertrages 
an der Investmentgesellschaft beteili-
gen. „Neugesellschafter“ sind dabei (i) 
weitere Gesellschafter, die sich im Wege 
der Kapitalerhöhung nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 8 des Gesellschaftsvertrages 
erstmals an der Investmentgesellschaft 
beteiligen (nachfolgend „Neugesell-
schafter I“ genannt), sowie (ii) Altge-
sellschafter in dem Umfang, in dem sie 
an der Kapitalerhöhung nach Maßgabe 
der §§ 4 bis 8 teilnehmen (nachfolgend 
insoweit „Neugesellschafter II“ und ge-
meinsam mit Neugesellschafter I auch 
„Neugesellschafter“ genannt). Neuge-
sellschafter werden nachfolgend zu-
sammen mit den Altgesellschaftern, 
die nicht an der Kapitalerhöhung nach 
Maßgabe der §§ 4 bis 8 des Gesell-
schaftsvertrages teilnehmen, „Anle-
ger“ genannt. Die Neugesellschafter 
treten der Investmentgesellschaft als 
Direktkommanditisten oder Treugeber 
über die PVT Trust GmbH mit Sitz in Bre-
men (nachfolgend „Treuhandkomman-
ditistin II“) bei. 

Die Altgesellschafter hatten die Mög-
lichkeit, 

• nach über 10-jähriger Haltedauer ihre 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft mit Wirkung zum 31. August 
2022 zu kündigen und gegen Zah-
lung eines Abfindungsguthabens 
in Höhe des Verkehrswertes ihrer 

Beteiligung aus der Investmentge-
sellschaft auszuscheiden (Kapital-
herabsetzung) oder 

• in der Investmentgesellschaft – nun-
mehr nach Maßgabe der Regelun-
gen des KAGB – zu verbleiben und 
eine einmalige Sonderentnahme in 
Höhe von 150 % ihres ursprünglichen 
Beteiligungsbetrages zu vereinnah-
men, um damit ebenfalls von der bis-
herigen Wertsteigerung der Immo-
bilie profitieren zu können.

Die Investmentgesellschaft wird die von 
den Neugesellschaftern einzuzahlen-
den Zeichnungsbeträge nach Abzug 
der Initialkosten und der Bildung einer 
angemessenen Liquiditätsreserve im 
Wesentlichen für Auszahlungen an Alt-
gesellschafter (samt Sonderentnahme 
nach § 14 Absatz 2 lit. g) des Gesell-
schaftsvertrages, abgedruckt in Kapitel 
O.) und damit im Ergebnis zum weiteren 
langfristigen Halten der Immobilie ver-
wenden. Die Summe aller Zeichnungs-
beträge (nachfolgend „Zeichnungskapi-
tal“) dieses Beteiligungsangebotes und 
die ebenfalls geplante Aufnahme neuen 
Fremdkapitals sind somit Bestandteile 
einer Umfinanzierung der Investment-
gesellschaft.

In diesem Kapitel „A. Das Angebot im 
Überblick“ werden wesentliche Parame-
ter des Beteiligungsangebotes zusam-
mengefasst und kurz erläutert. Die Kurz-
beschreibungen erfassen nicht sämtli-
che Aspekte des Beteiligungsangebotes 
und Inhalte des Verkaufsprospektes. 
Anleger sollten deshalb vor Zeichnung 
des Beteiligungsangebots die gesamten 
Zeichnungsunterlagen – das heißt die-
sen Verkaufsprospekt, die zugehörige 
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A. Das Angebot im Überblick

Wesentliche Eckdaten der Beteiligung

Investmentgesellschaft Bei der Investmentgesellschaft handelt es sich um ein Investmentvermögen in 
Form einer geschlossenen Publikumsinvestmentkommanditgesellschaft nach 
den Regelungen des KAGB.

Kapitalverwaltungsgesellschaft Externe Kapitalverwaltungsgesellschaft der Investmentgesellschaft ist die Paribus 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH (nachfolgend „Kapitalverwaltungsgesell-
schaft“) mit Sitz in Hamburg, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 
Hamburg unter HRA 125704. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft ist verantwortlich 
für die Verwaltung der Investmentgesellschaft, insbesondere für die Portfolio-
verwaltung und das Risikomanagement (vgl. § 17 KAGB).

Kapitalherabsetzung/ 
Kapitalheraufsetzung bei der  
Investmentgesellschaft

Das ursprüngliche Gesellschaftskapital betrug bis zum 31. August 2022 
12.593.000 Euro. Das Kapital wurde mit Ablauf des 31. August 2022 um 5.857.000 Euro 
herabgesetzt und damit in dem Umfang, in dem Altgesellschafter mit Wirkung zum 
31. August 2022 ihre Beteiligungen gekündigt haben. Das Gesellschaftskapital kann 
durch Zeichnungsbeträge von Neugesellschaftern um bis zu 35.000.000 Euro im 
Zeitraum vom 1. September 2022 bis 31. Dezember 2023 heraufgesetzt werden. 
Die Platzierungsphase kann um bis zu ein Jahr verlängert werden. Die Kapital-
heraufsetzung ist zum Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufsprospektes durch 
neues Zeichnungskapital in Höhe von voraussichtlich 26.000.000 Euro kalkuliert.

Beteiligung des Neugesellschafters Der Neugesellschafter beteiligt sich auf dem Wege einer Kapitalerhöhung ent-
weder unmittelbar als Direktkommanditist an der Investmentgesellschaft oder 
mittelbar über die Treuhandkommanditistin II.

Mindestbeteiligungsbetrag und  
Ausgabeaufschlag

Der Mindestbeteiligungsbetrag soll für Neugesellschafter I mindestens 20.000 Euro 
betragen. Höhere Zeichnungsbeträge müssen ohne Rest durch 1.000 teilbar sein. 
Es wird von den Neugesellschaftern I ein Ausgabeaufschlag von bis zu 5 % des 
Zeichnungsbetrages erhoben.

Anteilsklassen Die von der Investmentgesellschaft gehaltene Immobilie hat seit Auflage des Alt-
fonds im Jahr 2010 eine Wertsteigerung erfahren. Diese Wertsteigerung soll zur 
Gleichstellung der Anleger durch die Bildung von zwei verschiedenen Anteils-
klassen berücksichtigt werden. Die Altgesellschafter werden der Anteilsklasse 1 
zugeordnet. Die Kommanditanteile, die im Rahmen der Zeichnung des Erhöhungs-
kapitals an Neugesellschafter ausgegeben werden, werden der Anteilsklasse 2 
zugeordnet (vgl. hierzu § 7 Absatz 4 und § 14 des Gesellschaftsvertrages).

Beitrittserklärung und die wesentlichen 
Anlegerinformationen bzw. das Basis-
informationsblatt – aufmerksam lesen, 
sodass die Investitionsentscheidung 
auf Basis eines umfassenden Einblicks 
getroffen wird.

Die wesentlichen Eckdaten der Beteili-
gung lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:
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Ausschüttungen/Auszahlungen Die aus der Investitionstätigkeit der Investmentgesellschaft erzielte jeweils vor-
handene freie Liquidität (einschließlich der Liquidität aus Veräußerung der Immo-
bilie) soll an die Anleger ausgezahlt werden, soweit sie nicht nach Auffassung der 
geschäftsführenden Kommanditistin der Investmentgesellschaft als angemessene 
Liquiditätsreserve zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Fortführung der 
Geschäfte der Investmentgesellschaft bzw. zur Erfüllung von Zahlungsverbind-
lichkeiten oder zur Substanzerhaltung bei der Investmentgesellschaft benötigt 
wird (vgl. § 17 Absatz 6 des Gesellschaftsvertrages). Die Höhe der Auszahlungen 
kann variieren. Es kann zur Aussetzung der Auszahlungen kommen. Es besteht 
ein Anspruch der Kapitalverwaltungsgesellschaft auf erfolgsabhängige Vergü-
tung gemäß § 16 Absatz 8 des Gesellschaftsvertrages.

Laufzeit der 
Investmentgesellschaft

Die Laufzeit der Investmentgesellschaft ist bis zum 31. Dezember 2034 befristet 
(nachfolgend „Grundlaufzeit“). Die Grundlaufzeit verlängert sich um bis zu ein Jahr, 
sofern und soweit die geschäftsführende Kommanditistin die Platzierungsphase 
um bis zu ein Jahr verlängert. Die Investmentgesellschaft wird nach Ablauf dieser 
Laufzeit und eventueller Verlängerungen aufgelöst und abgewickelt (liquidiert), 
es sei denn, die Gesellschafter beschließen mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen und der Zustimmung der geschäftsführenden Kommanditistin 
eine Verlängerung der Laufzeit. Die Grundlaufzeit der Investmentgesellschaft 
kann um insgesamt bis zu vier Jahre verlängert werden, sofern einer der nach-
folgend aufgezählten Gründe vorliegt:

• Eine längere als die geplante Verkaufsdauer der Immobilie bzw. einer etwaigen 
Beteiligung an einer Objektgesellschaft am Laufzeitende und/oder

• ungünstige Marktbedingungen für den Verkauf der Immobilie bzw. einer etwai-
gen Beteiligung an einer Objektgesellschaft zum Laufzeitende mit Aussicht 
auf Besserung der Marktbedingungen und perspektivisch höhere Rückflüsse 
für die Anleger infolge der Laufzeitverlängerung. 

Zudem kann die Investmentgesellschaft auch vor Ablauf der Grundlaufzeit der 
Investmentgesellschaft mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stimmen 
und der Zustimmung der geschäftsführenden Kommanditistin beendet und liqui-
diert werden. 

Die ordentliche Kündigung der Beteiligung an der Investmentgesellschaft ist 
ausgeschlossen.

Immobilie, keine Risikomischung Durch die Beteiligung an der Investmentgesellschaft erwirbt der Anleger eine 
mittelbare Beteiligung an der Immobilie, das heißt einem Grundstück mit aufste-
hendem Büro- und Verwaltungsgebäude in München, Taunusstraße 31/33/37, 
eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichts München, Grundbuch von Milberts-
hofen, Blatt 24484. Die Immobilie steht im Eigentum der Investmentgesellschaft.

Aufgrund dessen, dass die Investmentgesellschaft nur in die vorstehende Immo-
bilie – und somit ohne Einhaltung des Grundsatzes der Risikomischung im Sinne 
des § 262 Absatz 1 KAGB – investiert, können die Anteile an der Investmentgesell-
schaft nur von Neugesellschaftern I im Sinne des § 262 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 KAGB 
in Verbindung mit § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) bis ee) KAGB erworben werden. 
Dies gilt nicht für Neugesellschafter II, die an der Investmentgesellschaft bereits 
vor dem 1. September 2022 beteiligt gewesen sind.
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Verwahrstelle Verwahrstelle der Investmentgesellschaft ist die CACEIS Bank S. A., Germany 
Branch mit Sitz und Geschäftsanschrift in der Lilienthalallee 36 in 80939 Mün-
chen. Die Verwahrstelle ist im Handelsregister des Amtsgerichtes München unter 
HRB 229834 eingetragen und ist eine Zweigniederlassung der CACEIS Bank S. A. 
mit Sitz in Paris, Handelsregister-Nr. 692024722. Die Aufgabe der Verwahrstelle 
besteht in erster Linie in der Überwachung der Einhaltung der für die Verwahr-
stelle relevanten Vorschriften des KAGB. Daneben übt die Verwahrstelle bestimmte 
Kontrollfunktionen aus.

Verkaufsprospekt, Auflage 
der Investmentgesellschaft und 
Platzierungsphase

Dieser Verkaufsprospekt wurde am 12. Oktober 2022 erstellt. Die Investmentge-
sellschaft wird mit der ersten Zeichnung von Anteilen durch Neugesellschafter I 
aufgelegt sein (vgl. § 343 Absatz 4 KAGB). Die Platzierungsphase endet planmä-
ßig am 31. Dezember 2023. Sie kann von der geschäftsführenden Kommanditistin 
um bis zu ein Jahr verlängert werden.

II. Die Beteiligungsstruktur im Überblick

Die Beteiligungsstruktur ist in der nachfolgenden Übersicht dargestellt:

keine Einlage

Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG 
Investmentgesellschaft

PVT Trust GmbH 

Treuhand- 
kommanditistin II

Paribus Treuhand  
Dienstleistungen GmbH 

Treuhand- 
kommanditistin I

Paribus  
Fondsbeteiligung GmbH 

geschäftsführende  
Kommanditistin

Verwaltung 4. IFD  
geschlossener Immobilienfonds 

für Deutschland GmbH  
 

persönlich haftende  
Gesellschafterin

Objekt 
München Taunusstraße

Altgesellschafter Neugesellschafter
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Der Investitions- und Finanzierungsplan 
der Investmentgesellschaft berücksich-
tigt alle liquiditätswirksamen Positio-
nen, die auf Ebene der Investmentge-
sellschaft entstehen.

Aus dem dargestellten Investitions-
plan lässt sich entnehmen, mit welchen 
Mitteln die geplanten Zahlungen der 
Investmentgesellschaft im Zusammen-
hang mit der Investition finanziert wer-
den und aus welchen Einzelpositionen 

sich die Mittelverwendung zusammen-
setzt. Auf der Basis des durchgeführten 
Beschlussverfahrens und des festste-
henden verbleibenden und des aus-
scheidenden Kommanditkapitals der 
Altgesellschafter sowie durch den 
Abschluss verschiedener investitions-
bezogener Verträge sind die Beträge 
für den Großteil der Investition schon 
fixiert bzw. auf einen Maximalbetrag 
begrenzt und können daher nicht mehr 
variieren. 

Einige Einzelpositionen sind allerdings 
noch nicht in vollem Umfang bekannt. 
Es kann daher noch zu Mehr- oder Min-
derkosten kommen, die zulasten oder 
zugunsten der Liquiditätsreserve gehen.

A. Das Angebot im Überblick

Eventuelle rechnerische Abweichungen resultieren aus Rundungsdifferenzen.
1 Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für zukünftige Wertentwicklungen. Eine ausführliche Darstellung des Investitions- und Finanzierungs-
plans ist im Kapitel „F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)“ abgebildet. 

Mittelverwendung (Prognose1) Tsd. Euro

in % der  
Gesamt  -

investition

in % des 
Zeichnungs-

kapitals zzgl. 
Ausgabe aufschlag

1 Summe Zahlungen an Altgesellschafter 28.774 58,36 105,40

2 Summe Transaktionskosten 5.238 10,62 19,19

3 Summe Finanzierungskosten 10.925 22,16 40,02

4 Summe Initialkosten (inkl. Ausgabeaufschlag) 3.341 6,78 12,24

5 Liquiditätsreserve 1.023 2,07 3,75

Gesamtinvestition 49.300 100,00 180,59

Mittelherkunft (Prognose1)

1 Summe Kommanditkapital Kapitalerhöhung 26.000 52,74 95,24

2 Ausgabeaufschlag 1.300 2,64 4,76

3 Fremdkapital 22.000 44,62 80,59

Gesamtfinanzierung 49.300 100,00 180,59

III. Investitions- und Finanzierungsplan der In vest ment ge sell schaft (Prognose1)
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IV. Immobilie

Die Immobilie befindet sich rund 6 km 
oberhalb des Münchener Stadtzen-
trums in München-Nordost im Stadt-
bezirk Milbertshofen fast unmittelbar 
am Frankfurter Ring – einer Haupt-
verkehrsachse in München – und ist 
somit über die innerstädtischen Ver-
kehrswege gut zu erreichen. Bei der 
Immobilie handelt es sich um ein im 
Jahr 2010 errichtetes Büro- und Verwal-
tungsgebäude. Die Immobilie besteht 
aus einem 5-geschossigen Mittelflügel 
und zwei davon abgehenden jeweils 
5-geschossigen Seitenflügeln. Sie ist 
unterkellert mit Tiefgarage und Lager-
flächen. Die Gesamtmietfläche beträgt 
rund 7.765 m², hiervon 709 m² Lagerflä-
chen. In der Tiefgarage befinden sich 
90 Pkw-Stellplätze, im Außenbereich 
62 Pkw-Stellplätze. Die Grundstücks-
fläche beträgt rund 4.717 m².

Die Immobilie ist bis Dezember 2031 
vollständig an die AKKA Deutschland 
GmbH, eine Tochtergesellschaft der 
AKKA International S. A., Belgien, ver-
mietet. Der Miet er ist Konzerngesell-
schaft der AKKA Technologies SE, Pa-
ris. Der AKKA-Konzern ist im Bereich 
des technologischen Consulting/En-
gineering tätig. In dem Miet vertrag 
sind weder Verlängerungsoptionen 
noch Sonderkündigungsrechte ver-
einbart. Es ist ein anfänglicher Miet-
zins für die Büroflächen von rund 
20 Euro/Quadratmeter/Monat verein-
bart. Miet beginn war Mai 2021. Die 
Flächen wurden dem Miet er in drei 
Stufen nach jeweils erfolgtem Umbau 
übergeben, die letzte Teilfläche im 
Januar 2022. Die Vermietung erfolgt 
umsatzsteuerpflichtig. Es ist eine In-
dexierung des Miet zinses vereinbart, 
die jeweils nach Ablauf von zwölf Mo-
naten zu einer Mietänderung in Höhe 
von 100 % der Veränderung des zu-
grunde liegenden Indexes (VPI) führt, 
erstmals im Mai 2023. Daneben be-
steht ein weiterer Miet vertrag über 
die Vermietung einer auf dem Dach 
befindlichen Funkantenne bis Dezem-

ber 2024. Weitere Details zu den Miet-
verträgen sind im Kapitel H.III. dar-
gestellt.

München ist ein Top-7-Immobilien-
standort in Deutschland. Der Mün-
chener Immobilienmarkt ist traditionell 
einer der stärksten im Bundesgebiet. 
Im Bürovermietungs- und Investment-
markt traf in den letzten Jahren eine 
hohe Nachfrage auf ein immer knapper 
werdendes Angebot. Damit einher gin-
gen Miet- und Preissteigerungen. Auch 
im Jahr 2022 zeigte sich der Münche-
ner Büromarkt bisher auf hohem Niveau 
sehr stabil. Es bleibt abzuwarten, wie 
sich die politischen, konjunkturellen 
und Finanzmarkt-Unsicherheiten auf 
den Münchener Büroimmobilienmarkt 
auswirken werden. Vor dem Hinter-
grund des zuletzt spürbar veränderten 
Finanzierungsumfeldes und der sich 
eintrübenden Konjunkturaussichten 
sind die Bewertungen bei Münchener 
Büroobjekten erstmals seit vielen Jah-
ren (leicht) gesunken. Die traditionell 
starke Wirtschaftsmetropole sollte nach 
Auffassung der Paribus Kapitalverwal-
tungsgesellschaft mbH jedoch beste 
Voraussetzungen für einen weiterhin 
attraktiven Bürostandort haben.

V. Angabe zu Kenntnissen und  
Erfahrungen der Paribus-Gruppe

1.  Paribus-Gruppe/Paribus Kapital-
verwaltungsgesellschaft mbH

Seit 2014 bündelt die Paribus Kapitalver-
waltungsgesellschaft mbH das Know-
how der in Hamburg ansässigen Pari-
bus-Gruppe in Bezug auf die kollektive 
Vermögensverwaltung von geschlosse-
nen Investmentvermögen gemäß Kapi-
talanlagegesetzbuch (KAGB). 

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
initiiert, konzipiert und verwaltet 
geschlossene alternative Investment-
fonds (AIF) für private und institutio-
nelle Anleger in den Assetklassen Immo-
bilien, Eisenbahnlogistik und Private 

Equity. Zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes werden 16 
Investmentvermögen verwaltet. Es ist 
geplant, zukünftig auch offene inlän-
dische Immobilien-Spezial-AIF aufzu-
legen und zu verwalten.

In der Vergangenheit hat die Paribus-
Gruppe u. a. eine Vielzahl von Immobi-
lienportfolios und Schienenverkehrs-
projekten mit mehreren 100 Millionen 
Euro Gesamtinvestitionsvolumen erfolg-
reich umgesetzt. Das Gesamtinvesti-
tionsvolumen laufender und bereits 
abgeschlossener Investments unter 
dem Management der Paribus-Gruppe 
beläuft sich auf rund 2,7 Milliarden Euro 
(geschlossene Fondsgesellschaften 
und AIF). Die Paribus-Gruppe beschäf-
tigt in allen verbundenen Gesellschaften 
insgesamt rund 120 Mitarbeiter.

Derzeit werden Immobilien mit einer 
Gesamtfläche von rund 374.000 m², ver-
teilt auf 32 Immobilien (überwiegend 
Gewerbeimmobilien sowie Hotels) in 
Deutschland und den Niederlanden, 
verwaltet.

2.  Die Geschäftsführung der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft

Markus Eschner

Markus Eschner ist Diplom-Kaufmann 
und blickt auf eine langjährige Exper-
tise im Bereich Wirtschaftsprüfung, 
Steuerberatung und Rechnungswe-
sen zurück. Nach verschiedenen Sta-
tionen bei Steuerberatungs- bzw. Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften ist er 
seit Mai 2014 bei der Paribus-Gruppe 
tätig. Er verantwortet als Geschäfts-
führer der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft die Bereiche Liquiditätsma-
nagement, Unternehmenscontrolling, 
Bewertung und Auslagerungscontrol-
ling und ist Revisionsbeauftragter der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft. Mar-
kus Eschner verfügt über eine lang-
jährige Erfahrung im Bereich Unter-
nehmenstransaktionen und war mehr-
fach führend in Kaufverhandlungen und 

A. Das Angebot im Überblick
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den Bereichen Fondskonzeption und 
-management sowie institutionelle 
Investoren leitend tätig. Seit September 
2021 ist Dr. Georg Reul Geschäftsführer 
der Paribus Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und verantwortet aktuell insbe-
sondere den Bereich Private Equity.  Dr. 
Georg Reul verfügt jedoch auch über 
langjährige operative und leitende 
Erfahrung hinsichtlich An- und Verkauf 
von Immobilien, Immobilienportfolios 
und Immobiliengesellschaften (Prü-
fung, Due Diligence, Finanzierung, Ver-
handlungsführung, Vertragsabschluss) 
sowie in der Strukturierung von Immo-
bilienfonds für private und offene und 
geschlossene Immobilienfonds für ins-
titutionelle Anleger.

Dr. Volker Simmering

Dr. Volker Simmering ist promovierter 
Volkswirt und verfügt über umfassende 
Erfahrung in der Konzeption, Struktu-
rierung und dem Management von Kapi-
talanlagen. Dr. Volker Simmering ist seit 
2009 für die Paribus-Gruppe tätig und 
seit 2013 Geschäftsführer der Paribus 
Kapitalverwaltungsgesellschaft. Davor 
war er bei verschiedenen Fondshäu-
sern in verantwortlicher Position in 
den Bereichen Fondskonzeption und 
Fonds- und Assetmanagement tätig. 
Als Geschäftsführer der Kapitalver-
waltungsgesellschaft verantwortet 
er insbesondere den Bereich Port-
foliomanagement mit Schwerpunkt 
geschlossene und offene Immobilien-
AIF und Eisenbahnlogistik. Dr. Volker 
Simmering verfügt über eine langjäh-
rige Erfahrung im Bereich Unterneh-
menstransaktionen und Übernahmen 
von operativen Geschäftsbetrieben und 
war mehrfach führend in Kaufverhand-
lungen und Kaufvertragsabschlüsse 
eingebunden. Dabei blickt er auf eine 
umfangreiche Erfahrung sowohl in 
der Analyse als auch in der Bewer-
tung von Unternehmen bzw. Unter-
nehmensgruppen und dem Modelling 
von Planrechnungen einer Vielzahl von 
Branchen zurück.

Kaufvertragsabschlüsse eingebunden. 
Dabei blickt er auf eine umfangreiche 
Erfahrung sowohl in der Prüfung und 
Analyse als auch in der Bewertung von 
Unternehmen bzw. Unternehmensgrup-
pen einer Vielzahl von Branchen zurück.

Uwe Hamann

Uwe Hamann ist Jurist und verfügt über 
umfassende Erfahrung in der rechtli-
chen Konzeption und Strukturierung 
von geschlossenen Fonds bzw. AIF 
und der juristischen Begleitung von 
Sachwerteinvestments in den Berei-
chen Immobilien und Eisenbahnen von 
der Akquisition und Due Diligence bis 
zum Kaufvertragsabschluss sowie der 
juristischen Begleitung des anschlie-
ßenden Assetmanagements bis zum 
Verkauf und zur Liquidation der Gesell-
schaften. Seit November 2012 ist Uwe 
Hamann bei der Paribus-Gruppe. Zuvor 
war er nach einer Tätigkeit in einer Kanz-
lei langjährig für ein Fondshaus als 
Unternehmensjurist beschäftigt. Er ist 
als Geschäftsführer der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft verantwortlich für die 
Bereiche Interessenkonfliktmanage-
ment, Risikomanagement und Melde-
wesen. Uwe Hamann verfügt über eine 
langjährige Erfahrung im Bereich Unter-
nehmenstransaktionen und war mehr-
fach führend in Kaufverhandlungen und 
Kaufvertragsabschlüsse eingebunden. 
Dabei blickt er auf eine umfangreiche 
Erfahrung sowohl in der Due Diligence 
und Bewertung von Unternehmen bzw. 
Unternehmensgruppen als auch in der 
Entwicklung von Businessplänen einer 
Vielzahl von Branchen zurück. 

Dr. Georg Reul

Dr. Georg Reul ist promovierter Betriebs-
wirt und verfügt über langjährige 
umfassende Erfahrung in der Konzep-
tion, Strukturierung und dem Vertrieb 
von Kapitalanlagen in der Assetklasse 
Immobilien. Er ist seit 2021 für die 
Paribus-Gruppe tätig. Davor war er in 
verschiedenen Fondshäusern als Mit-
glied der Geschäftsführungen u. a. in 
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I. Anlageziel 

(Finanzielles) Anlageziel ist es, aus 
der Vermietung und (bei Erreichen des 
Endes der Laufzeit der Investmentge-
sellschaft) der Veräußerung der Immo-
bilie Einnahmeüberschüsse zu erzielen 
und diese an die Anleger auszuzahlen. 
Zu diesem Zweck hat die Investment-
gesellschaft unmittelbar eine Immo-
bilie erworben.

II. Anlagestrategie und -politik

Die Anlagestrategie der Investment-
gesellschaft besteht darin, durch den 
Erwerb, die Vermietung, die Verwal-
tung und die Veräußerung der gehal-
tenen Immobilie das Anlageziel unter 
teilweiser Nutzung von Fremdkapital 
zu erreichen. Aufgrund dessen, dass 
die Investmentgesellschaft nur in eine 
Immobilie – und somit ohne Einhaltung 
des Grundsatzes der Risikomischung im 
Sinne des § 262 Absatz 1 KAGB – inves-
tiert, können die Anteile an der Invest-
mentgesellschaft nur von Neugesell-
schaftern I im Sinne des § 262 Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 KAGB in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 19 Nr. 33 lit. a) lit. bb) bis 
ee) KAGB erworben werden. Dies gilt 
nicht für Neugesellschafter II, die an 
der Investmentgesellschaft bereits 
vor dem 1. September 2022 beteiligt 
gewesen sind.

III. Änderungen von Anlagestrategie 
und Anlagepolitik

Eine Änderung der Anlagestrategie oder 
der Anlagepolitik der Investmentge-
sellschaft erfordert ggf. eine Änderung 
des Gesellschaftsvertrages und/oder 
der Anlagebedingungen. 

Der Gesellschaftsvertrag der Invest-
mentgesellschaft kann nur mit der vor-
herigen Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung sowie der Zustimmung 
der geschäftsführenden Kommanditis-
tin geändert werden (vgl. § 19 Absatz 1 
lit. a) (v) des Gesellschaftsvertrages).

Die Anlagebedingungen können von 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
mit entsprechender Genehmigung der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (nachfolgend „BaFin“) 
geändert werden, wenn die Änderungen 
mit den bisherigen Anlagegrundsätzen 
vereinbar sind und nicht zu einer Ände-
rung der Kosten oder der wesentlichen 
Anlegerrechte führen. Eine Änderung 
der Anlagebedingungen, die mit den bis-
herigen Anlagegrundsätzen der Invest-
mentgesellschaft nicht vereinbar ist 
oder zu einer Änderung der Kosten oder 
der wesentlichen Anlegerrechte führt, 
bedarf darüber hinaus der Zustimmung 
der Anleger nach Maßgabe des § 267 
KAGB (vgl. § 19 Absatz 1 lit. a) (viii) des 
Gesellschaftsvertrages). Die Treuhand-
kommanditistin I bzw. II darf ihr Stimm-
recht nur nach vorheriger Weisung durch 
die Anleger ausüben (vgl. § 267 KAGB).

IV. Vermögensgegenstände der 
Investmentgesellschaft

1. Art der Vermögensgegenstände 

Die Investmentgesellschaft darf fol-
gende Vermögensgegenstände 
erwerben: 

• Sachwerte in Form von Immobilien 
gemäß § 261 Absatz 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Absatz 2 Nr. 1 KAGB,

• Anteile oder Aktien an Gesellschaf-
ten, die nach dem Gesellschaftsver-
trag oder der Satzung nur Sachwerte 
in Form von Immobilien gemäß § 261 
Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
Absatz 2 Nr. 1 KAGB sowie die zur 
Bewirtschaftung dieser Vermögens-
gegenstände erforderlichen Ver-
mögensgegenstände oder Beteili-
gungen an solchen Gesellschaften 
erwerben dürfen,

• Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB und

• Bankguthaben gemäß § 195 KAGB.

2. Anlagebeschränkungen und 
Techniken und Instrumente, von 
denen bei der Verwaltung der 
Investmentgesellschaft Gebrauch 
gemacht wird

Die Investmentgesellschaft hat die 
Immobilie in der Taunusstraße 31, 33 
und 37, 80807 München erworben, die 
an die AKKA Deutschland GmbH ver-
mietet ist. Weitere Immobilien wird die 
Investmentgesellschaft nicht erwerben. 

B. Anlageziel, Anlagestrategie/-politik 
und Vermögensgegenstände  
der In vest ment ge sell schaft
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Auch Objektgesellschaften, die Eigen-
tümer anderer Immobilien sind, wird die 
Investmentgesellschaft planmäßig nicht 
erwerben. Durch den Erwerb, die Ver-
mietung, die Verwaltung und die Ver-
äußerung der Immobilie beabsichtigt 
die Investmentgesellschaft, Einnahme-
überschüsse zu generieren.

Zu den Techniken und Instrumenten, von 
denen bei der Verwaltung des Invest-
mentvermögens Gebrauch gemacht 
werden kann, gehören die Modifika-
tion der erwarteten Eigenkapitalrendite 
durch die Substitution von Eigen- durch 
Fremdkapital (sogenannter Leverage-
Effekt), die kollektive Vermögensver-
waltung, insbesondere das Risikoma-
nagement durch die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft, sowie die kaufmännische 
und technische Objektverwaltung der 
Immobilie.

Von der Investmentgesellschaft kön-
nen Geldmarktinstrumente gemäß 
§ 194 KAGB und Bankguthaben gemäß 
§ 195 KAGB jeweils in Höhe von bis zu 
20 % des Wertes der Investmentgesell-
schaft zu Zwecken des Liquiditätsma-
nagements gehalten werden. Die vor-
stehenden Anlagegrenzen gelten nicht 

• ab dem Beginn der Liquidation der 
Investmentgesellschaft und/oder 
einer etwaigen Objektgesellschaft,

• für den Fall des Verkaufs und/oder 
des Untergangs der Immobilie oder 
im Falle des Verkaufes eines etwa-
igen an einer Objektgesellschaft 
gehaltenen Kommanditanteils.

Mindestens 75 % des Wertes der Invest-
mentgesellschaft sind – ggf. mittelbar – 
in Immobilien investiert, die zusätzlich 
mindestens zwei der folgenden Voraus-
setzungen erfüllen: 

a. Energieverbrauch: Der Endenergie-
verbrauch der Immobilie für Wärme 
und Strom liegt zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Anlagebe-
dingungen bei maximal 90 kWh/
m² pro Jahr. Die Ermittlung dieses 

Energieverbrauchswertes erfolgt im 
Jahr 2022 auf Basis des Energiever-
brauchs-/-bedarfsausweises. 

b. Dekarbonisierungspfad: Die Immo-
bilie wird ab dem Inkrafttreten der 
Anlagebedingungen mit einem EU-
konformen Dekarbonisierungspfad 
mit dem Klimaziel der Begrenzung 
der globalen Erderwärmung auf 1,5 °C 
bis zum Jahr 2050 bewirtschaftet. 
Die CO2-Emissionen der Immobilie 
werden mit den vom Forschungspro-
jekt „Carbon Risk Real Estate Moni-
tor“ (CRREM) veröffentlichten Ziel-
pfaden zur systematischen Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes in Gewer-
beimmobilien oder vergleichbaren 
Bewertungssystemen abgeglichen. 

c.  Nutzung der Immobilie: Die Immobi-
lie darf nicht für die Branchen Rüs-
tung, nukleare Energien, Tabak und 
tabakbezogene Produkte, Porno-
grafie sowie Glücksspiel genutzt 
werden. 

d. Die Immobilie ist auf mindestens 
80 % der Fläche barrierefrei.

Weitere Informationen, die nach der 
Verordnung (EU) 2019/2088 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019 über nachhal-
tigkeitsbezogene Offenlegungspflich-
ten im Finanzdienstleistungssektor in 
ihrer jeweils gültigen Fassung (nach-
folgend „Offenlegungsverordnung“) 
offenzulegen sind, finden sich insbe-
sondere in Kapitel „Q. Vorvertragliche 
Offenlegung für Finanzprodukte gemäß 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/2088“.

Die Investmentgesellschaft wird Inves-
titionen ausschließlich in Euro tätigen.

Geschäfte, die Derivate zum Gegenstand 
haben, dürfen nur zur Absicherung der 
von der Investmentgesellschaft gehal-
tenen Vermögensgegenstände gegen 
einen Wertverlust getätigt werden.

Die mit den Techniken und Instru-
menten verbundenen Risiken, Inter-
essenkonflikte und Auswirkungen auf 

die Wertentwicklung ergeben sich 
aus den Ausführungen im Kapitel „E. 
Risikohinweise“.

3. Kein Erwerb von Anteilen  
an anderen Investmentvermö-
gen/keine Aufnahme anderer 
sowie in andere Investment-
vermögen/Angaben über den 
Sitz eines Master-AIF und der 
Zielinvestmentvermögen

Die Investmentgesellschaft erwirbt 
konzeptionsgemäß keine Anteile oder 
Aktien an anderen Investmentvermö-
gen. Etwaige Angaben zu Anlagezielen, 
Anlagegrundsätzen und -politik sowie 
sonstige wesentliche Angaben entspre-
chender Zielinvestmentvermögen kön-
nen daher nicht gemacht werden.

Ebenso ist nicht vorgesehen, dass die 
Investmentgesellschaft, beispielsweise 
im Wege der Verschmelzung, in andere 
Investmentvermögen aufgenommen 
wird oder andere Investmentvermö-
gen aufnimmt.

Bei der Investmentgesellschaft han-
delt es sich weder um einen Feeder-
AIF noch um ein Dachinvestmentver-
mögen. Daher existieren weder Master-
AIF noch Zielinvestmentvermögen. Eine 
etwaige Objektgesellschaft ist selbst 
kein Investmentvermögen, da sie nicht 
von einer Mehrzahl von Anlegern Kapital 
einsammelt bzw. über keine festgelegte 
Anlagestrategie verfügt.
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C. Überführung der Investment-
gesellschaft in den Anwendungs-
bereich des KAGB

Die Investmentgesellschaft wurde im 
Jahre 2010 als sogenannter geschlos-
sener Fonds nach Maßgabe von § 8 f 
Absatz 1 VerkProspG aufgelegt und an 
Privatanleger vertrieben, die sich u. a. 
treuhänderisch über eine damalige 
Treuhandkommanditistin an der Invest-
mentgesellschaft beteiligen konnten. Im 
Wege einer Sonderrechtsnachfolge hat 
später die jetzige Treuhandkommandi-
tistin Paribus Treuhand Dienstleistungen 
GmbH (nachfolgend „Treuhandkomman-
ditistin I“ genannt) die Pflichteinlagen 
treuhänderisch übernommen. Die Invest-
mentgesellschaft hat unmittelbar eine 
Immobilie in München erworben, die an 
die AKKA Deutschland GmbH fest bis 
Ende Dezember 2031 vermietet ist. Die 
Investmentgesellschaft war als soge-
nannter Bestandsfonds von dem ab dem 
22. Juli 2013 geltenden Anwendungsbe-
reich des KAGB ausgenommen.

Nach § 19 Absatz 2 des Gesellschafts-
vertrages der Investmentgesellschaft 
in der ursprünglich geltenden Fassung 
hatten Altgesellschafter der Investment-
gesellschaft erstmals zum 31. Dezember 
2021 die Möglichkeit, ihre Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft mit einer 
Frist von zwölf Monaten ordentlich zu 
kündigen.

Die von der Investmentgesellschaft 
unmittelbar gehaltene Immobilie hat 
sich wirtschaftlich gut entwickelt. Nun-
mehr wird die Investmentgesellschaft ab 
Gestattung des Vertriebs von Anteilen 
durch die BaFin neuen Anlegern bzw. 

Neugesellschaftern als geschlosse-
ner Publikums-AIF im Sinne des KAGB 
zugänglich gemacht werden. Diesbe-
züglich hat die Fondsgeschäftsführung, 
das heißt die Paribus Fondsbeteiligung 
GmbH, ein Konzept entwickelt (nach-
folgend „Gesamtkonzept“), bei dem 
der Gesellschaftsvertrag der Invest-
mentgesellschaft (vgl. Kapitel O.) mit 
Wirkung zum 1. September 2022 ins-
besondere an die Vorgaben des KAGB 
angepasst wurde. Weiterhin wurde die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft von 
den Altgesellschaftern ermächtigt, die 
Anlagebedingungen (vgl. Kapitel N.) 
von der BaFin genehmigen zu lassen. 
Ferner haben die Altgesellschafter im 
Rahmen des Gesamtkonzeptes über die 
Beauftragung der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft und das Entstehen und die 
Fälligkeit der nach dem Gesellschafts-
vertrag in der ursprünglichen Fassung 
geschuldeten Verkaufsvergütungen 
Beschluss gefasst.

Da die Neuaufnahme von Gesellschaf-
tern in die Investmentgesellschaft eine 
entsprechende Gestattung des Vertriebs 
von Anteilen durch die BaFin erforder-
lich macht, wurde die Beschlussfassung 
unter die aufschiebende Bedingung der 
entsprechenden Gestattung der BaFin 
gestellt. Dieses Gesamtkonzept ist 
von den Altgesellschaftern der Invest-
mentgesellschaft mit der erforderlichen 
Stimmenmehrheit mit Beschluss vom 
9. August 2022 angenommen worden.

Zu den Hintergründen des Gesamtkon-
zeptes:

Da der Großteil der Altgesellschafter 
im Jahre 2022 bereits seit mehr als 
zehn Jahren an der Investmentgesell-
schaft beteiligt war, wäre es gemäß der 
ursprünglich bis Ende 2021 geplanten 
Fondslaufzeit nun eine mögliche Hand-
lungsalternative gewesen, die Altgesell-
schafter über einen Verkauf der Immo-
bilie abstimmen zu lassen und diesen 
Verkauf umzusetzen. Anschließend wäre 
der Verkaufserlös nach Abzug sämtlicher 
Kosten und Verbindlichkeiten ausge-
zahlt worden und das Fondsinvestment 
wäre erfolgreich, aber auch für alle Alt-
gesellschafter gleichermaßen bzw. zum 
gleichen Zeitpunkt beendet gewesen.

Aufgrund der aktuellen allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung und der 
bestehenden Unsicherheiten gab es 
jedoch unterschiedliche Anlegerin-
teressen. Während ein Teil der Altge-
sellschafter eine vollständige Gewinn- 
und Investmentrealisierung präferierte, 
bevorzugten andere Altgesellschafter 
eine Fortführung des Immobilienin-
vestments auf Basis eines langfristigen 
Miet vertrages und weiterer jährlicher 
Auszahlungen. Der Gesellschaftsver-
trag der Investmentgesellschaft in der 
ursprünglich geltenden Fassung trug 
diesen unterschiedlichen Möglichkei-
ten keine Rechnung.
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Im Rahmen des Gesamtkonzepts wur-
de die Investmentgesellschaft insbe-
sondere durch Neufassung des Gesell-
schaftsvertrages so gestaltet, dass den 
Altgesellschaftern zwei verschiedene 
Handlungsalternativen für die Realisie-
rung der bis zum 31. August 2022 ein-
getretenen Wertsteigerung der Immobi-
lie zur Verfügung gestellt wurden. Hier-
bei war es den Altgesellschaftern durch 
Änderung des Gesellschaftsvertrages 
möglich, aus der Investmentgesellschaft 
durch Kündigung bis zum 31. August 
2022 zum Ablauf des 31. August 2022 
auszuscheiden und dabei durch Aus-
zahlung in Höhe des Verkehrswertes 
der jeweiligen Beteiligung von sämtli-
chen Vorteilen zu profitieren, die eine 
Veräußerung der Immobilie im aktuellen 
Marktumfeld nach sich ziehen würde 
(nachfolgend „Alternative A“). Diesbe-
züglich hat das Gesamtkonzept vorge-
sehen, dass sofern Kündigungen bzw. 
ein Ausscheiden von Altgesellschaf-
tern – ggf. in Kombination mit dem Aus-
scheiden anderer Altgesellschafter – 
eine Grunderwerbsteuerpflicht auslösen 
würde, die betreffenden Kündigungen 
als nicht erfolgt gelten, sodass diese 
Altgesellschafter nicht aus der Fonds-
gesellschaft ausscheiden würden. Von 
Alternative A haben rund 47 % des ur-
sprünglichen Kommanditkapitals der 
Investmentgesellschaft Gebrauch ge-
macht (5.857.000 Euro) und sind aus der 
Gesellschaft mit Ablauf des 31. August 
2022 ausgeschieden.

Alternativ dazu bestand für die Altge-
sellschafter die Möglichkeit, über den 
31. August 2022 hinaus Gesellschafter 
der Investmentgesellschaft und damit 
mittelbar in der Immobilie investiert zu 
bleiben und trotzdem eine Auszahlung in 
Höhe von 150 % (nachfolgend „Sonder-
entnahme“ genannt), bezogen auf das 
ursprünglich vom jeweiligen Altgesell-
schafter eingezahlte Kommanditkapital, 
zu erhalten (nachfolgend „Alternative 
B“ genannt). In der Alternative B erhal-
ten Altgesellschafter demnach 100 % 
ihres investierten Beteiligungsbetrages 
vollständig zurückgezahlt sowie weitere 

zusätzliche 50 % und werden wirtschaft-
lich mit dem darüber hinausgehenden 
Gewinnanteil – dem Verkehrswert ihrer 
Fondsbeteiligung abzgl. der erhaltenen 
Sonderentnahme – an der weiteren Wert-
entwicklung der Investmentgesellschaft 
partizipieren. Von Alternative B haben 
rund 53 % des ursprünglichen Komman-
ditkapitals der Investmentgesellschaft 
Gebrauch gemacht (6.736.000 Euro). 

Die Auszahlungen an die Altgesellschaf-
ter sollen durch eine Kapitalerhöhung der 
Investmentgesellschaft (im Anschluss 
an eine Kapitalherabsetzung im Umfang 
des ausgeschiedenen Altkapitals in Höhe 
von 5.857.000 Euro) sowie durch Auf-
nahme neuen Fremdkapitals finanziert 
werden. Soweit nicht Altgesellschafter 
diese Kapitalerhöhung zeichnen (nach-
folgend „Neugesellschafter II“), sollen 
ab Gestattung des Vertriebs von Anteilen 
durch die BaFin neue Anleger (Neuge-
sellschafter I) in die Investmentgesell-
schaft aufgenommen werden.

Die zwischenzeitliche Wertsteigerung 
der Immobilie bis zum 31. August 2022 
wird hierbei ab dem 1. September 2022 
durch die Bildung von zwei verschiede-
nen Anteilsklassen für Alt- und Neuge-
sellschafter berücksichtigt, wobei die 
die Kapitalerhöhung zeichnenden Neu-
gesellschafter II hinsichtlich ihres jewei-
ligen Erhöhungsbetrages wie Neugesell-
schafter I behandelt werden (vgl. zu der 
unterschiedlichen Ausgestaltung der 
Anteilsklassen unter Kapitel A., Abschnitt 
„I. Eckdaten der Beteiligung, Tabelle 
„Wesentliche Eckdaten der Beteili-
gung/Anteilsklassen“). Hierdurch wird 
sichergestellt, dass ausschließlich den 
Altgesellschaftern die bis zum 31. August 
2022 eingetretene Wertsteigerung der 
Immobilie zugutekommt.

Zu diesem Zweck wurden zwei Bewer-
tungsgutachten zur Bestimmung des 
Werts der Immobilie eingeholt, welche 
von externen und bei der BaFin ange-
zeigten Bewertern nach Maßgabe der 
§§ 261 Absatz 5, 216 KAGB erstellt 
wurden. Die vorgenannten Gutachten 

werden nachfolgend zusammen „Bewer-
tungsgutachten“ genannt. Der Mittel-
wert beider Bewertungsgutachten in 
Höhe von 54.875.000 Euro bestimmt 
den Wert der Immobilie zum 31. August 
2022 und wurde für die Bewertung der 
Immobilie zugrunde gelegt. 

Zur Überführung der Investmentgesell-
schaft in den Anwendungsbereich des 
KAGB war es notwendig und Teil des 
Gesamtkonzeptes, ab dem 1. September 
2022 die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
als externe Kapitalverwaltungsgesell-
schaft mit der Verwaltung der Invest-
mentgesellschaft zu beauftragen. Wei-
terhin wurde für die Neugesellschafter 
mit der PVT Trust GmbH (Treuhandkom-
manditistin II) eine neue Treuhandgesell-
schaft beauftragt.

Nach Maßgabe des Gesellschaftsvertra-
ges der Investmentgesellschaft in der 
ab dem 1. September 2022 geltenden 
Fassung wird insbesondere für Altgesell-
schafter, die nicht zum 31. August 2022 
ordentlich gekündigt haben, das ordent-
liche Kündigungsrecht nach § 24 Absatz 1 
des alten Gesellschaftsvertrages entfal-
len, damit die Investmentgesellschaft 
als geschlossenes Investmentvermö-
gen im Sinne des KAGB eingestuft wer-
den kann, was aus Rechtsgründen für 
die Überführung in das KAGB zwingend 
erforderlich war. Die Investmentgesell-
schaft hat nun eine feste Vertragslauf-
zeit bis zum 31. Dezember 2034, sodass 
Gesellschafter, die nicht zum Ablauf des 
31. August 2022 ihre Gesellschafter-
stellung in der Investmentgesellschaft 
gekündigt haben, grundsätzlich nicht vor 
dem 31. Dezember 2034 aus der Invest-
mentgesellschaft ausscheiden können.

Für die zum Ablauf des 31. August 2022 
ausgeschiedenen Altgesellschafter, 
die nicht an einer möglichen weiteren 
Wertentwicklung der Immobilie parti-
zipieren wollen, soll eine zügige Aus-
zahlung des Auseinandersetzungsgut-
habens ermöglicht werden. Hierfür ist 
nach § 25 Absatz 6 des Gesellschafts-
vertrages der Investmentgesellschaft in 
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der ab dem 1. September 2022 geltenden 
Fassung vorgesehen, den zum Ablauf 
des 31. August 2022 ausgeschiedenen 
Altgesellschaftern ihr gesamtes Ausei-
nandersetzungsguthaben in einer Rate 
spätestens zum 31. Dezember 2023 – 
und nach Möglichkeit auch schon vor 
diesem Zeitpunkt – auszuzahlen.

Um die schnelle Auszahlung des Aus-
einandersetzungsguthabens an ausge-
schiedene Altgesellschafter zu ermögli-
chen, ist im Rahmen des Gesamtkonzep-
tes zudem beschlossen worden, dass die 
Höhe des Anspruchs auf das Auseinan-
dersetzungsguthaben nicht durch den 
Wirtschaftsprüfer als Schiedsgutachter 
festgestellt werden soll, sondern durch 
die geschäftsführende Kommanditistin 
anhand von externen Bewertungsgut-
achten bezüglich des Wertes der Immo-
bilie ermittelt wird.

Die Beschlussfassung der Altgesell-
schafter vom 9. August 2022 stand teil-
weise unter der aufschiebenden Bedin-
gung, dass die Investmentgesellschaft 
von der BaFin die Genehmigung nach 
§ 316 KAGB erhält, neue Anleger in die 
Investmentgesellschaft aufzunehmen. 
Ferner wurde die geschäftsführende 
Kommanditistin u. a. für den Fall, dass 
diese BaFin-Genehmigung nicht bis zum 
31. März 2023 vorliegen sollte, rein vor-
sorglich ermächtigt, die Immobilie ohne 
weiteren Gesellschafterbeschluss zu 
veräußern. Dieser seinerzeit vorsorglich 
gefasste „Vorratsbeschluss“ bezüglich 
eines etwaigen Verkaufes der Immobi-
lie ist zum Zeitpunkt der Genehmigung 
des Verkaufsprospektes bezüglich der 
noch offenen Eigenkapitalplatzierung 
weiterhin bis maximal 31. Dezember 
2024 wirksam. 

Sofern das Konzept der Investment-
gesellschaft wie geplant mit der Ein-
werbung von Zeichnungskapital in Höhe 
von voraussichtlich 26.000.000 Euro 
umgesetzt werden kann, ist nicht 
geplant, von der Ermächtigung des Vor-
ratsbeschlusses Gebrauch zu machen.

C. Überführung der Investmentgesellschaft in den Anwendungsbereich des KAGB
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D. Profil des typischen Anlegers

D. Profil des typischen Anlegers

Das Beteiligungsangebot richtet sich 
generell an Neugesellschafter I als Anle-
ger, die sich aller Chancen und Risiken 
einer unternehmerischen Beteiligung 
bewusst sind und die mit den wirt-
schaftlichen, rechtlichen und steuer-
lichen Grundzügen einer Beteiligung 
an einer Investmentgesellschaft gemäß 
dem KAGB vertraut sind. Dem typischen 
Anleger ist das bestehende Totalver-
lustrisiko der Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft bekannt.

Die Investmentgesellschaft hat eine 
Laufzeit bis mindestens zum 31. Dezem-
ber 2034. Der typische Anleger ist vor 
Ablauf der Investmentgesellschaft und 
der sich anschließenden Liquidations-
phase nicht auf Kapitalrückflüsse aus 
seiner Beteiligung angewiesen.

Das Beteiligungsangebot richtet sich 
vornehmlich an Privatanleger im Sinne 
des § 1 Absatz 19 Nr. 31 KAGB. Jedoch 
steht das Beteiligungsangebot auch 
professionellen und semiprofessionel-
len Anlegern im Sinne des § 1 Absatz 19 
Nr. 32 und 33 KAGB offen. An der Invest-
mentgesellschaft dürfen sich indes nur 
solche Anleger beteiligen, für die die 
in § 262 Absatz 2 KAGB in Verbindung 
mit § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) bis 
ee) KAGB genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind. Demnach darf sich an der 
Investmentgesellschaft nur ein Anleger 
beteiligen,

• der sich verpflichtet, mindestens 
20.000 Euro zu investieren, 

• der schriftlich in einem vom Vertrag 
über die Investitionsverpflichtung 
getrennten Dokument angibt, dass er 
sich der Risiken im Zusammenhang 

mit der beabsichtigten Verpflich-
tung oder Investition bewusst ist 
(§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) KAGB),

• dessen Sachverstand, dessen Erfah-
rungen und Kenntnisse von der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft oder von 
der von der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft beauftragten Vertriebs-
gesellschaft bewertet werden, ohne 
von der Annahme auszugehen, 
dass der Anleger über die Markt-
kenntnisse und -erfahrungen der 
in Anhang II Abschnitt I der Richt-
linie 2014/65/EG genannten Anle-
ger verfügt (§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) 
lit. cc) KAGB),

• bei dem die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft oder die von ihr beauf-
tragte Vertriebsgesellschaft unter 
Berücksichtigung der Art der beab-
sichtigten Verpflichtung oder Inves-
tition hinreichend davon überzeugt 
sind, dass er in der Lage ist, seine 
Anlageentscheidung selbst zu tref-
fen, und die damit einhergehenden 
Risiken versteht und dass eine sol-
che Verpflichtung für den betref-
fenden Anleger angemessen ist 
(§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. dd) KAGB), 

• dem die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft oder die von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft beauftragte 
Vertriebsgesellschaft schriftlich 
bestätigt, dass sie die Bewertung 
nach § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. cc) 
KAGB vorgenommen hat und die in 
§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. dd) KAGB 
genannten Voraussetzungen gege-
ben sind (§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) 
lit. ee) KAGB). 

Anleger können grundsätzlich natür-
liche oder juristische Personen sein. 
Ausgeschlossen sind Anleger, auf die 
eines der folgenden Kriterien zutrifft:

a. Gesellschaften bürgerlichen Rechts 
(GbR) 

b. Personen, die in den USA, Kanada 
oder Russland (jeweils einschließ-
lich deren Territorien) ansässig im 
Sinne des US-amerikanischen, kana-
dischen oder russischen Steuer-
rechts sind und/oder die US-ameri-
kanische, russische und/oder kana-
dische Staatsangehörigkeit haben 
und/oder in den USA, Kanada oder 
Russland (jeweils einschließlich 
deren Territorien) einen Sitz oder 
Wohnsitz haben und/oder Inhaber 
einer dauerhaften US-amerikani-
schen, kanadischen bzw. russischen 
Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis 
(zum Beispiel Greencard) sind 

c. Rechtsträger, insbesondere juris-
tische Personen, die in den USA, 
Kanada oder Russland bzw. nach US-
amerikanischem, kanadischem oder 
russischem Recht gegründet wurden 
und/oder an denen ein vorstehend 
genannter Rechtsträger beteiligt ist 

d. Personen, die auf Rechnung einer 
Person handeln, auf die eines der 
vorstehenden Kriterien zutrifft

e. Personen, an denen eine in diesem 
Absatz 6 genannte natürliche Per-
son unmittelbar oder mittelbar zu 
mehr als 10 % am Nennkapital oder 
an den Gewinnen oder Trusterträ-
gen beteiligt ist bzw. mehr als 10 % 
der Stimmrechte hält. Unmittelbare 
oder mittelbare Beteiligungen von 
Personen mit der Staatsangehö-
rigkeit Russlands oder Wohnsitz in 
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D. Profil des typischen Anlegers

Russland sind unabhängig von der 
Beteiligungshöhe ausgeschlossen

Im Einzelfall kann ein Beitritt von Per-
sonen, Personengesellschaften und/
oder Rechtsträgern im Sinne der vor-
stehenden Absätze ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn diese nach-
weislich aufgrund einer entsprechenden 
Ausnahmeregelung weder als melde-
pflichtige Person im Sinne des FATCA-
Abkommens, des Common Reporting 
Standard noch des FKAustG (Finanz-
konteninformationsaustauschgesetz) 
zu qualifizieren sind. 
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E. Risikohinweise

Mit einer Beteiligung an der Investment-
gesellschaft geht der Anleger eine län-
gerfristige unternehmerische Beteili-
gung ein, die mit finanziellen Risiken 
verbunden ist.

Da die Investmentgesellschaft nur in 
einen Vermögensgegenstand investiert 
ist und dadurch von dem Grundsatz der 
Risikomischung nach § 262 Absatz 1 
KAGB abweicht, dürfen der Investment-
gesellschaft nur Anleger im Sinne des 
§ 262 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 KAGB beitre-
ten. Dies gilt nicht für Altgesellschafter, 
die bereits vor dem 1. September 2022 
an der Investmentgesellschaft betei-
ligt waren.

Das Beteiligungsangebot eignet sich 
nicht für Anleger, die eine Kapital-
anlage mit regelmäßigen, planbaren 
Erträgen und feststehender Rückzah-
lung des investierten Kapitals suchen. 
Das Beteiligungsangebot eignet sich 
auch nicht für Anleger, die eine mög-
lichst fungible Kapitalanlage suchen, 
bei der aufgrund einer ausreichenden 
Marktbreite jederzeit die Möglichkeit 
eines Verkaufes besteht. Potenzielle 
Anleger sollten nur Anteile an der Invest-
mentgesellschaft erwerben, wenn sie 
das Risiko eines Totalverlustes ihres 
eingesetzten Kapitals zu tragen bereit 
sind und ihr eingesetztes Kapital kein 
Bestandteil kurzfristiger Liquiditäts-
planung ist. Der Anleger sollte in der 
Lage sein, die Beteiligung vollständig 
aus seinem Eigenkapital zu finanzieren. 
Von der Aufnahme von Fremdkapital zur 
teilweisen oder vollständigen Finanzie-
rung der Beteiligung wird grundsätzlich 
abgeraten.

Die nachfolgende Darstellung soll dem 
Anleger die wesentlichen Risiken, die 
mit einer Beteiligung an der Investment-
gesellschaft verbunden sind, aufzeigen. 
Diese Risiken stellen zusammengenom-
men das Risikoprofil zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospekts dar. 
Sie können sich während der Beteili-
gungslaufzeit ändern, ohne dass diese 
Änderungen zum Zeitpunkt der Erstel-
lung dieses Verkaufsprospektes vor-
hersehbar waren. Insofern kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass auch 
andere Risiken nach Erstellung des 
Verkaufsprospekts entstehen und sich 
realisieren.

Im Folgenden wird nicht explizit zwi-
schen Risiken auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft und Risiken auf 
Ebene einer etwaigen Objektgesell-
schaft unterschieden, da die Investi-
tion unmittelbar in die Immobilie und 
nicht mittelbar über eine Objektgesell-
schaft erfolgt ist. Gemäß den Anlage-
bedingungen wäre aber grundsätzlich in 
der Zukunft die Gründung einer Objekt-
gesellschaft möglich, welche mittel-
bar für die Investmentgesellschaft die 
Immobilie hält, sollte dies aus irgend-
einem Grund notwendig sein. Hierbei ist 
zu beachten, dass sämtliche Risiken, 
die sich unmittelbar auf Ebene einer 
Objektgesellschaft ergeben können, 
auch immer einen Einfluss auf die Invest-
mentgesellschaft selbst haben und mit-
hin mittelbar Risiken der Investmentge-
sellschaft darstellen. Sofern daher im 
Folgenden bestimmte Risiken auf Ebene 
der Investmentgesellschaft aufgezeigt 
werden, gelten diese auch grundsätzlich 
entsprechend auf Ebene einer etwai-
gen Objektgesellschaft. Ferner können 

sich allgemeine Risiken auf allen Inves-
titionsebenen, das heißt auf Ebene der 
Investmentgesellschaft und einer etwai-
gen Objektgesellschaft bzw. der Immo-
bilie selber, auswirken.

Das steuerliche Konzept basiert auf 
der geltenden Rechtslage, einschlä-
gigen Gerichtsurteilen sowie der Praxis 
der Finanzverwaltung. Eine zukünftige 
Änderung der gesetzlichen Grundlagen 
oder eine veränderte Rechtsprechung 
oder Verwaltungspraxis können Aus-
wirkungen auf die Kapitalrückflüsse 
nach Steuern für den Anleger haben 
und zu einer steuerlichen Mehrbelas-
tung führen.

Es besteht zudem die Möglichkeit, dass 
sich die nachfolgend geschilderten Risi-
ken kumuliert realisieren, wodurch sich 
die Auswirkungen der einzelnen Risi-
ken gegenseitig verstärken können. Bei 
gleichzeitiger negativer Entwicklung 
mehrerer Einflussgrößen oder auch bei 
der Realisierung nur eines Risikos kann 
dies die Höhe der Auszahlungen an die 
Anleger beeinflussen und bis zur Insol-
venz der Investmentgesellschaft und 
damit zu einem Totalverlust des einge-
setzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) sowie zur 
Insolvenz oder Privatinsolvenz des Anle-
gers führen. Zudem können allgemeine 
negative wirtschaftliche Umstände hin-
zutreten, welche die Risikofolgen inten-
sivieren, ebenso wie Umstände, die in 
der Person des Anlegers begründet sind.

Der Anleger ist daher gehalten, sich vor 
der Anlageentscheidung anhand der in 
diesem Verkaufsprospekt aufgeführ-
ten Angaben ein eigenständiges Urteil 

E. Risikohinweise
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zu bilden. Jedem Anleger wird emp-
fohlen, sich vor der endgültigen Anla-
geentscheidung im Hinblick auf seine 
persönlichen Umstände und seine 
Vermögenssituation sowie sich hier-
aus ergebende besondere Risiken bei 
Bedarf durch einen fachkundigen Dritten 
beraten zu lassen.

Das maximale Risiko der Anleger umfasst 
die Summe der nachfolgend im Einzel-
nen beschriebenen Risiken, zusammen-
gefasst somit:

• den Verlust der Einlage inkl. aller 
Nebenkosten des Erwerbs sowie der 
geleisteten bzw. noch zu leistenden 
Steuern, denen kein Steuererstat-
tungsanspruch gegenübersteht,

• eine Schadensersatzleistung durch 
den Anleger, die dieser im Fall einer 
Pflichtverletzung nach den Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrages 
bzw. den gesetzlichen Regelungen 
zu leisten verpflichtet ist,

• eine – mit Zustimmung des jeweili-
gen Anlegers erfolgte – Rückzahlung 
von Auszahlungen der Investment-
gesellschaft, sofern das Kapitalkonto 
des Anlegers durch die Auszahlung 
unter den Betrag seiner Haftsumme 
abgesunken ist oder weiter absinkt 
und sofern der betroffene Anleger 
vor seiner Zustimmung darauf hin-
gewiesen worden ist, dass er den 
Gläubigern der Investmentgesell-
schaft gegenüber unmittelbar haftet,

• Haftung des Anlegers mit dem sons-
tigen Privatvermögen,

• Steuerzahlungen bezüglich sonsti-
ger Grundstücke des Anlegers auf-
grund der Begründung eines gewerb-
lichen Grundstückshandels,

• andere Steuerzahlungen auf der 
Ebene des Anlegers, denen keine 
Auszahlungen gegenüberstehen,

• Verpflichtungen aus einer persönli-
chen Fremdfinanzierung der Beteili-
gung an der Investmentgesellschaft,

• Verlust des Steuerbegünstigungs-
status bei Stiftungen als Anleger.

Das maximale Risiko dieser Beteiligung 
besteht somit in dem vollständigen Ver-
lust der Kapitalanlage (Beteiligungsbe-
trag) und aller im Zusammenhang mit 
dem Erwerb, der Verwaltung und der 
Beendigung der Anlage angefallenen 
Kosten. Soweit eine Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft fremdfinanziert 
sein sollte, drohen dementsprechend 
weitere Vermögensnachteile. Die Reali-
sierung des Maximalrisikos durch Kumu-
lation von Totalverlustrisiko und Ver-
mögensminderungsrisiko kann zu einer 
Zahlungsunfähigkeit sowie einer Insol-
venz der Anleger führen (Maximalrisiko).

Die Reihenfolge der nachstehend dar-
gestellten Risiken stellt weder eine Aus-
sage über deren Eintrittswahrschein-
lichkeit noch über das Ausmaß ihrer 
potenziellen Auswirkungen dar.

I. Risiken auf Ebene der  
Investmentgesellschaft

Allgemeines Prognoserisiko

Mit der Anlagestrategie der Invest-
mentgesellschaft wird das Anlageziel 
verfolgt, aus der Vermietung und der 
späteren Veräußerung der Immobilie 
Einnahmeüberschüsse zu erzielen und 
diese an die Anleger auszuzahlen. Es 
ist jedoch nicht auszuschließen, dass 
sich interne Annahmen in der Zukunft 
als unzutreffend erweisen. Prognosen 
sind kein zuverlässiger Indikator für 
die zukünftige Wertentwicklung. Die 
wirtschaftliche Entwicklung der Invest-
mentgesellschaft kann nicht über die 
gesamte Laufzeit vorhergesagt werden. 
Daher kann keine Garantie abgegeben 
werden, dass sich die Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft positiv 
und/oder wie erwartet entwickelt. Es 
besteht das Risiko, dass das Konzept, 
die Immobilie zu halten und gewinn-
bringend zu vermieten und später zu 
veräußern, Umstände und Risiken nicht 
berücksichtigt, die sich erst zu einem 
späteren Zeitpunkt während der Betei-
ligungsdauer ergeben. Ferner besteht 

das Risiko, dass entweder das Konzept 
der Investmentgesellschaft und/oder 
die geplante Veräußerung der Immobilie 
zu optimistisch beurteilt oder Sachver-
halte überhaupt nicht berücksichtigt 
wurden. Die Investmentgesellschaft ist 
an ihre Investitions- bzw. Anlagestrate-
gie gebunden; die Änderung der Anla-
gepolitik und der Anlagebedingungen 
ist nur unter engen Voraussetzungen 
zulässig (vgl. auch Abschnitt „Änderung 
der Anlagepolitik oder der Anlagebe-
dingungen“). Der Anleger trägt somit 
das Risiko, dass sich die dieser Stra-
tegie zugrunde liegenden Annahmen 
nicht oder nicht in vollem Umfang ver-
wirklichen. Das Vorstehende kann zu 
nachteiligen Abweichungen von den 
angestrebten Ergebnissen der Invest-
mentgesellschaft führen. Dies könnte 
die Höhe der Auszahlungen an die Anle-
ger beeinflussen und bis hin zu einem 
Totalverlust des von den Anlegern ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Risiko mangelnder Diversifikation 
bzw. mangelnder Risikomischung

Die Investmentgesellschaft hat in nur 
eine Immobilie investiert. Es ist nicht 
beabsichtigt, weitere Immobilien für die 
Investmentgesellschaft zu erwerben. 
Daher findet keine Diversifikation der 
standort- und anlagebedingten Risiken 
und keine Risikomischung im Sinne des 
§ 262 Absatz 1 KAGB statt. Der in § 262 
Absatz 1 KAGB festgelegte Grundsatz 
der Risikomischung trifft auf das vor-
liegende Beteiligungsangebot nicht zu 
(vgl. § 262 Absatz 2 KAGB). Eine feh-
lende Risikomischung kann aber dazu 
führen, dass die Verwirklichung der hier 
dargestellten Risiken relativ gesehen 
stärkere negative Auswirkungen haben 
kann, als dies bei einem risikodiversi-
fizierten Beteiligungsangebot der Fall 
wäre. Nachteilige Entwicklungen kön-
nen möglicherweise nicht bzw. nicht 
vollständig durch Investitionen in einem 
anderen Markt oder einem anderen Anla-
gesegment ausgeglichen werden. Eine 
Risikomischung fehlt auch hinsichtlich 

E. Risikohinweise
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der Miet erträge, denn die Immobilie ist 
planmäßig bis Ende 2031 an nur einen 
Miet er vermietet. Fällt der Miet er aus, 
beispielsweise durch Insolvenz oder bei 
Kündigung des Vertrages aus außeror-
dentlich wichtigem Grund, und kann 
dann kein Anschlussmieter gefunden 
werden, so kann der hierdurch bedingte 
Miet ausfall nicht durch andere Miet-
erträge ausgeglichen werden. Dies gilt 
auch, wenn nach planmäßiger Beendi-
gung des Miet vertrages ab 2032 kein 
Anschlussmieter gefunden werden 
kann. Die mangelnde Risikostreuung 
kann zur Folge haben, dass das prog-
nostizierte Ergebnis der Investment-
gesellschaft verfehlt wird und somit 
verminderte Mittelrückflüsse an die 
Anleger bis hin zu einem teilweisen oder 
vollständigen Verlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) die Folge sind.

Liquidität und Auszahlung

Die Investition in die Investmentgesell-
schaft ist ein langfristiges Engagement. 
Die Investmentgesellschaft kann anste-
hende Zahlungen nur leisten, wenn sie 
über ausreichend liquide Mittel verfügt. 
Auch Auszahlungen der Investmentge-
sellschaft an die Anleger können erst 
erfolgen, wenn die nötigen liquiden Mit-
tel zur Verfügung stehen. Der Eintritt 
von nicht vorhergesehenen Umständen 
wie auch die Realisierung von Risiken, 
wie die in diesem Kapitel beschriebe-
nen wesentlichen Risiken, können dazu 
führen, dass der Investmentgesellschaft 
vorübergehend oder dauerhaft keine 
ausreichende Liquidität zur Verfügung 
steht. Bei der Investmentgesellschaft 
können Liquiditätsprobleme beispiels-
weise auch dadurch eintreten, dass sich 
Anleger von ihrer Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft – zum Beispiel 
durch die Ausübung von bestehenden 
Widerrufsrechten – lösen.

Auch wenn die für Auszahlungen der 
Investmentgesellschaft an die Anleger 
notwendigen liquiden Mittel grund-
sätzlich zur Verfügung stehen, können 

vertragliche oder andere Regelungen 
dazu führen, dass in einzelnen oder 
mehreren Jahren dennoch keine Aus-
zahlungen geleistet werden können. So 
sieht beispielsweise der abgeschlos-
sene Darlehensvertrag zur geplanten 
Aufnahme eines langfristigen neuen 
Darlehens eine Ansparverpflichtung ab 
dem 1. Juni 2030 in monatlichen Raten 
in Höhe von jeweils 122.000 Euro vor, 
bis kumuliert 2.200.000 Euro erreicht 
sind, so dass im Ergebnis insbeson-
dere Auszahlungen für die Geschäfts-
jahre 2030 und 2031 nicht oder nicht in 
der geplanten Höhe geleistet werden 
könnten, sofern bis zu diesem Zeit-
punkt noch keine langfristige Ver-
längerung des Miet vertrages erfolgt 
sein sollte.

Kann die Investmentgesellschaft fäl-
lige Zahlungsverpflichtungen mangels 
Liquidität nicht erfüllen, kann dies bis 
zur Insolvenz der Investmentgesell-
schaft führen. Dies kann bis hin zum 
teilweisen oder vollständigen Verlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Platzierungs- und Liquidationsrisiko

Wenn während der planmäßigen Plat-
zierungsphase bis zum 31. Dezember 
2023, die jedoch auch bis längstens 
31. Dezember 2024 verlängert werden 
kann, nicht genügend Zeichnungska-
pital eingeworben wird, können die 
gesellschaftsvertraglich begründeten 
Zahlungen an die Altgesellschafter 
(Zahlung der Auseinandersetzungs-
guthaben für ausgeschiedene und Zah-
lung auf das Sonderentnahmerecht für 
verbleibende Altgesellschafter) nicht 
vorgenommen werden. Auch wird bei 
nicht genügendem Zeichnungskapital 
die geplante zweite Tranche des Bank-
darlehens nicht ausgezahlt. Im Ergebnis 
könnte das von den Altgesellschaftern 
beschlossene Konzept mangels aus-
reichenden Eigenkapitals nicht umge-
setzt werden. In diesem Fall müsste die 
Immobilie verkauft werden. Soweit die 

dann bei der Investmentgesellschaft 
aus dem Verkauf der Immobilie, aber 
nach Bedienung aller Verbindlichkei-
ten (insbesondere aufgrund der Zah-
lungsverpflichtungen der Auseinander-
setzungsguthaben und Sonderentnah-
men gegenüber den Altgesellschaftern 
sowie aus Fremdfinanzierungen) noch 
vorhandene Liquidität nicht ausreicht, 
kann dies bis hin zum teilweisen oder 
vollständigen Verlust des von den Neu-
gesellschaftern eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Sofern die geschäftsführende Kom-
manditistin aufgrund der ihr erteilten 
Ermächtigung durch den Vorratsbe-
schluss vom 9. August 2022, die Immo-
bilie zu veräußern, diese ohne weite-
ren Gesellschafterbeschluss veräußern 
sollte, kann dies für bis zu diesem Zeit-
punkt beigetretene Neugesellschafter 
bis hin zum teilweisen oder vollständi-
gen Verlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Persönliche Anteilsfinanzierung

Eine Fremdfinanzierung des Erwerbs 
einer Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft wird nicht empfohlen. Sofern 
Anleger die Beteiligung dennoch ganz 
oder teilweise dadurch finanzieren, 
dass sie persönlich Darlehen aufneh-
men, erhöht sich damit das Risiko für sie. 
Wenn der Anleger aufgrund von Abwei-
chungen von den erwarteten Erträgen 
– zum Beispiel Kürzungen oder Aus-
bleiben von Ausschüttungen/Auszah-
lungen aus der Investmentgesellschaft 
– den Kapitaldienst der persönlichen 
Anteilsfinanzierung nicht mehr zu leis-
ten vermag, kann dies seitens des Dar-
lehensgebers zur Kündigung und Fällig-
stellung der entsprechenden Darlehen, 
zur Verwertung der Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft sowie ggf. auch 
des übrigen Vermögens des Anlegers 
führen. Über den Totalverlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) hinaus kann 
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dies eine Privatinsolvenz des Anlegers 
zur Folge haben.

Kapitalabrufe/Einzahlungsverzug

Anleger müssen die zur Einzahlung ihrer 
Kapitaleinlage entsprechend den Kapi-
talabrufen notwendige Liquidität vor-
halten. Bei Einzahlungsverzug kann der 
Anleger mit monatlich zu berechnenden 
Verzugszinsen nach den gesetzlichen 
Regelungen belastet werden. Zudem 
können gegen ihn weitere Ansprüche 
wegen verzögerter Einzahlung des 
übernommenen Beteiligungsbetra-
ges (bis hin zu seinem Ausschluss) 
geltend gemacht werden. Dies kann 
bis zur Insolvenz des Anlegers führen.

Wenn Anleger ihre Einlage verspätet 
oder nicht in voller Höhe einzahlen, 
besteht das Risiko, dass die Anleger 
ganz oder teilweise aus der Investment-
gesellschaft ausgeschlossen werden. 
Dies könnte das Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft und damit die Aus-
zahlungen an die verbleibenden Anleger 
beeinträchtigen. 

Sollte eine große Anzahl von Anlegern 
oder ein Anleger mit einer überpropor-
tional großen Einlage die Einlage nicht, 
nicht in voller Höhe oder verspätet leis-
ten, besteht zudem das Risiko, dass die 
Investmentgesellschaft zahlungsunfä-
hig wird, was für die Anleger zu einem 
Verlust ihres eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabe-
aufschlag) führen würde.

Einzahlungsverpflichtung und  
Haftungsrisiko, Verwässerungseffekt 

Die Haftung der Anleger als Komman-
ditisten der Investmentgesellschaft 
ist auf den Betrag ihrer jeweils in das 
Handelsregister eingetragenen Haft-
summe (5 % des jeweiligen auf dem 
Kapitalkonto I gebuchten Festkapi-
tals) begrenzt. Die Haftung erlischt 
nur, soweit die Anleger ihre Einlage in 
voller Höhe geleistet haben. Es besteht 
jedoch das Risiko, dass die Haftung der 

Anleger gegenüber Gesellschaftsgläu-
bigern bis zur jeweils im Handelsregis-
ter eingetragenen Haftsumme wieder 
auflebt. Dies ist dann der Fall, soweit 
ein Anleger Gewinnanteile entnimmt 
bzw. erhält, während sein Kapitalanteil 
durch Verlust unter den Betrag seiner 
Haftsumme herabgemindert ist, oder 
soweit durch die Entnahme der Kapital-
anteil unter den bezeichneten Betrag 
herabgemindert wird (§ 172 Absatz 4 
HGB). Eine vertragliche Nachschuss-
pflicht besteht nicht. Die Rückgewähr 
der Einlage oder eine Auszahlung (Ent-
nahme) an Anleger, die den Wert der 
Kommanditeinlage unter den Betrag 
der jeweils im Handelsregister einge-
tragenen Haftsumme herabmindern, 
dürfen nur mit Zustimmung des jeweils 
betroffenen Anlegers erfolgen. Vor der 
Zustimmung ist der betroffene Anle-
ger darauf hinzuweisen, dass er den 
Gläubigern der Investmentgesellschaft 
gegenüber unmittelbar haftet, soweit 
seine Einlage durch Rückgewähr oder 
Auszahlung (Entnahme) zurückgezahlt 
wird oder eine Auszahlung (Entnahme) 
an ihn den Wert seiner Kommandit-
einlage unter den Betrag der jeweils 
im Handelsregister eingetragenen 
Haftsumme herabmindert (vgl. § 152 
Absatz 2 KAGB).

Auch nach der Eintragung ihres Aus-
scheidens aus der Investmentgesell-
schaft in das Handelsregister haften 
Kommanditisten – vorbehaltlich der 
Regelung des § 152 Absatz 6 KAGB – bis 
zur Höhe der jeweils im Handelsregister 
eingetragenen Haftsumme für die bis 
dahin begründeten Verbindlichkeiten der 
Investmentgesellschaft, wenn die Ver-
bindlichkeiten vor Ablauf von fünf Jahren 
nach dem jeweiligen Ausscheiden fällig 
werden und daraus Ansprüche gegen 
den Ausgeschiedenen festgestellt sind 
oder eine gerichtliche oder behördliche 
Vollstreckungshandlung vorgenommen 
oder beantragt wird (vgl. § 161 Absatz 2 
in Verbindung mit § 160 Absatz 1 HGB). 
Wird die Investmentgesellschaft auf-
gelöst, verjähren die vorgenannten 
Ansprüche der Gesellschaftsgläubiger 

gegen Kommanditisten spätestens fünf 
Jahre nach Eintragung der Auflösung der 
Investmentgesellschaft in das Handels-
register oder – wenn die Ansprüche erst 
nach Eintragung der Auflösung fällig 
werden – fünf Jahre nach Fälligkeit der 
Ansprüche (vgl. § 161 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 159 HGB).

Darüber hinaus kann auch eine Haf-
tung entsprechend §§ 30, 31 GmbHG 
bis zur Höhe aller erhaltenen Auszah-
lungen ohne Begrenzung auf die Haft-
summe entstehen, wenn Auszahlungen 
an die Anleger gesellschaftsvertrags-
widrig geleistet worden sind, also die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Investmentgesellschaft bzw. ihrer 
Komplementärin eine Auszahlung nicht 
zugelassen hätte.

Das oben Genannte gilt auch für mittel-
bar genannte Treugeber.

Die Gesellschafter können abweichend 
vom derzeit bestehenden Gesellschafts-
vertrag durch Mehrheitsbeschluss fest-
legen, dass der Investmentgesellschaft 
durch die Anleger weiteres Eigenkapital 
zur Verfügung zu stellen ist. Hierdurch 
werden die Anleger zwar nicht recht-
lich wirksam zum Nachschuss verpflich-
tet, es droht ihnen jedoch das Risiko, 
dass sich andere Kommanditisten an 
einer Kapitalerhöhung beteiligen und 
ihre eigene Beteiligung dadurch antei-
lig vermindert wird (sogenannter Ver-
wässerungseffekt). Dies gilt auch für 
Altgesellschafter, die nicht von ihrem 
Bezugsrecht nach § 7 Absatz 3 des 
Gesellschaftsvertrages der Invest-
mentgesellschaft Gebrauch machen, 
und im Falle einer Kapitalerhöhung nach 
§ 7 Absatz 8 des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft. 

Außerdem trifft den Anleger im Fall 
einer Verletzung von Pflichten aus dem 
Gesellschaftsvertrag, insbesondere bei 
nicht rechtzeitiger Einzahlung seiner 
Einlage, eine persönliche Haftung.
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Steuerzahlungen

Steuerzahlungen, denen keine Steuer-
erstattungen oder sonstigen Auszahlun-
gen gegenüberstehen, können im Fall 
eines Totalverlustes des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) zusätzlich weiteres Ver-
mögen des Anlegers gefährden.

Risiken aus unterschiedlichen 
Anteilsklassen

Hinsichtlich der Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft bestehen nach 
Maßgabe von § 14 des Gesellschafts-
vertrages der Investmentgesellschaft 
verschiedene Anteilsklassen. Hierdurch 
können Risiken entstehen. Beispiels-
weise besteht das Risiko, dass die ver-
schiedenen Anteilsklassen zu einem 
Verwaltungsmehraufwand führen, wel-
cher sich nachteilig auf das wirtschaft-
liche Ergebnis der Investmentgesell-
schaft auswirken kann. Dies kann bis 
zum Teilverlust des vom Anleger ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Risiko aus Sonderentnahme

Anteilsinhaber der Anteilsklasse 1, 
die ihre Beteiligung nicht zum Ablauf 
des 31. August 2022 gekündigt haben, 
erhalten mit Ablauf dieses Tages eine 
Sonderentnahme nach Maßgabe von 
§ 14 Absatz 2 lit. g) des Gesellschafts-
vertrages. Das Sonderentnahmerecht 
der Altanleger, die nicht zum Ablauf des 
31. August 2022 gekündigt haben, wird 
liquiditätsmäßig überwiegend durch das 
neu eingeworbene Kommanditkapital 
bedient und wird spätestens fällig zum 
31. Dezember 2023. Die Sonderent-
nahme des jeweiligen Altgesellschafters 
wird zunächst durch die Summe seiner 
Kapitalkonten Ia), II und III gedeckt, die 
im HGB-Zwischenabschluss der Invest-
mentgesellschaft zum 31. August 2022 
enthalten sind. Der darüber hinausge-
hende Betrag des Sonderentnahme-
rechts soll planungsgemäß durch Zuwei-
sung eines Anteils am späteren aus der 

Veräußerung der Immobilie resultieren-
den Gewinn der Investmentgesellschaft 
gedeckt werden.

Sollte dieser Betrag nicht ausreichen, 
werden den Altgesellschaftern, die nicht 
mit Wirkung zum Ablauf des 31. August 
2022 ihre Beteiligung an der Investment-
gesellschaft gekündigt haben, im Jahr 
der Veräußerung vorab entsprechende 
laufende Erträge zugewiesen, auch 
wenn sich hierdurch für die Gesell-
schafter der Anteilsklasse 2 laufende 
Verluste ergeben oder sich solche Ver-
luste erhöhen. Dies kann zum Teil- oder 
Totalverlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) der Anleger der Anteilsklasse 
2 führen.

Risiko aus Haftungsfreistellung der 
Komplementärin

Nach Maßgabe von § 25 Absatz 9 des 
Gesellschaftsvertrages ist die Komple-
mentärin bei ihrem Ausscheiden von 
ihrer Haftung gemäß §§ 128, 160, 161 
HGB freizustellen. Dies bedeutet in wirt-
schaftlicher Hinsicht, dass die Invest-
mentgesellschaft und mittelbar die 
Anleger für Verluste der Komplemen-
tärin aufkommen müssen. Dies kann bis 
zum Totalverlust des vom Anleger ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Minderheitsbeteiligun-
gen/Bindungswirkung von 
Gesellschafterbeschlüssen 

Gesellschafterrechte innerhalb der 
Investmentgesellschaft werden in ein-
zuberufenden Gesellschafterversamm-
lungen oder im schriftlichen Abstim-
mungsverfahren wahrgenommen. Ist der 
Anleger Inhaber einer Minderheitsbetei-
ligung, kann er nicht alleine, sondern nur 
in Verbindung mit anderen Anlegern ent-
scheiden. Grundsätzlich werden Gesell-
schafterbeschlüsse mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen gefasst, 
soweit nicht in dem Gesellschaftsver-
trag der Investmentgesellschaft oder 

aufgrund zwingender Gesetzesvor-
schriften etwas anderes bestimmt ist. 

Beschlüsse zu gewissen Rechtsge-
schäften (zum Beispiel Änderung des 
Gesellschaftsvertrages der Investment-
gesellschaft oder der Verkauf oder die 
Übertragung des gesamten oder eines 
wesentlichen Teils des Gesellschafts-
vermögens) bedürfen einer Mehrheit 
von 75 % der abgegebenen Stimmen 
sowie der Zustimmung der geschäfts-
führenden Kommanditistin. Das Gleiche 
gilt für entsprechende Gesellschafter-
beschlüsse, die ggf. auf Ebene einer 
etwaigen Objektgesellschaft zu fassen 
sind, jedoch vorbehaltlich der Rechte 
der Minderheitsgesellschafter der 
Objektgesellschaft.

Erfordert eine Angelegenheit einen 
Beschluss der Gesellschafter, muss 
der Anleger eine Mehrheitsentschei-
dung akzeptieren, unabhängig davon, 
ob diese Entscheidung im Interesse der 
Investmentgesellschaft oder in seinem 
eigenen Interesse ist. Durch die Zeich-
nung eines sehr hohen Anteils durch ein-
zelne Anleger kann es zu einer Stimm-
rechtsmehrheit und damit zu einem 
beherrschenden Einfluss einzelner Anle-
ger oder durch eine Gruppe von Anlegern 
mit ggf. gleichen Interessen kommen, 
wie dies insbesondere bei Anlegern 
einer Anteilsklasse der Fall sein kann. 
Für den Fall, dass an den Gesellschaf-
terversammlungen oder Abstimmungen 
nur eine Minderheit der Gesellschafter 
teilnimmt, kann dies auch zu Beschluss-
fassungen führen, die die Mehrheit der 
Gesellschafter, die nicht anwesend oder 
vertreten waren bzw. im schriftlichen 
Verfahren nicht an der Beschlussfas-
sung teilgenommen haben, gegen sich 
gelten lassen müssen. 

Die gemäß Gesellschaftsvertrag wirk-
sam gefassten Beschlüsse sind für 
die Anleger bindend. Gemäß dem 
Gesellschaftsvertrag kann mit einer 
(qualifizierten) Mehrheit von 75 % 
der wirksam abgegebenen Stimmen 
beispielsweise eine Änderung des 
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Gesellschaftsvertrages beschlossen 
werden, sofern die geschäftsführende 
Kommanditistin der Investmentgesell-
schaft ihre Zustimmung erteilt. Für die 
Änderung der Anlagebedingungen, die 
mit den bisherigen Anlagegrundsätzen 
der Investmentgesellschaft nicht ver-
einbar sind oder zu einer Änderung der 
Kosten oder der wesentlichen Anleger-
rechte führen, bedarf es einer qualifi-
zierten Mehrheit von Anlegern, die min-
destens zwei Drittel der Pflichteinlagen 
auf sich vereinigen, und einer Geneh-
migung durch die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). 
Denkbar ist auch, dass Beschlüsse, die 
eine (qualifizierte) Mehrheit erfordern, 
durch eine Minderheit blockiert werden.

Es besteht insofern das Risiko, dass ein 
Anleger – auch bei eigener Teilnahme an 
der jeweiligen Beschlussfassung – Ent-
scheidungen der Gesellschafter gegen 
sich gelten lassen muss, die seinen 
eigenen Interessen zuwiderlaufen oder 
sich nachteilig auf das Ergebnis der 
Investmentgesellschaft und damit auf 
das des einzelnen Anlegers auswirken. 
Dies gilt auch, soweit die geschäfts-
führende Kommanditistin im Rahmen 
des Gesamtkonzeptes Anteile an der 
Investmentgesellschaft erworben hat 
(vgl. Kapitel „C. Überführung der Invest-
mentgesellschaft in den Anwendungs-
bereich des KAGB“).

Gemäß der Beschlussfassung zum 
Gesamtkonzept ist die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin ermächtigt wor-
den, etwaige von der BaFin verlangte 
Änderungen des Gesellschaftsvertra-
ges bis zum Ablauf des 31. März 2023 
umzusetzen, ohne dass es eines weite-
ren Gesellschafterbeschlusses bedarf. 
Insoweit besteht für die Anleger das 
Risiko, dass der Gesellschaftsvertrag 
der Investmentgesellschaft abgeändert 
wird, ohne dass die Anleger an dieser 
Änderung mitwirken können. 

Keine Beteiligung der Anleger an der 
Geschäftsführung/Fremdverwaltung 

Die Anleger sind nicht an der Geschäfts-
führung der Investmentgesellschaft 
beteiligt. Daher besteht das Risiko, 
dass Anleger auch dann die wirtschaft-
lichen Folgen einer Entscheidung der 
Geschäftsführung tragen müssen, wenn 
sie mit den entsprechenden Entschei-
dungen nicht einverstanden sind und 
diese für den einzelnen Anleger wirt-
schaftlich nachteilig sind. Zudem ist die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft im Rah-
men ihrer Fremdverwaltung insbeson-
dere über die Vermögensgegenstände 
der Investmentgesellschaft verfügungs-
befugt (vgl. auch unter „Risiko aus 
externer Verwaltung der Investment-
gesellschaft“). Auch insoweit besteht 
das Risiko, dass Anleger für sie nach-
teilige Entscheidungen der Kapitalver-
waltungsgesellschaft wirtschaftlich tra-
gen müssen.

Längerfristige Bindung des  
Anlegers/Ausschluss der  
ordentlichen Kündigung 

Bei der hier angebotenen Beteiligung 
handelt es sich um eine Beteiligung mit 
langfristiger Ausrichtung. Das geplante 
Ende der Beteiligungsperiode ist zum 
31. Dezember 2034 vorgesehen. Die 
Laufzeit der Investmentgesellschaft 
kann durch Gesellschafterbeschluss 
mit der einfachen Mehrheit der abgege-
benen Stimmen sowie der Zustimmung 
der geschäftsführenden Kommanditis-
tin nach Maßgabe von § 23 Absatz 1 
und 2 des Gesellschaftsvertrages der 
Investmentgesellschaft maximal bis zum 
31. Dezember 2039 verlängert werden. 
Im Fall eines solchen laufzeitverlän-
gernden Beschlusses kann der Anle-
ger über die investierten Mittel grund-
sätzlich nicht verfügen. Der Anleger hat 
somit keine Möglichkeit, seine Investition 
vor Ende der Laufzeit zurückzufordern. 
Eine ordentliche Kündigung durch den 
Anleger ist während der Laufzeit der 
Investmentgesellschaft ausgeschlos-
sen. Auch nach Ende der Laufzeit ist die 

Rückzahlung seines eingesetzten Kapi-
tals (Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabe-
aufschlag) nicht garantiert (vgl. auch im 
Abschnitt „Insolvenz der Investment-
gesellschaft/keine Kapitalgarantie“). 

Beschränkte Handelbarkeit  
(Fungibilität) 

Die vom Anleger erworbenen Anteile an 
der Investmentgesellschaft sind zwar 
grundsätzlich während der Laufzeit auf 
andere Personen nach Maßgabe der 
§§ 21 ff. des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft übertrag-
bar. Die freie Handelbarkeit der Anteile 
ist jedoch eingeschränkt. Die Übertra-
gung von Anteilen setzt grundsätzlich 
die Zustimmung der geschäftsführen-
den Kommanditistin der Investmentge-
sellschaft sowie bei Treugebern zusätz-
lich die Zustimmung der Treuhandkom-
manditistin voraus.

Dies kann u. a. dazu führen, dass der 
Anleger seine Anteile ggf. gar nicht oder 
nur unter Preisabschlägen veräußern 
kann. Ferner besteht für die Anteile 
kein einer Wertpapierbörse vergleich-
barer geregelter Zweitmarkt, sodass 
es für einen Anleger schwierig sein 
kann, überhaupt einen Interessenten 
für den zu veräußernden Anteil zu fin-
den. Kurzfristige Veräußerungswün-
sche beinhalten generell ein erhöhtes 
Risiko von Preisabschlägen. Es kann 
somit nicht ausgeschlossen werden, 
dass eine Veräußerung gar nicht, nur 
zu einem unter dem Wert des Anteils 
liegenden Preis oder nur zeitlich ver-
zögert erfolgen kann. Der Anleger trägt 
insofern das Risiko, dass er nicht vor 
dem 31. Dezember 2034 bzw. – bei Ver-
längerung der Laufzeit – vor dem Ende 
der Verlängerung ausscheiden kann. 

Widerruf von Beitrittserklärungen

Steht einem Anleger als Verbraucher im 
Hinblick auf außerhalb von Geschäftsräu-
men geschlossene Verträge und Fernab-
satzverträge über Finanzdienstleistun-
gen ein gesetzliches Widerrufsrecht zu, 
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kann er seine Vertragserklärung inner-
halb der gesetzlichen Fristen widerrufen. 
Im Fall des Widerrufs kann es sein, dass 
der Anleger weniger als seinen Betei-
ligungsbetrag nebst Agio zurückerhält 
(sondern nur den aktuellen Verkehrswert 
seiner Beteiligung). Der Anleger kann 
zur Zahlung von Wertersatz verpflich-
tet sein. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass es bei Geltendmachung 
bestehender gesetzlicher Widerrufs-
rechte, die ggf. auch noch nach mehre-
ren Jahren ausgeübt werden können, zu 
Liquiditätsabflüssen in der Investment-
gesellschaft und dadurch zu Liquiditäts-
engpässen kommen kann, welche die 
Wirtschaftlichkeit der Beteiligung der 
in der Investmentgesellschaft verblei-
benden Anleger beeinträchtigen kön-
nen. Kann die Investmentgesellschaft 
die zu erstattenden Beträge nicht aus 
den laufenden Einnahmen leisten, wäre 
sie ggf. gezwungen, entweder bereits 
erworbene Vermögensgegenstände zu 
veräußern oder zusätzliches Fremdka-
pital aufzunehmen. Hierdurch würden 
zusätzliche Kosten entstehen. Im Fall von 
Massenwiderrufen, das heißt in Fällen, in 
denen eine große Anzahl von Anlegern 
ihre Vertragserklärung widerruft, besteht 
zudem das Risiko, dass die Investment-
gesellschaft zahlungsunfähig wird, was 
für die Anleger zu einem Verlust ihres ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen würde.

Ausscheiden von Gesellschaftern/
Abfindungsrisiko

Scheidet die Komplementärin der Invest-
mentgesellschaft aus, zum Beispiel 
infolge ihrer Insolvenz, und ist es bis 
zum Ausscheiden nicht gelungen, die 
Komplementärin zu ersetzen, besteht 
die Investmentgesellschaft, sofern sie 
nicht vorher aufgelöst wird, ggf. in der 
Rechtsform einer OHG oder GbR fort.

Sollte die Investmentgesellschaft durch 
ein Ausscheiden der Komplementärin 
in der Rechtsform einer OHG oder GbR 
fortbestehen, haften alle Gesellschafter 
gegenüber Dritten unabhängig von der 

Höhe der Haftsumme unbeschränkt. In 
diesem Fall besteht das Risiko für den 
Anleger, mit seinem sonstigen Vermö-
gen für Verpflichtungen der Investment-
gesellschaft einstehen zu müssen. Dies 
kann bis zur Insolvenz des jeweiligen 
Anlegers führen. Wird die Gesellschaft 
beim Ausscheiden der Komplementä-
rin aufgelöst, müssen die getätigten 
Investitionen dann bereits vor dem im 
Prospekt angegebenen Veräußerungs-
zeitpunkt beendet werden. Dies kann 
sich negativ auf den Mittelrückfluss 
an die Anleger, bis hin zum Totalver-
lust des eingesetzten Kapitals (Beteili-
gungsbetrag zzgl. Ausgabeaufschlag), 
auswirken.

Sofern bei Ausscheiden der Treuhand-
kommanditistin I und/oder II keine neue 
Treuhandkommanditistin bestellt wird 
oder werden kann, müssen die betrof-
fenen Treugeber ihre bisher von der 
jeweiligen Treuhandkommanditistin 
gehaltenen Anteile an der Investment-
gesellschaft als Direktkommanditisten 
übernehmen. Dadurch können Verwal-
tungskosten für die Investmentgesell-
schaft und/oder die Anleger sowie eine 
Belastung der Investmentgesellschaft 
mit Grunderwerbsteuer entstehen, die 
die Rückflüsse für die Anleger oder ihr 
sonstiges Vermögen mindern (zum Bei-
spiel Kosten im Zusammenhang mit der 
Handelsregistereintragung).

Ein Anleger kann nach Maßgabe des 
Gesellschaftsvertrages aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschlossen wer-
den. Wichtige Gründe, die zum Aus-
schluss berechtigen, werden im Gesell-
schaftsvertrag genannt (vgl. insbeson-
dere §§ 5 Absatz 3, 8 Absatz 4 und 24 
Absatz 1 und 2 des Gesellschaftsvertra-
ges). Dies kann dazu führen, dass der 
Anleger entgegen seinem tatsächli-
chen Willen nicht mehr am künftigen 
wirtschaftlichen Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft teilnehmen kann.

Ausscheidenden Gesellschaftern steht 
nach Maßgabe von § 25 des Gesell-
schaftsvertrages eine Abfindung zu. 

Die Höhe des Abfindungsanspruches 
bemisst sich nach dem Verkehrs-
wert des jeweiligen Kommanditanteils 
(Summe der Kapitalkonten I bis VI mit 
Ausnahme des Kapitalkontos IV). Schei-
det ein Kommanditist aus Gründen aus, 
die in § 24 Absatz 1 lit. a), b) oder d) oder 
§ 24 Absatz 2 des Gesellschaftsvertra-
ges niedergelegt sind, beschränkt sich 
sein Auseinandersetzungsanspruch auf 
den Buchwert des Kommanditanteils, 
das heißt auf die Summe der Kapital-
konten I bis III und VI zum 31. Dezem-
ber des vor dem Ausscheidenstermin 
liegenden Jahres. Scheidet er am 
31. Dezember aus, so ist die Summe 
der Kapitalkonten I bis III und VI zum 
31. Dezember des Jahres seines Aus-
scheidens maßgeblich. Sollte der Ver-
kehrswert des Kommanditanteils unter 
dem Buchwert liegen, so beschränkt 
sich der Auseinandersetzungsanspruch 
auf den Verkehrswert.

Die Höhe des Abfindungsanspruches 
wird von dem für das betreffende 
Geschäftsjahr ordentlich bestellten 
Abschlussprüfer der Investmentgesell-
schaft als Schiedsgutachter verbind-
lich festgestellt. Es kann daher zum Bei-
spiel aufgrund von Bewertungsfehlern 
dazu kommen, dass die Abfindung unter 
dem tatsächlichen Wert der Beteiligung 
des Anlegers liegt. Dies kann bis zum 
Totalverlust des vom Anleger eingesetz-
ten Kapitals führen. Ferner kann es zu 
Rechtsstreitigkeiten über die Höhe der 
Abfindung kommen, was die Auszahlung 
der Abfindung an den Anleger verzö-
gern kann.

Die Kosten der Auseinandersetzung, 
insbesondere der Ermittlung des Abfin-
dungsanspruches, trägt der ausschei-
dende Anleger. Kann der ausscheidende 
Anleger diese Kosten nicht begleichen, 
kann dies bis zur Insolvenz des Anle-
gers führen.

In Fällen der nicht erfüllten Einzahlungs-
verpflichtung eines Gesellschafters 
nach § 8 Absatz 4 des Gesellschafts-
vertrages erhält der ausscheidende 
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Kommanditist eine Abfindung, die der 
Höhe der von ihm eingezahlten Pflicht-
einlage abzgl. eines eventuellen Ausla-
generstattungsanspruches gemäß § 8 
Absatz 5 des Gesellschaftsvertrages 
entspricht. Dies kann zum Teilverlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Insolvenz der Investmentgesell-
schaft/keine Kapitalgarantie 

Die Anleger tragen das Risiko der Insol-
venz der Investmentgesellschaft. Die 
Ansprüche der Anleger gegenüber der 
Investmentgesellschaft sind nicht gesi-
chert und in der Insolvenz gegenüber 
den Forderungen anderer Gläubiger 
der Investmentgesellschaft nachran-
gig. Ansprüche der Anleger werden erst 
befriedigt, nachdem die Ansprüche der 
anderen Gläubiger beglichen wurden. 
Dadurch können sich die Auszahlungen 
an die Anleger vermindern oder sogar 
entfallen. Für die Anlage in die Invest-
mentgesellschaft und deren Anlage in 
die Immobilie gibt es keine Kapitalga-
rantie und kein Einlagensicherungs-
system. Je nach Eintritt der jeweiligen 
Risiken kann es deshalb auch zu einem 
Totalverlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) kommen.

Risiken aus Desinvestition/
Rückzahlungszeitpunkt 

Der Erfolg der Investmentgesellschaft 
ist auch in erheblichem Umfang davon 
abhängig, ob und zu welchen Bedin-
gungen die Immobilie bzw. ggf. Anteile 
an einer etwaigen Objektgesellschaft 
veräußert werden können. Im Fall des 
Verkaufs der Immobilie besteht das 
Risiko, dass diese nicht, verzögert oder 
nur zu einem geringeren als dem pro-
gnostizierten Verkaufspreis veräußert 
werden kann (vgl. dazu unter „Markt-
risiko/Wertentwicklung der Immobilie/
Risiken aus (Nicht-)Veräußerung“). Eine 
Haftung der Investmentgesellschaft 
nach einem Verkauf, zum Beispiel für 

etwaige Mängel der Immobilie, würde 
sich wirtschaftlich negativ und damit 
auf das Ergebnis der Anleger auswirken. 
Es kann zudem nicht ausgeschlossen 
werden, dass im Rahmen der Desin-
vestition nicht die Immobilie durch die 
Investmentgesellschaft verkauft wird, 
sondern die Investmentgesellschaft als 
Gesellschafter einer etwaigen Objektge-
sellschaft ihrerseits ihre Beteiligung an 
der Objektgesellschaft an einen Dritten 
veräußert. Im Rahmen dessen würde das 
Risiko bestehen, dass die Investment-
gesellschaft als Verkäuferin der Anteile 
an der Objektgesellschaft für etwaige 
Mängel, zum Beispiel auch Baumän-
gel, Mängel am Grundstück oder eine 
unsachgemäße Planung der Immobilie, 
die zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
bekannt waren, gegenüber dem Käufer 
haftbar gemacht wird. Darüber hinaus 
besteht das Risiko, dass der Käufer der 
Immobilie oder der Anteile an der Objekt-
gesellschaft seinerseits kurzfristig aus-
fällt und keinen Kaufpreis zahlen kann. 
Die vorstehend dargestellten Risiken 
können zu nicht kalkulierten finanziellen 
Nachteilen zulasten der Investmentge-
sellschaft führen, sodass es zu keinen, 
verminderten oder zeitlich verzögerten 
Auszahlungen (insbesondere die prog-
nostizierten Schlussauszahlungen) an 
Anleger bis hin zum Totalverlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) kommen kann.

Marktrisiko/Wertentwicklung  
der Immobilie/Risiken aus  
(Nicht-)Veräußerung 

Änderungen des lokalen oder deutsch-
landweiten Immobilienmarktes oder 
Finanzierungsmarktes oder eine Ver-
schlechterung der volkswirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen in Deutsch-
land oder aufgrund von Wirtschafts- 
und Finanzkrisen können generell zu 
negativen Abweichungen bezüglich 
der kalkulierten Kosten und/oder des 
Verkaufserlöses führen, sodass der 
Mittelrückfluss an die Anleger entwe-
der nicht wie erwartet ausfallen oder 
ganz entfallen oder ein teilweiser oder 

vollständiger Verlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) eintreten kann. 

Die Immobilie soll planmäßig am Ende 
der Laufzeit der Investmentgesellschaft 
veräußert werden. Es besteht für die 
Veräußerung von Immobilien keine 
Börse und kein vergleichbar geregel-
ter Markt und die Wertentwicklung 
von Immobilien ist nur schwer vorher-
zusagen. Im Fall des Verkaufs können 
speziell im Grundbesitz liegende Risi-
ken (wie zum Beispiel die Nichtveräu-
ßerbarkeit der Immobilie, Leerstände, 
Verkaufspreisrückstände und -aus-
fälle, Miet rückstände oder -ausfälle) 
unmittelbar oder mittelbar zu negati-
ven Auswirkungen auf die Ertragslage 
der Investmentgesellschaft und mithin 
auf die Ertragslage der Anleger führen. 
Auch könnten die baulichen Verhältnisse 
der Immobilie bzw. die bestehende Nut-
zungsart möglicherweise den Käufer-
kreis einschränken. Grundsätzlich wird 
die zukünftige Entwicklung des Wer-
tes einer Immobilie durch verschie-
dene Faktoren beeinflusst (insbeson-
dere durch die Höhe von tatsächlichen 
Miet einnahmen und die Miet erbonität, 
den Standort und die Standortentwick-
lung, die Bau- und Grundstücksqualität, 
alternative Nutzungsmöglichkeiten, die 
Baupreisentwicklung, die allgemeine 
Konjunktur- und Kapitalmarktentwick-
lung sowie die mögliche Änderung von 
Steuergesetzen). Der Verkaufspreis bei 
gewerblich genutzten Immobilien ist vor 
allem davon abhängig, ob die Immobilien 
im vermieteten Zustand verkauft werden 
und welche Miet en (Jahresnettokalt-
mieten) mit den Miet ern vereinbart sind 
oder vereinbart werden können und zu 
welchem Verkaufsfaktor (Multiplikator 
der Jahresnettokaltmiete) die Immobi-
lie veräußert werden kann. Es besteht 
zudem immer das Risiko einer Rezes-
sion bzw. eines allgemein schlech-
ten Umfelds – das vielerlei negative 
Aspekte umfassen kann –, wodurch 
es schwieriger sein könnte, Erwerber 
für Immobilien zu finden. Es kann daher 
nicht ausgeschlossen werden, dass die 

E. Risikohinweise



26 Paribus München Taunusstraße 
Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG

Veräußerung der Immobilie überhaupt 
nicht, nur zu einem unter dem kalku-
lierten Verkaufswert liegenden Preis 
oder zeitlich verzögert erfolgen kann. 
Es besteht deshalb die Gefahr, dass sich 
die Liquidation der Investmentgesell-
schaft verzögert und der Mittelrückfluss 
an die Anleger verspätet, nur teilweise 
oder gar nicht erfolgt und ein teilwei-
ser oder vollständiger Verlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) eintritt. 

Es besteht jedoch auch das Risiko, dass 
die Immobilie vorzeitig veräußert wer-
den muss, also auch zu einem frühe-
ren Zeitpunkt als dem prognostizierten 
Laufzeitende. Dies könnte zum Beispiel 
der Fall sein, wenn nach der planmä-
ßigen Beendigung oder einer unplan-
mäßigen vorzeitigen Beendigung des 
bestehenden Miet vertrages kein neuer 
Miet vertrag abgeschlossen werden 
kann oder aufgrund der Wirksamkeit 
einer „Loan to Value“-Klausel im Dar-
lehensvertrag und insoweit das Vermie-
tungsrisiko eintritt oder auch wenn nicht 
genügend Zeichnungskapital von Neu-
gesellschaftern eingeworben werden 
kann und insoweit das Platzierungsri-
siko eintritt. Es besteht in diesen Sze-
narien die Gefahr eines teilweisen oder 
vollständigen Verlustes des eingesetz-
ten Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. 
Ausgabeaufschlag).

Liquiditätsanlagen und Derivate

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann für die Investmentgesellschaft 
das Kommanditkapital ganz oder teil-
weise für Zwecke des Liquiditätsma-
nagements kurzfristig in Geldmarkt-
instrumente oder Bankguthaben oder 
zu Absicherungszwecken in Derivate 
anlegen. Bei einer Investition in Liqui-
ditätsanlagen besteht das Risiko, dass 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft im 
Vergleich zu einer Anlage in Immobilien 
nur geringere Ergebnisse erzielen kann. 
Auch besteht bei der Anlage in verzins-
liche Liquiditätsanlagen das Risiko, dass 
überhaupt keine Rentabilität oder ein 

Verlust erzielt wird. Dies gilt insbe-
sondere deshalb, weil gegenwärtig ein 
Niedrigzinsumfeld vorherrscht, bei dem 
sogar Negativzinsen bei einer Kapital-
anlage entstehen können.

Daneben kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass Banken oder Finanz-
dienstleistungsunternehmen, bei 
denen Liquiditätsanlagen getätigt 
werden, insolvent werden und damit 
ein Großteil der bei der entsprechen-
den Bank oder dem entsprechenden 
Finanzdienstleistungsunternehmen 
investierten Liquiditätsanlagen verlo-
ren gehen. Dies kann sich negativ auf 
den Mittelrückfluss an die Anleger, bis 
hin zum Totalverlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag), auswirken.

Das Vorstehende gilt insbesondere für 
die Geschäfte mit Derivaten, die zu Absi-
cherungszwecken getätigt werden dür-
fen und stets mit hohen Verlustrisiken 
behaftet sind.

Management- und 
Schlüsselpersonenrisiko

Der Erfolg der Investmentgesellschaft 
hängt in erheblichem Maße von den 
Fähigkeiten des Managements der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, der 
Geschäftsführung der Investmentge-
sellschaft (das heißt der geschäfts-
führenden Kommanditistin) sowie der 
Qualität der externen Vertragspartner 
(vgl. auch Kapitel E. Risikohinweise, 
Abschnitt „II. Allgemeine Risiken“ unter 
„Vertragspartnerrisiko“) ab. Der Verlust 
von unternehmenstragenden Personen 
kann sich negativ auf die Entwicklung 
der Beteiligung auswirken. Ferner sind 
Fehlentscheidungen des Managements 
mit ebenfalls negativen Auswirkungen 
auf den Beteiligungsverlauf nicht auszu-
schließen (vgl. auch im Abschnitt „Risiko 
aus externer Verwaltung der Investment-
gesellschaft“). Die vorstehend darge-
stellten Risiken können dazu führen, 
dass das prognostizierte Ergebnis der 
Investmentgesellschaft verfehlt wird 

und somit verminderte Mittelrückflüsse 
an die Anleger bis hin zu einem teilwei-
sen oder vollständigen Verlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) die Folge sind.

Verwahrstellenvertrag und  
Verwahrrisiko

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat 
mit der CACEIS Bank S. A., Germany 
Branch als Verwahrstelle einen Ver-
wahrstellenvertrag geschlossen. Die 
Verwahrstelle wird ihre Verwahrstellen-
funktion auch für die Investmentgesell-
schaft ausüben. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass die beauftragte 
Verwahrstelle ihre Tätigkeit aus auf-
sichtsrechtlichen oder sonstigen Grün-
den wieder aufgeben muss. In diesem 
Fall müsste eine andere Verwahrstelle 
beauftragt werden. Dabei besteht das 
Risiko, dass dann höhere Verwaltungs-
kosten entstehen. Dies kann zur Vermin-
derung des wirtschaftlichen Erfolges der 
Investmentgesellschaft und zu reduzier-
ten Auszahlungen an Anleger führen. 
Auch kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass sich durch den Zustimmungs-
vorbehalt der Verwahrstelle und in Aus-
übung ihrer aufsichtsrechtlichen Kont-
rollfunktion Entscheidungen ergeben, 
die sich für die Investmentgesellschaft 
negativ auswirken. Trotz der Zustim-
mungsnotwendigkeit bei der Freigabe 
von Mitteln besteht zudem das Risiko 
einer nicht vertragsgemäßen Verwen-
dung. Dies hätte negative Auswirkun-
gen auf die Ertragslage der Investment-
gesellschaft bis hin zu einer Insolvenz. 
Aus der Beauftragung der Verwahrstelle 
resultiert für die Anleger ein Verlust- und 
Ertragsrisiko, das aus Insolvenz, krimi-
nellen Handlungen, Sorgfaltspflichtver-
letzung bzw. dem Treffen von nachtei-
ligen Entscheidungen entstehen kann.

Rundungsrisiken

Nach Maßgabe von § 7 Absatz 4 des 
Gesellschaftsvertrages der Investment-
gesellschaft wird der Ausgabepreis für 
Anteile an der Investmentgesellschaft 
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auf volle Cent aufgerundet. Die Anzahl 
der Anteile eines Neugesellschafters 
wird ermittelt, indem die Zeichnungs-
summe durch den Ausgabepreis divi-
diert wird. Die rechnerisch ermittelte 
Anzahl der Anteile ist auf volle Anteile 
abzurunden. Auf- und Abrundungen 
können zum Teilverlust des vom Anle-
ger eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) und zu 
geringeren Ausschüttungen führen.

Risiko aus externer Verwaltung der 
Investmentgesellschaft

Die Investmentgesellschaft hat die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft zur exter-
nen Kapitalverwaltungsgesellschaft im 
Sinne des KAGB bestellt und ihr in die-
sem Zusammenhang eine umfassende 
rechtsgeschäftliche Handlungsvoll-
macht erteilt. Die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft entscheidet im eigenen 
Ermessen über Anlage und Verwaltung 
des Investmentvermögens. Der Ent-
scheidungsspielraum der Geschäfts-
führung der Investmentgesellschaft wird 
damit weitgehend von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft übernommen oder 
durch deren Zustimmungsvorbehalte 
eingeschränkt. Es besteht das Risiko, 
dass die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
trotz ihrer gesetzlichen Verpflichtung, 
ausschließlich im Interesse der Anleger 
zu handeln, für die Investmentgesell-
schaft nachteilige Entscheidungen trifft 
oder ihren Verpflichtungen nicht nach-
kommt mit der Folge reduzierter Auszah-
lungen an die Anleger bis hin zum Total-
verlust des eingesetzten Kapitals (Betei-
ligungsbetrag zzgl. Ausgabeaufschlag).

Die Aufsichtsbehörde ist für den Fall 
des Verstoßes gegen aufsichtsrecht-
liche Pflichten berechtigt, der Kapital-
verwaltungsgesellschaft das Recht zur 
Verwaltung der Investmentgesellschaft 
zu entziehen. In diesem Fall müsste die 
Verwaltung von einer anderen Kapital-
verwaltungsgesellschaft übernommen 
werden. Es besteht dabei beispiels-
weise das Risiko, dass höhere Verwal-
tungskosten als vorgesehen entstehen. 

Dies kann zur Verminderung des wirt-
schaftlichen Erfolges der Investment-
gesellschaft und zu reduzierten Aus-
zahlungen an die Anleger führen. Fer-
ner kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass keine Kapitalverwaltungsgesell-
schaft gefunden werden kann, die die 
Verwaltung der Investmentgesellschaft 
übernimmt. Dies kann zur Rückabwick-
lung der Investmentgesellschaft und 
zum Totalverlust des vom Anleger ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen. 

Fremdkapitalrisiko auf Ebene der  
Investmentgesellschaft 

Für die Investmentgesellschaft dürfen 
Kredite bis zur Höhe von 150 % des 
aggregierten eingebrachten Kapitals 
und noch nicht eingeforderten zuge-
sagten Kapitals der Investmentgesell-
schaft, berechnet auf der Grundlage 
der Beträge, die nach Abzug sämtlicher 
direkt oder indirekt von den Anlegern 
getragener Gebühren, Kosten und Auf-
wendungen für Anlagen zur Verfügung 
stehen, aufgenommen werden, wenn 
die Bedingungen der Kreditaufnahme 
marktüblich sind. Die Belastung von Ver-
mögensgegenständen, die zur Invest-
mentgesellschaft gehören, sowie die 
Abtretung und Belastung von Forde-
rungen aus Rechtsverhältnissen, die 
sich auf diese Vermögensgegenstände 
beziehen, sind zulässig, wenn dies mit 
einer ordnungsgemäßen Wirtschafts-
führung vereinbar ist und die Verwahr-
stelle den vorgenannten Maßnahmen 
zustimmt, weil sie die Bedingungen, 
unter denen die Maßnahmen erfol-
gen sollen, für marktüblich erachtet. 
Zudem darf die Belastung insgesamt 
150 % des aggregierten eingebrachten 
Kapitals und noch nicht eingeforder-
ten zugesagten Kapitals der Invest-
mentgesellschaft, berechnet auf der 
Grundlage der Beträge, die nach Abzug 
sämtlicher direkt oder indirekt von den 
Anlegern getragener Gebühren, Kos-
ten und Aufwendungen für Anlagen zur 
Verfügung stehen, nicht überschreiten. 
Die Grenzen für die Kreditaufnahme und 

die Belastung gelten nicht während der 
Dauer des erstmaligen Vertriebs der 
Investmentgesellschaft, längstens 
jedoch für einen Zeitraum von 18 Mona-
ten ab Beginn des Vertriebs. Die Auf-
sichtsbehörde ist für den Fall des Ver-
stoßes gegen die genannten Grenzen 
berechtigt, Maßnahmen anzuordnen, 
die bis hin zur Liquidation der Invest-
mentgesellschaft und zum Totalverlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen können.

Bei der Investmentgesellschaft besteht 
zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes Fremdkapital in Form 
eines verzinslichen Bankdarlehens in 
Höhe von 10.800.000 Euro. Dieses 
Bankdarlehen ist spätestens zum 31. Mai 
2023 zur Rückzahlung fällig. Zur Refi-
nanzierung und weiteren Betriebsmit-
telfinanzierung ist auf der Basis eines 
abgeschlossenen Darlehensvertrages 
geplant, bereits zum 30. Dezember 2022 
bei einer anderen Bank ein neues Dar-
lehen in Höhe von 22.000.000 Euro mit 
einer Laufzeit bis Ende Dezember 2032 
aufzunehmen. Es besteht das Risiko, 
dass es nicht zur Auszahlung des neuen 
(Refinanzierungs-)Darlehens kommt 
(sogenanntes Risiko der Anschluss-
finanzierung), was einen erheblichen 
Einfluss auf die wirtschaftlichen Verhält-
nisse der Investmentgesellschaft hat, da 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Rück-
zahlungsverpflichtung der bestehen-
den Bankfinanzierung ohne eine neue 
Fremdfinanzierung keine hinreichende 
Liquidität vorhanden ist. Zur Erfüllung 
der Rückzahlungsverpflichtung müsste 
in diesem Fall ggf. die Immobilie ver-
kauft werden. Auch besteht das Risiko, 
dass nach Auszahlung der geplanten 
ersten Tranche des geplanten neuen 
Darlehens die geplante zweite Tranche 
nicht valutiert wird bzw. werden kann, 
insbesondere dann, wenn das erfor-
derliche neue Zeichnungskapital nicht 
eingeworben werden kann. Dies kann 
auch zum Eintritt eines Insolvenzgrun-
des führen. Auch nach Rückzahlung des 
(geplant) bis zum 30. Dezember 2032 

E. Risikohinweise



28 Paribus München Taunusstraße 
Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG

laufenden neuen Darlehens ist eine wei-
tere Anschlussfinanzierung erforder-
lich. Auch hier besteht das genannte 
Risiko der Anschlussfinanzierung. Die-
ses Risiko gilt auch fortlaufend im Falle 
der Kündigung des bestehenden oder 
künftiger Darlehensverträge sowie 
bei einem Ausfall der refinanzieren-
den Bank.

Eine Fremdkapitalaufnahme ist mit ent-
sprechenden Risiken verbunden. Ver-
tragsverletzungen unter einem Darle-
hensvertrag können für die Investment-
gesellschaft nachteilige Auswirkungen 
bis hin zur Kündigung des Vertrages 
durch die Bank haben. Die Regelungen 
und Bedingungen des neuen Darlehens-
vertrages sehen eine „Loan to Value“-
Klausel vor, nach der ein bestimmtes 
Verhältnis der Darlehenssumme zum 
Wert des finanzierten Vermögensgegen-
stands in bestimmter Höhe nicht über-
schritten werden darf. Ebenso ist eine 
„Interest Coverage Ratio“-Klausel ver-
einbart, nach der ein bestimmtes Ver-
hältnis der Zins zahlungen zu den Miet-
einnahmen (nach Abzug der Bewirt-
schaftungskosten) nicht überschritten 
werden darf. Auch eine Verletzung die-
ser Finanzkennzahl kann zur Kündigung 
des Darlehensvertrages und damit zur 
unmittelbaren Rückzahlungsverpflich-
tung führen. Insbesondere auch wenn 
die Investmentgesellschaft fällige Til-
gungs- und Zins zahlungen nicht bedie-
nen kann, droht die Kündigung des Dar-
lehensvertrages und, sofern zu diesem 
Zeitpunkt keine Refinanzierung darge-
stellt werden kann oder sonstige Liqui-
dität zur Rückzahlung der in Anspruch 
genommenen Darlehen nicht zur Ver-
fügung steht, der Eintritt eines Insol-
venzgrundes und damit die Insolvenz 
der Investmentgesellschaft. Sofern es 
zu einer vorzeitigen Kündigung des Dar-
lehensvertrages kommt und/oder eine 
Refinanzierung nicht möglich ist, kann 
ein vorzeitiger Verkauf der Immobilie 
notwendig werden, bei dem ggf. nur 
ein niedrigerer Verkaufserlös als geplant 
erzielt werden kann.

Da die Investmentgesellschaft für 
Fremdkapital Sicherheiten bestellen 
muss, ist dies ebenfalls mit entspre-
chenden Risiken verbunden. Insbe-
sondere besteht die Gefahr, dass im 
Falle einer Sicherheitenverwertung 
diese nur unter Marktpreis verwertet 
werden können. 

Ein möglicher Verkauf der Immobilie ist 
weiterhin erst nach Freigabe der jewei-
ligen Sicherheiten durch die finanzie-
rende Bank möglich, was zu einer Ver-
zögerung einer möglichen Transaktion 
führen kann. Die Verwirklichung der vor-
genannten Umstände kann bis hin zum 
Totalverlust des vom Anleger eingesetz-
ten Kapitals führen (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag).

Leverage-Risiko

Durch den Einsatz von Fremdkapi-
tal kann ein Hebeleffekt (sogenann-
ter Leverage-Effekt) auf das Eigenka-
pital entstehen. Sofern eingesetztes 
Fremdkapital nur zu einem oberhalb 
der Gesamtkapitalrendite der Investi-
tion liegenden Zins satz erworben wer-
den kann, wird auf diese Art und Weise 
die Eigenkapitalrentabilität der Invest-
mentgesellschaft und damit das Ergeb-
nis der Investmentgesellschaft negativ 
beeinflusst. Dies kann zu verminderten 
oder entfallenden Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zu einem teilweisen oder 
vollständigen Verlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) führen.

Zins-Risiko

Eine Fremdfinanzierung birgt grund-
sätzlich das Risiko erhöhter Kosten – 
insbesondere infolge steigender Zins-
sätze – und kann das wirtschaftliche 
Ergebnis der Investmentgesellschaft 
negativ beeinflussen. Für das bis 30. 
Dezember 2022 bestehende Darlehen 
sind Zins aufwendungen kalkuliert. Für 
das ab 30. Dezember 2022 mit einer 
Laufzeit von zehn Jahren neu geplante 
Darlehen wurde ein Festzinssatz i. H. v. 

durchgehend 4,35 % p. a. vertraglich 
vereinbart. Es besteht daher insofern 
nur ein Risiko, dass die in der Prognose-
rechnung kalkulierten Zins en nicht aus-
reichen, um den tatsächlichen Kapital-
dienst leisten zu können, wenn der Dar-
lehensvertrag nicht wie unterstellt über 
die Laufzeit durchgeführt werden kann. 
Für die ab Ende Dezember 2032 erfor-
derliche Anschlussfinanzierung besteht 
ein Zins änderungsrisiko in Bezug auf 
den mit 4,35 % kalkulierten Anschluss-
zinssatz. Die Zins änderungsrisiken kön-
nen bei Verwirklichung erhebliche Aus-
wirkungen auf das Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft haben und entspre-
chend zu verminderten bzw. entfallen-
den Auszahlungen für die Anleger bis 
hin zum Totalverlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) führen.

Änderung der Anlagepolitik oder der 
Anlagebedingungen

Die Investmentgesellschaft kann mit 
einer qualifizierten Mehrheit von Anle-
gern, die mindestens zwei Drittel der 
Pflichteinlagen auf sich vereinigen, 
sowie einer entsprechenden Geneh-
migung durch die BaFin, Änderungen 
der Anlagebedingungen beschließen, 
die mit den bisherigen Anlagegrund-
sätzen der Investmentgesellschaft nicht 
vereinbar sind (vgl. § 19 Absatz 1 lit. b) 
des Gesellschaftsvertrages). Durch 
die Änderung der Anlagebedingungen 
kann die Anlagepolitik der Investment-
gesellschaft geändert werden oder es 
können höhere Kostenbelastungen 
entstehen. Durch eine Änderung der 
Anlagebedingungen können auch den 
Anleger betreffende Regelungen geän-
dert werden.
 
Die Investmentgesellschaft kann darü-
ber hinaus die Anlagepolitik innerhalb 
des gesetzlich und vertraglich zulässi-
gen Anlagespektrums und damit ohne 
Änderung der Anlagebedingungen 
ändern. Hierdurch kann sich das mit 
der Investmentgesellschaft verbun-
dene Risiko verändern. Die Änderung 
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der Anlagepolitik und/oder der Anlage-
bedingungen kann zu lediglich vermin-
derten oder ausfallenden Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zum Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen. 

Risiken aus der Bewertung des  
Nettoinventarwertes zum  
31. August 2022

Die im Kapitel F. enthaltene Wirtschaft-
lichkeitsberechnung geht davon aus, 
dass auf den Bewertungsstichtag 
31. August 2022 der Nettoinventar-
wert der Investmentgesellschaft mit 
rund 40.141.000 Euro angesetzt wird. 
Es besteht das Risiko, dass der final 
ermittelte Nettoinventarwert von die-
sem Wertansatz abweicht und daher 
– beispielsweise aufgrund der Zahlung 
des Auseinandersetzungsguthabens an 
die ausscheidenden Altgesellschafter 
– die Liquiditätslage der Investment-
gesellschaft stärker belastet wird als 
in den Planungsrechnungen angenom-
men. Im Falle der Belastung der Liqui-
ditätslage der Investmentgesellschaft 
kann dies bis zur Insolvenz der Invest-
mentgesellschaft und zum Totalverlust 
für den Anleger führen.

Weiterhin ist auch das Verhältnis der 
Anteilsklassen I und II hinsichtlich der 
Rechte (beispielsweise der Stimm-
rechte) an der Investmentgesellschaft 
von dem final zu ermittelnden Nettoin-
ventarwert der Investmentgesellschaft 
zum 31. August 2022 abhängig, sodass 
das Risiko besteht, dass ein Anleger mit 
seiner Beteiligung an der Investment-
gesellschaft beispielsweise weniger 
Stimmrechte erhält als ursprünglich von 
ihm angenommen.

Regulatorische Risiken

Das KAGB enthält neben der Verpflich-
tung zur behördlichen Zulassung der 
jeweiligen Manager von Investmentge-
sellschaften (einer sogenannten Kapi-
talverwaltungsgesellschaft) besondere 
Anforderungen an die Organisation der 

jeweiligen Investmentgesellschaft, der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft und an 
die Verwaltung der Investmentgesell-
schaft sowie der Verwahrstelle. Die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft verfügt 
über eine Erlaubnis zum Geschäftsbe-
trieb einer Kapitalverwaltungsgesell-
schaft nach Maßgabe der §§ 20, 22 
KAGB. Sofern die Erlaubnis zurückge-
nommen werden sollte, ist eine neue 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mit ent-
sprechender Erlaubnis zu bestellen oder 
– wenn sich keine Kapitalverwaltungs-
gesellschaft mit entsprechender Erlaub-
nis findet – die Investmentgesellschaft 
abzuwickeln. Grundsätzlich besteht das 
Risiko, dass die Geschäftstätigkeit der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft, die die 
Investmentgesellschaft initiiert hat, 
sowie der für die Investmentgesellschaft 
bestellten Verwahrstelle aufgrund die-
ser Regulierungen eingeschränkt oder 
vollständig untersagt wird. Zudem kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass der 
Investmentgesellschaft in diesem Fall 
keine andere Kapitalverwaltungsgesell-
schaft bzw. Verwahrstelle im Sinne des 
KAGB zur Verfügung steht. Auch kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die 
Investmentgesellschaft bereits vor dem 
Ende der Laufzeit aufgrund von regu-
latorischen Anforderungen liquidiert 
werden muss und insgesamt sowohl 
höhere Kosten als geplant gezahlt wer-
den müssen als auch lediglich vermin-
derte oder keine Auszahlungen an die 
Anleger erfolgen können. Es besteht 
das Risiko, dass im Zusammenhang mit 
der Regulierung von geschlossenen 
Publikums-AIF neue Regulierungsvor-
schriften eingeführt oder bestehende 
geändert werden oder dass sich die 
Verwaltungspraxis der BaFin bezüg-
lich der bereits bestehenden Regulie-
rung ändert. Hieraus können nicht vor-
hergesehene Kosten resultieren. Dies 
kann dazu führen, dass die prognosti-
zierten Ergebnisse der Beteiligung ver-
fehlt werden, sodass die Auszahlungen 
an die Anleger verringert werden oder 
ausfallen müssen, oder dass der Wert 
der Beteiligung insgesamt geschmä-
lert wird, bis hin zum Totalverlust des 

eingesetzten Kapitals (Beteiligungsbe-
trag zzgl. Ausgabeaufschlag).

Ferner stellt die Überführung der Invest-
mentgesellschaft in den Anwendungs-
bereich des KAGB und das damit ver-
bundene Gesamtkonzept (vgl. hierzu 
Kapitel C.) einen rechtlichen Sonderfall 
dar, zu dem insbesondere noch keine 
Rechtsprechung oder offiziellen Ver-
waltungsverlautbarungen existieren. 
Hierdurch unterliegt die Investment-
gesellschaft einem erhöhten Regulie-
rungs- bzw. Rechtsrisiko. Beispiels-
weise könnte sich eine Aufsichtsbe-
hörde auf den Standpunkt stellen, dass 
das Gesamtkonzept der Investmentge-
sellschaft aufsichtsrechtlich unzuläs-
sig ist. Auch die Verwirklichung dieser 
Umstände kann bis hin zum Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals des Anlegers 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen. 

Investitions- und Betriebsphasen-
Kostenüberschreitungsrisiko

Die in der Kalkulation und den Prog-
noserechnungen enthaltenen Kosten-
positionen basieren teilweise nur auf 
Annahmen, sodass sich Abweichun-
gen zu den kalkulierten Kosten erge-
ben können, insbesondere wenn und 
soweit im Rahmen der Instandhaltung 
und Instandsetzung der Immobilie 
unvorhergesehene und nicht berück-
sichtigte Kosten auftreten (zum Beispiel 
aufgrund externer Einflüsse/höherer 
Gewalt) und solche Kosten nicht von 
Wartungs- oder Instandhaltungsver-
trägen gedeckt werden. Der Gebäude-
zustand kann somit Sanierungs- und/
oder Instandhaltungsaufwendungen 
erforderlich machen, die nicht immer 
vorhersehbar sind. Die vorgenannten 
Risiken können zu verminderten Aus-
zahlungen an die Anleger bis hin zum 
Totalverlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.
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Die zu leistenden Entgelte für Bera-
tungs-, Verwaltungs-, Betriebs-, Finan-
zierungs-, Management- und Admini-
strationsleistungen Dritter, alle sonst 
anfallenden Vergütungen sowie die 
entstehenden laufenden Kosten kön-
nen – je nach der Inanspruchnahme von 
Leistungen Dritter – variieren. Die Höhe 
solcher Kosten wird durch Umstände 
bestimmt, auf die Anleger keinen Ein-
fluss haben. Soweit die tatsächlichen 
Kosten die kalkulierten Beträge über-
schreiten, kann dies zu verminderten 
Auszahlungen der Investmentgesell-
schaft an die Anleger führen.

Risiko von Modernisierungs-/
Revitalisierungskosten

Die Immobilie wurde im Jahr 2010 errich-
tet und hat damit ein noch relativ junges 
Gebäudealter. Im Jahr 2021 erfolgten 
umfangreiche Umbauten im Zusam-
menhang mit einem Miet erwechsel 
und Umbau von Flächen für den Bezug 
durch den jetzigen Miet er. Zum Zeit-
punkt der Prospekterstellung sind keine 
umfangreichen einmaligen Maßnahmen 
bezüglich konkreter Instandsetzungen/
Modernisierungen/Revitalisierungen 
geplant, die kurz- oder mittelfristig erfol-
gen müssten, um etwa zum Beispiel die 
weitere Betriebssicherheit, den Stand 
der Gebäudetechnik oder den ordent-
lichen Zustand von Dach und Fach zu 
gewährleisten. Dennoch können diese 
Kosten anfallen.

Mit Blick auf die 2032 notwendige 
Anschlussvermietung wurde für nicht 
spezifizierte Maßnahmen ein pauscha-
les Kostenbudget eingeplant. Es besteht 
das Risiko, dass die pauschal eingeplan-
ten Kosten nicht ausreichen werden, um 
alle dann notwendigen und tatsächli-
chen Revitalisierungs- und Modernisie-
rungserfordernisse abdecken zu kön-
nen. Insbesondere für den Fall, dass bei 
einer Anschlussvermietung diese nicht 
im Zusammenhang mit der bisherigen 
Nutzung erfolgt und/oder eine kleinteili-
gere Vermietung erforderlich ist, reichen 
die in der Prognoserechnung pauschal 

kalkulierten Beträge für Bewirtschaf-
tung, Verwaltung und Instandhaltung für 
eine Revitalisierung des Objektes bzw. 
Umbauten nicht aus. Insoweit besteht 
ein Investitionsrisiko. Etwaig höhere 
Mittel für nicht geplante erforderliche 
Revitalisierungen/Umbauten – soweit 
sie nicht durch weitere Fremdkapital-
geber bereitgestellt werden – müssen 
der vorhandenen Liquidität der Invest-
mentgesellschaft entnommen werden. 
Insoweit besteht ein Finanzierungsri-
siko. Die vorgenannten Risiken können 
zu verminderten Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zum Totalverlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Leerstandsrisiko

Die Immobilie ist an die AKKA Deutsch-
land GmbH bis Dezember 2031 ver-
mietet. Die Prognoserechnung geht 
von einer Anschlussvermietung und 
Miet einnahmen zumindest für sechs 
Monate auch im Jahr 2032 aus. Sollte 
eine Anschlussvermietung mit dem bis-
herigen Miet er nicht vereinbart werden, 
ist zwar grundsätzlich auch mit einem 
anderen Miet er der Abschluss eines Ver-
trages möglich. Wann ein solcher Miet-
vertrag abgeschlossen werden kann 
und zu welchem Zeitpunkt (zum Beispiel 
unter Berücksichtigung von Umbauten 
nach mieterspezifischen Wünschen) 
durch einen neuen Miet er die Objekt-
übernahme und (zum Beispiel unter 
Berücksichtigung von mietfreien Zei-
ten) Zahlung einer Miet e erfolgt, ist nicht 
vorhersehbar. Da die Miet einnahmen die 
einzige Einnahmequelle der Investment-
gesellschaft sind und zudem die lau-
fenden Betriebs- und Nebenkosten bei 
Objektleerstand nicht auf Miet er umge-
legt werden können, kann Objektleer-
stand zu verminderten Auszahlungen an 
die Anleger bis hin zum Totalverlust des 
eingesetzten Kapitals (Beteiligungsbe-
trag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen. 

Miet entwicklungsrisiko/Risiken aus 
Vermietung 

Ein wesentlicher Faktor für die Verwirk-
lichung des Anlageziels ist die Erzielung 
der prognostizierten Miet einnahmen 
aus der Immobilie, die an die AKKA 
Deutschland GmbH fest bis Dezember 
2031 vermietet worden ist. Es besteht 
das Risiko, dass die über diesen Zeit-
punkt hinaus prognostizierten Einnah-
men nicht erreicht werden, zum Beispiel 
da eine Anschlussvermietung nicht oder 
erst später als geplant zustande kommt 
und/oder die Anschlussvermietung nur 
zu einem Miet zins erfolgt, der unterhalb 
des prognostizierten liegt.

Es kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass der Miet vertrag vor Ablauf 
der vereinbarten Festmietzeit (zum Bei-
spiel aufgrund einer außerordentlichen 
Kündigung des Miet ers) endet. Auch 
in diesem Fall wäre die Investment-
gesellschaft gezwungen, die Immo-
bilie an einen Dritten neu zu vermie-
ten. Es besteht das Risiko, dass eine 
Anschlussvermietung nicht oder nur zu 
schlechteren Miet konditionen und/oder 
nur nach aufwendigen und kosteninten-
siven Umbau- und/oder Modernisie-
rungsmaßnahmen möglich ist und nur 
mit umfassenden Umbauten durch einen 
anderen Miet er bzw. kleinteiliger durch 
mehrere andere Miet er genutzt wer-
den kann. Zudem ist bei einer notwen-
digen Anschlussvermietung der poten-
zielle Miet erkreis ggf. eingeschränkt, 
da gemäß den Anlagegrenzen in den 
Anlagebedingungen die Nutzung der 
Immobilie für bestimmte Branchen aus-
geschlossen sein könnte.

Ferner besteht das Risiko, dass be-
stimmte Flächen der Immobilie bei ei-
ner neuen Miet berechnung im Fall der 
Anschlussvermietung nicht einbezo-
gen werden können. Während etwai-
ger Leerstandszeiten hätte die Invest-
mentgesellschaft den Miet ausfall und 
die anfallenden Nebenkosten zu tragen. 
Ebenso müsste die Investmentgesell-
schaft die mit einer Neuvermietung et-
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waig verbundenen Kosten (zum Beispiel 
Umbaukosten oder Maklervergütungen) 
tragen. 

Der bis Dezember 2031 laufende aktu-
elle Miet vertrag enthält eine sogenannte 
Indexklausel, an die die Miet e gekop-
pelt ist. Nach der vertraglichen Index-
klausel ändert sich der aktuelle Miet-
zins automatisch zum 1. Mai eines jeden 
Jahres, erstmals am 1. Mai 2023, ohne 
dass es einer Miet änderungserklärung 
bedarf, jeweils vollumfänglich in dem 
prozentualen Verhältnis, wie sich in 
diesem Zeitraum der Basisindex (Ver-
braucherpreisindex für Deutschland) 
verändert hat. Es besteht das Risiko, 
dass die Indexklausel nicht im vollen 
Umfang oder gar nicht durchgesetzt 
werden kann (zum Beispiel, weil der 
jeweilige Miet er seine Marktmacht aus-
nutzt oder aufgrund von gesetzlichen 
Beschränkungen). Es besteht weiterhin 
das Risiko, dass die Miet erhöhung klei-
ner ausfällt als kalkuliert, da der Miet-
erhöhungsfaktor (VPI) nicht so steigt 
wie in der Prognoserechnung ab 2023 
mit 2,5 % p. a. kalkuliert oder im Fall 
einer dauerhaften negativen Inflation 
(Deflation) sogar die Miet e sinkt.

Außerdem besteht das Risiko, dass die 
tatsächlich erzielten Miet einnahmen 
generell nicht für die Erfüllung bestehen-
der Verbindlichkeiten ausreichen oder 
dass Miet er – zum Beispiel aufgrund 
einer Verschlechterung ihrer wirt-
schaftlichen Situation bis hin zu einer 
Insolvenz – ihren vertraglichen Miet-
zinszahlungspflichten nicht oder nicht 
vollständig nachkommen oder aufgrund 
von Mängeln der Immobilie oder äußeren 
Einflüssen der Umwelt und/oder Umge-
bung Miet minderungen oder Zurück-
behaltungsrechte geltend machen und 
es diesbezüglich zu außergerichtlichen 
oder gerichtlichen Streitigkeiten kommt. 
In diesem Fall wäre die Investmentge-
sellschaft ggf. gezwungen, bestehende 
Verbindlichkeiten ganz oder teilweise 
aus ihrer Liquiditätsreserve und/oder 
durch die zusätzliche Aufnahme von 
Fremdmitteln zu finanzieren, was zu 

erhöhten Zins aufwendungen und 
damit zu einem schlechteren Ergeb-
nis der Investmentgesellschaft führen 
würde. Somit trägt die Investmentge-
sellschaft und damit auch der Anleger 
das Insolvenz- und Bonitätsrisiko der 
Miet er der Immobilie.

Es kann ferner nicht ausgeschlossen 
werden, dass Miet er ihren sonstigen 
bestehenden Verpflichtungen (zum Bei-
spiel Abschluss von Versicherungen) 
nur teilweise oder überhaupt nicht nach-
kommen. Bei Schäden, die von Miet ern 
verursacht werden, besteht deshalb ins-
besondere das Risiko, dass die Invest-
mentgesellschaft keine Versicherung 
in Anspruch nehmen kann, sondern 
auf den jeweiligen Miet er zurückgrei-
fen muss. Entsprechendes gilt bei von 
Dritten verursachten Schäden. Die vor-
stehend beschriebenen Risiken kön-
nen, jeweils einzeln, zu verringerten 
oder ausfallenden Auszahlungen an 
die Anleger bis hin zum teilweisen oder 
vollständigen Verlust des eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) führen.

Risiko von nicht umlagefähigen  
Betriebskosten

Teilweise können Betriebskosten nicht 
auf den Miet er umgelegt werden, dies ist 
in Gewerbemietverträgen unterschied-
lich gestaltet und teilweise auch Gegen-
stand der Miet vertragsverhandlungen. 
Insoweit trägt die Investmentgesell-
schaft das volle Risiko, dass zukünftig 
höhere als angenommene Betriebs-
kosten anfallen. Hierbei können sich 
Betriebskosten auch inflationsbedingt 
erhöhen. Ferner besteht das Risiko, dass 
sich im Falle einer Anschlussvermie-
tung der Anteil der nicht umlagefähigen 
Betriebskosten weiter erhöht. Dies kann 
zu verminderten Auszahlungen an die 
Anleger führen.

Altlasten/Schadstoffrisiko

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass sich auf dem Gelände unterirdi-
sche bauliche oder sonstige Anlagen 
befinden, die oberirdisch nicht erkenn-
bar sind, oder dass das Grundstück, 
auf dem die Immobilie errichtet ist, 
mit Altlasten oder schädlichen Boden-
veränderungen belastet ist. In diesem 
Fall kann die Investmentgesellschaft 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
oder behördlicher Verfügungen ver-
pflichtet sein, Altlasten oder Schad-
stoffe zu beseitigen. Zudem kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
etwaige Beseitigungsmaßnahmen zu 
einer eingeschränkten und/oder zeit-
lich verzögerten Nutzbarkeit der Immo-
bilie führen könnten. Die vorstehenden 
Risiken hätten eine Verschlechterung 
des Ergebnisses der Investmentgesell-
schaft zur Folge und könnten zu einer 
Verminderung der Auszahlungen an die 
Anleger bis hin zu einem teilweisen oder 
vollständigen Verlust des vom Anleger 
eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Bauqualität/Durchsetzung von  
Gewährleistungs- und 
Garantie ansprüchen

Die Bau- und Grundstücksqualität ist 
von großer Bedeutung für die jewei-
lige Wertentwicklung und den Verkauf 
einer Immobilie. Es besteht das Risiko, 
dass die Immobilie von – im Rahmen der 
Due Diligence nicht erkannter – minderer 
Bauqualität ist bzw. mit minderer Bau-
qualität errichtet wurde oder dass das 
Baugrundstück von minderer Qualität ist 
und dass es aufgrund dessen zu nicht 
kalkulierten Aufwendungen und/oder 
Nachteilen zulasten der Investment-
gesellschaft kommt. Zudem besteht 
das Risiko unsachgemäßer Planung 
und Errichtung der Immobilie, die zum 
Zeitpunkt des Erwerbs weder erkannt 
noch durch die bestehenden Gewährleis-
tungsrechte abgedeckt war. Eventuelle 
Kosten aus einer Beseitigung derarti-
ger Mängel können zu nicht kalkulierten 
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Kosten und/oder Nachteilen zulasten der 
Investmentgesellschaft führen.

Eine Immobilie kann auch nach Errich-
tung mit Baumängeln behaftet sein, die 
bei der technischen Abnahme unbe-
merkt bleiben, nicht sachgerecht besei-
tigt worden sind oder im Laufe der Zeit 
auftreten. Es besteht auch das Risiko, 
dass die Investmentgesellschaft nach 
Veräußerung der Immobilie an einen 
Dritten noch gegenüber diesem – zum 
Beispiel wegen Mängeln an der Immo-
bilie – haftet.

Sollten weitere Mängel noch vor einem 
Verkauf der Immobilie auftreten bzw. 
erkannt werden, besteht das Risiko, 
dass die Immobilie nicht oder nur ver-
zögert veräußert werden kann. Etwaige 
in diesem Zusammenhang entstehende 
Kosten sind von der Investmentgesell-
schaft zu tragen und hätten eine Ver-
schlechterung des Ergebnisses der 
Investmentgesellschaft zur Folge.

Die vorstehenden Risiken könnten zu 
verringerten oder ausfallenden Auszah-
lungen an die Anleger bis hin zu einem 
teilweisen oder vollständigen Verlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Genehmigungsrisiken hinsichtlich der 
Immobilie

Für die Errichtung, den Umbau und 
die Nutzung von Immobilien bedarf es 
gewisser öffentlich-rechtlicher Geneh-
migungen, darunter beispielsweise einer 
Baugenehmigung. Auch mögliche und 
geplante Revitalisierungen der Immobi-
lie können solche öffentlich-rechtlichen 
Genehmigungen erforderlich machen.

Doch auch soweit hinsichtlich der Immo-
bilie erforderliche öffentlich-rechtliche 
Genehmigungen bereits erteilt worden 
sind, kann es sein, dass bereits erteilte 
Genehmigungen mit Erfolg angefoch-
ten oder seitens der Behörde zurück-
genommen werden.

 
Auch während der Nutzung der Immo-
bilie kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass eine Behörde weitere Geneh-
migungen verlangt oder Auflagen zu 
bereits erteilten Genehmigungen 
erlässt. All dies kann zu Einschränkun-
gen oder Einstellungen der Vermietung 
und somit zu verringerten Einnahmen 
der Investmentgesellschaft führen. 
Auch können unvorhergesehene Kosten 
für eine Neu- bzw. Wiedererlangung von 
Genehmigungen anfallen. Die Verwirk-
lichung der vorgenannten Umstände 
kann zu verringerten oder ausfallenden 
Auszahlungen an die Anleger bis hin 
zu einem teilweisen oder vollständigen 
Verlust des vom Anleger eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) führen.

Risiko bei Projektentwicklung

Nach Maßgabe von § 2 Absatz 2 des 
Gesellschaftsvertrages der Investment-
gesellschaft kann im Rahmen der Ver-
waltung der Immobilie ein Baurecht 
geschaffen werden und die Immobilie 
kann auch umgebaut, erweitert, hin-
sichtlich von Freiflächen bebaut oder 
in verschiedene Grundstücke aufge-
teilt werden (nachfolgend „Bauver-
dichtung“ genannt). Hierzu kann auf 
Ebene der Investmentgesellschaft eine 
Kapitalerhöhung durchgeführt werden. 
Maßnahmen der Bauverdichtung sind 
mit verschiedenen Risiken verbun-
den. Beispielsweise können vorge-
nommene Umbauarbeiten mangelhaft 
sein, höhere Kosten anfallen und/oder 
eine Grundstücksaufteilung verzögert 
sich unangemessen lang oder scheitert 
aus Rechtsgründen. Die Verwirklichung 
dieser Risiken kann bis hin zu einem 
teilweisen oder vollständigen Verlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Risiko aus der Beauftragung externer 
Dienstleister

Das wirtschaftliche Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft hängt u. a. von den 
Erfahrungen und Fähigkeiten der für die 
Investmentgesellschaft und ggf. einer 
etwaigen Objektgesellschaft beauftrag-
ten Dienstleister ab. Dies betrifft zum 
Beispiel die Beauftragung zur Verwal-
tung, Instandhaltung oder Instandset-
zung der Immobilie. Der jeweils geschul-
dete Leistungsumfang umfasst jedoch 
nicht außergewöhnliche und nicht vor-
hersehbare Maßnahmen, die gesondert 
in Rechnung gestellt werden können 
und zu erhöhten Kosten führen wür-
den. Die dafür in den internen Kalku-
lationen angesetzten Kosten könnten 
überschritten werden, wenn Störungen 
häufiger als erwartet auftreten oder die 
Störungsbeseitigung mit erhöhtem Auf-
wand verbunden wäre.

Es besteht das Risiko, dass die exter-
nen Dienstleister oder ein von diesen 
beauftragter Subunternehmer nicht in 
der Lage sein werden, die vertraglich 
vereinbarten Tätigkeiten in der geschul-
deten Qualität oder in der geschuldeten 
Zeit durchzuführen. Im Fall der Insolvenz 
eines externen Dienstleisters kann es 
zudem durch Informationsverluste und 
hieraus resultierende zeitliche Verzö-
gerungen zu unvorhersehbaren Kosten 
kommen. Auch Vertragsverletzungen 
durch externe Dienstleister können 
dazu führen, dass die Immobilie nicht 
ordnungsgemäß instandgehalten und 
gepflegt wird. In solchen Fällen könnten 
nicht geplante, zusätzliche Maßnahmen 
zu einer Überschreitung der intern kal-
kulierten Kosten führen. Dies kann mit-
telbar für die Investmentgesellschaft 
eine Verschlechterung ihres Ergeb-
nisses und damit für Anleger vermin-
derte oder entfallende Auszahlungen 
bedeuten. Darüber hinaus besteht das 
Risiko, dass Dienstleister andere, eben-
falls von ihnen verwaltete Immobilien 
bevorzugen und insoweit die Immobilie 
nachrangig behandeln. Im Fall des Aus-
laufens oder der wirksamen Kündigung 
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der Verträge mit externen Dienstleis-
tern kann möglicherweise der Abschluss 
neuer Verträge mit anderen Vertrags-
partnern nur zu höheren Kosten erfolgen 
(vgl. auch Kapitel „E. Risikohinweise,  
Abschnitt II. Allgemeine Risiken“ unter 
„Vertragspartnerrisiko“).

Zerstörung/Untergang/
Versicherungen 

Die Gefahr der zufälligen vollständigen 
oder teilweisen Zerstörung, des zufäl-
ligen Untergangs und des langfristigen 
Nutzungsausschlusses der Immobilie 
trägt die Investmentgesellschaft und 
damit die Anleger. Die Immobilie wird 
zwar branchenüblich versichert. Es 
kann jedoch nicht ausgeschlossen wer-
den, dass einzelne Risiken nicht versi-
cherbar sind (zum Beispiel bestimmte 
Naturkatastrophen, terroristische oder 
kriegerische Akte, höhere Gewalt, Pan-
demien) oder dass der Versicherungs-
schutz versagt oder aus unterschied-
lichen Gründen nicht ausreichend ist 
und Schäden von der Investmentgesell-
schaft selbst zu tragen sind. Auch bei 
Eintritt von Versicherungsfällen kann 
sich das Ergebnis der Investmentge-
sellschaft aufgrund von Selbstbehalten 
verschlechtern. Sollten Versicherungen 
einen Versicherungsfall nicht anerken-
nen und daher die Versicherungssumme 
nur teilweise oder gar nicht auszahlen, 
müssten etwaige Reparatur- oder Wie-
derherstellungskosten für die Immobilie 
sodann teilweise oder vollständig von 
der Investmentgesellschaft getragen 
werden. Daher kann nicht ausgeschlos-
sen werden, dass die Immobilie nach 
einem Schadensereignis nicht mehr ver-
äußert oder vermietet werden kann und 
dementsprechend weniger oder keine 
Einnahmen (Verkaufserlös oder Miet en) 
mehr generiert werden. 

Ferner kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass der Versicherungsumfang 
anzupassen ist oder für eine bestehende 

Versicherung die Prämien erhöht wer-
den. Auch können bei notwendigen 
Neuabschlüssen von Versicherungen 
oder nach einem Schadensfall höhere 
Prämien zu zahlen sein. Es kann fer-
ner nicht ausgeschlossen werden, dass 
die Investmentgesellschaft bei Schä-
den, die von Dritten verursacht wer-
den, keine Versicherung in Anspruch 
nehmen kann, sondern auf den Dritten 
zurückgreifen muss und die Ansprüche 
gegen den Dritten nicht durchsetzbar 
sind. Die vorstehend genannten Risiken 
können zu verminderten oder entfallen-
den Auszahlungen an die Anleger bis 
hin zu einem teilweisen oder vollstän-
digen Verlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Risiko bei Einbindung einer  
Objektgesellschaft 

Die Immobile soll planmäßig unmittel-
bar durch die Investmentgesellschaft 
gehalten werden. Es ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass die Immobilie 
zu einem späteren Zeitpunkt – zum 
Beispiel aus Gründen der Haftungsab-
schirmung – von einer Objektgesell-
schaft gehalten wird. Die Übertragung 
der Immobilie in die Objektgesellschaft 
könnte zu einer Belastung mit Grund-
erwerbsteuer führen. Bei dem mittel-
baren Halten der Immobilie über eine 
Objektgesellschaft bestehen zudem 
gewisse Risiken. Die Investmentgesell-
schaft trägt beispielsweise das Risiko, 
dass die etwaige Objektgesellschaft 
nicht wirksam gegründet worden ist 
oder der Beitritt zur Objektgesellschaft 
aus Rechtsgründen unwirksam war. Fer-
ner unterliegt eine etwaige Objektge-
sellschaft nicht einer vergleichbaren 
Regulierung und Beaufsichtigung wie 
die Investmentgesellschaft bzw. die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die 
vorstehenden Umstände können für 
den Anleger bis zum vollständigen Ver-
lust des eingesetzten Kapitals (Beteili-
gungsbetrag zzgl. Ausgabeaufschlag) 
führen.

Risiko aus anhängigem 
Gerichtsverfahren 

Die Investmentgesellschaft wurde 
bereits im Jahr 2010 als geschlossener 
Fonds nach Maßgabe des VerkProspG 
aufgelegt und besteht daher seither. 
Seit dem Jahr 2014 ist für die Invest-
mentgesellschaft gemeinsam mit ande-
ren Fondsgesellschaften der ehemali-
gen Wölbern-Gruppe ein Zivilprozess-
verfahren vor dem Landgericht Hamburg 
unter Az. 327 O 334/15 rechtshängig 
(bestehend aus Schadensersatzklage 
der Investmentgesellschaft und Wider-
klage der Beklagten zu 1, nachfolgend 
„Schadensersatzklage 2014“ genannt). 
An den Kosten und Erträgen der Scha-
densersatzklage 2014 (einschließlich 
sämtlicher Instanzen und/oder etwaiger 
Antragsumstellung etc.) sollen nur die 
Altgesellschafter partizipieren. Gesell-
schaftsvertraglich ist es entsprechend 
geregelt, dass das Ergebnis und der 
Zahlungsfluss (inkl. Kosten) aus dieser 
Schadensersatzklage 2014 nur inner-
halb der Anteilsklasse 1 verteilt wird. 
Es besteht indes das Risiko, dass der 
Umfang des Schadens so groß ist, dass 
nicht nur die Fähigkeit der Investment-
gesellschaft für laufende Auszahlun-
gen an die Anteilsklasse 1 beeinträchtigt 
wird, sondern auch Auszahlungen an die 
Anteilsklasse 2 nicht fristgerecht oder 
gar nicht erfolgen können und insofern 
eine indirekte Haftung der Neugesell-
schafter besteht.

II. Allgemeine Risiken

Allgemeine Konjunktur- und  
Rezessionsrisiken, Inflationsrisiko

Das wirtschaftliche Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft ist auch von der all-
gemeinen Wirtschaftslage abhängig. 
Es besteht beispielsweise das Risiko, 
dass aufgrund einer Rezession ein mög-
licher Verkauf der Immobilie nicht oder 
nicht zu wirtschaftlich sinnvollen Kon-
ditionen erfolgen kann. Ferner kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
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aufgrund einer generellen Konjunktur-
schwäche kein Anschlussmieter für 
die Immobilie gefunden werden kann 
oder eine Anschlussvermietung nur für 
Teilflächen und/oder nur zu schlechten 
Konditionen erfolgen kann. Ferner trifft 
die Investmentgesellschaft das Risiko 
allgemeiner Geldentwertung bzw. das 
Inflationsrisiko, was beispielsweise zu 
einem Wertverlust von Liquiditätsanla-
gen führen kann, aber auch zu einem 
nicht eingeplanten Anstieg der Kosten. 

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes besteht der Russland-
Ukraine-Konflikt. Infolge von verhäng-
ten Sanktionen und Gegenmaßnahmen 
und weiterer Eskalationen besteht das 
Risiko, dass sich die Folgen stark nach-
teilig auf die wirtschaftlichen Aktivitäten 
auswirken und damit zu einem erheb-
lichen wirtschaftlichen Abschwung 
führen, dessen Auswirkungen für die 
Investmentgesellschaft noch nicht voll-
ständig absehbar sind. Insbesondere 
ist nicht absehbar, wie sich ein solcher 
Abschwung auf den Miet er auswirken 
könnte. 

Die Realisierung einzelner oder mehre-
rer der vorgenannten Risiken kann sich 
negativ auf die vom Anleger erzielba-
ren Rückflüsse auswirken und bis zum 
Totalverlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Risiko von Naturkatastrophen,  
Krieg, Terrorismus und kriminellen 
Handlungen

Es besteht grundsätzlich das Risiko, 
dass die Immobilie durch Naturkatas-
trophen (beispielsweise Hochwasser, 
Überschwemmungen und Feuer), Krieg 
oder Terroranschläge bzw. kriminelle 
Handlungen beschädigt oder zerstört 
wird. Zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes besteht der 
Russland-Ukraine-Konflikt. Es besteht 
das Risiko, dass der bisher regional 
begrenzte Konflikt eskaliert. Im Falle 
einer vollständigen Zerstörung müsste 

die Investmentgesellschaft möglicher-
weise rückabgewickelt werden. Auch 
wenn die Immobilie grundsätzlich gegen 
Schäden oder Zerstörung in Form von 
Naturkatastrophen, kriminellen Hand-
lungen und Terrorismus versichert ist, 
besteht das Risiko, dass der Versiche-
rungsschutz nicht umfänglich ist oder 
die Versicherung ganz oder teilweise 
nicht zahlt. In diesem Fall müssten die 
für die Beseitigung von Schäden anfal-
lenden Kosten von der Investmentge-
sellschaft bzw. einer etwaigen Objekt-
gesellschaft getragen oder durch Auf-
nahme von Fremdkapital finanziert wer-
den, was sich jeweils negativ auf die 
Investmentgesellschaft und damit auf 
die vom Anleger erzielbaren Rückflüsse 
auswirken und bis hin zu einem Total-
verlust des vom Anleger eingesetzten 
Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. Aus-
gabeaufschlag) führen kann.

Zusätzliche Kosten

Es besteht stets ein Risiko von Kos-
tenerhöhungen bzw. zusätzlich anfal-
lenden Kosten auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft bzw. ggf. auch auf 
Ebene einer etwaigen Objektgesell-
schaft. Dies gilt insbesondere im Hin-
blick auf Dienstleistungen, für die kein 
Festpreis vereinbart werden konnte 
bzw. künftig vereinbart werden kann. 
Es kann insbesondere auch nicht aus-
geschlossen werden, dass auf von der 
Investmentgesellschaft und/oder einer 
etwaigen Objektgesellschaft geführten 
Bankkonten negative Zins en erhoben 
werden. Sich ergebende zusätzliche 
Kosten können für den Anleger verrin-
gerte oder entfallende Auszahlungen bis 
hin zu einem teilweisen oder vollständi-
gen Verlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) zur Folge haben.

Risiken aufgrund von Epidemien und 
Pandemien

Epidemien und Pandemien können 
sich nachteilig auf die Wirtschafts- und 
Finanz systeme und die Investment-

gesellschaft und/oder etwaige Ob-
jektgesellschaft auswirken. Zum Zeit-
punkt der Erstellung des Verkaufspro-
spektes liegt in Form des Coronavirus 
(SARS-CoV-2) eine Pandemie vor, die 
sich u. a. in Form einer Rezession stark 
nachteilig auf die Weltwirtschaft aus-
gewirkt hat und möglicherweise wei-
ter oder zu einem späteren Zeitpunkt 
erneut auswirken wird. Die Auswirkun-
gen des Coronavirus-Ausbruchs können 
über einen längeren Zeitraum anhalten 
und auch durch administrativ verfügte 
Einschränkungen zu Abschwächungen 
der wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Aktivitäten und damit zu einem 
weiteren erheblichen wirtschaftlichen 
Abschwung führen, dessen Auswirkun-
gen für die Investmentgesellschaft noch 
nicht vollständig absehbar sind. Die 
Folgen für den Immobilienmarkt sind 
ebenfalls noch nicht vollständig abseh-
bar und auch nicht quantifizierbar, da 
nur wenige Abschlüsse und Transak-
tionen vorliegen. Für Büroimmobilien 
können allgemein gegenläufige Erwar-
tungen beobachtet werden: einerseits 
weniger Büroflächenbedarf der Miet er 
wegen Homeoffice, andererseits mehr 
Flächenbedarf durch Vermeidung von 
Großraumbüros. Es besteht das Risiko, 
dass mit Blick auf eine ggf. notwendi-
ge Anschlussvermietung der Flächen-
bedarf der bestehenden Miet erin oder 
anderer Miet er geringer ist als geplant 
und das Büro- und Verwaltungsgebäude 
nicht voll vermietet werden kann. Epi-
demien und Pandemien können zum To-
talverlust des vom Anleger eingesetz-
ten Kapitals (Beteiligungsbetrag zzgl. 
Ausgabeaufschlag) führen.

Vertragspartnerrisiko

Grundsätzlich besteht bei sämtlichen 
Investitionen das Risiko, dass Ver-
tragspartner insbesondere Verträge 
nicht oder nicht in vollem Umfang ein-
halten, dass Verträge ganz oder teil-
weise unwirksam sind, vor dem Ende 
der Laufzeit der Investmentgesellschaft 
auslaufen oder vorzeitig aus wichtigem 
Grund gekündigt werden, dass es zu 
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kriminellen Handlungen kommt oder 
dass Vertragspartner – zum Beispiel 
aufgrund ihrer Insolvenz – ausgetauscht 
werden müssen. Es besteht ferner das 
Risiko, neue Vertragspartner nicht oder 
nur zu schlechteren Konditionen ver-
pflichten zu können. Ferner kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass eventu-
elle Schadensersatzansprüche gegen 
die Vertragspartner aus Bonitätsgrün-
den nicht durchsetzbar sind. So können 
bei Ausfall eines Vertragspartners auf-
grund seiner Insolvenz Garantie- oder 
Schadensersatzleistungen entfallen 
bzw. es müssen Ansprüche abgeschrie-
ben werden. Bei einer Insolvenz der Ver-
tragspartner besteht das Risiko, dass 
die Investmentgesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar eine Verschlechterung 
ihrer Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage erleidet und dies zu verminderten 
oder ganz entfallenden Auszahlungen 
an die Anleger führt.

Darüber hinaus besteht das Risiko, 
dass in den mit den Vertragspartnern 
vereinbarten Verträgen die Haftung – 
soweit gesetzlich zulässig – auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit oder in 
sonstiger Weise beschränkt wurde 
oder wird. Dementsprechend kann sich 
die Investmentgesellschaft bei einem 
Schadensfall nicht in jedem Fall schad-
los halten. Das vorstehende Risiko gilt 
insbesondere in Bezug auf die von der 
Investmentgesellschaft oder für Rech-
nung der Investmentgesellschaft abge-
schlossenen oder beabsichtigten Ver-
träge über den Vertrieb der Anteile an 
der Investmentgesellschaft, über die 
Einrichtung und Wahrnehmung der Ver-
wahrstellenfunktion oder über die Ver-
waltung der Investmentgesellschaft im 
Sinne des KAGB.

Sämtliche vorstehend genannten Risi-
ken bestehen nicht nur auf Ebene der 
Investmentgesellschaft, sondern auch 
auf Ebene einer etwaigen Objektgesell-
schaft, was dazu führen kann, dass die 
Objektgesellschaft ihre Verpflichtungen 
gegenüber der Investmentgesellschaft 
nicht erfüllen kann. In sämtlichen Fällen 

besteht das Risiko, dass die Investment-
gesellschaft ihrerseits Verpflichtungen 
nicht erfüllen kann und insolvent werden 
könnte. Hierdurch kann ein teilweiser 
oder vollständiger Verlust des von den 
Anlegern eingesetzten Kapitals (Betei-
ligungsbetrag zzgl. Ausgabeaufschlag) 
eintreten.

Gutachten und Angaben Dritter,  
Bewertungsrisiko

Es besteht das Risiko, dass sich Annah-
men und Schlussfolgerungen von Gut-
achtern und/oder Angaben Dritter (zum 
Beispiel im Rahmen des Verkaufs und/
oder der Vermietung der Immobilie) als 
unvollständig, ungenau oder falsch her-
ausstellen (insbesondere bei methodi-
schen, inhaltlichen und/oder technolo-
gischen Fehlern), was sich, sofern sich 
die Investmentgesellschaft und/oder 
eine etwaige Objektgesellschaft auf 
unzutreffende Gutachten und Angaben 
Dritter stützen, negativ auf das Ergebnis 
der Investmentgesellschaft und damit 
der Anleger auswirken kann. Es kann 
insbesondere nicht ausgeschlossen 
werden, dass die Immobilie ihre bau-
lichen, rechtlichen, wirtschaftlichen 
oder sonstigen Umstände betreffend 
falsch bewertet wurde oder an Wert ver-
liert. Zudem sind die Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie auf den Immobi-
lienmarkt nicht vollständig absehbar. 
Entsprechend ist die Bewertungsunsi-
cherheit erhöht. Ferner kann eine fal-
sche Immobilienbewertung dazu führen, 
dass zum 31. August 2022 kündigende 
Gesellschafter eine Abfindung erhal-
ten, die nicht dem wirklichen Wert der 
Immobilie entspricht. Weiterhin ist die 
Bewertung der Immobilie für die Beteili-
gungsverhältnisse von Alt- und Neuge-
sellschaftern relevant, sodass sich eine 
fehlerhafte Bewertung der Immobilie 
zulasten der betroffenen Anteilsklasse 
auswirken kann. Dies kann zu vermin-
derten oder entfallenden Auszahlungen 
an die Anleger bis hin zu einem teilwei-
sen oder vollständigen Verlust des ein-
gesetzten Kapitals (Beteiligungsbetrag 
zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Interessenkonflikte/personelle und 
kapitalmäßige Verflechtungen

Interessenkonflikte sowie personelle 
und kapitalmäßige Verflechtungen kön-
nen dazu führen, dass die Investmentge-
sellschaft und/oder eine etwaige Objekt-
gesellschaft benachteiligt werden. Die-
ses Risiko besteht insbesondere dann, 
wenn Vertragspartner der Investment-
gesellschaft noch andere Funktionen 
für die Investmentgesellschaft selbst 
oder für dritte Gesellschaften oder Ver-
tragspartner der Investmentgesellschaft 
wahrnehmen oder selber Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft halten. 
Sollten im Fall eines Interessenkonflikts 
und personeller bzw. kapitalmäßiger Ver-
flechtungen wirtschaftlich nachteilige 
Maßnahmen für die Investmentgesell-
schaft und/oder die Objektgesellschaft 
getroffen oder mögliche wirtschaftlich 
vorteilhafte Maßnahmen nicht getrof-
fen werden, kann dies im Ergebnis zu 
wirtschaftlichen Nachteilen für die 
Investmentgesellschaft und zu einem 
schwächeren Ergebnis der Beteiligung 
der Anleger bis hin zu einem Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Die geschäftsführende Kommanditistin 
wie auch die Komplementärin der Invest-
mentgesellschaft können gleichzeitig 
geschäftsführende Kommanditistin bzw. 
Komplementärin weiterer Investment-
vermögen oder Gesellschaften sein. Sie 
können auch Beraterin/Dienstleiste-
rin für Kapitalanlagen anderer Beteili-
gungsprojekte mit ähnlichen Investi-
tionskriterien sein. Zudem beabsichti-
gen sie sowie weitere Gesellschaften 
der Paribus-Gruppe, die Stellung als 
geschäftsführende Kommanditistin 
auch bei künftigen Beteiligungsange-
boten zu übernehmen. Es kann deshalb 
nicht ausgeschlossen werden, dass die 
handelnden Personen nicht die Inte-
ressen der Investmentgesellschaft, 
sondern eigene Interessen oder Inte-
ressen anderer Investmentvermögen 
bzw. Anlagegesellschaften oder wei-
terer Dritter verfolgen. 
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Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
verwaltet neben der Investition der 
Investmentgesellschaft in die Immo-
bilie auch allein oder gemeinsam mit 
anderen Partnern Kapitalanlagen ande-
rer Beteiligungsprojekte mit ähnlichen 
Investitionskriterien bzw. Immobilien-
objekten. Vor diesem Hintergrund hat 
die Geschäftsführung der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft eine Organisations-
anweisung „Interessenkonfliktmanage-
ment“ erlassen. In dieser Anweisung 
sind organisatorische und administrative 
Vorkehrungen getroffen, die es ermög-
lichen, angemessene Maßnahmen zur 
Ermittlung, Vorbeugung, Beilegung und 
Beobachtung von Interessenkonflik-
ten zu ergreifen und diese Maßnahmen 
beizubehalten, um zu verhindern, dass 
Interessenkonflikte den Interessen der 
verwalteten Investmentvermögen und 
ihren Anlegern schaden. Die Einhaltung 
der Inhalte der Organisationsanweisung 
ist für alle Mitarbeiter und relevanten 
Personen der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft sowie für von der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft beauftragte Auslage-
rungsunternehmen verbindlich. Den-
noch besteht das Risiko, dass die von 
der Geschäftsführung der Kapitalver-
waltungsgesellschaft erlassene Organi-
sationsanweisung zur Vorbeugung und 
Verhinderung von Interessenkonflikten 
und deren Auswirkungen nicht ausrei-
chend ist oder verletzt wird.

Ferner ist auch die Treuhandkom-
manditistin I Teil der Paribus-Gruppe. 
Auch hierdurch entstehen poten-
zielle Interessenkonflikte, da die Inte-
ressen der Anleger und die der Pari-
bus-Gruppe nicht immer deckungs-
gleich sein müssen, zum Beispiel im 
Falle der Geltendmachung von Scha-
densersatzansprüchen gegen die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft.

Auch die potenziellen Interessen der Alt- 
und Neugesellschafter können unter-
schiedlich sein. Beispielsweise haben 
Altgesellschafter, die nicht zum Ablauf 
des 31. August 2022 ihre Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft gekündigt 
haben, nach Maßgabe von § 17 Absatz 8 
des Gesellschaftsvertrages der Invest-
mentgesellschaft ein Sonderentnahme-
recht, welches sich nachteilig auf die 
Liquiditätslage der Investmentgesell-
schaft auswirkt und daher nicht mit den 
potenziellen Interessen der Neugesell-
schafter I übereinstimmt.

Weiterhin haben Alt- und Neugesell-
schafter unterschiedliche Interessen 
im Zusammenhang mit der Bewertung 
der Immobilie. Für die zum 31. August 
2022 ausscheidenden Altgesellschafter 
ist eine möglichst hohe Bewertung der 
Immobilie wegen der Höhe der Abfin-
dungszahlung positiv. Für die ab dem 
1. September 2022 in der Investment-
gesellschaft in einer eigenen Anteils-
klasse verbleibenden Altgesellschafter 
ist eine hohe Bewertung der Immobilie 
ebenfalls vorteilhaft, weil die verblei-
benden Altgesellschafter insoweit im 
Verhältnis zu den Neugesellschaftern 
eine größere anteilige Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft hätten, 
was nicht den potenziellen Interessen 
der Neugesellschafter entspricht. Die-
ser potenzielle Interessenkonflikt hin-
sichtlich der Bewertung der Immobilie 
wurde durch eine neutrale Bewertung 
der Immobilie von zwei Gutachtern 
aufgelöst.

Sollten im Fall eines Interessenkonflikts 
oder personeller/kapitalmäßiger Ver-
flechtungen wirtschaftlich nachteilige 
Maßnahmen für die Investmentgesell-
schaft getroffen oder mögliche wirt-
schaftlich vorteilhafte Maßnahmen nicht 
getroffen werden, kann dies im Ergebnis 
zu wirtschaftlichen Nachteilen für die 
Investmentgesellschaft und zu einem 
schwächeren Ergebnis der Beteiligung 
der Anleger bis hin zu einem Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Änderungen der Rechtslage 

Die rechtlichen Darstellungen und Erläu-
terungen basieren auf den derzeit gel-
tenden Gesetzen, der veröffentlichten 
Rechtsprechung und der bekannten 
Verwaltungspraxis, insbesondere der 
der BaFin. Es besteht das Risiko, dass 
sich Gesetze oder die Verwaltungs-
praxis, insbesondere die der BaFin, 
während der Laufzeit der Investment-
gesellschaft zum Nachteil der Invest-
mentgesellschaft und/oder einer etwai-
gen Objektgesellschaft oder sonstiger 
Beteiligter ändern. Dies kann zu einer 
Belastung mit zusätzlichen Kosten 
und Aufwendungen für die Einhaltung 
bestimmter gesetzlicher Vorgaben und/
oder die Einschaltung von rechtlichen 
und/oder steuerlichen Beratern führen.

Es kann ferner nicht ausgeschlossen 
werden, dass sich die Rechtsprechung 
während der Laufzeit des Beteiligungs-
angebotes ändert oder die im Rahmen 
eines konkreten Rechtsstreits angeru-
fenen Gerichte von einer herrschenden 
Rechtsprechung abweichen. Dies kann 
wiederum dazu führen, dass einzelne 
oder mehrere vertraglich von der Invest-
mentgesellschaft oder einer etwaigen 
Objektgesellschaft und ihren jeweiligen 
Vertragspartnern vereinbarten Regelun-
gen von Gerichten als nicht oder nicht in 
vollem Umfang wirksam angesehen wer-
den mit der Folge einer Verschlechterung 
des wirtschaftlichen Ergebnisses der 
Investmentgesellschaft. Dies kann zu 
verminderten oder entfallenden Auszah-
lungen an die Anleger bis hin zu einem 
teilweisen oder vollständigen Verlust 
des eingesetzten Kapitals (Beteiligungs-
betrag zzgl. Ausgabeaufschlag) führen.

Nachhaltigkeitsrisiken

Nachhaltigkeitsrisiken (sogenannte 
ESG-Risiken) sind Ereignisse oder Ziel-/
Planabweichungen aus den Bereichen 
Umwelt, Soziales oder Unternehmens-
führung, deren Eintreten tatsächlich oder 
potenziell erhebliche negative Auswir-
kungen auf die Vermögens-, Finanz- und 
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Ertragslage sowie auf die Reputation 
eines Unternehmens haben können. Dies 
schließt klimabezogene Risiken in Form 
von physischen Risiken (physische Schä-
den durch Klimawandel) und Transitions-
risiken (Risiken durch Änderungen der 
Politik, der Technologie und des Markt-
umfelds) – zum Beispiel durch Investi-
tionsauflagen, etwaige CO2-Abgaben in 
Form von Steuern oder Wertverlust durch 
veraltete ökologische Standards – ein.

Beispiele für ESG-Risiken sind Ver-
stöße gegen Umweltschutzvorgaben, 
Menschenrechtsverletzungen, illegale 
Aktivitäten oder Korruptionsvorwürfe. 
Weiterhin können beispielsweise hin-
sichtlich relevanter Nachhaltigkeits-
daten (wie zum Beispiel Verbrauchs-
werte etc.) faktische oder rechtliche 
Restriktionen in Bezug auf die Verfüg-
barkeit (aktueller) Daten bestehen, was 
zu Nachteilen – zum Beispiel aufgrund 
einer Fehleinschätzung von Verbrauchs-
werten – führen kann. Nachhaltigkeits-
risiken können sich auf allen Investi-
tionsebenen verwirklichen. In Abhän-
gigkeit der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen könnte ggf. alternativ auch 
ein vorzeitiger Verkauf der Immobilie 
zu erwägen sein, wenn beispielsweise 
die als Investitionskriterien fixierten 
Nachhaltigkeitsmerkmale nicht mehr 
erfüllt werden können. Die Verwirkli-
chung der ESG-Risiken kann das Ergeb-
nis der Investmentgesellschaft beein-
trächtigen und bis hin zum Totalverlust 
des vom Anleger eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) führen.

Rechtsstreitigkeiten

Es besteht grundsätzlich das Risiko, 
dass es im Zusammenhang mit der 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft, dem Erwerb bzw. der Verwaltung 
und Bewirtschaftung der Immobilie oder 
im Zusammenhang mit sonstigen Ver-
trägen zu Rechtsstreitigkeiten kommt. 
In diesen Fällen kann es zu negativen 
Auswirkungen auf die Ertragslage der 
Investmentgesellschaft kommen. Dies 

kann selbst im Fall eines gerichtlichen 
Obsiegens der Investmentgesellschaft 
geschehen, wenn der Prozessgegner 
insolvent ist bzw. wird. Aus diesem 
Grund können die Auszahlungen an die 
Anleger niedriger als prognostiziert aus-
fallen oder ganz entfallen und es kann 
zu einem teilweisen oder vollständi-
gen Verlust des eingesetzten Kapitals 
(Beteiligungsbetrag zzgl. Ausgabeauf-
schlag) kommen.

III. Allgemeines steuerliches Risiko

Nachstehend werden die wesentlichen 
steuerlichen Risiken der Vermögens-
anlage beschrieben. Die Risiken wirken 
sich über die Investmentgesellschaft 
und die etwaige Objektgesellschaft auf 
die Anleger aus und können dazu füh-
ren, dass Auszahlungen an die Anleger 
gemindert werden oder völlig ausblei-
ben. Darüber hinaus kann die tatsäch-
liche Belastung mit Steuern, Nebenleis-
tungen und Kosten von den erwarteten 
Steuerbelastungen abweichen. Dies 
kann dazu führen, dass das sonstige 
(Privat-)Vermögen des Anlegers ent-
sprechend höher belastet wird.

Den Kurzangaben über die für die Anle-
ger bedeutsamen Steuervorschriften 
zur Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft liegen bestimmte Annah-
men zugrunde; sie beziehen sich auf in 
Deutschland unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtige natürliche Personen, 
die die Beteiligung in vollem Umfang aus 
Eigenkapital finanzieren und im steuer-
lichen Privatvermögen halten. Die per-
sönlichen Verhältnisse des einzelnen 
Anlegers können von den getroffenen 
Annahmen abweichen. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn der Anleger beab-
sichtigt, die Beteiligung im Betriebsver-
mögen zu halten oder sie mit Fremdka-
pital zu finanzieren. Es können sich für 
den Anleger abweichende steuerliche 
Besonderheiten ergeben, die nachfol-
gend nicht dargestellt werden und daher 
einer gesonderten Überprüfung bedür-
fen. Die allgemeinen Ausführungen in 

diesem Verkaufsprospekt bieten einen 
Überblick über die steuerlichen Konse-
quenzen der Beteiligung der Anleger 
an der Investmentgesellschaft, kön-
nen jedoch aufgrund der Komplexität 
eine Beratung der Anleger durch den 
individuellen steuerlichen Berater nicht 
ersetzen. Dem Anleger wird empfoh-
len, sich hinsichtlich der Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft und der 
sich daraus ergebenden individuellen 
steuerlichen Folgen von einem steuer-
lichen Berater beraten zu lassen.

Für institutionelle Anleger in Gestalt 
von Stiftungen finden sich in Kapitel E., 
Abschnitt III unter „Stiftungen“ geson-
derte Hinweise.

Allgemeines steuerliches Risiko

Die Kurzangaben über die für die Anleger 
bedeutsamen Steuervorschriften wur-
den auf der Grundlage der im Zeitpunkt 
der Erstellung des Verkaufsprospek-
tes veröffentlichten Anweisungen der 
Finanzverwaltung, der veröffentlich-
ten Rechtsprechung und der zu diesem 
Zeitpunkt anwendbaren Steuergesetze 
erstellt. Es besteht das Risiko, dass sich 
durch künftige Änderungen in der Praxis 
der Finanzverwaltung, der Rechtspre-
chung oder der Steuergesetzgebung 
eine ungünstigere steuerliche Belas-
tung, ggf. mit rückwirkenden Auswir-
kungen, ergibt. Darüber hinaus kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
die Finanzverwaltung oder die Recht-
sprechung auch in Bereichen, die in 
diesem Verkaufsprospekt nicht näher 
dargestellt sind, zu einer anderen Auf-
fassung gelangt als die Investmentge-
sellschaft bzw. die Paribus Kapitalver-
waltungsgesellschaft. Das steuerliche 
Konzept ist nicht mittels einer verbind-
lichen Auskunft der Finanzverwaltung 
abgesichert. Die endgültige Anerken-
nung der steuerlichen Konzeption bleibt 
regelmäßig der Betriebsprüfung durch 
die Finanzverwaltung vorbehalten. Dies 
kann bis zum endgültigen Eintritt der 
Bestandskraft zu Steuernachzahlungen 
und -zinsen, anderen Zuschlägen und 
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Kosten führen. Sollte es aufgrund einer 
zukünftigen Prüfung zu einer Steuer-
nachzahlung kommen, ist diese nach 
Maßgabe des § 233a AO in der aktuellen 
Fassung mit 1,8 % jährlich ab dem 16. 
Monat nach Ablauf des Jahres, für das 
der jeweilige Steuerbescheid ergeht, zu 
verzinsen. Ferner kann die Verfolgung 
der eigenen Rechtsposition zu erheb-
lichem finanziellen Aufwand führen. 
Dies hätte negative Auswirkungen auf 
die Auszahlungen an die Anleger und 
könnte dazu führen, dass der Anleger 
weiteres eigenes (Privat-)Vermögen für 
Zins en oder die Verfolgung der eigenen 
Rechtsposition einsetzen müsste.

Geplante Gesetzesänderungen, nicht 
offiziell veröffentlichte Verwaltungs-
anweisungen und sonstige nicht ver-
bindliche Äußerungen zum deutschen 
Steuerrecht wurden nicht berücksichtigt, 
soweit darauf nachfolgend nicht beson-
ders hingewiesen wird. Das Risiko einer 
abweichenden Beurteilung der steuer-
lichen Behandlung durch die Finanz-
verwaltung sowie von Änderungen der 
Rechtsprechung und der Gesetze und 
der sich daraus ergebenden Folgen, ins-
besondere einer höheren steuerlichen 
Belastung, trägt der Anleger.

Einkünftequalifikation 

Das steuerliche Konzept für die Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
sieht eine vermögensverwaltende 
Struktur vor. Sollte die Finanzverwaltung 
die Voraussetzung einer sogenannten 
gewerblichen Entprägung der Invest-
mentgesellschaft oder der etwaigen 
Objektgesellschaft, zum Beispiel hin-
sichtlich der Funktionen der geschäfts-
führenden Kommanditistin, als nicht 
erfüllt ansehen oder eine gewerbliche 
Tätigkeit der Investmentgesellschaft 
bzw. der etwaigen Objektgesellschaft 
annehmen, würden dem Anleger alle 
Einkünfte der Investmentgesellschaft 
als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zuge-
rechnet werden und auf Ebene der 
Investmentgesellschaft auch Gewer-
besteuer anfallen. Ein entsprechendes 

Risiko ergibt sich zudem dann, wenn 
die Investmentgesellschaft oder die 
etwaige Objektgesellschaft entgegen 
ihrem Unternehmensgegenstand ihre 
Geschäftstätigkeit ändern oder sich 
die Voraussetzungen für eine gewerb-
liche Prägung durch Änderungen bei 
den Gesellschaften ergeben. Insbe-
sondere kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass die Finanzverwaltung 
bei der Veräußerung der Immobilie 
bzw. der Beteiligung an der etwaigen 
Objektgesellschaft einen gewerblichen 
Grundstückshandel annimmt, was zu 
einer Umqualifizierung der Einkünfte 
in gewerbliche Einkünfte auf Ebene 
der Investmentgesellschaft bzw. der 
etwaigen Objektgesellschaft und in 
der Folge auch bei der Investmentge-
sellschaft führen würde. Im Fall eines 
gewerblichen Grundstückshandels 
wären laufende Gebäudeabschreibun-
gen ab dem Zeitpunkt der Umqualifi-
zierung steuerlich nicht zu berücksich-
tigen. Weiterhin würden die Einkünfte 
zusätzlich mit Gewerbesteuer belas-
tet. Sämtliche Veräußerungsgewinne 
wären unabhängig von der Haltedauer 
der Immobilie oder der Beteiligung ein-
kommensteuerpflichtig. Ein Veräuße-
rungsgewinn entsteht grundsätzlich – 
unabhängig vom Anschaffungspreis –, 
wenn der Veräußerungspreis höher ist 
als der infolge von etwaigen Abschrei-
bungen geminderte Buchwert bzw. die 
entsprechend geminderten Anschaf-
fungskosten. Sonstige nach Auffassung 
der Paribus Kapitalverwaltungsgesell-
schaft der Abgeltungsteuer unterlie-
gende Einkünfte aus Kapitalvermögen 
wären auf der Ebene des Anlegers mit 
dem regulären persönlichen Einkom-
mensteuersatz zu besteuern. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass 
die Finanzverwaltung Zins einkünfte 
aus Liquiditätsanlagen unabhängig von 
einer Umqualifizierung in gewerbliche 
Einkünfte dem regulären persönlichen 
Einkommensteuersatz unterwirft.

Gemäß § 2 Absatz 2 des Gesellschafts-
vertrags ist die Investmentgesellschaft 
berechtigt, im Rahmen der Verwaltung 

der Immobilie ein Baurecht zu schaf-
fen oder die Immobilie umzubauen, 
zu erweitern, hinsichtlich von Freiflä-
chen zu bebauen oder in verschiedene 
Grundstücke aufzuteilen (nachfolgend 
„Bauverdichtung“ genannt). Insbeson-
dere dann, wenn solche Tätigkeiten in 
zeitlicher Nähe zu einer Veräußerung 
der Immobilie stattfinden, besteht das 
Risiko, dass das Finanzamt dies als eine 
gewerbliche Tätigkeit wertet („Projekt-
entwicklung“). Dies würde zu einer 
Umqualifizierung der Einkünfte in solche 
aus Gewerbebetrieb führen. Die Folgen 
würden den vorstehend beschriebenen 
Folgen der Annahme eines gewerbli-
chen Grundstückshandels entsprechen.

Weiterhin besteht das Risiko, dass die 
Finanzverwaltung die Anleger steuerlich 
nicht als Gesellschafter der vermögens-
verwaltenden Investmentgesellschaft 
betrachtet und sie nach Auffassung 
der Finanzverwaltung mithin steuer-
lich keine Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung, sondern beispielsweise 
ausschließlich Einkünfte aus Kapital-
vermögen erzielen. 

Dies alles hätte jeweils zur Folge, dass 
die Ergebnisse der Investmentgesell-
schaft negativ vom geplanten Verlauf 
abweichen könnten und es beim Anleger 
zu einer höheren steuerlichen Belas-
tung kommen kann. Ein Totalverlust der 
Anlage des Anlegers (Beteiligungsbe-
trag zzgl. Ausgabeaufschlag) kann nicht 
ausgeschlossen werden.

Erwerbsaufwendungen 

Eine endgültige Festlegung der Auftei-
lung der Investitionskosten in Anschaf-
fungskosten und sofort abzugsfähige 
Werbungskosten wird regelmäßig erst 
im Rahmen einer Betriebsprüfung erfol-
gen. Weicht diese Aufteilung von der 
geplanten ab, kann sich dies unmittelbar 
auf die Höhe des steuerlichen Ergeb-
nisses und damit auch auf die Höhe der 
Steuerbelastung der Anleger auswir-
ken. Die Finanzverwaltung kann auch zu 
einer anderen Einschätzung hinsichtlich 
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der für die Abschreibung zu berück-
sichtigenden Nutzungsdauer oder der 
Aufteilung der Anschaffungskosten auf 
regelmäßig abschreibungsfähige und 
nicht regelmäßig abschreibungsfähige 
Wirtschaftsgüter kommen. Dadurch 
kann das tatsächliche vom geplanten 
steuerlichen Ergebnis abweichen und 
sich damit auf die Höhe der Steuerbelas-
tung der Anleger auswirken und könnte 
auch das weitere (Privat-)Vermögen des 
Anlegers belasten.

Fehlen der 
Einkünfteerzielungs absicht 

Nimmt ein Anleger zum Erwerb seiner 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft eine Fremdfinanzierung auf, 
besteht das Risiko, dass auf Ebene des 
Anlegers ein steuerlicher Totalüber-
schuss der Einnahmen über die Wer-
bungskosten nicht erreicht wird und 
insgesamt steuerlich unbeachtliche 
sogenannte Liebhaberei angenommen 
wird. Es kann auch nicht ausgeschlossen 
werden, dass das Finanzamt entgegen 
der Auffassung der Paribus Kapitalver-
waltungsgesellschaft die Einkünfte-
erzielungsabsicht auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft bzw. einer etwaigen 
Objektgesellschaft nicht anerkennt. Dies 
hätte jeweils zur Folge, dass die Finanz-
verwaltung die im Zusammenhang mit 
der Beteiligung entstehenden nega-
tiven Einkünfte, insbesondere durch 
die Fremdfinanzierung entstandene 
Zins aufwendungen, steuerlich nicht 
anerkennen würde und es so zu einer 
höheren steuerlichen Belastung sowie 
einer Verzinsung von Mehrsteuern beim 
Anleger käme. Entsprechendes gilt für 
den Fall, dass das Finanzamt die mit der 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft verbundenen Aufwendungen 
nicht zum Abzug als Werbungskosten 
zulässt. Es ist möglich, dass der Anleger 
hierbei weiteres eigenes Vermögen ein-
setzen muss, um die Steuerschuld sowie 
Zins en und Kosten zu tilgen.

Ergebnisverteilung der 
Investmentgesellschaft 

Der Gesellschaftsvertrag der Invest-
mentgesellschaft sieht teilweise Kom-
ponenten einer disquotalen Ergebnis-
verteilung vor. Gemäß § 17 Absatz 1 des 
Gesellschaftsvertrags wird die Vergü-
tung der Paribus Invest GmbH für die 
Vermittlung des Eigenkapitals der Neu-
gesellschafter I in Höhe von bis zu 8 % 
des von den Neugesellschaftern I ein-
geworbenen Kommanditkapitals vorab 
nur der Anteilsklasse 2 und innerhalb 
dieser nur den Neugesellschaftern I 
zugeordnet und ausschließlich von die-
sen getragen. Um die unterschiedliche 
vermögensrechtliche Beteiligung der 
Anteilsklassen abzubilden, wird gemäß 
§ 17 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrags 
wird das Ergebnis der Investmentgesell-
schaft für den Zeitraum vom 01. Januar 
2022 bis zum 31. August 2022 anhand 
des gemäß § 15 Abs. 5 des Gesell-
schaftsvertrags erstellten Zwischenab-
schlusses ermittelt und nach Maßgabe 
des bis zum 31. August 2022 geltenden 
Gesellschaftsvertrages verteilt. Für die 
Ergebnisverteilung ab dem 1. September 
2022 gilt folgendes: Um die unterschied-
liche vermögensrechtliche Beteiligung 
der Anteilsklassen abzubilden, wird das 
Ergebnis der Investmentgesellschaft für 
ein Geschäftsjahr – mit Ausnahme des 
Ergebnisses aus der Schadensersatz-
klage 2014 – auf einer ersten Stufe im 
Verhältnis der Anzahl der Anteile der 
Altgesellschafter zu der Anzahl der 
Anteile der Neugesellschafter bezo-
gen auf sämtliche Anteile an der Invest-
mentgesellschaft aufgeteilt, wobei für 
jeden Gesellschafter nur volle Anteile 
berücksichtigt werden. Innerhalb der 
Anteilsklassen wird das der jeweiligen 
Anteilsklasse zugewiesene Ergebnis 
der Investmentgesellschaft auf zweiter 
Stufe nach Maßgabe des Verhältnisses 
des Kapitalkontos Ia) bzw. Ib) des einzel-
nen Gesellschafters zu der Summe der 
Kapitalkonten Ia) bzw. Ib) aller Gesell-
schafter der jeweiligen Anteilsklasse 
verteilt. Dies gilt auch für den Zeitraum 
vom 1. September 2022 bis 31. Dezember 

2022, das Geschäftsjahr 2023 und im 
Fall der Verlängerung der Platzierungs-
phase auch für das Geschäftsjahr 2024, 
das heißt die Gesellschafter werden 
insoweit unabhängig vom Zeitpunkt des 
jeweiligen Beitritts bzw. der jeweiligen 
Kapitalerhöhung der Neugesellschafter 
im jeweiligen Geschäftsjahr und über 
die gesamte Platzierungsphase ein-
ander gleichgestellt. Das Ergebnis der 
Schadensersatzklage 2014 (inkl. Kos-
ten) wird in entsprechender Anwen-
dung der vorstehenden Regelungen 
nur innerhalb der Anteilsklasse 1 ver-
teilt. Gemäß § 17 Absatz 3 des Gesell-
schaftsvertrags werden Aufwendungen 
und Erträge, die gemäß dem Zwischen-
abschluss auf die Zeit vom 1. Januar 2022 
bis zum 31. August 2022 entfallen, der 
steuerlichen Einnahmenüberschuss-
rechnung für diesen Zeitraum auch dann 
zugeordnet, wenn die Zahlung in der 
Zeit vom 1. September 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 erfolgt. Gemäß § 17 
Absatz 8 des Gesellschaftsvertrags wird 
das Sonderentnahmerecht der Altanle-
ger, die nicht zum Ablauf des 31. August 
2022 gekündigt haben, liquiditätsmä-
ßig durch das neu eingeworbene Kom-
manditkapital bedient. Die Sonderent-
nahme des jeweiligen Altgesellschafters 
wird zunächst durch die Summe seiner 
Kapitalkonten Ia), II und III gedeckt, die 
im HGB-Abschluss der Investmentge-
sellschaft zum 31. August 2022 enthal-
ten sind. Der darüberhinausgehende 
Betrag des Sonderentnahmerechts 
soll planungsgemäß durch Zuweisung 
eines Anteils am späteren aus der Ver-
äußerung der Immobilie München Tau-
nusstraße resultierenden Gewinn der 
Investmentgesellschaft gedeckt wer-
den. Sollte dieser Betrag nicht ausrei-
chen, werden den Altgesellschaftern, 
die nicht mit Wirkung zum Ablauf des 
31. August 2022 ihre Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft gekündigt 
haben, im Jahr der Veräußerung vorab 
entsprechende laufende Erträge zuge-
wiesen, auch wenn sich hierdurch für 
die Gesellschafter der Anteilsgruppe 
2 laufende Verluste ergeben oder sich 
solche Verluste erhöhen. Es besteht das 
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Risiko, dass die Finanzverwaltung der 
disquotalen Ergebniszuweisung, soweit 
diese auch im Rahmen der steuerlichen 
Ergebnisverteilung zum Tragen kommen 
soll, für steuerliche Zwecke im Rahmen 
der Veranlagung oder einer späteren 
Betriebsprüfung nicht folgt. In diesen 
Fällen kann es für die betroffenen Anle-
ger zur Zurechnung höherer steuerli-
cher Ergebnisanteile kommen, sodass 
sich für die Anleger höhere steuerliche 
Belastungen und unterschiedliche wirt-
schaftliche Ergebnisse ergeben können. 
Dies könnte auch das weitere (Privat-)
Vermögen des Anlegers belasten.

Risiko der eingeschränkten  
Verlustnutzung

Sofern bei einem Kommanditisten 
ein negatives Kapitalkonto entsteht, 
besteht für den Anleger nach Maß-
gabe von § 15a EStG in Verbindung mit 
§ 21 Absatz 1 Satz 2 EStG das Risiko, 
dass ihm zugerechnete Verluste nicht 
mit anderen Einkünften ausgeglichen 
und auch nicht nach § 10d EStG abge-
zogen werden dürfen. Entsprechen-
des gilt, sofern die Finanzverwaltung 
entgegen der Auffassung der Paribus 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
davon ausgeht, dass die Investment-
gesellschaft und die zugrunde liegende 
Struktur ein Steuerstundungsmodell im 
Sinne von § 15b EStG in Verbindung mit 
§ 21 Absatz 1 Satz 2 EStG darstellt.

Risiko der Besteuerung von  
Veräußerungsgewinnen 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass es zum Beispiel auf Druck eines 
finanzierenden Kreditinstituts oder 
eines Beschlusses der Gesellschafter 
zu einer Veräußerung der Immobilie 
oder der Beteiligung an einer etwaigen 
Objektgesellschaft innerhalb eines Zeit-
raumes von zehn Jahren seit dem Beitritt 
eines oder mehrerer Anleger kommt. In 
diesem Fall ist ein Veräußerungsgewinn 
als privates Veräußerungsgeschäft beim 
Anleger zu berücksichtigen. Dies würde 
zu nicht kalkulierten Steuerzahlungen 

beim Anleger führen. Entsprechen-
des gilt auch, wenn ein Anleger seine 
Beteiligung vor Ablauf von zehn Jahren 
veräußert. Es kann insbesondere auch 
nicht ausgeschlossen werden, dass ein 
Veräußerungsgewinn künftig aufgrund 
einer Gesetzesänderung unabhängig 
vom Zeitpunkt der Veräußerung und 
von der Haltedauer steuerpflichtig ist.

Im Rahmen des Beitritts der Neugesell-
schafter kommt es zu einer Quotenver-
schiebung hinsichtlich der jeweiligen 
ideellen Beteiligung an der Immobilie. 
Hierin liegen steuerlich anteilige Veräu-
ßerungen der Altgesellschafter, die ihre 
Beteiligung nicht zum 31. August 2022 
gekündigt haben, an die beitretenden 
Neugesellschafter vor. Zu beachten ist, 
dass die insoweit veräußernden Altge-
sellschafter ihre Anteile steuerlich zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten ange-
schafft haben. Zunächst beruht ein Teil 
ihres Anteils auf der ursprünglichen 
Zeichnung im Rahmen der Platzierung 
oder auf einem späteren Anteilserwerb. 
Eine weitere Anschaffung liegt in der 
Quotenerhöhung aufgrund des Aus-
scheidens derjenigen Altgesellschaf-
ter, die ihre Beteiligung zum 31. August 
2022 gekündigt haben. Bei der Teilan-
teilsveräußerung durch die verbliebenen 
Altgesellschafter dürfte steuerlich von 
einer anteiligen Veräußerung sowohl 
ihres bereits bestehenden Anteils als 
auch ihres neu hinzuerworbenen Anteils 
auszugehen sein. Soweit der ursprüng-
lich erworbene Anteil anteilig als veräu-
ßert gilt, dürfte im Regelfall die Speku-
lationsfrist von zehn Jahren abgelau-
fen sein. Der hierauf entfallende Ver-
äußerungsgewinn ist nicht nach § 23 
Absatz 1 Nr. 1 EStG steuerbar. Nur wenn 
der Gesellschafter seinen ursprüngli-
chen Anteil durch Kauf erworben haben 
sollte, könnte es dazu kommen, dass 
insoweit die Spekulationsfrist von zehn 
Jahren noch nicht abgelaufen ist. In die-
sem Fall läge insoweit ein steuerpflich-
tiges privates Veräußerungsgeschäft 
im Sinne des § 23 Absatz 1 Nr. 1 EStG 
vor. Soweit der im Rahmen der Kapital-
herabsetzung hinzuerworbene ideelle 

Anteil teilweise als veräußert gilt, wird 
die Spekulationsfrist von zehn Jahren in 
keinem Fall abgelaufen sein. Es handelt 
sich insoweit um ein steuerpflichtiges 
privates Veräußerungsgeschäft im Sinne 
des § 23 Absatz 1 Nr. 1 EStG. Veräuße-
rungserlös ist der Teil der Einlagezah-
lung der Neugesellschafter, der rechne-
risch auf die auf die Neugesellschafter 
übergehenden ideellen Anteile an der 
Immobilie entfällt. Sofern die Veräuße-
rung durch einen Altgesellschafter nur 
teilweise steuerbar ist (nämlich bezüg-
lich des in der Kapitalherabsetzung hin-
zuerworbenen ideellen Teilanteils), ist 
der auf ihn entfallende Veräußerungs-
erlös quotal zu splitten. Nur der anteilig 
auf den mit der Abfindung an die aus-
geschiedenen Gesellschafter hinzu-
erworbenen Anteil entfallende Teil des 
Veräußerungserlöses ist dann in der Ein-
kommensteuer zu berücksichtigen. Von 
dem steuerpflichtigen Veräußerungs-
erlös sind die fortgeführten (das heißt 
um die laufende Abschreibung vermin-
derten) individuellen Anschaffungskos-
ten des Gesellschafters sowie eventu-
elle Veräußerungskosten abzuziehen, 
soweit sie auf den steuerpflichtig ver-
äußerten ideellen Teilanteil entfallen 
(vgl. § 23 Absatz 3 EStG). Hierbei besteht 
das Risiko, dass die Finanzverwaltung 
die Anschaffungskosten im Wege einer 
Durchschnittsbetrachtung auf die Teil-
anteile verteilt. Hierdurch würden sich 
erhebliche Veräußerungsgewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften für 
diejenigen Altgesellschafter ergeben, 
die ihre Beteiligung nicht zum 31. August 
2022 gekündigt haben.

Veräußerungsgewinne wären auch dann 
steuerpflichtig, sofern die Investment-
gesellschaft aufgrund einer Umqualifi-
zierung gewerbliche Einkünfte erzie-
len würde, zum Beispiel im Fall des 
gewerblichen Grundstückshandels oder 
gewerblicher Einkünfte der Objektge-
sellschaft (siehe auch zuvor Kapitel E., 
Abschnitt „IV. Einkünftequalifikation“). 
Sofern der Anleger seine Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft veräußert, 
besteht das Risiko, dass er durch diese 
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Veräußerung auf persönlicher Ebene 
einen gewerblichen Grundstückshan-
del begründet. Dies gilt entsprechend, 
wenn die Investmentgesellschaft ihre 
Beteiligung an einer etwaigen Objekt-
gesellschaft ganz oder teilweise ver-
äußert. Nach Auffassung der Finanz-
verwaltung soll eine Zurechnung von 
Grundstücksveräußerungen nur erfol-
gen bzw. die Veräußerung einer Betei-
ligung an einen Erwerber als anteilige 
Grundstücksveräußerung zu werten 
sein, wenn die Beteiligung an der die 
Immobilien haltenden Personengesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar min-
destens 10 % beträgt oder der Verkehrs-
wert der Beteiligung oder der Anteil an 
der bzw. den veräußerten Immobilie(n) 
bei einer Beteiligung von weniger als 
10 % mehr als 250.000 Euro beträgt. 
Diese Mindestgrenzen sind von der 
Rechtsprechung bisher allerdings noch 
nicht bestätigt worden (siehe dazu auch 
Kapitel E., Abschnitt „IV. Einkünfte-
qualifikation“). Finanzgerichte sind an 
die Auffassung der Finanzverwaltung 
nicht gebunden, sodass eine Zurech-
nung von Grundstücksveräußerungen 
in einem finanzgerichtlichen Verfah-
ren auch bei Unterschreiten der vor-
genannten Mindestgrenzen erfolgen 
kann. Erfolgt eine Zurechnung nach den 
vorgenannten Kriterien oder in einem 
finanzgerichtlichen Verfahren und liegt 
auf Ebene des Anlegers ein gewerbli-
cher Grundstückshandel vor, so würde 
dies zu gewerblichen Einkünften auf 
Ebene des Anlegers führen, sodass ein 
etwaig erzielter Veräußerungsgewinn 
in jedem Fall einer Besteuerung beim 
Anleger unterliegen würde. Auch wei-
tere im übrigen Privatvermögen getä-
tigte Immobilienveräußerungen könnten 
dadurch gewerblich werden – mit den 
dargestellten Folgen. Daraus kann sich 
eine höhere steuerliche Belastung des 
Anlegers ergeben und könnte auch das 
weitere (Privat-)Vermögen des Anlegers 
belastet werden. 

Risiko der Belastung mit zusätzlichen 
Verkehrssteuern oder Realsteuern

Die Investmentgesellschaft wird grund-
sätzlich umsatzsteuerpflichtige Ver-
mietungsleistungen erbringen, da sie 
gegenüber dem im Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes bestehen-
den Miet er zur Umsatzsteuerpflicht 
optiert hat. Die Investmentgesellschaft 
kann daher für empfangene Leistungen 
einen Vorsteuerabzug vornehmen. Sollte 
im Rahmen einer zukünftigen Neuver-
mietung ein Verzicht auf die Umsatz-
steuerfreiheit nicht mehr möglich sein, 
besteht das Risiko, dass Vorsteuerbe-
träge nicht mehr abgezogen werden 
können und abgezogene Vorsteuern 
rückwirkend zu korrigieren sind. Damit 
zusammenhängende unvorhergesehene 
Kosten müssten von der Investmentge-
sellschaft aus ihrer Liquiditätsreserve, 
durch teilweisen oder vollständigen Aus-
zahlungsverzicht und/oder durch die 
zusätzliche Aufnahme von Fremdmit-
teln finanziert werden, was sich jeweils 
negativ auf die vom Anleger erzielba-
ren Rückflüsse auswirken und bis hin zu 
einem Totalverlust führen kann. 

Der Grunderwerbsteuer unterliegt 
nach derzeitiger Gesetzeslage gemäß 
§ 1 Absatz 2a GrEStG die Änderung im 
Gesellschafterbestand einer Perso-
nengesellschaft mit Immobilienbesitz, 
wenn innerhalb von zehn Jahren unmit-
telbar oder mittelbar mindestens 90 % 
der Anteile am Gesellschaftsvermögen 
auf neue Gesellschafter übergehen. Es 
besteht das Risiko, dass durch Über-
tragungen von Anteilen an der Invest-
mentgesellschaft an neue Gesellschaf-
ter oder durch Umwandlung der Treu-
geberstellung in die Stellung eines 
Direktkommanditisten eine mittelbare 
Änderung des Gesellschafterbestands 
von mindestens 90 % eintritt, die der 
Grunderwerbsteuer unterliegen würde. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass ein Vorgang von der Finanzverwal-
tung, entgegen der Auffassung der Pari-
bus Kapitalverwaltungsgesellschaft, als 
grunderwerbsteuerpflichtiger Vorgang 

qualifiziert wird, zum Beispiel die Ände-
rung der Gesellschafterzusammen-
setzung im Rahmen künftiger Kapital-
erhöhungen auf Ebene einer etwaigen 
Objektgesellschaft oder der Invest-
mentgesellschaft. Weiterhin kann ein 
ungeplantes Ausscheiden von soge-
nannten Altgesellschaftern, deren 
Verbleib die Entstehung von Grund-
erwerbsteuer verhindern würde, zur 
Entstehung von Grunderwerbsteuer 
führen. Sollte die Liquiditätsreserve 
für die Zahlung entsprechender Grund-
erwerbsteuer nicht ausreichen, müssten 
zusätzliche Fremdmittel aufgenommen 
werden. In beiden Fällen würde dies zu 
Steuerzahlungen und einer Reduktion 
von Rückflüssen an Anleger führen.

Sofern die Immobilie nicht vollständig 
vermietet wird oder von der Investment-
gesellschaft geschuldete Grundsteuer 
nicht auf die betreffenden Miet er umge-
legt werden kann, müssten diese Kosten 
von der Investmentgesellschaft getra-
gen und durch ihre Liquiditätsreserve 
oder eine Aufnahme weiterer Fremdmit-
tel finanziert werden. Dies kann eben-
falls zu einer Reduktion von Rückflüssen 
an Anleger führen.

Der Gesetzgeber hat eine Reform der 
Grundsteuer verabschiedet, um den 
verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen gerecht zu werden. Gemäß der 
Neuregelung wird sich die Bewertung 
von Grundstücken ab dem 1. Januar 2025 
am Verkehrswert orientieren. Durch eine 
Änderung des Grundgesetzes wird es 
den Bundesländern außerdem möglich 
sein, ein eigenes Grundsteuermodell 
einzuführen (Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 15. November 2019, 
BGBl. I 2019, Seite 1546). Bayern hat von 
dieser Möglichkeit Gebauch gemacht 
und ein eigenes Bewertungsmodell ein-
geführt. Allerdings sind insbesondere 
die ab 2025 anzuwendenden Grund-
steuerhebesätze noch nicht bekannt. 
Vor diesem Hintergrund kann die künf-
tige Höhe der Grundsteuerbelastung 
der Investmentgesellschaft derzeit 
nicht sicher eingeschätzt werden. Es 
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besteht das Risiko, dass es zu einer 
deutlichen Erhöhung der Grundsteuer 
kommt. Außerdem besteht das Risiko, 
dass die Möglichkeit, die Grundsteuer 
auf die Miet er umzulegen, gesetzlich 
eingeschränkt wird. Dies würde zu 
erheblichen steuerlichen Mehrbelas-
tungen führen. 

Steuerbelastung bei einem  
Ausscheiden

Scheidet ein Anleger unmittelbar oder 
mittelbar aus der Investmentgesell-
schaft aus, so wächst das auf ihn ent-
fallende Vermögen bei den verbleiben-
den Anlegern an. Insoweit besteht ein 
erbschaft- und schenkungsteuerliches 
Risiko darin, dass die dem ausscheiden-
den Anleger gewährte Abfindung den 
erbschaft- und schenkungsteuerlichen 
Wert seiner Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft unterschreitet und 
dies einen erbschaft- und schenkung-
steuerlichen Erwerb der übrigen Anleger 
begründet. Die hieraus resultierende 
Steuerbelastung kann die Rentabilität 
sowohl für den ausscheidenden als auch 
für die verbleibenden Anleger negativ 
beeinflussen. 

Risiken im Hinblick auf Erbschaft-  
und Schenkungsteuer

Bei einer unentgeltlichen oder teil-
entgeltlichen Übertragung oder einer 
Übertragung einer treuhänderischen 
Beteiligung im Erbfall kann nicht aus-
geschlossen werden, dass im Einzel-
fall die zuständige Finanzbehörde für 
die steuerrechtliche Beurteilung, ins-
besondere die Bewertung, nicht auf den 
Gegenstand abstellt, auf den sich der 
Herausgabeanspruch bezieht, sondern 
den Herausgabeanspruch selbst bewer-
tet. Folglich kann es bei einer mittelba-
ren Beteiligung eines Anlegers über die 
Treuhandkommanditistinnen I oder II zu 
einer anderen (höheren) erbschaft- und 
schenkungsteuerlichen Bemessungs-
grundlage kommen, als dies bei einem 
direkt als Kommanditist an der Invest-
mentgesellschaft beteiligten Anleger 

der Fall ist. Weiterhin können die von 
der Finanzverwaltung zugrunde geleg-
ten Bewertungsregelungen von denen 
nach Auffassung der Paribus Kapital-
verwaltungsgesellschaft zugrunde zu 
legenden Regeln abweichen.

Steuerbelastung ohne  
Liquiditätszufluss 

Für den Anleger besteht grundsätz-
lich das Risiko, dass das in einem Wirt-
schaftsjahr der Investmentgesellschaft 
anteilig auf ihn entfallende steuerliche 
Ergebnis aus seiner Beteiligung zu einer 
persönlichen Steuerbelastung führt, 
ohne dass entsprechende Auszahlun-
gen aus der Beteiligung erfolgen. Der 
Anleger hätte in diesem Fall die zusätz-
liche Steuerbelastung aus der Zurech-
nung des Ergebnisanteils aus seinem 
sonstigen privaten Vermögen zu zahlen.

Stiftungen

Neben den in den vorigen Abschnitten 
geschilderten Risiken, die zu Mehrbe-
lastungen oder einer Minderung der 
Rückflüsse aus der Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft führen können, 
sind weitere steuerliche Risiken für Stif-
tungen möglich. Stiftungen können ihre 
Steuerbegünstigung nicht nur in Bezug 
auf die Einkünfte aus der Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft, son-
dern insgesamt verlieren. Dies könnte 
beispielsweise der Fall sein, wenn die 
Beteiligung zu einem Verlust führt und 
dieser Verlust durch Mittel aus dem 
ideellen, steuerbegünstigten Bereich 
ausgeglichen werden muss. Die Einzel-
heiten sollten mit einem steuerlichen 
Berater abgestimmt werden.
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F.  Wirtschaftlichkeits berechnungen  
(Prognosen)1

Mittelverwendung (Prognose1) Tsd. Euro

in % der  
Gesamt-

investition

in % des 
Zeichnungs-

kapitals zzgl.  
Ausgabe aufschlag

Zahlungen Auseinandersetzungsguthaben 18.670 37,87 68,39

Zahlungen Sonderentnahmen 10.104 20,49 37,01

1 Summe Zahlungen an Altgesellschafter 28.774 58,36 105,40

Verkaufsvergütung Paribus 5.188 10,52 19,00

Kosten Due Diligence und Objektbewertung 50 0,10 0,18

2 Summe Transaktionskosten 5.238 10,62 19,19

Ablösung bestehendes Bankdarlehen 10.800 21,91 39,56

Weitere Finanzierungskosten 125 0,25 0,46

3 Summe Finanzierungskosten 10.925 22,16 40,02

Vergütungen Kapitalverwaltungsgesellschaft und  
Paribus Finanzierungsberatungsgesellschaft

1.045 2,12 3,83

Vergütung Treuhandkommanditistin II 66 0,13 0,24

Vergütungen Eigenkapitalbeschaffung 780 1,58 2,86

Weitere Vergütung Eigenkapitalbeschaffung (Ausgabeaufschlag) 1.300 2,64 4,76

Kosten der steuerlichen und rechtlichen Beratung 65 0,13 0,24

Kosten Erstellung, Prüfung und Druck Vertriebsdokumentation 65 0,13 0,24

Sonstige Nebenkosten 20 0,04 0,07

4 Summe Initialkosten (inklusive Ausgabeaufschlag) 3.341 6,78 12,24

5 Liquiditätsreserve 1.023 2,07 3,75

Gesamtinvestition 49.300 100,00 180,59

Investitions- und Finanzierungsplan der Investmentgesellschaft (Prognose1)2,3
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F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Eventuelle rechnerische Abweichungen resultieren aus Rundungsdifferenzen. 
1 Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für zukünftige Wertentwicklungen. 2 Bei dem dargestellten Investitions- und Finanzierungsplan han-
delt es sich um eine vereinfachte Darstellung, die nicht den Anforderungen des Handelsgesetzbuchs (HGB) entspricht. 3 Die dargestellten Beträge 
sind Nettobeträge ohne Umsatzsteuer; soweit jeweils Umsatzsteuer auf einzelne Beträge anfällt, ist die Investmentgesellschaft zum vollen Vor-
steuerabzug berechtigt.

I. Erläuterungen zum Investitions-  
und Finanzierungsplan 
(Prognose¹)

Zahlungen 
Auseinandersetzungsguthaben

Diese Position gibt die Höhe des gesam-
ten Betrages wieder, den die Invest-
mentgesellschaft insgesamt an die-
jenigen Altgesellschafter leistet, die 
ihre Beteiligung zum 31. August 2022 
wirksam gekündigt und somit Anspruch 
auf die Zahlung eines Auseinanderset-
zungsguthabens (in Höhe des Nettoin-
ventarwertes ihrer Anteile) haben. 

Basis für die Zahlungen ist die Ermitt-
lung der Summe der Nettoinventarwerte 
aller Anteile der Altgesellschafter zum 
31. August 2022. Diese ergibt sich im 
Wesentlichen zunächst durch den Ver-
kehrswert der Immobilie zum 31. August 
2022 abzgl. des zu diesem Datum noch 
bestehenden Darlehens. Zum Zwecke 
der Ermittlung des Verkehrswertes der 
Immobilie wurden zwei Gutachten in 
Auftrag gegeben. Stichtag der Bewer-
tung war der 31. August 2022. Der Wert-
ansatz (Ansatz des verbindlichen Ver-

kehrswertes der Immobilie) zum 31. Au-
gust 2022 erfolgt zum Mittelwert der 
gutachterlichen Bewertungen. Dieser 
beträgt 54.875.000 Euro.

Der Wert wird vermindert durch an die 
Treuhandkommanditistin I und an die 
vormalige geschäftsführende Komman-
ditistin Wölbern Geschäftsführungsge-
sellschaft für Deutschlandfonds mbH 
nach Maßgabe des Gesellschaftsver-
trages in der bis zum 31. August 2022 
geltenden Fassung zu zahlenden Ver-
kaufsvergütungen. Weiterhin ist die Net-
toliquidität der Investmentgesellschaft 
(Saldo aus Bankguthaben, Forderun-
gen, Verbindlichkeiten und Rückstel-
lungen) zum 31. August 2022 erhöhend 
zu berücksichtigen. 

Auf Basis der dargestellten Einflussfak-
toren ergibt sich insgesamt ein vorläu-
figer Nettoinventarwert zum 31. August 
2022 von rund 40.141.000 Euro, der für 
alle Beteiligungsbeträge der Altgesell-
schafter kalkuliert ist. Das ursprüngli-
che Kommanditkapital (vor Kapitalhe-
rabsetzung zum Ablauf des 31. August 
2022) betrug 12.593.000 Euro. Insoweit 
ergibt sich ein prozentualer Wert von 

rund 318,8 % für den Nettoinventarwert 
aller Altgesellschafter, bezogen auf die 
Höhe des ursprünglichen Kommanditka-
pitals. Da insgesamt Kommanditkapital in 
Höhe von 5.857.000 Euro zum 31. August 
2022 wirksam gekündigt worden ist, ent-
fällt auf dieses Kommanditkapital ein zu 
zahlendes Auseinandersetzungsgutha-
ben in Höhe von rund 18.670.000 Euro.

Es ist geplant, die Zahlungen der Ausei-
nandersetzungsguthaben in einer Rate 
spätestens am 31. Dezember 2023 zu 
leisten.

Zahlungen Sonderentnahmen

Diese Position beinhaltet den gesam-
ten Betrag, den die Investmentgesell-
schaft insgesamt an diejenigen Alt-
gesellschafter leistet, die von ihrem 
Anteilskündigungsrecht zum 31. August 
2022 keinen Gebrauch gemacht haben 
und demnach weiterhin Kommanditis-
ten der Investmentgesellschaft bleiben. 
Diese haben gemäß den Regelungen des 
Gesellschaftsvertrages einen Anspruch 
auf die Zahlung einer Sonderentnahme 
(in Höhe von 150 % ihres ursprünglich 
gezeichneten Kommanditkapitals). 

Mittelherkunft (Prognose1) Tsd. Euro

in % der  
Gesamt-

investition

in % des 
Zeichnungs-

kapitals zzgl.  
Ausgabe aufschlag

1 Zeichnungskapital Kapitalerhöhung 26.000 52,74 95,24

2 Ausgabeaufschlag 1.300 2,64 4,76

3 Fremdkapital 22.000 44,62 80,59

Gesamtfinanzierung 49.300 100,00 180,59
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F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Da insgesamt Kommanditkapital in Höhe 
von 6.736.000 Euro nicht zum 31. August 
2022 gekündigt worden ist und dieses 
Kommanditkapital damit in der Invest-
mentgesellschaft verbleibt, entfällt hie-
rauf eine zu zahlende Sonderentnahme 
in Höhe von 10.104.000 Euro.

Anteilsinhaber der Anteilsklasse 1, die 
ihre Beteiligung nicht zum Ablauf des 
31. August 2022 gekündigt haben, erhal-
ten mit Ablauf dieses Tages ein Sonder-
entnahmerecht, welches der Höhe nach 
150 % der jeweiligen auf das Kapitalkonto 
Ia) verbuchten Pflichteinlage entspricht. 
Die Sonderentnahme wird auf das Kapi-
talkonto VI gebucht. Das Sonderentnah-
merecht wird spätestens am 31. Dezem-
ber 2023 zur Zahlung fällig. Das Son-
derentnahmerecht wird liquiditätsmäßig 
überwiegend durch das neu eingewor-
bene Zeichnungskapital bedient. 

Zahlung der Verkaufsvergütung 

Die Treuhandkommanditistin I und die 
vormalige geschäftsführende Komman-
ditistin Wölbern Geschäftsführungsge-
sellschaft für Deutschlandfonds mbH 
erhalten gemäß der Regelung des 
Gesellschaftsvertrages in der bis zum 
31. August 2022 geltenden Fassung 
jeweils eine Vergütung in Höhe von 0,5 % 
des Wertes der Immobilie zum 31. August 
2022. Sofern und soweit die Altgesell-
schafter mit Wirkung zum 31. August 
2022 – ohne Berücksichtigung frühe-
rer Auszahlungen – ein Abfindungsgut-
haben oder einen Wert der Beteiligung 
in Höhe von 110 %, bezogen auf die von 
ihnen ursprünglich geleistete Komman-
diteinlage – ohne Berücksichtigung 
eines Ausgabeaufschlages – (nach-
folgend „Liquidationsüberschuss“), 
zugesprochen bekommen, erhält die 
vormalige geschäftsführende Komman-
ditistin Wölbern Geschäftsführungsge-
sellschaft für Deutschlandfonds mbH 
zudem eine Vergütung in Höhe von 
15 % des den Liquidationsüberschuss 
übersteigenden Betrages zzgl. Umsatz-
steuer. Die erstgenannten beiden Ver-
gütungen sind in Höhe von zusammen 

rund 549.000 Euro zzgl. Umsatzsteuer 
kalkuliert, die letztgenannte Vergütung 
ist in Höhe von rund 4.639.000 zzgl. 
Umsatzsteuer kalkuliert. Die endgültige 
Höhe der Vergütung wird auf Basis des 
Zwischenabschlusses zum 31. August 
2022 ermittelt.

Kosten Due Diligence und 
Objektbewertung

Unter dieser Position sind die anfal-
lenden kalkulierten externen Kosten 
im Zusammenhang mit einer techni-
schen Due Diligence bezüglich des 
Objektes sowie die Kosten von zwei 
Bewertungsgutachten im Zusammen-
hang mit der Ermittlung des Verkehrs-
wertes der Immobilie zum 31. August 
2022 ausgewiesen. 

Ablösung bestehendes Bankdarlehen

Aus der Valutierung des geplanten 
erhöhten langfristigen Darlehens in 
Höhe von 22.000.000 Euro soll das 
bestehende Darlehen bereits zum 30. 
Dezember 2022 (vertraglich verein-
bartes Laufzeitende ist 31. Mai 2023) 
zurückgeführt werden. Dieses Darle-
hen valutiert zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes in Höhe 
von 10.800.000 Euro und ist endfällig 
zu tilgen.

Weitere Finanzierungskosten

Unter dieser Position sind im Wesent-
lichen eine kalkulierte Bearbeitungs-
gebühr für die Objektbewertung im Zu-
sammenhang mit dem ab 30. Dezember 
2022 neu geplanten erhöhten langfristi-
gen Darlehen von 22.000.000 Euro zu-
gunsten der finanzierenden Bank be-
rücksichtigt sowie weitere kalkulierte 
Kosten im Zusammenhang mit Neuauf-
nahme und Ablösung des Darlehens, 
insbesondere Bankentgelte, Kosten für 
die Bestellung der Grundschuld und wei-
tere Notargebühren. 

Summe Initialkosten  
(inkl. Ausgabeaufschlag) 

Für die Konzeption und Strukturierung 
erhält die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft eine einmalige vertraglich ver-
einbarte Vergütung in Höhe von 3 % der 
Summe aller auf den Kapitalkonten Ia) 
und Ib) gezeichneten Pflichteinlagen 
aller Gesellschafter. Zudem erhält die 
Paribus Finanzierungsberatungsgesell-
schaft mbH für die Konzeption, Prüfung 
und Verhandlung der entsprechenden 
neuen Fremdkapitalverträge eine ein-
malige Vergütung von 1,19 % des aufge-
nommenen langfristigen Fremdkapitals, 
soweit dieses eine Fristigkeit von min-
destens sechs Monaten aufweist. Für 
die Einrichtung der Treuhandverwaltung 
der Anteilsklasse 2 erhält die PVT Trust 
GmbH eine einmalige Vergütung von 
0,3 % des eingeworbenen Kommandit-
kapitals (Anteilsklasse 2). Zudem erhält 
die Paribus Invest GmbH für die Vermitt-
lung des Eigenkapitals eine Vergütung 
von 3 % des neu eingeworbenen Zeich-
nungskapitals (sofern Neugesellschafter 
I), zzgl. des Ausgabeaufschlags in Höhe 
von bis zu 5 % (sofern Neugesellschafter 
I). Die Vergütung für die Eigenkapital-
beschaffung leitet die Paribus Invest 
GmbH voraussichtlich ganz oder teil-
weise an Vertriebspartner weiter. Die 
genannten Vergütungen verstehen sich 
jeweils inkl. anfallender Umsatzsteuer.

Weiterhin sind fondsspezifische Auf-
wendungen wie zum Beispiel für die 
Erstellung und den Druck der Infor-
mationsmaterialien und der Vertriebs-
dokumentation, für die rechtliche und 
steuerliche Beratung bei der Erstellung 
der Vertriebsdokumentation, für die Kos-
ten der Prüfung der Vertriebsdokumen-
tation sowie für sonstige Nebenkosten 
(Kosten Notar, Handelsregister, Geld-
verkehr etc.) kalkuliert.
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Liquiditätsreserve

Die Liquiditätsreserve dient als Reserve 
für unvorhergesehene Ausgaben im 
Rahmen des Investitionsplanes und zum 
Ausgleich von Liquiditätsschwankungen 
über die geplante Laufzeit.

Zeichnungskapital 
Neugesellschafter/Kapitalerhöhung

Das ursprüngliche Gesellschaftska-
pital betrug bis zum 31. August 2022 
12.593.000  Euro. Mit Ablauf des 
31. August 2022 erfolgte eine Kapitalhe-
rabsetzung in Höhe von 5.857.000 Euro. 
Das Gesellschaftskapital beträgt 
sodann 6.736.000 Euro. Die Einlage 
der geschäftsführenden Kommanditis-
tin beträgt 2.500 Euro. Die Einlage der 
Treuhandkommanditistin II (Treuhand-
kommanditistin für „Neugesellschafter“) 
beträgt 2.500 Euro. 

Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist im Zeitraum vom 1. September 
2022 bis 31. Dezember 2023 berech-
tigt, das Kommanditkapital um bis zu 
35.000.000 Euro heraufzusetzen. Die 
Kapitalheraufsetzung soll durch das Ein-
werben von Zeichnungskapital der Neu-
gesellschafter (Anteilsklasse 2) ermög-
licht werden. Soweit das Erhöhungska-
pital nicht bis zum 31. Dezember 2023 
durch Alt- oder Neugesellschafter über-
nommen wurde, kann die geschäfts-
führende Kommanditistin die Platzie-
rungsphase um bis zu ein Jahr ver-
längern. Zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes ist neu einzu-
werbendes Zeichnungskapital in Höhe 
von voraussichtlich 26.000.000 Euro 
geplant. Es ist unterstellt, dass nur Neu-
gesellschafter I Zeichnungsbeträge 
übernehmen.

Sollte der auf den Bewertungsstichtag 
31. August 2022 noch final zu ermittelnde 
Nettoinventarwert der Investmentge-
sellschaft von dem in den Planungs-
rechnungen unterstellten vorläufigen 
Wertansatz von rund 40.141.000 Euro 
abweichen, können sich durch sich 
hieraus ergebende von den kalkulier-
ten Zahlungen abweichende tatsäch-
liche Zahlungen auch Abweichungen 
bezüglich der Höhe des notwendigen 
einzuwerbenden Zeichnungskapitals 
der Neugesellschafter und damit beim 
Umfang der Kapitalerhöhung ergeben. 
Insbesondere vom endgültig ermittelten 
Nettoinventarwert der Investmentge-
sellschaft zum 31. August 2022 hängt 
im Ergebnis auch ab, wie das Verhält-
nis der Anteilsklassen zueinander ist.

Ausgabeaufschlag

Weiterer zusätzlicher Bestandteil des 
neu einzuwerbenden Eigenkapitals 
(Zeichnungskapital) in Höhe von plan-
mäßig 26.000.000 Euro ist der Aufga-
beaufschlag in Höhe von bis zu 5 % des 
Zeichnungskapitals, demnach bis zu 
1.300.000 Euro. Er wird zur Zahlung 
der weiteren Vergütung für die Eigen-
kapitalbeschaffung verwendet. Soweit 
Neugesellschafter II Zeichnungskapital 
übernehmen, fällt hierauf kein Ausga-
beaufschlag an.

Fremdkapital (kalkuliert)

Der bereits im Jahr 2010 aufgelegte 
geschlossene Fonds hat die ursprüng-
lichen Darlehen mit deren Auslauf per 
31. Mai 2021 mit einem neuen Dar-
lehen einer deutschen Bank über 
10.800.000 Euro refinanziert. Das Dar-
lehen valutiert zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes in voller 
Höhe. Das Darlehen ist spätestens am 
31. Mai 2023 in ausstehender Höhe (ein-
schließlich aufgelaufener Zins en und 
sonstiger Entgelte) zur Rückzahlung 
fällig. Während der Laufzeit sind nur 
Zins zahlungen, jedoch keine Tilgungs-
zahlungen zu leisten. Es ist ein variab-
ler Zins satz in Höhe des EURIBOR zzgl. 

Bankmarge vereinbart. Die Zins periode 
beträgt drei Monate zum Quartalsende. 

Die Investmentgesellschaft hat eine 
Anschlussfinanzierung über ein fest-
verzinsliches Darlehen in Höhe von 
22.000.000 Euro mit einer deutschen 
Bank mit einer Laufzeit von zehn Jah-
ren ab dem 30. Dezember 2022 bis zum 
30. Dezember 2032 auf der Grundlage 
eines abgeschlossenen Darlehens-
vertrages vereinbart. Das Darlehen 
ist endfällig zu tilgen, eine laufende 
Tilgung ist nicht vereinbart. Das Dar-
lehen soll in Teilbeträgen in Höhe von 
mindestens 10.800.000 Euro am 30. 
Dezember 2022 sowie in Höhe von 
maximal 11.200.000 Euro spätestens 
am 31. Dezember 2023 valutiert wer-
den. Es ist ein Festzinssatz in Höhe von 
durchgehend 4,35 % p. a. vereinbart. 
Nach dem 30. November 2032 ist eine 
neue Anschlussfinanzierung notwendig. 

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Alternative Darstellung des Investi-
tions- und Finanzierungsplanes der 
Investmentgesellschaft (Prognose¹)²

Die auf der Seite 44 dargestellte Inves-
titions- und Finanzierungsrechnung der 
Investmentgesellschaft ist zahlungs-
strombasiert und zeigt den Neugesell-
schaftern, wofür und in welcher Höhe 
die der Investmentgesellschaft zuflie-
ßenden Mittel aus neuem Zeichnungs-
kapital zzgl. Ausgabeaufschlag und dem 
geplanten neuen Bankdarlehen im Rah-
men der Umstrukturierung der Invest-
mentgesellschaft verwendet werden. 
Da keine unmittelbare Verwendung der 
Mittel für die Anschaffung eines Vermö-
gensgegenstandes „Immobilie“ durch 
die Investmentgesellschaft stattfindet, 
kann sie nicht dargestellt werden.

Um dennoch einen Vergleich mit einer 
„herkömmlichen“ Investitions- und 
Finanzierungsrechnung im Zusam-
menhang mit der Anschaffung einer 
Immobilie zu ermöglichen, ist in der 
nachfolgenden alternativen Übersicht 
ein „fiktiver“ Erwerb dargestellt. Hierzu 
ist in der Mittelherkunft zusätzlich das 
(anteilige) Eigenkapital der Altgesell-
schafter einzubeziehen.

Ein fiktiver Erwerb der Immobilie mit ei-
nem Verkehrswert von 54.875.000 Euro 
zzgl. Kosten für Due Diligence und Be-
wertungen würde zu Anschaffungskos-
ten von rund 54.925.000 Euro führen. 
Finanzierungskosten sind in Höhe von 
125.000 Euro kalkuliert, insbesondere für 
die Bestellung einer Grundschuld im Zu-
sammenhang mit der Bankfinanzierung 
sowie für kalkulierte Verwahrentgelte 
bzw. Bereitstellungszinsen. Es fallen ins-
gesamt Initialkosten für die Auflage der 
Investmentgesellschaft und den Vertrieb 
von Anteilen in Höhe von 3.341.000 Euro 
an. Im Rahmen der Mittelverwendung 
wird insgesamt eine Liquiditätsreserve in 
Höhe von rund 2.277.000 Euro gebildet, 
hiervon stammen rund 1.254.000 Euro 
aus der zum 1. September 2022 über-
nommenen kalkulierten Nettoliquidität 
der Investmentgesellschaft.

Die Investition wird im Wesentlichen 
finanziert durch das einzuwerbende 
Zeichnungskapital der Neugesell-
schafter in Höhe von voraussicht-
lich 26.000.000 Euro sowie den zum 
31. August 2022 bestehenden Betei-
ligungsbetrag der Altgesellschaf-
ter (inkl. Anteil Paribus) in Höhe von 
6.736.000 Euro, dieser jedoch mit einem 
Wertansatz von rund 168,8 % (Wert der 
Beteiligung abzgl. Sonderentnahme 
zum 31. August 2022), somit stehen 
rund 11.680.000 Euro für die Investi-
tion zur Verfügung. Es soll zudem ein 
langfristiges Bankdarlehen in Höhe von 
22.000.000 Euro aufgenommen werden.
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Alternative Darstellung des Investitions- und Finanzierungsplanes der Investmentgesellschaft (Prognose1)2,4

Mittelverwendung (Prognose) Tsd. Euro Tsd. Euro

in % der  
Gesamt  -

investition

in % des 
Zeichnungs-

kapitals zzgl. 
Ausgabe aufschlag

1 Anschaffungs- und Herstellungskosten 54.925 90,53 201,19

1.1 Gutachterlicher Immobilienwert 54.875 90,45 201,01

1.2 Kosten Due Diligence und Objektbewertung 50 0,08 0,18

2 Finanzierungskosten 125 0,21 0,46

3 Liquiditätsreserve3 2.277 3,75 8,34

4 Initialkosten 3.341 5,51 12,24

4.1 Vergütungen KVG und Paribus 
Finanzierungsberatungsgesellschaft

1.111 1,83 4,07

4.2 EK-Vermittlung inklusive Ausgabeaufschlag 2.080 3,43 7,62

4.3 Weitere Kosten für Dritte 150 0,25 0,55

Gesamtinvestition 60.667 100,00 222,22

Mittelherkunft (Prognose)

1 Eigenkapital 38.667 63,74 141,64

1.1 Einzuwerbendes Zeichnungskapital  
Kapitalerhöhung „Neugesellschafter“

26.000 42,86 95,24

1.2 Ausgabeaufschlag 1.300 2,14 4,76

1.3 Eigenkapital „Altgesellschafter“ 11.367 18,74 41,64

2 Fremdkapital 22.000 36,26 80,59

Gesamtfinanzierung 60.667 100,00 222,22

Eventuelle rechnerische Abweichungen resultieren aus Rundungsdifferenzen. 
1 Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für zukünftige Wertentwicklungen. 2 Bei dem dargestellten Investitions- und Finanzierungsplan 
handelt es sich um eine vereinfachte Darstellung, die nicht den Anforderungen des Handelsgesetzbuchs (HGB) entspricht. 3 Bestandsliquidität 
zum 1. September 2022 der Investmentgesellschaft zzgl. Liquiditätsreserve der Investitionsrechnung der Investmentgesellschaft. 4 Die darge-
stellten Beträge sind Nettobeträge ohne Umsatzsteuer; soweit jeweils Umsatzsteuer auf einzelne Beträge anfällt, ist die Investmentgesellschaft 
zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt.

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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Eventuelle rechnerische Abweichungen resultieren aus Rundungsdifferenzen. 
1 Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für zukünftige Wertentwicklungen. 2 Der Nettoinventarwert (NAV) zum 31. August 2022 ergibt sich 
aus dem Wert der Beteiligung abzgl. der Sonderentnahme. 3 Dies entspricht dem Zeichnungskapital. 4 Inkl. rund 1.023.000 Euro Liquiditätsreserve 
aus der Investitionsphase. 5 Die dargestellten Beträge sind Nettobeträge ohne Umsatzsteuer; soweit jeweils Umsatzsteuer auf einzelne Beträge 
anfällt, ist die Investmentgesellschaft zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt.

Investmentgesellschaft München Taunusstraße

Jahr 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 Verkauf

Miet einnahmen Tsd. Euro 606  2.195  2.334  2.393  2.453  2.514  2.577  2.641  2.707  2.775  1.422  2.915  2.988  

Verkaufserlös Tsd. Euro 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 59.764  

Einnahmen gesamt Tsd. Euro 606  2.195  2.334  2.393  2.453  2.514  2.577  2.641  2.707  2.775  1.422  2.915  2.988  59.764  

Objektverwaltung, Instandhaltung,  
Bewirtschaftung , Nachhaltigkeit

Tsd. Euro 61 191 196 200 204 208  212  217  221  226  231  236  241  

Revitalisierung/Modernisierung Tsd. Euro 2.089 

Fremdverwaltung Paribus KVG Tsd. Euro 12 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 299 

Gesellschaftskosten Tsd. Euro 23  69  70  71  72  73  74  74  75  76  77  78  79  

Verwahrstelle Tsd. Euro 5  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  

Sonstige Kosten Tsd. Euro 7  30  31  32  33  33  34  35  36  37  38  39  40  

Zins en Darlehen Tsd. Euro 180  734  957  957  957  957  957  957  957  957  957  957  957  

Tilgung Darlehen Tsd. Euro 0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  22.000 

Ausgaben gesamt Tsd. Euro 287  1.074  1.303  1.309  1.315  1.321  1.327  1.333  1.339  1.346  3.441  1.359  1.366  22.299 

Liquiditäts-
reserve

1.258  

Cash Flow Tsd. Euro 319  1.121  1.031  1.084  1.138  1.193  1.250  1.308  1.368  1.429  -2.019  1.556  1.622  Liquidations-
ausschüttung 

38.723  

Restschuld Bankdarlehen 31.12. Tsd. Euro 10.800 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 

Anteilsklasse 1 Auszahlungen vor Steuern Tsd. Euro 0  0  568  568  398  398  398  398  398  398  0  398  398  11.780  

In % des NAV 31.08.20222 % 0,00 0,00 5,00 5,00 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 0,00 3,50 3,50 103,63

Anteilsklasse 2 Auszahlungen vor Steuern Tsd. Euro 0 0 910 910 910 910 910 910 910 910 0 910 910 26.943  

In % des Einbringungs-NAV/der Einlage3 % 0,00 0,00 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 0,00 3,50 3,50 103,63

Liquiditätsreserve Investmentgesellschaft

Entwicklung Liquiditätsreserve 20224 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034

Anfangsbestand Tsd. Euro 2.277  2.595  3.717  3.269  2.875  2.705  2.590  2.532  2.533  2.593  2.714  695  943  

Zuführung Tsd. Euro 319  1.121  1.031  1.084  1.138  1.193  1.250  1.308  1.368  1.429  –2.019  1.556  1.622  

Entnahme/Auszahlungen Tsd. Euro 0  0  –1.478  –1.478  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  0  –1.308  –1.308  

Endbestand per 31.12. Tsd. Euro 2.595  3.717  3.269  2.875  2.705  2.590  2.532  2.533  2.593  2.714  695  943  1.258  

Cash Flow Prognose der In vest ment ge sell schaft (Prognose1)5
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Investmentgesellschaft München Taunusstraße

Jahr 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 Verkauf

Miet einnahmen Tsd. Euro 606  2.195  2.334  2.393  2.453  2.514  2.577  2.641  2.707  2.775  1.422  2.915  2.988  

Verkaufserlös Tsd. Euro 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 59.764  

Einnahmen gesamt Tsd. Euro 606  2.195  2.334  2.393  2.453  2.514  2.577  2.641  2.707  2.775  1.422  2.915  2.988  59.764  

Objektverwaltung, Instandhaltung,  
Bewirtschaftung , Nachhaltigkeit

Tsd. Euro 61 191 196 200 204 208  212  217  221  226  231  236  241  

Revitalisierung/Modernisierung Tsd. Euro 2.089 

Fremdverwaltung Paribus KVG Tsd. Euro 12 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 35 299 

Gesellschaftskosten Tsd. Euro 23  69  70  71  72  73  74  74  75  76  77  78  79  

Verwahrstelle Tsd. Euro 5  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  15  

Sonstige Kosten Tsd. Euro 7  30  31  32  33  33  34  35  36  37  38  39  40  

Zins en Darlehen Tsd. Euro 180  734  957  957  957  957  957  957  957  957  957  957  957  

Tilgung Darlehen Tsd. Euro 0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  22.000 

Ausgaben gesamt Tsd. Euro 287  1.074  1.303  1.309  1.315  1.321  1.327  1.333  1.339  1.346  3.441  1.359  1.366  22.299 

Liquiditäts-
reserve

1.258  

Cash Flow Tsd. Euro 319  1.121  1.031  1.084  1.138  1.193  1.250  1.308  1.368  1.429  -2.019  1.556  1.622  Liquidations-
ausschüttung 

38.723  

Restschuld Bankdarlehen 31.12. Tsd. Euro 10.800 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 22.000 

Anteilsklasse 1 Auszahlungen vor Steuern Tsd. Euro 0  0  568  568  398  398  398  398  398  398  0  398  398  11.780  

In % des NAV 31.08.20222 % 0,00 0,00 5,00 5,00 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 0,00 3,50 3,50 103,63

Anteilsklasse 2 Auszahlungen vor Steuern Tsd. Euro 0 0 910 910 910 910 910 910 910 910 0 910 910 26.943  

In % des Einbringungs-NAV/der Einlage3 % 0,00 0,00 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 3,50 0,00 3,50 3,50 103,63

Liquiditätsreserve Investmentgesellschaft

Entwicklung Liquiditätsreserve 20224 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034

Anfangsbestand Tsd. Euro 2.277  2.595  3.717  3.269  2.875  2.705  2.590  2.532  2.533  2.593  2.714  695  943  

Zuführung Tsd. Euro 319  1.121  1.031  1.084  1.138  1.193  1.250  1.308  1.368  1.429  –2.019  1.556  1.622  

Entnahme/Auszahlungen Tsd. Euro 0  0  –1.478  –1.478  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  –1.308  0  –1.308  –1.308  

Endbestand per 31.12. Tsd. Euro 2.595  3.717  3.269  2.875  2.705  2.590  2.532  2.533  2.593  2.714  695  943  1.258  

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Objektverwaltung/Instandhaltung/
Bewirtschaftung/Nachhaltigkeit

Mit der Objektverwaltung ist die Paribus 
Immobilien Assetmanagement GmbH 
beauftragt. Sie erhält ab dem 1. Septem-
ber 2022 eine jährliche Verwaltungs-
vergütung in Höhe von bis zu 0,1 % des 
durchschnittlichen Nettoinventarwer-
tes der Investmentgesellschaft (zzgl. 
gesetzlicher Umsatzsteuer) des jewei-
ligen Geschäftsjahres. Es sind weitere 
nicht umlagefähige Kosten für externe 
Objektverwaltung in Höhe von 0,75 % 
(zzgl. Umsatzsteuer), bezogen auf die 
Miet einnahmen, kalkuliert. 

Die vermieterseitigen Kosten für die lau-
fenden Instandhaltungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen sind für das Jahr 
2023 in Höhe von rund 82.000 Euro (zzgl. 
Umsatzsteuer) kalkuliert. Dies entspricht 
rund 10,50 Euro/Quadratmeter Gesamt-
mietfläche und rund 3,8 %, bezogen auf 
die Miet einnahmen dieses Jahres. Die 
kalkulierten Instandhaltungsaufwendun-
gen wurden in den Folgejahren jeweils 
mit 2,5 % p. a. rechnerisch gesteigert. 

Sonstige nicht umlagefähige Bewirt-
schaftungskosten sind durchgehend 
mit 0,25 % (zzgl. Umsatzsteuer), bezo-
gen auf die Miet einnahmen, kalkuliert.

Die langfristige Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeit der Investition sieht suk-
zessive Maßnahmen zur Anpassung 
der Immobilie insbesondere an zeitge-
mäße Umweltstandards vor. Hierfür soll 
ab Umwandlung in einen AIF ein jährli-
ches Budget in Höhe von 50.000 Euro 
zzgl. Umsatzsteuer (2022 zeitanteilig) 
berücksichtigt werden, das in den Folge-
jahren jeweils mit 2,5 % p. a. gesteigert 
wurde. Für Maßnahmen im Zusammen-
hang mit Nachhaltigkeitsthemen ergibt 
sich bei einer unterstellten möglichen 
Haltedauer des Objektes von rund elf 
Jahren ein rechnerisches Budget in Höhe 
von 742.000 Euro.

der Verbraucherpreisindex (VPI) für 
Deutschland gegenüber dem Stand der 
letzten Miet zinsveränderung verändert 
hat. Für die Kalkulation wurde bezüglich 
der jährlichen Veränderung des VPI ab 
Mai 2023 durchgehend eine Erhöhung 
um 2,5 % p. a. unterstellt. Für die erst-
mals zum 1. Mai 2023 vorzunehmende 
Indexanpassung der Miet e für den Zeit-
raum von 24 Monaten ab Indexstand zu 
Miet beginn (April 2021 bis April 2023) 
wurde eine Steigerung des VPI von ins-
gesamt rund 15,2 % kalkuliert. 

Die Prognoserechnung geht davon 
aus, dass ab dem 1. Januar 2032 eine 
langfristige Anschlussvermietung der 
bis zum 31. Dezember 2031 an AKKA 
Deutschland GmbH vermieteten Flä-
chen erfolgen wird. Für die Höhe des 
zukünftig entsprechend erst noch zu 
vereinbarenden Miet zinses wurde in der 
Prognoserechnung unterstellt, dass die 
Anschlussvermietung auf dem Niveau 
des vorherigen Jahres 2031 erfolgen 
wird und auch Miet zinserhöhungen wei-
terhin mit 2,5 % p. a. erfolgen. 

Die nach dem planmäßigen Auslaufen 
des bestehenden Miet vertrages kalku-
lierte Nettokaltmiete des Jahres 2032 
beträgt monatlich rund 28,80 Euro/Qua-
dratmeter Büro-, Labor- und Werkstatt-
fläche, rund 12,00 Euro/Quadratmeter 
Lagerfläche, rund 171,20 Euro/Stellplatz 
Tiefgarage und rund 142,70 Euro/Stell-
platz Außenbereich. Im Rahmen der 
unterstellten Anschlussvermietung wur-
den jedoch im Jahr 2032 sechs Monate 
aufgrund von möglichem Objektleer-
stand und/oder mietzahlungsfreien Zei-
ten einkalkuliert, in denen keine Miet-
einnahmen generiert werden können. 

Bezüglich Miet e für die Dachantenne 
wurde unterstellt, dass auch nach dem 
31. Dezember 2024 eine Vermietung zu 
unveränderten Konditionen erfolgt.

II. Erläuterungen zur Cashflow- 
Prognose der Investment-
gesellschaft (Prognose)

Prognosen sind kein verlässlicher Indi-
kator für zukünftige Wertentwicklungen.

Die langfristige Prognoserechnung der 
Investmentgesellschaft ist eine zusam-
menfassende Darstellung der geplan-
ten wirtschaftlichen Entwicklung der 
Gesellschaft. Sie soll dem Anleger Gele-
genheit geben, die Annahmen über die 
geplante Laufzeit zu prüfen und die vor-
aussichtliche wirtschaftliche Entwick-
lung zu beurteilen.

Es sind eine Haltedauer der Immobi-
lie bis Ende 2034 und ein Verkauf der 
Immobilie Ende 2034 unterstellt. Die 
Anleger können auch einen Verkauf zu 
einem früheren oder späteren Zeitpunkt 
beschließen.

Miet einnahmen

Die Immobilie umfasst eine Gesamt-
mietfläche von rund 7.765 m² (hiervon 
rund 7.056 m² Büro-, Labor- und Werk-
stattflächen sowie rund 709 m² Lagerflä-
chen) und 152 Pkw-Stellplätze (hiervon 
90 Stellplätze Tiefgarage). Die Gesamt-
mietfläche ist an die AKKA Deutschland 
GmbH vermietet. Das Miet verhältnis 
begann mit Übernahme von Teilflächen 
durch den Miet er am 1. Mai 2021. Der 
Miet vertrag läuft bis zum 31. Dezem-
ber 2031. An die Vantage Towers AG ist 
eine Dachantenne vermietet. Der Miet-
vertrag läuft auf unbestimmte Zeit. Eine 
ordentliche Kündigung ist erstmals mit 
Wirkung zum 31. Dezember 2024 mög-
lich. Die vereinbarten Miet zahlungen 
werden in dieser Position dargestellt.

Der mit der AKKA Deutschland GmbH 
geschlossene Miet vertrag sieht Index-
anpassungen der Miet e immer zum 
1. Mai eines jeden Jahres, erstmals 
zum 1. Mai 2023, vor. Der Miet zins 
verändert sich dabei entsprechend 
im Ausmaß der vollen Veränderung 
um den Prozentsatz, um welchen sich 
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von mindestens 10.800.000 Euro am 
30. Dezember 2022 sowie in Höhe 
von maximal 11.200.000 Euro (nach 
erfolgreicher Einwerbung des Zeich-
nungskapitals) voraussichtlich am 30. 
November 2023 valutiert werden soll. 
Der Zins satz auf den Darlehensbetrag 
in Höhe von 22.000.000 Euro ist ver-
traglich durchgehend mit 4,35 % p. a. 
fest vereinbart. Zusätzlich fallen (antei-
lig im Verlauf des Jahres 2023) Bereit-
stellungszinsen, sowie über die Dar-
lehenslaufzeit sonstige Kosten an. Für 
die ab 30. Dezember 2032 notwendige 
Anschlussfinanzierung wurde bis zum 
Ende der Prognoselaufzeit ebenfalls 
ein Zins satz von 4,35 % p. a. kalkuliert.

Tilgung Darlehen

Das Darlehen über 10.800.000 Euro 
ist endfällig spätestens am 31. Mai 
2023 zurückzuzahlen. Es sind keine 
laufenden Tilgungsbeträge zu leis-
ten. Für das bereits ab 30. Dezember 
2022 neu geplante Darlehen ist bis zum 
30. Dezember 2032 in der Prognose-
rechnung keine annuitätische Tilgung 
berücksichtigt, da das geplante Dar-
lehen ebenfalls endfällig zu tilgen ist. 

Für die ab 30. Dezember 2032 notwen-
dige Anschlussfinanzierung wurde bis 
zum Ende der Prognoselaufzeit ebenfalls 
keine annuitätische Tilgung kalkuliert. 

Unter dieser Position wird auch die end-
fällige Tilgung des zum Ende des Prog-
nosezeitraums 2034 nach Veräußerung 
der Immobilie noch valutierenden Dar-
lehensbetrages abgebildet.

Cashflow der Investmentgesellschaft

Der jährliche Cashflow der Invest-
mentgesellschaft (Liquiditätsüber-
schuss) ergibt sich nach Abzug der 
jährlich kalkulierten Ausgaben von den 
Miet einnahmen.

bzw. 0,01 % des durchschnittlichen Net-
toinventarwertes (inkl. Umsatzsteuer). 

Kosten der Verwahrstelle

Als Verwahrstelle wurde die CACEIS 
Bank S. A., Germany Branch beauf-
tragt. Die jährliche Vergütung für die 
Verwahrstelle beträgt 0,03 % des durch-
schnittlichen Nettoinventarwertes der 
Investmentgesellschaft im jeweiligen 
Geschäftsjahr zzgl. Umsatzsteuer, min-
destens jedoch 17.850 Euro p. a. (inkl. 
Umsatzsteuer).

Sonstige Kosten der 
Investmentgesellschaft

Die sonstigen Kosten der Investment-
gesellschaft beinhalten insbesondere 
Aufwendungen für Steuerberatung, für 
die Erstellung und die Prüfung von Jah-
resabschlüssen und für Kontogebühren. 
Ferner sind hier Kosten für die jährliche 
Bewertung der Immobilie durch einen 
externen Bewerter kalkuliert. Für die 
gesamte Position der sonstigen Kos-
ten wurde ab dem Jahr 2023 mit einer 
jährlichen Kostensteigerung von 2,5 % 
p. a. kalkuliert.

Zins en Darlehen

Die Investmentgesellschaft hat im Jahr 
2021 ein Darlehen über 10.800.000 Euro 
abgeschlossen. Die Laufzeit endet spä-
testens am 31. Mai 2023. Der vereinbarte 
variable Zins satz ist auf Basis EURIBOR 
zzgl. Bankmarge quartalsweise nach-
träglich zu zahlen. Dieses Darlehen 
soll bereits zum 30. Dezember 2022 
zurückgeführt werden. Einzelheiten 
des abgeschlossenen Darlehensver-
trages sind unter Kapitel „H., Abschnitt 
IV., Ziffer 2. Bestehende Fremdfinanzie-
rung der Investmentgesellschaft zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes“ dargestellt. 

Es ist vorgesehen, ein neues Darlehen 
ab dem 30. Dezember 2022 in Höhe 
von insgesamt 22.000.000 Euro auf-
zunehmen, das in Teilbeträgen in Höhe 

Revitalisierung/Modernisierung

Für die notwendige Anschlussvermie-
tung nach dem Auslaufen des bestehen-
den Miet vertrages wurde eine erforder-
liche Revitalisierung/Modernisierung 
des Objektes im Jahr 2032 unterstellt. 
Hierfür ist zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes ein Betrag in 
Höhe von 200 Euro/Quadratmeter Büro-
mietfläche kalkuliert, der bis 2032 mit 
jährlich 2,5 % gesteigert wurde. Es 
ergibt sich damit für das Jahr 2032 ein 
eingeplantes Kostenbudget von rund 
1.852.000 Euro (zzgl. Umsatzsteuer). 
Zusätzlich ist in dieser Position mit rund 
237.000 Euro eine kalkulierte Maklerpro-
vision in Höhe von einer Monatsmiete 
der für das Jahr 2032 kalkulierten Net-
tokaltmieten enthalten. 

Kosten der externen 
Fremdverwaltung

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erhält für die Verwaltung der Invest-
mentgesellschaft eine jährliche Verwal-
tungsvergütung in Höhe von bis zu 0,2 % 
des durchschnittlichen Nettoinventar-
wertes (inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer) 
des jeweiligen Geschäftsjahres.

Gesellschaftskosten der 
Investmentgesellschaft

Die Treuhandkommanditistinnen I und II 
erhalten für die Verwaltung der Beteili-
gungen an der Investmentgesellschaft, 
die sie allen Anlegern ihrer jeweiligen 
Anteilsklasse gegenüber erbringen, 
eine jährliche Vergütung in Höhe von 
jeweils bis zu 0,1 % des durchschnitt-
lichen Nettoinventarwertes der jeweili-
gen Anteilsklasse (inkl. Umsatzsteuer) 
des jeweiligen Geschäftsjahres.

Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin und die geschäftsführende Kom-
manditistin erhalten für die Übernahme 
der persönlichen Haftung bzw. für die 
Übernahme der Geschäftsführung der 
Investmentgesellschaft eine jährliche 
Vergütung in Höhe von bis zu 0,02 % 

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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Restschuld Bankdarlehen

Zum Ende der vorgesehenen 10-jäh-
rigen Laufzeit Ende Dezember 2032 
valutiert das ab 30. Dezember 2022 
geplante neue Darlehen in Höhe von 
22.000.000 Euro noch in Höhe von 
100 % des Darlehensbetrages, da eine 
laufende Tilgung nicht vorgesehen ist. 
Zum kalkulierten Ende der Prognose-
laufzeit valutiert die ab 30. Dezember 
2032 geplante Anschlussfinanzierung 
ebenfalls noch in Höhe von 100 % des 
geplanten Darlehensbetrages von 
22.000.000 Euro, da eine endfällige 
Tilgung unterstellt wurde.

Geplante Auszahlungen

Bei der Investmentgesellschaft werden 
zwei Anteilsklassen gebildet. Anteils-
klasse 1 wird gebildet durch den ein-
gebrachten Wert der Altgesellschafter, 
das heißt durch die Verkehrswerte ihrer 
Anteile an der Investmentgesellschaft 
zum 31. August 2022 abzgl. der Sonder-
entnahmen von 150 %, bezogen auf den 
ursprünglichen Beteiligungsbetrag der 
Altgesellschafter, somit im Ergebnis auf 
die verbleibenden Nettoinventarwerte 
der Anteile zum 31. August 2022. Anteils-
klasse 2 wird gebildet durch die Kom-
manditeinlagen der Neugesellschafter 
I, das heißt der neu einzuwerbenden 
Anleger (Zeichnungskapital, was wie-
derum dem Beitrag zum Nettoinventar-
wert entspricht), sowie durch die Kom-
manditeinlagen der Neugesellschafter II, 
das heißt derjenigen Altgesellschafter, 
die sich an der Kapitalerhöhung durch 
Übernahme von neuem Zeichnungs-
kapital beteiligen.

Hinsichtlich der Anteilsklasse 1 gilt 
ein voll auf das Kapitalkonto 1 ein-
gezahlter Euro als ein Anteil an der 
Investmentgesellschaft. Der Ausga-
bepreis für jeweils einen von einem 
Neugesellschafter gezeichneten 
Anteil wird dabei so berechnet, dass 
der anteilig auf die Altgesellschafter, 
die nicht mit Wirkung zum Ablauf des 
31. August 2022 ihre Beteiligung an 

der Investmentgesellschaft gekün-
digt haben, entfallende Nettoinven-
tarwert der Investmentgesellschaft 
zum 31. August 2022 nach Abzug des 
Sonderentnahmerechts gemäß § 17 
Absatz 8 des Gesellschaftsvertrags 
durch die Summe der Anteile der Alt-
gesellschafter, die nicht mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft gekündigt haben, dividiert wird.

Es ergibt sich demnach folgender 
Mechanismus der Berechnung:

Ausgabe- 
preis  
Neugesell-
schafter

=

Netto inventarwert 
Altgesellschafter 
zum 31.08.2022 
(nach Abzug des 
Sonderentnahme-
rechts)

Summe Anteile Alt-
gesellschafter zum 
31.08.2022

Auf der Basis der zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes 
kalkulierten Werte ergibt sich folgen-
der Ausgabepreis für einen Anteil des 
Neugesellschafters:

Ausgabe- 
preis  
Neugesell-
schafter

=

11.367.420 Euro

6.736.000  
Anteile

Ausgabe- 
preis  
Neugesell-
schafter

=
1,688  
Euro/Anteil

Der zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes kalkulierte Ausga-
bepreis für einen Anteil, den ein Neu-
gesellschafter erwirbt, beträgt rund 
1,69 Euro.

Um die unterschiedliche vermögens-
rechtliche Beteiligung der Anteils-
klassen abzubilden, wird das Ergeb-
nis der Investmentgesellschaft für ein 
Geschäftsjahr auf einer ersten Stufe 
aufgeteilt im Verhältnis der Anzahl der 
Anteile der Altgesellschafter zu der 
Anzahl der Anteile der Neugesellschaf-
ter, bezogen auf sämtliche Anteile an 
der Investmentgesellschaft, wobei für 
jeden Gesellschafter nur volle Anteile 
berücksichtigt werden. Innerhalb der 
Anteilsklassen wird das der jeweiligen 
Anteilsklasse zugewiesene Ergebnis 
der Investmentgesellschaft auf zweiter 
Stufe nach Maßgabe des Verhältnisses 
des Kapitalkontos Ia) bzw. Ib) des einzel-
nen Gesellschafters zu der Summe der 
Kapitalkonten Ia) bzw. Ib) aller Gesell-
schafter der jeweiligen Anteilsklasse 
verteilt. Diese Regelung gilt für sonstige 
vermögensrechtliche Ansprüche, das 
heißt die Beteiligung am Vermögen, am 
Liquidationserlös und an den Auszah-
lungen, entsprechend. Dies gilt auch für 
das Geschäftsjahr 2023, das heißt, die 
Gesellschafter werden insoweit unab-
hängig vom Zeitpunkt des jeweiligen 
Beitritts bzw. der jeweiligen Kapital-
erhöhung der Neugesellschafter im 
Geschäftsjahr 2023 einander gleich-
gestellt. Soweit die geschäftsführende 
Kommanditistin die Platzierungsphase 
bis längstens ein Jahr verlängern sollte, 
gilt dies insoweit auch für das Jahr 2024.

Die Angabe der Höhe der Auszahlung 
für die Anteilsklasse 2 erfolgt in Bezug 
auf das Zeichnungskapital der ab dem 
1. September 2022 neu beitretenden 
Anleger. Die Auszahlungen für die 
Anteilsklasse 2 sind voraussichtlich für 
die Jahre 2024 und 2025, bezogen auf 
den einzelnen Anleger, geringer als die 
Auszahlungen für die Anteilsklasse 1, da 
die Kosten der Eigenkapitalbeschaffung 
(Vertriebskosten) gemäß der Regelung 
des § 17 Absatz 1 Gesellschaftsvertrag 
ausschließlich von den Neugesellschaf-
tern I der Anteilsklasse 2 zu tragen sind 
und dies durch die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft bei der Bemessung der 
Auszahlungsleistungen planmäßig für 
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die Jahre 2024 und 2025 berücksichtigt 
werden wird.

Für die Investmentgesellschaft sind lau-
fende Auszahlungen beginnend für das 
Geschäftsjahr 2024 geplant. 

Die Auszahlungen sollen für ein Ge-
schäftsjahr jeweils nachträglich zu Be-
ginn des Folgejahres geleistet werden. 

Insgesamt sind für die Anteilsklasse 2 
für die abgebildete Laufzeit bis Ende 
2034 laufende Auszahlungen in Höhe 
von 35 %, bezogen auf das Zeichnungs-
kapital dieser Anteilsklasse, geplant. 
Dieser Planwert stellt die Basis für die 
in nachfolgendem Abschnitt abgebil-
deten Sensitivitäten dar.

Liquiditätsreserve 
Investmentgesellschaft

Diese Position beinhaltet eine vorzuhal-
tende Liquiditätsreserve, die unerwar-
tete Belastungen oder den Wegfall ein-
geplanter Erträge kompensieren soll. 
Sie wird anfänglich gebildet aus der 
zum 31. August 2022 in Höhe von rund 
1.254.00 Euro unterstellten Nettoliqui-
dität der Investmentgesellschaft sowie 
der in Höhe von rund 1.023.000 Euro 
kalkulierten Liquiditätsreserve aus dem 
Investitions- und Finanzierungsplan der 
Investmentgesellschaft.

Verkaufsszenario

Es wird eine Veräußerung der Immobi-
lie zum Jahresende 2034 unterstellt. 
Der kalkulierte Verkaufserlös beträgt 
rund 59.764.000 Euro und ist damit 
rund 8,9 % höher als der Verkehrs-
wert zum 31. August 2022. Der unter-
stellte Verkaufserlös entspricht dem 
20,0-Fachen der für 2034 kalkulierten 
Jahresnettokaltmiete. 

Aus dem Verkaufserlös erfolgt die 
Rückführung der zu diesem Zeitpunkt 
noch kalkulierten Darlehensvaluta in 
Höhe von 22.000.000 Euro. Die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft kann eine 

Transaktionsvergütung für den Verkauf 
in Höhe von bis zu 0,595 % des Ver-
kaufspreises (inkl. Umsatzsteuer) erhal-
ten. Die Liquiditätsreserve der Invest-
mentgesellschaft zu diesem Zeitpunkt 
ist mit rund 1.258.000 Euro kalkuliert. Es 
ergibt sich eine unterstellte Liquidität 
in Höhe von rund 38.723.000 Euro, die 
insgesamt eine „Schlussauszahlung“ in 
der dargestellten Höhe für beide Anteils-
klassen ermöglichen würde.



56 Paribus München Taunusstraße 
Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG

III. Erläuterungen zu den 
Sensitivitäten

Die dargestellten Sensitivitäten sollen 
die Auswirkungen von Veränderungen 
in den der Prognoserechnung zugrunde 
liegenden Annahmen auf den Gesamt-
mittelrückfluss vor Steuern und ohne 
Berücksichtigung des Ausgabeaufschla-
ges verdeutlichen.

Die Prognoserechnung basiert u. a. 
ab 2023 auf der Annahme einer jährli-
chen Steigerung des Verbraucherpreis-
indexes (VPI) um 2,5 %, die zu jährlich 
kalkulierten Miet steigerungen führt. 
Reduziert sich ab 2023 die jährliche 
Steigerung des Verbraucherpreisindex 
auf 2 % p. a., ergibt sich ein Gesamtmit-
telrückfluss vor Steuern von 128,43 %. 
Erhöht sich ab 2023 die Steigerung des 

Verbraucherpreisindexes auf 3 % p. a., 
führt dies zu einem Gesamtmittelrück-
fluss vor Steuern von 148,60 %.

In der Prognoserechnung sind für 2023 
Kosten für Objektverwaltung, Bewirt-
schaftung und Instandhaltung sowie 
Nachhaltigkeitsmaßnahmen zulasten 
der Investmentgesellschaft in Höhe 
von rund 7,10 % der Nettokaltmieten 
(zzgl. Umsatzsteuer) angesetzt. Dies 
entspricht anfänglich rund 20,10 Euro/
Quadratmeter Gesamtmietfläche/Jahr 
(zzgl. Umsatzsteuer). Ein tatsächlicher 
Anfall von Kosten in Höhe von insge-
samt rund 9,10 % der Nettokaltmie-
ten würde zu einer Reduzierung des 
Gesamtmittelrückflusses vor Steuern 
auf 136,92 % führen. Eine Reduzierung 
der Kosten auf rund 5,10 % der Netto-
kaltmieten führt zu einer Erhöhung des 

Gesamtmittelrückflusses vor Steuern 
auf 140,27 %.

Für den Verkauf der Immobilie wurde in 
der Prognoserechnung ein Verkaufsfak-
tor von 20,0, bezogen auf die prognos-
tizierte Miet e des Jahres 2034, unter-
stellt. Dies entspricht einem Wert von 
rund 59.764.000 Euro und damit einem 
um rund 8,9 % höheren Wert als dem 
Verkehrswert zum 31. August 2022. Ein 
Verkaufsfaktor von 18,0 führt zu einer 
Reduzierung des Gesamtmittelrückflus-
ses vor Steuern auf 122,71 %, und aus 
einem Verkaufsfaktor von 22,0 resultiert 
ein Gesamtmittelrückfluss vor Steuern 
von 153,08 %. 

Falls alle vorstehend beschriebenen 
„positiven“ Faktoren zusammen ein-
treten, würde sich der prognostizierte 

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Gesamtmittel rückfluss vor Steuern

Steigerung des  
Verbraucherpreis-
indexes p. a.

2,00 % Abweichung von Prognose 128,43 %

2,50 % Prognose 138,63 %

3,00 % Abweichung von Prognose 148,60 %

Kosten für 
Objektverwaltung, 
Bewirtschaftung, 
Instandhaltung, 
Nachhaltigkeit 
in % Miet e

5,10 % Abweichung von Prognose 140,27 %

7,10 % Prognose 138,63 %

9,10 % Abweichung von Prognose 136,92 %

Verkaufsfaktor  
2034

18,00 Abweichung von Prognose 122,71 %

20,00 Prognose 138,63 %

22,00 Abweichung von Prognose 153,08 %

Sensitivitäten
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Gesamtmittelrückfluss vor Steuern 
auf 163,39 % erhöhen. Hierbei ist die 
bestehende erfolgsabhängige Vergü-
tung der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
berücksichtigt. Diese fällt – wenn auch 
in geringerer Höhe – bereits bei den ein-
zelnen positiven Abweichungsszenarien 
zur Steigerung des VPI und bezüglich 
des Verkaufsfaktors an. Der gemein-
same Eintritt aller „negativen“ Faktoren 
führt zu einem Gesamtmittelrückfluss 
vor Steuern von 111,71 %. 

Anschlussvermietungs- und 
Revitalisierungsszenario:

Unter der Voraussetzung eines prog-
nosegemäßen wirtschaftlichen Verlau-
fes der Investmentgesellschaft wäre 
Ende 2030 eine Liquidität in Höhe von 
rund 3.901.000 Euro verfügbar. Der für 
das Jahr 2030 geplante Auszahlungs-
betrag in Höhe von 1.308.000 Euro ist 
hierin enthalten. Sollte bis zu diesem 
Zeitpunkt jedoch für den Zeitraum 
ab 2032 – abweichend zu der Prog-
nose – noch keine zufriedenstellende 
Anschlussvermietung vereinbart sein, 
würden die geplanten Auszahlungen 
für 2030 nicht geleistet werden. Falls 
Miet einnahmen erst wieder ab dem 
Jahr 2033 erfolgen sollten (somit im 
Jahr 2032 aufgrund Leerstand und/
oder mietfreier Zeiten keinerlei Miet-
einnahmen (statt den geplanten rund 
1.422.000 Euro) bestehen) und statt den 
kalkulierten Revitalisierungs-/Moder-
nisierungskosten inklusive kalkulierter 
Maklerkosten in Höhe von insgesamt 
rund 2.089.000 Euro Kosten in Höhe von 
rund 3.940.000 Euro anfielen (rechne-
risch bei einem indexierten Betrag von 
400 Euro/m² Büromietfläche statt dem 
kalkulierten indexierten Betrag in Höhe 
von 200 Euro/m²), ergäbe sich im Jahr 
2032 ein Cash Flow nicht wie gemäß der 
Prognose in Höhe von –2.019.000 Euro, 
sondern in Höhe von –5.293.000 Euro. 
Da bei diesem Szenario für die Jahre 
2030 und 2031 jedoch keinerlei Aus-
zahlungen erfolgt wären (insgesamt kal-
kuliert für beide Jahre 2.616.000 Euro), 
könnte die Investmentgesellschaft das 

beschriebene negative Abweichungs-
szenario aus dem Liquiditätsbestand 
noch tragen; die Liquiditätsreserve 
betrüge Ende 2032 jedoch nur noch 
rund 37.000 Euro (gemäß Prognose 
695.000 Euro). Negativere Abweichun-
gen bezüglich der für 2032 geplanten 
Anschlussvermietung bzw. der hiermit 
im Zusammenhang geplanten Kosten, 
die über das geschilderte Abweichungs-
szenario hinausgehen, sind aus dem 
eigenen Cashflow der Investmentge-
sellschaft nicht tragbar und würden 
zusätzliche Finanzierungsmaßnahmen 
erfordern.

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)

Kapitalrückflussrechnung (Prognose) für einen Zeichner mit einem Zeichnungskapital in Höhe von 100.000 Euro  
(Neugesellschafter I Anteilsklasse 2)

Annahme: Beitritt und Einzahlung zum 1. Januar 2023, Grenzsteuersatz 45 % zzgl. 5,5 % Solidaritätszuschlag

Jahr 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 Verkauf 2034 Summe

1 Gebundenes Kapital am Ende der Periode Euro 105.095  101.604  98.180  94.825  91.540  88.327  85.188  82.126  79.140  79.140  75.641  72.141  –31.487  

2 Eigenkapitaleinzahlung inklusive 
Ausgabeaufschlag Euro –105.000  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  –105.000  

3 Gewinnauszahlung Euro 0  0  0  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  0  3.500  3.500  10.629  38.629  

4 Eigenkapitalrückzahlung Euro 0  3.500  3.500  0  0  0  0  0  0  0  0  0  92.999  100.000  

5 Auszahlungen der Periode insgesamt2 Euro 0  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  0  3.500  3.500  103.628  138.627  

6 Steuerzahlungen3 Euro 95  9  76  145  215  287  361  437  515  0  0  0  0  2.139  

7 Summe des Mittelrückflusses nach Steuern Euro –95  3.491  3.424  3.355  3.285  3.213  3.139  3.063  2.985  0  3.500  3.500  103.628  136.487  

8 Haftungsvolumen Euro 0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  

9 Anteiliges Fremdkapital (zum Jahresende) Euro 58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  0  

Eventuelle rechnerische Abweichungen resultieren aus Rundungsdifferenzen. 
1 Prognosen sind kein verlässlicher Indikator für zukünftige Wertentwicklungen. 2 Die Auszahlungen an den Anleger werden vollständig in dem 
Jahr dargestellt, für das sie geleistet werden. Konzeptionsgemäß erfolgt die Auszahlung für ein Geschäftsjahr jedoch zu Beginn des Folgejahres. 
3 Steuerzahlungen oder Steuererstattungen wurden vereinfacht in dem jeweiligen Veranlagungsjahr erfasst, in dem die Steuern entstanden sind. 
Der liquiditätswirksame Abfluss oder Zufluss hängt derweil von der endgültigen Steuerfestsetzung durch das Finanzamt ab. Ein Steuererstat-
tungsanspruch entsteht nur, sofern der jeweilige Anleger ein ansonsten insgesamt positives zu versteuerndes Einkommen hat. Die steuerlichen 
Auswirkungen sind von den persönlichen Verhältnissen des jeweiligen Anlegers abhängig und können künftigen Veränderungen unterliegen.

Kapitalrückflussrechnung für einen Neugesellschafter I (Prognose1)

IV. Erläuterungen zur 
Kapitalrückfluss rechnung  
(Prognose1)

Mit Beitritt sind 100 % des Zeichnungs-
betrages zzgl. Ausgabeaufschlag zur 
Einzahlung fällig. Die erste Auszah-
lung erhalten die neu beitretenden 
Anleger planmäßig für das Jahr 2024. 
Die Berechnungen der Eigenkapital-
rückzahlung sowie der Gewinnaus-
schüttung basieren auf den Grundsät-
zen des HGB und den Regelungen des 

Gesellschaftsvertrages zur Ergebnis-
zuweisung für die Anteilsklasse 2. Aus 
der Prognose ist ersichtlich, dass vor-
aussichtlich erstmals 2026 auf die Aus-
zahlungsbeträge an die Anleger auch 
(handelsrechtliche) Gewinnanteile ent-
fallen; in den Auszahlungen der Vorjahre 
sind voraussichtlich keine Gewinnan-
teile enthalten. Die Berechnung der 
Steuerzahlungen beruht auf den kal-
kulierten steuerlichen Ergebnissen der 
Anteilsklasse 2, die aus der Ergebnis-
prognose der Investmentgesellschaft 

und den Regelungen des Gesellschafts-
vertrages abgeleitet wurden. 

Das Haftungsvolumen entspricht 5 % 
der Pflichteinlage des Anlegers. Bereits 
mit Beitritt des Anlegers haftet dieser 
unmittelbar mit seiner vollen Haft-
summe, wobei die Haftung ausge-
schlossen ist, sobald die Haftsumme 
eingezahlt ist. Die Haftung des Kom-
manditisten kann bei einem bestimmten 
Verlauf der Investition wieder aufleben. 
Das Eigenkapitalkonto wird jährlich um 
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Jahr 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 Verkauf 2034 Summe

1 Gebundenes Kapital am Ende der Periode Euro 105.095  101.604  98.180  94.825  91.540  88.327  85.188  82.126  79.140  79.140  75.641  72.141  –31.487  

2 Eigenkapitaleinzahlung inklusive 
Ausgabeaufschlag Euro –105.000  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  –105.000  

3 Gewinnauszahlung Euro 0  0  0  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  0  3.500  3.500  10.629  38.629  

4 Eigenkapitalrückzahlung Euro 0  3.500  3.500  0  0  0  0  0  0  0  0  0  92.999  100.000  

5 Auszahlungen der Periode insgesamt2 Euro 0  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  3.500  0  3.500  3.500  103.628  138.627  

6 Steuerzahlungen3 Euro 95  9  76  145  215  287  361  437  515  0  0  0  0  2.139  

7 Summe des Mittelrückflusses nach Steuern Euro –95  3.491  3.424  3.355  3.285  3.213  3.139  3.063  2.985  0  3.500  3.500  103.628  136.487  

8 Haftungsvolumen Euro 0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  0  

9 Anteiliges Fremdkapital (zum Jahresende) Euro 58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  58.875  0  

den handelsbilanziellen Verlust bzw. 
Gewinn reduziert bzw. erhöht. Ent-
spricht der Stand des Eigenkapitalkon-
tos nach Auszahlungen an den Anleger 
mindestens noch der Haftsumme, bleibt 
die unmittelbare Haftung des Anlegers 
ausgeschlossen. Andernfalls lebt die 
Haftung bis zur Höhe der Haftsumme 
wieder auf, soweit die Differenz durch 
Auszahlungen entstanden ist. Für die 
abgebildete Laufzeit kommt es in der 
Prognose zu keinem Wiederaufleben 
der Haftung.

Maßnahmen einer etwaigen Bauverdich-
tung gemäß § 2 Absatz 2 des Gesell-
schaftsvertrages der Investmentge-
sellschaft sind nicht Gegenstand die-
ses Kapitels „F. Wirtschaftlichkeits-
berechnungen“, da zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieses Verkaufsprospektes 
keine Maßnahme der Bauverdichtung 
konkret geplant ist.

F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen (Prognosen)
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G. Beschreibung der Immobilie

G. Beschreibung der Immobilie

Investitionsobjekt der Investmentge-
sellschaft ist eine Immobilie in Mün-
chen, einem der deutschen Top-7-Im-
mobilienstandorte. Das im Eigentum 
der Investmentgesellschaft stehende 
Grundstück hat eine Größe von rund 
4.717 m² und ist bebaut mit einem 2010 
erstellten 5-geschossigen Bürogebäude 
mit rund 7.765 m² Miet fläche und einer 
Tiefgarage. Das Objekt ist bis Dezem-
ber 2031 auf Basis eines langfristigen 
Miet vertrages voll vermietet. 

I. Immobilienstandort

Marktumfeld für den Büromarkt

Der Ukraine-Konflikt hat scharfe Wirt-
schaftssanktionen zur Folge, die in 
Kombination mit stark steigenden Ener-
giepreisen, allgemein stark erhöhtem 
Preisauftrieb und gestörten Lieferketten 
die Konjunktur belasten. Die am Jahres-
anfang noch optimistischen Progno-
sen für das Wirtschaftswachstum wur-
den im Jahresverlauf (mehrfach) nach 
unten revidiert. Die Unsicherheit auch 
der aktuelleren Prognosen ist hoch. 
Inwiefern die gebremste wirtschaftli-
che Dynamik sogar in eine Rezession 
umschlägt, ist offen und hängt insbe-
sondere auch von externen Einfluss-
faktoren ab. 

Am Arbeitsmarkt ist die Delle durch die 
Pandemie bei der Arbeitslosenquote wie 
auch bei der Zahl der offenen Stellen 
ausgebügelt. In vielen Branchen fällt 
es mangels Bewerbern zunehmend 
schwerer, Arbeits- und Ausbildungs-
plätze zu besetzen. In den kommenden 
Jahren wird das Arbeitskräfteangebot 

voraussichtlich zurückgehen. Mit dem 
anhaltenden Bedarf an modernen Büro-
flächen und kräftig gestiegenen Büro-
mieten hatte der vorher viele Jahre nur 
relativ gering ausgeprägte Bürobau 
Fahrt aufgenommen. Neubau war auch 
erforderlich, um ein besseres Angebot 
an den nachgefragten zeitgemäßen und 
nachhaltigen Büroflächen zu ermögli-
chen. Allerdings ist zu dem bestehen-
den Mangel an Grundstücken und Bau-
fachkräften ein Mangel an Baumaterial 
hinzugekommen. Zudem steigen Bau-
kosten auch angesichts hoher Nach-
frage nach Bauleistungen mit hohem 
Tempo. So verteuerte sich im Jahr 2021 
der Bürobau um rund 8 % gegenüber 
dem Vorjahr. Die hohen ESG-Anforde-
rungen an Gebäude – auch durch die 
Vorgaben der EU-Taxonomie – dürften 
ebenfalls dazu beitragen, Gebäude zu 
verteuern. Für die Wirtschaftlichkeit 
neuer Bürogebäude sind dafür weiter 
steigende Miet en erforderlich. Dies 
gilt umso mehr, wenn infolge steigen-
der allgemeiner Kapitalmarktrenditen 
im Zins bereich auch von den Immo-
bilieninvestoren wieder höhere Miet-
renditen als zuletzt gefordert werden. 
In welchem Umfang höhere Miet en (für 
moderne Neubauten) bei den Miet ern 
durchsetzbar sind, bleibt abzuwarten.

Immobilienmarkt Büro

Bis zum Beginn der Pandemie waren die 
Büromärkte von einer Angebotsknapp-
heit gekennzeichnet. Moderne größere 
Büroflächen waren im Bestand prak-
tisch nicht mehr verfügbar, sodass sich 
viele Miet abschlüsse auf Projektent-
wicklungen konzentrierten. Der bis 2020 
anhaltende Abbau von leer stehenden 

Büroflächen an den Top-Standorten 
ging mit spürbar steigenden Spitzen-
mieten auf rund 34 Euro/Quadratmeter/
Monat im Durchschnitt der Top-Stand-
orte einher.

Als Folge der Pandemie waren seit März 
2020 große Teile der Büroflächen ver-
waist, weil viele Bürotätige von zuhause 
aus arbeiteten. Im Zeitablauf stieg die 
Büroauslastung zwar wieder, doch das 
mobile (hybride) Arbeiten wird sich ver-
mutlich als fester Bestandteil im Arbeits-
alltag öffentlicher und privater Orga-
nisationen etablieren. Allerdings wer-
den Büros als „Kommunikationszentren“ 
eine hohe Bedeutung behalten, der Flä-
chenbedarf dürfte insgesamt jedoch 
nachgeben. In welchem Umfang mobiles 
Arbeiten die künftige Flächennachfrage 
am Büromarkt dämpft, ist schwer vor-
hersehbar. Ein Teil der durch die insge-
samt geringere Zahl an Schreibtischen 
eingesparten Fläche könnte durch ver-
größerte Abstände der Arbeitsplätze 
absorbiert werden. Ein Teil dieser Flä-
chen könnte von zusätzlich erforderli-
chen Meeting- und Kommunikations-
bereichen belegt werden.

Perspektivisch dürfte der anstehende 
Ruhestand der „Babyboomer“-Gene-
ration diese Entwicklung noch verstär-
ken, da das Arbeitskräfteangebot sinken 
sollte. Damit geht auch ein Generations-
wechsel einher, der Anteil von digital 
sehr affinen Erwerbstätigen sollte spür-
bar größer werden. Zudem ändert sich 
das Aufgabenspektrum. Algorithmen 
übernehmen zunehmend Routinearbei-
ten, sodass sich die Bürobeschäftigten 
zunehmend auf innovative, gestaltende 
Tätigkeiten oder Kundenbetreuung 
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fokussieren. Daher verändert sich 
nicht nur der Büroflächenbedarf, son-
dern auch die Anforderungen an Büros.

Die Unsicherheit über den zukünftigen 
Büroflächenbedarf könnte die Aktivi-
täten auf den Büromärkten zunächst 
noch belasten. Die Leerstände könn-
ten daher leicht steigen. Mit Blick auf 
das insgesamt knappe Flächenange-
bot ist jedoch von insgesamt stabilen 
Bürospitzenmieten auszugehen. Die 
besten Aussichten haben dabei vor 
allem moderne attraktive Büroflächen 
mit hoher ESG-Konformität, während 
schwächere Lagen durchaus überpro-
portional unter einem Nachfragerück-
gang leiden könnten.

Die Bürospitzenmieten blieben wäh-
rend der Pandemie zwar weitgehend 
stabil, doch spurlos ist Corona an den 
Büromärkten der Top-Standorte nicht 
vorbeigegangen. Das vor der Pandemie 
florierende Vermietungsgeschäft – das 
vom nahezu fehlenden Angebot moder-
ner zusammenhängender Flächen in 
guten Lagen geprägt war – erlitt einen 
herben Rückschlag. Unsicherheiten wie 
die zukünftige wirtschaftliche Entwick-
lung oder die Auswirkungen des mobilen 
Arbeitens waren Treiber der Abkühlung 
der Nachfrage nach Büroflächen und all-
gemein geringerer Büromarktaktivitä-
ten. Allerdings weist die Büromarktent-
wicklung an den einzelnen Top-Stand-
orten deutliche Unterschiede auf.

Immobilienstandort München

München ist die Landeshauptstadt Bay-
erns, Deutschlands drittgrößte Stadt 
und einer der deutschen Top-7-Immo-
bilienstandorte. Die hohe Lebensquali-
tät und der anhaltende wirtschaftliche 
Erfolg haben zu einem starken Wachs-
tum der Bevölkerung geführt, das auch 
nicht vom enorm teuren Wohnungsmarkt 
gebremst wurde. Seit der Jahrtausend-
wende stieg die Einwohnerzahl um fast 
25 % auf nunmehr über 1,5 Millionen Ein-
wohner. Der Metropolraum München 
zählt zu den wirtschaftsstärksten 

Regionen in Deutschland. Führende 
deutsche Unternehmen und Auslands-
zentralen führender internationaler 
Unternehmen haben hier ihren Sitz. 
Durch das kräftige Wirtschaftswachs-
tum war der gewerbliche Büromarkt 
vor Corona genauso angespannt wie 
der Wohnungsmarkt. Mit der Pandemie 
kam es hier im Büromarkt zu „Entspan-
nungen“. Die Leerstandsquote stieg 
2021 auf 4 % – ausgehend von einem 
Niveau von 1,4 % (2019) –, was auch auf 
einen relativ hohen Flächenneuzugang 
zurückzuführen ist. Der Büroflächenum-
satz sank 2021 auf rund 530.000 Quad-
ratmeter (2019: rund 750.000 Quadrat-
meter). Für das anhaltende Interesse an 
hochwertigen Flächen in der Münchener 
Innenstadt spricht jedoch der Zuwachs 
der Spitzenmiete 2021 auf rund 41 Euro/
Quadratmeter/Monat (2019: 39 Euro/
Quadratmeter/Monat). Für Büroflächen 
außerhalb der Münchener City könnten 
sich – aufgrund des auch 2022/2023 
vergleichsweise hohen Flächenzugangs 
– die Leerstände weiter erhöhen.

Im ersten Halbjahr 2022 präsentierte 
sich der Münchener Büromarkt auf 
hohem Niveau sehr stabil. Der Flä-
chenumsatz bei den Büroimmobilien 
betrug rund 391.000 Quadratmeter. Der 
durchschnittliche Leerstand stieg nur 
noch gering auf 4,3 % (950.000 Quad-
ratmeter). Er soll damit weiterhin unter 
der Fluktuationsreserve liegen. Hier-
von entfällt rund ein Drittel auf moderne 
Flächen, davon liegen allerdings rund 
88.000 Quadratmeter im Stadtgebiet 
Nord. Die Büroflächen im Bau betra-
gen rund 893.000 Quadratmeter. Die 
Spitzenmiete für Top-Objekte an Top-
Lagen hat sich leicht auf rund 43 Euro/
Quadratmeter/Monat erhöht. Für das 
gesamte Münchener Gebiet wird die 
durchschnittliche Miet e zur Mitte 2022 
mit knapp 23 Euro/Quadratmeter/Monat 
angegeben.

Der Standort der Immobilie „Taunus-
straße“ in Milbertshofen – Am Hart ist 
den Münchener nördlichen Nebenlagen 
(außerhalb City und Cityrand, jedoch 

keine Peripherie) zuzurechnen. Die 
Höchstmieten für moderne Büroflä-
chen an guten Standorten werden für 
die Nebenlagen mit rund 24 Euro bis rund 
29 Euro/Quadratmeter/Monat angege-
ben. Im Teilmarkt (Nebenlagen) Nord 
bewegen sich die Miet preisspannen 
angabegemäß zwischen rund 16 Euro 
und rund 24 Euro/Quadratmeter/Monat.

Mit einem Investmentvolumen von rund 
1,6 Milliarden Euro (hiervon rund 56 % 
auf Büroimmobilien entfallend) war der 
Münchener Investmentmarkt gegenüber 
Vorjahreszeiträumen im ersten Halb-
jahr 2022 vergleichsweise schwach. 
Die Transaktionsdynamik hat sich damit 
zunächst deutlich abgekühlt. Dies soll 
jedoch nicht daran liegen, dass Investo-
ren kein Vertrauen mehr in den Standort 
hätten, sondern an im aktuellen Umfeld 
divergierenden Preisvorstellungen, bei 
denen Käufer vor dem Hintergrund des 
Ukraine-Konfliktes, des deutlich ver-
änderten Finanzierungsumfeldes und 
der sich eintrübenden Konjunkturaus-
sichten Höchstpreise – wie noch zuletzt 
beobachtet – akzeptieren. Knapp 52 % 
des Investmentvolumens entfielen auf 
die Nebenlagen. Hier zeigt sich, dass 
Investoren offenbar attraktive Chancen 
bei gleichzeitig relativ großer Sicher-
heit wahrnehmen. Die Spitzenrendite 
für Ankäufe in München wird zum Ende 
des ersten Halbjahres 2022 nach einem 
leichten Anstieg mit 2,6 % angegeben.

Mikrostandort Milbertshofen

Der Stadtteil Milbertshofen befindet 
sich im nördlichen Stadtgebiet von 
München im Stadtbezirk „Milbertsho-
fen – Am Hart“ mit rund 75.000 Einwoh-
nern. Im Jahr 1910 erhielt Milbertshofen 
den Stadtstatus und wurde 1913 nach 
München eingemeindet. Die Immobilie 
ist in einem Gewerbegebiet gelegen, 
das nördlicher Bestandteil des groß-
räumigen Gewerbegürtels „Freimann/
Milbertshofen“ ist. Das Gewerbegebiet 
beiderseits der Taunusstraße ist über 
viele Jahre gewachsen und hat eine 
lange Nutzungsgeschichte. Die einst 

G. Beschreibung der Immobilie
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Die im Objektbereich 2-spurig ausge-
baute Taunusstraße dient als Ringstraße 
der Funktion einer Erschließungsstraße. 
Durch die Lage in unmittelbarer Nähe 
zum Frankfurter Ring ist das Objekt über 
innerstädtische Verkehrswege gut zu 
erreichen. Am Frankfurter Ring und in 
der im Osten verlaufenden Ingolstäd-
ter Straße besteht Anschluss an den 
ÖPNV. Die U-Bahn Haltestelle Frank-
furter Ring liegt in rund 300 m Entfer-
nung. Der Münchener Hauptbahnhof ist 
rund 6 km entfernt. Für den Individual-
verkehr bestehen über den Frankfurter 
Ring und die in der Nähe verlaufende B 
13 gute Anbindungen. Die nächstgele-
gene Anschlussstelle München-Frank-
furter Ring der A 9 befindet sich in rund 
3 km Entfernung. Der Flughafen ist in 
rund 25 Fahrminuten erreichbar.

III. Gebäude

Das Bürogebäude umfasst fünf Voll-
geschosse sowie ein Kellergeschoss 
und wurde 2010 in Stahlbetonbau-
weise errichtet. Den oberen Gebäude-
abschluss bildet ein teilweise begrün-
tes Flachdach mit Technikaufbauten. 
Der U-förmige Gebäudegrundriss 
umschließt einen befestigten Innen-
hof, welcher als Parkplatz genutzt wird. 
Weitere Stellplätze befinden sich auf 
dem rückseitigen Grundstücksbereich. 
Das Grundstück ist fast vollständig mit 
einer Tiefgarage unterbaut.

Das Erdgeschoss des Gebäudes ist 
als Sockelgeschoss konzipiert und 
überwiegend mit schwarzen Faserze-
mentplatten verkleidet. Hier befinden 
sich Empfangsbereiche, Büroflächen, 
Besprechungsräume und Werkstattflä-
chen. Die Außenwände ab dem 1. Ober-
geschoss sind als Putzfassaden mit 
einem Wärmedämmverbundsystem und 
Fensterbändern ausgeführt. Die äußere 
Erschließung des Gebäudes erfolgt zen-
tral von der Taunusstraße aus über den 
Haupteingang an der Gebäudesüdseite.

erachteten, aber nicht überprüfbaren, 
allgemein zugänglichen Quellen. Eine 
Haftung für die Vollständigkeit, Aktu-
alität und Richtigkeit der gemach-
ten Angaben und Einschätzungen ist 
ausgeschlossen. 

Frühere Entwicklungen von Faktoren, 
die für die Investmentgesellschaft 
zukünftig relevant sein könnten, sowie 
Prognosen jeglicher Art sind kein ver-
lässlicher Indikator für die künftige 
tatsächliche Wertentwicklung der 
Investmentgesellschaft.

II. Lage des Grundbesitzes

Das Investitionsobjekt ist ein Büro- und 
Verwaltungsgebäude, das im Jahr 2010 
fertiggestellt wurde. Die Immobilie liegt 
im Nordosten von München im Stadt-
teil Milbertshofen in der Taunusstraße 
31/33/37.

Das Objekt befindet sich im Stadtbe-
zirk Milbertshofen – Am Hart im Stadtteil 
Milbertshofen, rund 6 km nördlich des 
Münchener Stadtzentrums. Es liegt in 
einem Gewerbegebiet zwischen dem 
südlich verlaufenden Frankfurter Ring 
und nördlich verlaufenden Gleisan-
lagen. Das Umfeld ist geprägt durch 
eine heterogene gewerbliche Nut-
zung. Es haben sich mehrere 4- bis 
5-geschossige Bürogebäude, Hallenge-
bäude sowie vereinzelte kleingewerbli-
che Betriebe/Dienstleister angesiedelt. 
Südlich, entlang des Frankfurter Rings, 
befindet sich Geschosswohnungsbau 
als Blockrandbebauung. Östlich und 
nördlich des Gewerbegebietes befin-
den sich Areale des Forschungs- und 
Innovationszentrums sowie IT-Zentrums 
von BMW. Der Büromarkt in Milbertsho-
fen wird teilweise von BMW und seinen 
Zulieferern geprägt. Die Taunusstraße 
ist insbesondere für Büronutzer mit 
geringeren Erwartungen an ein reprä-
sentatives Umfeld und eine prominente 
Büroadresse geeignet. 

prägenden Flach- und Hallenbauten mit 
Nutzungen aus den Bereichen Produk-
tion, Verarbeitung und Lagerwirtschaft 
sind im Laufe der Jahre vielfach durch 
mehrstöckige Büro- und Multifunktions-
gebäude ersetzt worden. Das Umfeld ist 
aber immer noch als gemischt genutzt 
zu bezeichnen. Neben Büro- und Mul-
tifunktionsgebäuden sind weiterhin 
auch Lager- und Produktionshallen, 
Handwerksbetriebe, Speditionsge-
bäude, Handelsimmobilien und Stell-
platz- bzw. Freilagerflächen zu finden. 
Die Taunusstraße ist insbesondere für 
Büronutzer mit geringeren Erwartungen 
an ein repräsentatives Umfeld und eine 
prominente Büroadresse geeignet.

Der Stadtteil Milbertshofen ist geprägt 
von seiner Funktion als Industrie- und 
Gewerbestandort, auch als Verwal-
tungsstandort, mit aus dieser Tradition 
entstandenen und darauf bezogenen 
Wohnstandorten. Durch Sanierung alter 
Wohnanlagen und modernerer aufge-
lockerter Wohnbebauung sowie einer 
verbesserten Infrastrukturausstattung 
hat der Stadtbezirk Milbertshofen (mit 
seinen Stadtteilen „Milbertshofen“ und 
„Am Hart“) in den letzten Jahrzehnten 
eine städtebauliche Aufwertung erfah-
ren. Durch die Vielzahl an Arbeitsplätzen 
und ein großes Wohnungsangebot für 
breitere Bevölkerungsschichten, ver-
bunden mit allen nötigen Infrastruktur-
einrichtungen und Freizeit- und Erho-
lungsmöglichkeiten, ist der Stadtbezirk 
zu einem der bevorzugten Wohnorte 
für Familien mit Kindern geworden. Ins-
gesamt gehört der Stadtbezirk zu den 
weniger wohlhabenden Stadtbereichen 
Münchens.

Die Angaben im Abschnitt „I. Immobi-
lienstandort“ basieren auf von der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft ausgewähl-
ten Quellen und nicht auf einem geson-
derten Marktgutachten. Die hier abge-
gebenen Einschätzungen wurden nach 
bestem Wissen und Gewissen getrof-
fen und stammen aus oder beruhen 
(teilweise) auf von der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft als vertrauenswürdig 



63Verkaufsprospekt

G. Beschreibung der Immobilie

Die Büroflächen ab dem 1. Oberge-
schoss sind als 2-bündige Anlage 
entlang eines Mittelflurs angelegt. 
Aufgrund der Anordnung der beiden 
Erschließungskerne mit jeweils zwei 
Aufzügen und einem Treppenhaus 
sowie der Lage der Sanitäranlagen ist 
eine Aufteilung in zwei Einheiten pro 
Geschoss gegeben. Die Konstruktion 
erlaubt eine flexible Grundrissgestal-
tung der Büroflächen. Die Bodenbeläge 
der Büroflächen bestehen überwiegend 
aus Auslegware. Die Sanitärbereiche, 
Teeküchen und Treppenhäuser sind mit 
Feinsteinzeug gefliest. Die EDV-Verka-
belung und die Elektroversorgung erfol-
gen über Hohlraumböden. Die Behei-
zung und Kühlung werden über Kühlde-
cken gewährleistet. Es besteht darüber 

hinaus eine partielle Klimatisierung der 
Serverräume, welche mieterseitig ins-
talliert wurde. Die 2-fach verglasten 
Kunststofffenster sind mit außen lie-
gendem Sonnenschutz versehen. Die 
Wärmeversorgung erfolgt zentral über 
Fernwärme. Das Gebäude verfügt über 
eine Lüftungsanlage und eine eigene 
Brunnenanlage (Brauchwasser).

Im Kellergeschoss befinden sich 
Lager-, Neben- und Technikräume. In 
der Tiefgarage befinden sich 90 Stell-
plätze. Sie ist verbunden mit der Tief-
garage des im Norden angrenzenden 
Grundstücks (Taunusstraße 35). Die 
gemeinsam genutzte Zu- und Abfahrt 
erfolgt von Süden aus über die Taunus-
straße und erschließt die Tiefgarage 

wie auch die Außenstellplätze beider 
Grundstücke. 

Das Objekt ist hinsichtlich des Erhal-
tungszustandes und der Ausstattung 
als gut einzustufen. 

Es bestehen tatsächliche Beschrän-
kungen der Verwendungsmöglichkei-
ten der Immobilie, die sich insbesondere 
aus der vorliegenden Nutzungsart als 
Büro- und Verwaltungsgebäude erge-
ben. Rechtliche Beschränkungen der 
Verwendungsmöglichkeiten der Immo-
bilie ergeben sich aus den Regelungen 
des geplanten neuen Darlehensvertra-
ges. Es liegen alle für die Errichtung des 
Anlageobjektes erforderlichen behörd-
lichen Genehmigungen vor.

Baubeschreibung

Allgemeine Daten

Baujahr 2010

Grundstücksfläche 4.717 m²

Bruttogrundfläche (DIN 277) 10.400 m²

Miet fläche Lagerflächen 
Untergeschoss

709 m²

Büro-, Labor- und 
Werkstattflächen
Erdgeschoss bis  
4. Obergeschoss

7.056 m²

Pkw-Stellplätze 152 Plätze

Davon oberirdisch ohne 
Überdachung

62 Plätze

Davon unterirdisch,  
Tiefgarage

90 Plätze

Geschossanzahl oberirdisch 5 Geschosse plus Technikaufbau

Geschossanzahl unterirdisch 1 Geschoss
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Baukonstruktion

Baubeschreibung

Wärmeschutz Ausführung gemäß EnEV 2007 (Energieeinsparungsverordnung)

Bauart Stahlbetonskelettbau 

Dachausführung Flachdachkonstruktion (begrünt)

Decken, Außenwände, Treppen Stahlbeton

Außenfassade/Dämmung Fassade mit Kunststoff-Fensterelementen, im Erdgeschoss mit Bekleidung aus 
Faserzementtafeln, ab dem 1. Obergeschoss Fassade mit Wärmedämmverbund-
system (verputzt)

Innenwände Leichte Trennwände

Böden Teppich/Auslegware

Fenster 2-fach verglaste Kunststofffenster mit außen liegendem Sonnenschutz

Türen Holz mit Stahlzarge

Heizung/Warmwasser Fernwärme/zentral 

Beheizung/Kühlung Mittels Klimadecken

Aufzugsanlagen 2 behindertengerechte Aufzüge je Treppenhaus

Gebäudezugänge Äußere Erschließung erfolgt zentral von der Taunusstraße aus über den Haupt-
eingang an der Gebäudesüdseite. Mittel- und Seitenflügel verfügen über einen 
eigenen Zugang sowie über eine eigene Hausnummer. Vertikale Erschließung über 
je ein Treppenhaus nebst Aufzugsschacht in beiden Seitenflügeln. Mittelflügel 
wird vom südlichen Seitenflügel angedient. Eine Tiefgaragenzufahrt.

Nutzflächen

Nutzung

Untergeschoss Tiefgarage, Lagerflächen, Haustechnik

Erdgeschoss Gebäudeeingänge, Empfangsbereich, Büroflächen, Besprechungsräume, 
Werkstattflächen

1. Obergeschoss bis  
4. Obergeschoss

Büroflächen

Technikaufbau Haustechnik

Drittverwendungsfähigkeit Drittnutzungsfähigkeit grundsätzlich gegeben. Etagenweise Teilungsmöglich-
keiten (1 bis 2 Einheiten) verbunden mit entsprechenden Anpassungsmaßnah-
men (Medien-/Gebäudetrennung) denkbar.

Nachhaltigkeit

Aufgrund der beabsichtigten langfris-
tigen Orientierung der Immobilienin-
vestition wird die Berücksichtigung 

bestimmter ESG-Kriterien zunehmend 
noch stärker in den Vordergrund rücken 
(ökologische und soziale Kriterien 
sowie Fragen einer guten Unterneh-
mensführung (Environmental, Social, 

Governance – kurz ESG)). Hierzu zählen 
bei einer Immobilie beispielsweise Was-
ser- und Energieeffizienz oder die Bau-
biologie. Es hat sich eine Vielzahl von 
Zertifizierungen und Labels etabliert, 
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die interessierten Investoren die Einhal-
tung verschiedener ESG-Kriterien und 
Nachhaltigkeitsstandards bei „ihrer“ 
Immobilie signalisieren.

Die langfristige Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeit der Investition sieht 
sukzessive Maßnahmen zur weiteren 
Anpassung der Immobilie insbesondere 
an aktuelle und künftige Umweltstan-
dards vor. Hierfür ist ab Umwandlung 
in einen AIF ein jährliches Budget bei 
der Investmentgesellschaft kalkuliert. 

Es können grundsätzlich neben ökologi-
schen Themen, wie zum Beispiel Emis-
sionen, Nutzung erneuerbarer Energien, 
Gebäude-Energieeffizienz, Abfallma-
nagement oder auch Wasserverbrauch, 
auch soziale Themen, wie zum Beispiel 
Sicherheit am Arbeitsplatz, Arbeitsbe-
dingungen und Mitarbeiterinteressen-
vertretung, berücksichtigt werden. 

Für den Bereich Governance/gute Unter-
nehmensführung etablieren sich Stan-
dards für zum Beispiel Risikomanage-
ment, Whistleblowing oder Transparenz.

Zudem handelt es sich bei der Invest-
mentgesellschaft um ein Finanzprodukt, 
welches mit ökologischen oder sozia-
len Merkmalen gemäß Artikel 8 Offenle-
gungsverordnung beworben wird. Daher 
sind mindestens 75 % des Wertes der 
Investmentgesellschaft – ggf. mittelbar 
– in Immobilien investiert, die zusätzlich 
mindestens zwei der folgenden Voraus-
setzungen erfüllen: 

a. Energieverbrauch: Der Endenergie-
verbrauch der Immobilie für Wärme 
und Strom liegt zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Anlagebedingun-
gen bei maximal 90 kWh/m² pro Jahr. 
Die Ermittlung dieses Energiever-
brauchswertes erfolgt im Jahr 2022 
auf Basis des Energieverbrauchs-/ 
-bedarfsausweises. 

b. Dekarbonisierungspfad: Die Immo-
bilie wird ab dem Inkrafttreten der 
Anlagebedingungen mit einem EU-
konformen Dekarbonisierungspfad 

mit dem Klimaziel der Begrenzung 
der globalen Erderwärmung auf 1,5 °C 
bis zum Jahr 2050 bewirtschaftet. 
Die CO2-Emissionen der Immobilie 
werden mit den vom Forschungspro-
jekt „Carbon Risk Real Estate Moni-
tor“ (CRREM) veröffentlichten Ziel-
pfaden zur systematischen Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes in Gewer-
beimmobilien oder vergleichbaren 
Bewertungssystemen abgeglichen. 

c. Nutzung der Immobilie: Die Immobi-
lie darf nicht für die Branchen Rüs-
tung, nukleare Energien, Tabak und 
tabakbezogene Produkte, Porno-
grafie sowie Glücksspiel genutzt 
werden. 

d. Die Immobilie ist auf mindestens 
80 % der Fläche barrierefrei.

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen“ findet nur bei den-
jenigen dem Finanzprodukt zugrunde 
liegenden Investitionen Anwendung, die 
die EU-Kriterien für ökologisch nachhal-
tige Wirtschaftsaktivitäten berücksich-
tigen. Die dem verbleibenden Teil die-
ses Finanzprodukts zugrunde liegenden 
Investitionen berücksichtigen nicht die 
EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige 
Wirtschaftsaktivitäten.

Das Investmentvermögen wird gemäß 
seiner Anlagestrategie nicht planmä-
ßig in ökologisch nachhaltige Investitio-
nen im Sinne der Taxonomieverordnung 
investieren.

Weitere Informationen, die nach der 
Offenlegungsverordnung offenzulegen 
sind, finden sich insbesondere in Kapi-
tel Q. „Vorvertragliche Offenlegung für 
Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2019/2088“.

IV. Miet er

Es besteht ein Miet vertrag mit der 
AKKA Deutschland GmbH, Sindelfin-
gen mit einer Laufzeit bis Ende 2031. 
Diese ist über die Muttergesellschaft 
AKKA International S. A., Belgien, eine 

Konzerngesellschaft der AKKA Tech-
nologies SE, Paris. Geschäftstätigkeit 
der AKKA Deutschland GmbH ist die 
Erbringung von Beratungs- und Unter-
stützungsleistungen insbesondere 
auf dem Gebiet des Ingenieurwesens 
und in IT-Bereichen für andere Unter-
nehmen bei Forschung, Entwicklung 
und Vertrieb technischer Systeme ein-
schließlich Arbeitnehmerüberlassung 
und Schulungen. 

Der Technologie-Dienstleister AKKA 
mit rund 20.000 Beschäftigten erwirt-
schaftet einen Großteil seines Umsatzes 
mit Software- und Digital-Dienstleistun-
gen und bedient dabei vor allem Kunden 
aus den Branchen Auto, Luftfahrt und 
Eisenbahn. Der Konzern-Umsatz soll 
nach öffentlich verfügbaren Angaben 
zuletzt rund 1,5 Milliarden Euro betra-
gen haben, auf AKKA Deutschland sollen 
hiervon rund 400 Millionen Euro ent-
fallen sein. AKKA profitiert vom Trend 
vieler Unternehmen, Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit auszulagern, und 
stellt zum Beispiel für die Kunden Inge-
nieure für Technologie-Entwicklungs-
projekte zur Verfügung. 

Im Sommer 2021 gab die schweizerische 
Adecco Group bekannt, AKKA Technolo-
gies zu übernehmen. Der Adecco-Kon-
zern ist neben den allgemeinen Perso-
naldienstleistungen mit seiner Tochter-
gesellschaft Modis ebenfalls im Bereich 
Engineering, Forschung und Entwick-
lung sowie digitale Dienstleistungen 
tätig. Der Abschluss der Übernahme 
soll im Jahr 2022 erfolgen. Geplant ist, 
AKKA und Modis zusammenzulegen. 
Zusammen kämen diese angabegemäß 
auf rund 50.000 Beschäftigte und einen 
Umsatz von 3,7 Milliarden Euro und wür-
den damit zu den weltweit größten Engi-
neering- und IT-Dienstleistern gehören.
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H. Rechtliche Grundlagen

I. Investmentgesellschaft

1. Firma, Sitz, Zeitpunkt der  
Auflegung, Vertriebsanzeige, 
Rechtsform und Geschäftsjahr

Die Investmentgesellschaft wurde als 
Kommanditgesellschaft unter der Firma 
Vierte IFD geschlossener Immobilien-
fonds für Deutschland GmbH & Co. KG 
mit Sitz in 20359 Hamburg, Zirkusweg 1, 
am 18. Oktober 2010 im Handelsregister 
des Amtsgerichtes Hamburg unter HRA 
112200 eingetragen. Mit Gesellschafter-
beschluss vom 9. August 2022 wurde 
eine Umfirmierung der Investmentge-
sellschaft in Paribus Immobilienfonds 
München Taunusstraße GmbH & Co. 
geschlossene Investment-KG beschlos-
sen. Jetziger Sitz der Investmentgesell-
schaft ist in 22767 Hamburg, Königstraße 
28. Die Investmentgesellschaft unter-
liegt deutschem Recht.

Der beabsichtigte Vertrieb der Anteile an 
der Investmentgesellschaft wurde der 
BaFin am 12. Oktober 2022 angezeigt. 
Die Investmentgesellschaft ist in dem 
Zeitpunkt aufgelegt, in dem der erste 
Anleger der Investmentgesellschaft bei-
getreten ist (Abschluss des Verpflich-
tungsgeschäfts maßgeblich).

Das Geschäftsjahr der Investmentge-
sellschaft beginnt am 1. Januar und 
endet am 31. Dezember eines jeden 
Kalenderjahres. 

2.  Unternehmensgegenstand

Gegenstand der Investmentgesellschaft 
ist die Anlage und Verwaltung der Mit-
tel der Investmentgesellschaft nach 
einer festgelegten Anlagestrategie zur 
gemeinschaftlichen Kapitalanlage zum 
Nutzen der Anleger. Die Investmentge-
sellschaft investiert nach Maßgabe der 
Anlagebedingungen gemäß den §§ 261 
bis 272 KAGB in:

• Sachwerte in Form von Immobilien 
gemäß § 261 Absatz 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Absatz 2 Nr. 1 KAGB,

• Anteile oder Aktien an Gesellschaf-
ten, die nach dem Gesellschafts-
vertrag oder der Satzung nur Ver-
mögensgegenstände gemäß § 261 
Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
Absatz 2 Nr. 1 KAGB sowie die zur 
Bewirtschaftung dieser Vermögens-
gegenstände erforderlichen Ver-
mögensgegenstände oder Beteili-
gungen an solchen Gesellschaf-
ten erwerben dürfen, nachfolgend 
„Objektgesellschaft“ genannt, sowie

• Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB und/oder Bankguthaben 
gemäß § 195 KAGB.

Gegenstand der Investmentgesellschaft 
ist insbesondere die Verwaltung und ggf. 
die Veräußerung der Immobilie Taunus-
straße 31, 33 und 37, 80807 München. Im 
Rahmen der Verwaltung der Immobilie 
kann ein Baurecht geschaffen werden 
und die Immobilie kann auch umgebaut, 
erweitert, hinsichtlich von Freiflächen 
bebaut oder in verschiedene Grundstü-
cke aufgeteilt werden.

Die Investmentgesellschaft ist berech-
tigt, sämtliche Handlungen und Rechts-
geschäfte vorzunehmen, die geeignet 
erscheinen, den Gesellschaftszweck 
unmittelbar oder mittelbar zu fördern, 
bzw. die zur Erreichung des Gesell-
schaftszweckes erforderlich oder dien-
lich sind. Die Investmentgesellschaft 
kann diese Handlungen und Rechtsge-
schäfte selbst vornehmen oder durch 
Dritte vornehmen lassen. 

3. Gesellschafter der 
Investment gesellschaft

Komplementärin der Investmentge-
sellschaft ist die Verwaltung Vierte 
IFD geschlossener Immobilienfonds 
für Deutschland GmbH, Hamburg, ein-
getragen im Handelsregister des Amts-
gerichts Hamburg unter der Nr. HRB 
115393 (nachfolgend „Komplementä-
rin“ genannt). Die Komplementärin ist 
– soweit gesetzlich zulässig – von der 
Geschäftsführung und – soweit nicht 
organschaftliche Vertretung gesetzlich 
zwingend erforderlich ist – auch von 
der Vertretung der Investmentgesell-
schaft ausgeschlossen. Sie hat keine 
Einlage erbracht und ist am Vermögen 
der Investmentgesellschaft nicht betei-
ligt. Die Komplementärin ist jederzeit 
ohne Zustimmung der Mitgesellschafter 
berechtigt, ihre Stellung als Komple-
mentärin der Investmentgesellschaft mit 
allen Rechten und Pflichten auf eine ein-
trittsbereite neue persönlich haftende 
Gesellschafterin zu übertragen, wenn 
die neue persönlich haftende Gesell-
schafterin die gleiche Rechtsform auf-
weist und den gleichen Gesellschafter-
hintergrund hat wie die übertragende 
und ausscheidende Komplementärin. 
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67Verkaufsprospekt

Die Kosten dieser Übertragung trägt die 
ausscheidende Komplementärin. 

Geschäftsführende Kommanditistin der 
Investmentgesellschaft ist die Paribus 
Fondsbeteiligung GmbH, Hamburg, 
eingetragen im Handelsregister des 
Amtsgerichts Hamburg unter der Nr. 
HRB 111414 (nachfolgend „geschäfts-
führende Kommanditistin“ genannt) mit 
einer auf dem Kapitalkonto Ia) verbuch-
ten Einlage von 2.500 Euro (auf Kapital-
konto Ia) bzw. Ib) verbuchte Einlagen 
nachfolgend „Pflichteinlagen“ genannt) 
bei einer in das Handelsregister der 
Investmentgesellschaft eingetragenen 
Haftsumme von 125 Euro. Sie ist allein 
zur Geschäftsführung und Vertretung 
der Investmentgesellschaft berech-
tigt und verpflichtet. Sie ist berechtigt 
und – soweit nach dem KAGB erforder-
lich – verpflichtet, ihre Geschäftsfüh-
rungsaufgaben auf Dritte zu übertra-
gen. Insbesondere ist sie berechtigt 
und verpflichtet, die Verwaltung der 
Investmentgesellschaft im Sinne des 
§ 18 KAGB im Namen und für Rechnung 
der Investmentgesellschaft auf Dritte, 
die über die Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb nach § 20 KAGB verfügen, zu 
übertragen. Hierzu hat die geschäfts-
führende Kommanditistin im Namen 
und für Rechnung der Investmentge-
sellschaft mit der Paribus Kapitalver-
waltungsgesellschaft mbH als exter-
ner Kapitalverwaltungsgesellschaft im 
Sinne des KAGB einen Fremdverwal-
tungsvertrag abgeschlossen und diese 
mit der externen Verwaltung der Invest-
mentgesellschaft beauftragt.

Treuhandkommanditistin I für die Gesell-
schafter, die vor dem 31. August 2022 
der Investmentgesellschaft beigetre-
ten sind (nachfolgend „Altgesellschaf-
ter“ genannt), ist die Paribus Treuhand 
Dienstleistungen GmbH, Hamburg, ein-
getragen im Handelsregister des Amts-
gerichts Hamburg unter der Nr. HRB 
130249 (nachfolgend „Treuhandkom-
manditistin I“ genannt). Im Wege der 
Sonderrechtsnachfolge hat die Treu-
handkommanditistin I eine Pflichteinlage 

in Höhe von 11.950.000 Euro übernom-
men und ist mit einer Haftsumme von 
insgesamt 597.500 Euro in das Handels-
register der Investmentgesellschaft 
eingetragen. 

Nach dem 1. September 2022 können 
sich weitere Gesellschafter und/oder 
Altgesellschafter mit Wirkung zum 
Beitrittsdatum – frühestens mit Wir-
kung zum 1. September 2022 – nach 
Maßgabe der §§ 4 bis 8 des Gesell-
schaftsvertrages an der Investment-
gesellschaft beteiligen. Treuhand-
kommanditistin für Neugesellschafter 
mit einer Pflichteinlage von zunächst 
2.500 Euro und einer in das Handelsre-
gister der Investmentgesellschaft ein-
zutragenden Haftsumme von zunächst 
250 Euro ist die PVT Trust GmbH, Bre-
men, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Bremen unter der Nr. 
HRB 35943 (nachfolgend „Treuhand-
kommanditistin II“, Treuhandkomman-
ditistin I und Treuhandkommanditistin II 
gemeinsam „Treuhandkommanditistin-
nen“ genannt).

4. Laufzeit der  
Investmentgesellschaft

Die Investmentgesellschaft ist mit einer 
Grundlaufzeit bis zum 31. Dezember 
2034 errichtet (nachfolgend „Grund-
laufzeit“ genannt). Die Grundlaufzeit 
verlängert sich um bis zu ein Jahr, sofern 
und soweit die geschäftsführende Kom-
manditistin die Platzierungsphase um 
bis zu ein Jahr bis zum 31. Dezember 
2024 verlängert.

Die Investmentgesellschaft wird nach 
Ablauf der Grundlaufzeit und eventueller 
Verlängerungen aufgelöst und durch die 
geschäftsführende Kommanditistin der 
Investmentgesellschaft als Liquidatorin 
abgewickelt (liquidiert), es sei denn, die 
Gesellschafter beschließen mit der im 
Gesellschaftsvertrag hierfür vorgese-
henen Stimmenmehrheit etwas ande-
res. Eine Verlängerung der Grundlauf-
zeit kann durch Beschluss der Gesell-
schafter mit der im Gesellschaftsvertrag 

hierfür vorgesehenen Mehrheit und der 
Zustimmung der geschäftsführenden 
Kommanditistin einmal oder in mehre-
ren Schritten um insgesamt bis zu vier 
Jahre beschlossen werden. Zulässige 
Gründe für eine Verlängerung der Grund-
laufzeit sind: 

• Eine längere als die geplante Ver-
kaufsdauer der Immobilie bzw. 
einer etwaigen Beteiligung an einer 
Objektgesellschaft am Laufzeit-
ende der Investmentgesellschaft 
und/oder

• ungünstige Marktbedingungen für 
den Verkauf der Immobilie bzw. 
einer etwaigen Beteiligung an einer 
Objektgesellschaft zum Laufzeit-
ende der Investmentgesellschaft mit 
Aussicht auf Besserung der Markt-
bedingungen und perspektivisch 
höhere Rückflüsse für die Anleger 
infolge der Laufzeitverlängerung der 
Investmentgesellschaft.

Die ordentliche Kündigung der Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
ist ausgeschlossen. Im Übrigen kön-
nen die Gesellschafter während der 
Dauer der Investmentgesellschaft ihre 
Beteiligung nur aus wichtigem Grund 
unter Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen kündigen. Die Kündigung ist 
schriftlich an die Investmentgesell-
schaft zu richten. Die Treuhandkom-
manditistinnen können die von ihnen 
gehaltenen Beteiligungen auch teil-
weise nach Weisung der Treugeber aus 
wichtigem Grund kündigen.

5.  Anteile und Rechtsstellung  
der Anleger 

Im Folgenden werden die Anteile und die 
wesentliche Rechtsstellung der Anleger 
gegenüber der Investmentgesellschaft 
näher dargestellt, die sich insbesondere 
aus den Anlagebedingungen und dem 
Gesellschaftsvertrag ergeben. Die voll-
ständigen Anlagebedingungen und der 
vollständige Gesellschaftsvertrag sind 
in diesem Verkaufsprospekt im Kapitel 
N. bzw. im Kapitel O. abgedruckt. 

H. Rechtliche Grundlagen
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a)  Art der Beteiligung

Bei der angebotenen Beteiligung han-
delt es sich um Kommanditanteile an 
der Investmentgesellschaft, einer Per-
sonengesellschaft nach deutschem 
Recht mit Sitz in Hamburg. Die Neu-
gesellschafter treten der Investment-
gesellschaft als Direktkommanditisten 
oder als Treugeber über die Treuhand-
kommanditistin II bei. 

b)  Gesellschaftskapital,  
Kapitalerhöhung und Kapital-
herabsetzung, Beitritt neuer  
Gesellschafter 

Das Gesellschaftskapital betrug bis 
zum 31. August 2022 12.593.000 Euro. 
Mit Ablauf des 31. August 2022 erfolgte 
durch die geschäftsführende Kom-
manditistin eine Herabsetzung des 
Kommanditkapitals der Investment-
gesellschaft in dem Umfang, in dem 
Altgesellschafter bis zum Ablauf des 
31. August 2022 mit Wirkung zum 
Ablauf des 31. August 2022 ihre Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
gekündigt haben. Nach erfolgter Her-
absetzung beträgt das Kommanditka-
pital zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes 6.736.000 Euro.

Die geschäftsführende Kommanditistin 
ist im Zeitraum vom 1. September 2022 
bis zum 31. Dezember 2023 berechtigt, 
das Gesellschaftskapital um bis zu 
35.000.000 Euro heraufzusetzen (nach-
folgend „Erhöhungskapital“ genannt). 
Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist berechtigt, das Erhöhungskapital 
nach eigenem Ermessen herabzusetzen, 
soweit das Erhöhungskapital nicht bis 
zum 31. Dezember 2023 durch Alt- oder 
Neugesellschafter übernommen wurde. 
Eines Gesellschafterbeschlusses bedarf 
es hierzu nicht. Die geschäftsführende 
Kommanditistin ist ferner berechtigt, die 
Platzierungsphase nach eigenem Er-
messen um bis zu ein Jahr zu verlängern, 
soweit das Erhöhungskapital nicht bis 
zum 31. Dezember 2023 durch Alt- oder 
Neugesellschafter übernommen wurde. 

Eines Gesellschafterbeschlusses bedarf 
es hierzu ebenfalls nicht.

Den Altgesellschaftern wird ein erstran-
giges Bezugsrecht (nachfolgend „erst-
rangiges Bezugsrecht“ genannt) auf 
eine Übernahme eines ihrem Anteil am 
bisherigen Kommanditkapital der Invest-
mentgesellschaft entsprechenden Teils 
des Erhöhungskapitals gewährt. Das 
Bezugsrecht ist in einer Zeichnungs-
summe auszuüben, die ohne Rest durch 
1.000 Euro teilbar ist. Soweit Altgesell-
schafter ihr erstrangiges Bezugsrecht 
nicht innerhalb einer von der geschäfts-
führenden Kommanditistin zu bestim-
menden Bezugsfrist ausüben, können 
andere Altgesellschafter, die ihr erst-
rangiges Bezugsrecht ausgeübt haben, 
sich über den Umfang des erstrangigen 
Bezugsrechts hinaus innerhalb einer von 
der geschäftsführenden Kommanditistin 
zu bestimmenden Bezugsfrist an dem 
Erhöhungskapital beteiligen.

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes ist ein Erhöhungs-
kapital in Höhe von 26.000.000 Euro 
beabsichtigt.

Weiterhin ist die geschäftsführende 
Kommanditistin während der Laufzeit 
der Investmentgesellschaft berech-
tigt, das Gesellschaftskapital herauf-
zusetzen, um a) die Erweiterung des 
bestehenden Gebäudes um mehr als 
10 % der Grundfläche oder b) den Neu-
bau eines zweiten Gebäudes zu finan-
zieren, sofern durch diese Kapitalerhö-
hung nicht unmittelbar Grunderwerb-
steuer entsteht.

Nach dem 1. September 2022 können 
sich weitere Gesellschafter und/oder 
Altgesellschafter mit Wirkung zum Bei-
trittsdatum nach Maßgabe der §§ 4 bis 
8 des Gesellschaftsvertrages (vgl. Kapi-
tel O.) an der Investmentgesellschaft 
beteiligen.

Neugesellschafter beteiligen sich 
regelmäßig an der Investmentgesell-
schaft mittelbar als Treugeber über die 

Treuhandkommanditistin II, wobei die 
mittelbare Beteiligung von Neugesell-
schaftern II, das heißt Altgesellschaf-
tern, die das Erhöhungskapital gemäß 
§ 7 Absatz 2 des Gesellschaftsvertra-
ges gezeichnet haben, nur zulässig ist, 
wenn diese auch mit ihrem Anteil am bis-
herigen Kommanditkapital der Invest-
mentgesellschaft als Treugeber über 
die Treuhandkommanditistin I beteiligt 
waren. Die Treuhandkommanditistin II 
ist von den Gesellschaftern unwiderruf-
lich bevollmächtigt, das Angebot eines 
Anlegers auf mittelbare Beteiligung zur 
Investmentgesellschaft als Treugeber 
bzw. auf Erhöhung der Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft anzunehmen.

Die Treuhandkommanditistin  II ist 
berechtigt, abweichend von § 6 Absatz 1 
des Gesellschaftsvertrages Neugesell-
schafter nicht als Treugeber, sondern 
als Direktkommanditisten in die Invest-
mentgesellschaft aufzunehmen, wobei 
die direkte Aufnahme von Neugesell-
schaftern II, das heißt Altgesellschaf-
tern, die das Erhöhungskapital gemäß 
§ 7 Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages 
gezeichnet haben, nur zulässig ist, wenn 
diese auch mit ihrem Anteil am bisheri-
gen Kommanditkapital der Investment-
gesellschaft als Direktgesellschafter 
im Handelsregister der Investmentge-
sellschaft eingetragen sind. Insofern ist 
die Treuhandkommanditistin II von den 
Gesellschaftern unter Befreiung von den 
Beschränkungen des § 181 BGB unwider-
ruflich bevollmächtigt, mit Zustimmung 
der geschäftsführenden Kommanditistin 
das Angebot eines Neugesellschafters 
auf (unmittelbaren) Beitritt zur Invest-
mentgesellschaft als Kommanditist 
bzw. auf Erhöhung der Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft anzuneh-
men und die erforderlichen Handels-
registeranmeldungen vorzunehmen. 
Die Treuhandkommanditistin II nimmt 
diese grundsätzlich einmal monatlich 
zum Letzten eines jeden Monats an; sie 
kann jedoch Beitrittserklärungen auch 
zu abweichenden Terminen annehmen, 
ohne dass insoweit ein Anspruch des 
beitretenden Kommanditisten besteht. 
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Der beitretende Kommanditist verzichtet 
gemäß § 151 BGB auf den Zugang der 
Annahmeerklärung; er wird jedoch durch 
die Treuhandkommanditistin II informa-
torisch über seinen Beitritt unterrich-
tet. Das Angebot und die Annahme des 
Beitritts kann in Schrift- oder Textform 
(insbesondere auch digital über eine 
Zeichnungsplattform) erfolgen.

Der Ausgabepreis für Anteile an der 
Investmentgesellschaft entspricht der 
Summe des von dem Anleger übernom-
menen Zeichnungsbetrages und des 
Ausgabeaufschlages von bis zu 5 % und 
muss mindestens 20.000 Euro betragen. 
Ein höherer Zeichnungsbetrag muss 
ohne Rest durch 1.000 teilbar sein. Der 
Ausgabeaufschlag ist nur von den Neu-
gesellschaftern I geschuldet.

Der Ausgabepreis ist festgelegt und 
einmal mit diesem Verkaufsprospekt 
veröffentlicht.

Da die Investmentgesellschaft nur in 
einen Vermögensgegenstand inves-
tiert und dadurch von dem Grundsatz 
der Risikomischung nach § 262 Absatz 1 
KAGB abweicht, dürfen der Investment-
gesellschaft nur Anleger im Sinne des 
§ 262 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 KAGB in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) 
bis ee) KAGB beitreten, das heißt sol-
che Anleger, 

• die sich verpflichten, mindestens 
20.000 Euro (exkl. Ausgabeauf-
schlag) zu investieren, 

• die schriftlich in einem vom Vertrag 
über die Investitionsverpflichtung 
getrennten Dokument angeben, dass 
sie sich der Risiken im Zusammen-
hang mit der beabsichtigten Ver-
pflichtung oder Investition bewusst 
sind (§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) 
KAGB),

• deren Sachverstand, deren Erfahrun-
gen und Kenntnisse die Kapitalver-
waltungsgesellschaft oder eine von 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
beauftragte Vertriebsgesellschaft 
bewertet hat, ohne von der Annahme 

auszugehen, dass der Anleger über 
die Marktkenntnisse und -erfahrun-
gen der in Anhang II Abschnitt I der 
Richtlinie 2014/65/EG genannten 
Anleger verfügt (§ 1 Absatz 19 Nr. 33 
a) lit. cc) KAGB),

• bei denen die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft oder eine von der Kapital-
verwaltungsgesellschaft beauftragte 
Vertriebsgesellschaft unter Berück-
sichtigung der Art der beabsichtig-
ten Verpflichtung oder Investition 
hinreichend davon überzeugt ist, 
dass sie in der Lage sind, ihre Anla-
geentscheidungen selbst zu tref-
fen und die damit einhergehenden 
Risiken zu verstehen, und dass eine 
solche Verpflichtung für die betref-
fenden Anleger angemessen ist (§ 1 
Absatz 19 Nr. 33 a) lit. dd) KAGB),

• denen die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft oder eine von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft beauftragte 
Vertriebsgesellschaft schriftlich 
bestätigt, dass sie die Bewertung 
nach § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. cc) 
KAGB vorgenommen hat und die in 
§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. dd) KAGB 
genannten Voraussetzungen gege-
ben sind (§ 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. ee) 
KAGB).

Auf Altgesellschafter und Neugesell-
schafter II sind die vorstehend genann-
ten Anforderungen nicht anwendbar.

Anleger können grundsätzlich natür-
liche oder juristische Personen sein. 
Eine Beteiligung von Gesellschaf-
ten bürgerlichen Rechts (GbR) ist für 
Neugesellschafter I ausgeschlossen. 
Ausgeschlossen von einer Beteiligung 
als Anleger sind ferner sämtliche Per-
sonen, die in den USA , Kanada oder 
Russland (jeweils einschließlich deren 
Territorien) ansässig im Sinne des US-
amerikanischen, kanadischen oder rus-
sischen Steuerrechts sind und/oder 
die US-amerikanische, kanadische 
und/oder russische Staatsangehö-
rigkeit haben und/oder in den USA/
Kanada oder Russland (jeweils ein-
schließlich deren Territorien) einen 

Sitz oder Wohnsitz haben und/oder 
Inhaber einer dauerhaften US-ame-
rikanischen, kanadischen bzw. rus-
sischen Aufenthalts- oder Arbeits-
erlaubnis (zum Beispiel Greencard) 
sind. Weitere Einzelheiten sind in § 5 
Absatz 6 des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft geregelt.

Die Pflichteinlage und die in das Handels-
register einzutragende Haftsumme eines 
jeden Kommanditisten müssen stets im 
Verhältnis 100 : 5 zueinander stehen. Dies 
gilt für Treuhandkommanditisten ent-
sprechend. Durch die Eintragung der 
jeweiligen Kommanditisten in das Han-
delsregister wird die Haftung dieser Kom-
manditisten den Gläubigern des Invest-
mentvermögens gegenüber auf ihre in 
das Handelsregister eingetragene Haft-
summe begrenzt. Die Haftung ist aus-
geschlossen, sobald die Haftsumme in 
das Investmentvermögen eingelegt wird 
(vgl. §§ 171 ff. HGB). Werden die Einlagen 
durch Auszahlungen (insbesondere Ent-
nahmen) jedoch unter die Haftsumme 
gemindert, so lebt die Haftung bis zur 
Höhe der Haftsumme wieder auf. Das gilt 
auch, soweit Auszahlungen (Entnahmen) 
getätigt werden, während der Kapitalan-
teil des Kommanditisten durch Verluste 
unter den Betrag der Haftsumme herab-
gemindert ist (vgl. § 172 Absatz 4 in Ver-
bindung mit § 171 Absatz 1 HGB). Bei Kon-
kretisierung der Haftung (zum Beispiel 
Illiquidität des Investmentvermögens) 
wären insofern erhaltene Auszahlungen 
(Entnahmen) von den Kommanditisten 
ganz oder teilweise zurückzuzahlen.

Die von den Neugesellschaftern über-
nommenen Zeichnungsbeträge sowie 
zusätzlich der von Neugesellschaftern I 
übernommene Ausgabeaufschlag sind 
zehn Bankarbeitstage nach Annahme 
des Beitritts durch die Treuhandkom-
manditistin II, frühestens jedoch zum 
1. September 2022 einzuzahlen. Die 
Einzahlungen der von den Neugesell-
schaftern übernommenen Zeichnungs-
beträge sowie eines nach Maßgabe von 
§ 7 Absatz 6 des Gesellschaftsvertra-
ges geschuldeten Ausgabeaufschlags 
erfolgen auf ein von der Investmentge-
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sellschaft zu benennendes Konto der 
Investmentgesellschaft.

Erfüllt ein Neugesellschafter seine Ein-
zahlungsverpflichtung trotz Mahnung 
und Nachfristsetzung nicht oder nicht 
in voller Höhe, kann die geschäfts-
führende Kommanditistin im eige-
nen Ermessen diesen Kommanditis-
ten wahlweise ganz oder bis zur Höhe 
des nicht erbrachten Zeichnungsbe-
trages aus der Investmentgesellschaft 
ausschließen. Die geschäftsführende 
Kommanditistin ist hierzu von den 
übrigen Gesellschaftern ausdrücklich 
und unwiderruflich bevollmächtigt. Die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft kann 
für die Investmentgesellschaft ver-
langen, dass der gemäß § 8 Absatz 4 
oder § 5 Absatz 3 des Gesellschafts-
vertrages aus der Investmentgesell-
schaft ausgeschlossene Kommanditist 
der Investmentgesellschaft die durch 
die Nichterfüllung entstandenen not-
wendigen Auslagen in nachgewiesener 
Höhe, jedoch nicht mehr als 25 % des 
Anteilswertes, ersetzt. Bereits geleis-
tete Einlagen können mit diesem Aus-
lagenerstattungsanspruch verrechnet 
werden. Ein eventuell verbleibendes 
Restguthaben wird an den betreffenden 
Kommanditisten erst ausgezahlt, wenn 
neue Kommanditisten mit mindestens 
gleich hoher Zeichnungssumme in die 
Investmentgesellschaft eingetreten 
sind und diese Verpflichtung erfüllt 
haben, spätestens jedoch mit Liqui-
dation der Investmentgesellschaft. 
Ein etwaiges Auseinandersetzungs-
guthaben steht dem Kommanditisten 
insoweit nicht zu, wie er seine Einzah-
lungsverpflichtung nicht erbracht hat. 
Hinsichtlich des Verzugsschadens, der 
im Zusammenhang mit der Nichtleis-
tung des Beteiligungsbetrages bzw. der 
Herabsetzung des Beteiligungsbetra-
ges entsteht, gelten die Regelungen 
gemäß § 8 Absatz 3 des Gesellschafts-
vertrages der Investmentgesellschaft.

Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist berechtigt, das Erhöhungskapital 
nach eigenem Ermessen herabzuset-
zen, soweit das Erhöhungskapital nicht 
bis zum 31. Dezember 2023 durch Alt- 
und Neugesellschafter übernommen 
wurde. Eines Gesellschafterbeschlusses 
bedarf es hierzu nicht. 

Wird die Platzierungsphase der Invest-
mentgesellschaft vorzeitig geschlos-
sen, werden keine Beitrittserklärungen 
mehr angenommen.

Im Innen- und Außenverhältnis treten die 
gemäß § 5 Absatz 1 des Gesellschafts-
vertrages beitretenden Kommanditis-
ten der Investmentgesellschaft unter 
der aufschiebenden Bedingung (§ 158 
Absatz 1 BGB) der Eintragung ihrer 
Haftsumme in das Handelsregister der 
Investmentgesellschaft bei (vgl. § 152 
Absatz 4 KAGB), wobei die Zeichnung 
eines Neugesellschafters frühestens 
zum 1. September 2022 wirksam wird. 

c)  Anteilsklassen und faire  
Behandlung der Anleger

Es werden zwei Anteilsklassen (Anteils-
klasse 1 und Anteilsklasse 2) gemäß den 
§§ 149 Absatz 2, 96 Absatz 1 KAGB gebil-
det. Die Anteilsklassen unterscheiden 
sich nach Maßgabe der Anlagebedin-
gungen und des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft hinsichtlich 
der Kosten- und Gebührenstruktur. Die 
Anteilsklassen unterscheiden sich nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft weiterhin 
hinsichtlich der vermögensrechtlichen 
Teilhabe an dem Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft (insbesondere hin-
sichtlich der Gewinn- und Verlustver-
teilung, des Anteils am Liquidationserlös 
und der Auszahlungen; vgl. insbeson-
dere § 17 des Gesellschaftsvertrages). 
Im Übrigen weisen die Kommanditanteile 
an der Investmentgesellschaft die glei-
chen Ausgestaltungsmerkmale auf. Der 
Wert des Anteils ist für jede der beiden 
Anteilsklassen gesondert zu errechnen 
(§ 96 Absatz 1 Satz 4 KAGB).

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft ver-
waltet die Investmentgesellschaft nach 
dem Prinzip der Gleichbehandlung und 
stellt so insbesondere sicher, dass die 
Anleger der Investmentgesellschaft 
gemäß § 26 Absatz 2 Nr. 6 KAGB fair 
behandelt werden. Entscheidungspro-
zesse und Strukturen der Investment-
gesellschaft sind so ausgerichtet, dass 
bestimmte Anleger nicht zulasten ande-
rer Anleger bevorzugt werden. 

Für Stiftungen gelten besondere An-
forderungen an die Berichterstattung, 
die im Kapitel „M. Zeichnungshinwei-
se“, Abschnitt I. dargestellt sind. Eine 
Ungleichbehandlung der Anleger ist 
hiermit nicht verbunden, da diese be-
sondere Berichterstattung nur den be-
sonderen stiftungsrechtlichen Vorgaben 
Rechnung trägt und allen Anlegern zur 
Verfügung gestellt wird.

Darüber hinaus hat die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft verschiedene orga-
nisatorische Maßnahmen ergriffen, 
um eine faire Behandlung der Anleger 
sicherzustellen. Entscheidungspro-
zesse und organisatorische Struktu-
ren der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
sind dementsprechend ausgerichtet. 
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
hat ferner eine Reihe von Verfahren 
und Richtlinien implementiert, um die 
faire Behandlung der Anleger gewähr-
leisten zu können. Insbesondere wird 
die faire Behandlung der Anleger durch 
ein internes Beschwerdemanagement-
system gewährleistet. Für eingehende 
Beschwerden sind innerhalb dieses Sys-
tems Bearbeitungs- und Reaktionsfris-
ten vorgegeben.

d)  Hauptmerkmale der Anteile

Mit der Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft sind die im Folgenden näher 
beschriebenen Hauptmerkmale, das 
heißt die Rechte und Pflichten der Anle-
ger, verbunden. Dies sind die Rechte auf 
Gewinn- und Verlustbeteiligung sowie 
Auszahlung von freier Liquidität nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrages, 
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das Stimmrecht bei Beschlussfassun-
gen in Gesellschafterversammlungen 
der Investmentgesellschaft, das Recht 
auf abschriftliche Mitteilung des Jah-
resabschlusses und auf Prüfung von 
dessen Richtigkeit unter Einsicht in die 
Bücher der Investmentgesellschaft, auf 
Auszahlung des Auseinandersetzungs-
guthabens beim Ausscheiden aus der 
Investmentgesellschaft, auf (grund-
sätzliche) Übertragung der Beteili-
gung an der Investmentgesellschaft 
und auf Beteiligung am Liquidations-
erlös der Investmentgesellschaft sowie 
die Pflichten zur Einlageleistung zzgl. 
Ausgabeaufschlag (nur für Neugesell-
schafter I) und die Eintragung der Haft-
summe im Handelsregister von 5 % der 
Pflichteinlage und das Recht zur Bildung 
eines Beirats. 

Die mit der Beteiligung verbundenen 
Hauptmerkmale der Anteile der Anle-
ger ergeben sich aus den Anlagebe-
dingungen, dem Gesellschaftsvertrag, 
dem Treuhand- und Verwaltungsvertrag 
sowie der vom Anleger unterzeichneten 
Beitrittserklärung. Anleger, die sich nur 
mittelbar als Treugeber an der Invest-
mentgesellschaft beteiligen, verfügen 
über die dargestellten Gesellschafter-
rechte mittelbar unter Inanspruchnahme 
der Treuhandkommanditistin II.

Neben den Anlegern stehen grund-
sätzlich die gleichen Rechte ebenfalls 
der Komplementärin der Investment-
gesellschaft, der geschäftsführenden 
Kommanditistin und der Treuhandkom-
manditistin I und II – soweit dies in dem 
Gesellschaftsvertrag der Investmentge-
sellschaft oder diesem Verkaufsprospekt 
nicht abweichend dargestellt ist (vgl. 
zum Beispiel Zustimmungserfordernis 
der geschäftsführenden Kommandi-
tistin, § 19 Absatz 1 lit. b) des Gesell-
schaftsvertrages) – zu. Diese haben im 
Wesentlichen die gleichen Rechte nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrages. 
Die geschäftsführende Kommanditistin 
hat jedoch zusätzlich das Recht, sofern 
ein Gesellschafter einen Vertrag über 
die Veräußerung seiner Beteiligung 

schließt, in diesem Fall eine Gesellschaft 
der Paribus-Gruppe zu benennen, die 
ein Vorkaufsrecht hat. Sofern im Fol-
genden von den Rechten der Anleger 
gesprochen wird, gilt dies für die Kom-
plementärin der Investmentgesellschaft, 
die geschäftsführende Kommanditistin 
und die Treuhandkommanditistin I und II 
entsprechend, sofern sich aus den kon-
kreten Ausführungen bzw. dem Gesell-
schaftsvertrag der Investmentgesell-
schaft nichts anderes ergibt.

Gesellschafter, die an der Investment-
gesellschaft bereits vor dem 31. August 
2022 beteiligt waren (Altgesellschaf-
ter), haben entsprechend den gesell-
schaftsvertraglichen Regelungen ein 
Sonderentnahmerecht auf ihren Beteili-
gungsbetrag. Dieses Recht haben Neu-
gesellschafter, die ab dem 1. September 
2022 der Investmentgesellschaft bei-
treten, bezogen auf ihren Zeichnungs-
betrag nicht. 

aa)  Ergebnisverteilung, Auszahlung 
von Liquiditätsüberschüssen

Die Vergütung der Paribus Invest GmbH 
für die Vermittlung der Zeichnungsbe-
träge der Neugesellschafter I in Höhe 
von bis zu 8 % des von den Neugesell-
schaftern I eingeworbenen Komman-
ditkapitals wird vorab nur der Anteils-
klasse 2 und innerhalb dieser nur den 
Neugesellschaftern I zugeordnet und 
ausschließlich von diesen getragen 
und nach dem Ermessen der Kapital-
verwaltungsgesellschaft bei den Aus-
zahlungen an die Neugesellschafter I 
berücksichtigt.

Das Ergebnis der Investmentgesell-
schaft für den Zeitraum vom 1. Januar 
2022 bis zum 31. August 2022 wird 
anhand eines Zwischenabschlusses 
ermittelt und nach Maßgabe des bis 
zum 31. August 2022 geltenden Gesell-
schaftsvertrages der Investmentgesell-
schaft verteilt. Für die Ergebnisvertei-
lung ab dem 1. September 2022 gilt 
Folgendes: Um die unterschiedliche 
vermögensrechtliche Beteiligung der 

Anteilsklassen abzubilden, wird das 
Ergebnis der Investmentgesellschaft 
für ein Geschäftsjahr – mit Ausnahme 
des Ergebnisses aus der Schadens-
ersatzklage 2014 (vgl. 7 Absatz 4 des 
Gesellschaftsvertrages der Investment-
gesellschaft) – auf einer ersten Stufe 
im Verhältnis der Anzahl der Anteile 
der Altgesellschafter zu der Anzahl der 
Anteile der Neugesellschafter, bezo-
gen auf sämtliche Anteile an der Invest-
mentgesellschaft, aufgeteilt, wobei für 
jeden Gesellschafter nur volle Anteile 
berücksichtigt werden. Innerhalb der 
Anteilsklassen wird das der jeweiligen 
Anteilsklasse zugewiesene Ergebnis 
der Investmentgesellschaft auf zweiter 
Stufe nach Maßgabe des Verhältnisses 
des Kapitalkontos Ia) bzw. Ib) des einzel-
nen Gesellschafters zu der Summe der 
Kapitalkonten Ia) bzw. Ib) aller Gesell-
schafter der jeweiligen Anteilsklasse 
verteilt. Diese Regelung gilt für sons-
tige vermögensrechtliche Ansprüche, 
das heißt die Beteiligung am Vermö-
gen, am Liquidationserlös und an den 
Auszahlungen, entsprechend. Dies gilt 
auch für den Zeitraum vom 1. Septem-
ber 2022 bis 31. Dezember 2022, das 
Geschäftsjahr 2023 und im Fall der Ver-
längerung der Platzierungsphase auch 
für das Geschäftsjahr 2024, das heißt, 
die Gesellschafter werden insoweit 
unabhängig vom Zeitpunkt des jewei-
ligen Beitritts bzw. der jeweiligen Kapi-
talerhöhung der Neugesellschafter im 
jeweiligen Geschäftsjahr und über die 
gesamte Platzierungsphase einander 
gleichgestellt. Das Ergebnis der Scha-
densersatzklage 2014 (inkl. Kosten) wird 
in entsprechender Anwendung der vor-
stehenden Regelungen nur innerhalb 
der Anteilsklasse 1 verteilt. 

Die Vergütungs- und Auslagenersatz-
ansprüche der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft, der Komplementärin, der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
und der Treuhandkommanditistinnen 
sowie die Vergütungen aus den in § 13 
Absatz 8 lit. a) bis d) des Gesellschafts-
vertrages genannten Verträgen sind 
vorab zu begleichen und werden im 

H. Rechtliche Grundlagen
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Verhältnis der Kommanditisten zueinan-
der als Aufwand der Investmentgesell-
schaft behandelt. Die Zahlungen setzen 
kein positives Jahresergebnis voraus.

Verluste werden den Kommanditisten 
auch insoweit zugewiesen, als sie deren 
Pflichteinlagen übersteigen.

Die aus der Investitionstätigkeit der 
Investmentgesellschaft erzielte jeweils 
vorhandene freie Liquidität soll an die 
Anleger ausgezahlt werden, soweit sie 
nicht nach Auffassung der geschäfts-
führenden Kommanditistin der Invest-
mentgesellschaft als angemessene 
Liquiditätsreserve zur Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen Fortführung 
der Geschäfte der Investmentgesell-
schaft bzw. zur Erfüllung von Zah-
lungsverbindlichkeiten oder zur Subs-
tanzerhaltung bei der Investmentge-
sellschaft benötigt wird. Die Höhe der 
Auszahlungen kann variieren. Es kann 
zur Aussetzung der Auszahlungen kom-
men. Aus der Schadensersatzklage 2014 
stammender Zahlungsfluss wird nur bei 
der Anteilsklasse 1 berücksichtigt.

Die Rückgewähr der Einlage oder die 
Auszahlung, welche den Wert der 
Kommanditeinlage unter den Betrag 
der Hafteinlage herabmindert, kann 
gemäß § 152 Absatz 2 KAGB nur mit 
Zustimmung des betroffenen Kom-
manditisten erfolgen und kann von 
etwaigen Gläubigern der Investment-
gesellschaft zurückgefordert werden. 
Vor der Zustimmung ist der betroffene 
Kommanditist darauf hinzuweisen, dass 
er den Gläubigern der Investmentge-
sellschaft unmittelbar haftet, soweit 
die Rückgewähr oder Auszahlung den 
Wert der Kommanditeinlage unter den 
Betrag der Hafteinlage herabmindert. 
Bei mittelbarer Beteiligung über eine 
Treuhandkommanditistin bedarf die 
Rückgewähr der Einlage oder die Aus-
zahlung, die den Wert der Komman-
diteinlage unter den Betrag der Haft-
einlage herabmindert, zusätzlich der 
Zustimmung des betroffenen mittelbar 
beteiligten Anlegers.

Das Sonderentnahmerecht der Altge-
sellschafter, die nicht zum Ablauf des 
31. August 2022 gekündigt haben, wird 
liquiditätsmäßig durch das neu einge-
worbene Kommanditkapital bedient 
und wird ohne Verlängerung der Plat-
zierungszeit gemäß § 7 Absatz 2 des 
Gesellschaftsvertrages der Invest-
mentgesellschaft spätestens fällig zum 
31. Dezember 2023 und bei Ausübung 
der Verlängerung der Platzierungszeit 
spätestens fällig zum 31. Dezember 
2024. Die Sonderentnahme des jewei-
ligen Altgesellschafters wird zunächst 
durch die Summe seiner Kapitalkon-
ten Ia), II und III gedeckt, die im HGB-
Abschluss der Investmentgesellschaft 
zum 31. August 2022 enthalten sind. Der 
darüber hinausgehende Betrag des Son-
derentnahmerechts soll planungsgemäß 
durch Zuweisung eines Anteils am spä-
teren aus der Veräußerung der Immobilie 
resultierenden Gewinn der Investment-
gesellschaft gedeckt werden. Sollte die-
ser Betrag nicht ausreichen, werden den 
Altgesellschaftern, die nicht mit Wir-
kung zum Ablauf des 31. August 2022 
ihre Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft gekündigt haben, im Jahr der 
Veräußerung vorab entsprechende lau-
fende Erträge zugewiesen, auch wenn 
sich hierdurch für die Gesellschafter der 
Anteilsklasse 2 laufende Verluste erge-
ben oder sich solche Verluste erhöhen. 

bb)  Stimmrecht und Mitwirkung bei 
Beschlussfassungen

Die geschäftsführende Kommandi-
tistin, die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft sowie die Komplementärin sind 
bzw. waren berechtigt, im Namen der 
Investmentgesellschaft alle Rechtsge-
schäfte und Handlungen vorzunehmen, 
die im Zusammenhang mit der Über-
führung der Investmentgesellschaft 
in den Anwendungsbereich des KAGB 
und dem anschließenden Management 
bzw. der Verwaltung der Investmentge-
sellschaft bzw. einer etwaigen Objekt-
gesellschaft erforderlich sind. Hierzu 
zählen insbesondere der Abschluss der 

nachfolgend genannten Verträge über 
die Inanspruchnahme von Leistungen 
durch die Investmentgesellschaft mit 
den in § 16 des Gesellschaftsvertrages 
sowie mit den in den Anlagebedingun-
gen genannten Vergütungen bzw. der 
Erlass der Anlagebedingungen selbst:
 

• Treuhand- und Verwaltungsvertrag 
mit der Treuhandkommanditistin II,

• Erlass der Anlagebedingungen, 

• Verwaltungsvertrag hinsichtlich der 
Investmentgesellschaft mit der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft,

• Eigenkapitalbeschaffungsvertrag 
mit der Paribus Invest GmbH, 

• Abschluss von Darlehensverträgen 
und Belastung von Vermögensge-
genständen in den Grenzen des 
§ 263 KAGB,

• Fremdkapitalstrukturierungsvertrag 
mit der Paribus Finanzberatungsge-
sellschaft mbH,

• Verwahrstellenvertrag,

• Objektverwaltungsvertrag mit der 
Paribus Immobilien Assetmanage-
ment GmbH.

Im Übrigen beschließen die Anleger der 
Investmentgesellschaft in den im Ge-
sellschaftsvertrag und im Gesetz vor-
gesehenen Fällen. Sie sind insbeson-
dere zuständig für folgende Beschluss-
fassungen:

(i) Feststellung des geprüften Jahres-
abschlusses;

(ii) Entlastung der Komplementärin, 
der Treuhandkommanditistinnen 
sowie der geschäftsführenden 
Kommanditistin für ihre jeweili-
gen Tätigkeiten im abgelaufenen 
Geschäftsjahr;

(iii) Verwendung des Jahresergebnis-
ses;

(iv) Bestellung eines Abschlussprü-
fers ab dem Geschäftsjahr 2023. 
Für das Geschäftsjahr 2022 (inkl. 
des Zwischenabschlusses) wird 
der Abschlussprüfer durch die Ka-
pitalverwaltungsgesellschaft ohne 
Beschlussfassung durch die Ge-
sellschafterversammlung bestellt;
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(v) Änderung des Gesellschaftsver-
trages der Investmentgesellschaft;

(vi) Auflösung, Umwandlung oder Li-
quidation der Investmentgesell-
schaft;

(vii) Verkauf oder Übertragung des 
gesamten oder wesentlicher Tei-
le des Gesellschaftsvermögens 
oder Einräumung eines Rechts 
daran, mit Ausnahme von Toch-
ter- und Schwestergesellschaf-
ten der Investmentgesellschaft, 
die zur Durchführung einer Bau-
verdichtung genutzt worden sind;

(viii) Änderungen der Anlagebedingun-
gen, die mit den bisherigen Anla-
gegrundsätzen der Investment-
gesellschaft nicht vereinbar sind 
oder zu einer Änderung der Kosten 
oder wesentlichen Anlegerrechte 
führen;

(ix) Wahl und Abberufung sowie Entlas-
tung eines Beiratsmitgliedes sowie 
Vergütung der Beiratsmitglieder;

(x) alle sonstigen von der geschäfts-
führenden Kommanditistin zur Be-
schlussfassung vorgelegten An-
gelegenheiten, einschließlich der 
Beschlussfassungen über die in 
§ 13 Absatz 5 des Gesellschafts-
vertrages aufgeführten Rechtsge-
schäfte und Handlungen..

Gesellschafterbeschlüsse gemäß vor-
stehender Ziffer (v) bis (vii) bedürfen 
einer Mehrheit von 75 % der abgegebe-
nen Stimmen sowie der Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin. 
Abweichend hiervon bedarf eine Verlän-
gerung der Laufzeit der Investmentge-
sellschaft über den 31. Dezember 2034 
hinaus lediglich der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen sowie der 
Zustimmung der geschäftsführenden 
Kommanditistin. Für eine Änderung, nicht 
jedoch den erstmaligen Erlass der Anla-
gebedingungen gemäß vorstehender 
Ziffer (viii), die mit den bisherigen Anla-
gegrundsätzen der Investmentgesell-
schaft nicht vereinbar ist oder zu einer 
Änderung der Kosten oder der wesentli-
chen Anlegerrechte führt, bedarf es einer 
qualifizierten Mehrheit von Anlegern, 

die mindestens zwei Drittel der Anteile 
auf sich vereinigen, und einer Geneh-
migung durch die BaFin. Im Übrigen 
werden Gesellschafterbeschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen gefasst, soweit in dem 
Gesellschaftsvertrag der Investment-
gesellschaft oder aufgrund zwingen-
der Gesetzesvorschriften nichts ande-
res bestimmt ist. Enthaltungen gelten 
als nicht abgegebene Stimmen. Das 
Gleiche gilt für entsprechende Gesell-
schafterbeschlüsse, die ggf. auf Ebene 
einer Objektgesellschaft zu fassen sind, 
jedoch vorbehaltlich eventueller Rechte 
von Minderheitsgesellschaftern einer 
Objektgesellschaft.

Ein ganzer Anteil Altgesellschafter und 
ein ganzer Anteil Neugesellschafter 
gewähren jeweils eine Stimme. Soweit 
ein Beschlussgegenstand ausschließ-
lich das Ergebnis der Schadensersatz-
klage 2014 betrifft, sind nur die Anteile 
der Altgesellschafter zur Abstimmung 
berechtigt. Hinsichtlich der Anteils-
klasse 1 gilt ein voll auf das Kapitalkonto 
Ia) eingezahlter Euro als ein Anteil an 
der Investmentgesellschaft. Der Anteil 
Neugesellschafter entspricht dem Aus-
gabepreis für jeweils einen von einem 
Neugesellschafter gezeichneten Anteil.

Folgende Rechtsgeschäfte und Hand-
lungen bedürfen ferner der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung:

• Der Erwerb, die Veräußerung und 
die Belastung von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten 
bzw., sofern vorhanden, von Betei-
ligungen an anderen Unternehmen/
Objektgesellschaften sowie der 
Abschluss von Verträgen, die eine 
Beteiligung Dritter an den Ergeb-
nissen der Investmentgesellschaft 
zum Gegenstand haben, jedoch mit 
Ausnahme der Belastung gemäß § 13 
Absatz 8 lit. e) des Gesellschaftsver-
trages der Investmentgesellschaft; 

• die Gewährung von Darlehen, die 
Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien oder ähnlichen Haftungs-

erklärungen von mehr als insgesamt 
1.000.000 Euro;

• die Eingehung von Wechselverbind-
lichkeiten;

• die Erteilung von Prokuren und 
Generalvollmachten, der Abschluss 
von Dienstverträgen mit leitenden 
Mitarbeitern, die Gewährung von 
Einzelvollmachten über den Rah-
men des gewöhnlichen Geschäfts-
betriebes hinaus sowie Pensionszu-
sagen; die Erteilung einer General-
vollmacht an die geschäftsführende 
Kommanditistin und die Kapitalver-
waltungsgesellschaft ist hingegen 
ohne Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung durch die Komple-
mentärin möglich;

• Geschäfte aller Art mit sich selbst 
sowie mit Mitgesellschaftern, ausge-
nommen der Abschluss von Verträ-
gen gemäß § 13 Absatz 8 des Gesell-
schaftsvertrages;

• der Verkauf oder die Übertragung 
des gesamten oder eines wesent-
lichen Teils des Gesellschaftsver-
mögens oder die Einräumung eines 
Rechtes daran;

• Rechtsgeschäfte und Handlun-
gen, die über den gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb hinausgehen und 
für die Investmentgesellschaft von 
besonderer Bedeutung sind.

Das Vorstehende gilt entsprechend für 
Rechtsgeschäfte, soweit sie auf Ebene 
einer etwaigen Objektgesellschaft vor-
genommen werden.

Die Anleger sind zur Zustimmung zu 
einer Maßnahme im Rahmen eines 
Gesellschafterbeschlusses verpflich-
tet, wenn die betreffende Maßnahme 
aus aufsichtsrechtlichen und/oder regu-
latorischen Gründen, insbesondere nach 
Vorgabe des KAGB oder nach Weisung 
der BaFin, erforderlich ist.

Die Beschlussfassung der Altgesell-
schafter vom 9. August 2022 stand 
u. a. teilweise unter der aufschiebenden 
Bedingung, dass die Investmentgesell-
schaft von der BaFin bis spätestens zum 
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31. März 2023 die Genehmigung nach 
§ 316 KAGB erhält, neue Anleger in die 
Investmentgesellschaft aufzunehmen. 
In diesem Zusammenhang wurde die 
geschäftsführende Kommanditistin u. a. 
für den Fall, dass diese Genehmigung 
nicht bis zum 31. März 2023 vorliegen 
sollte, rein vorsorglich ermächtigt – aber 
nicht verpflichtet –, die Immobilie ohne 
weiteren Gesellschafterbeschluss zu 
veräußern. Dieser seinerzeit vorsorglich 
gefasste „Vorratsbeschluss“ bezüglich 
eines etwaigen Verkaufes der Immobilie 
stand nicht unter einer aufschiebenden 
Bedingung und ist zum Zeitpunkt der 
Genehmigung des Verkaufsprospektes 
weiterhin wirksam.

Es findet jährlich, erstmals im Jahr 2023, 
bis zum 31. Dezember mindestens eine 
Gesellschafterversammlung statt. Die 
geschäftsführende Kommanditistin wird 
die ordentliche Gesellschafterversamm-
lung an einem von ihr zu bestimmen-
den Ort am Sitz der Investmentgesell-
schaft einberufen. Sie wird sich mit den 
Treuhandkommanditistinnen abstimmen 
und so sicherstellen, dass die Treugeber 
zeitgleich wie die Direktkommanditis-
ten informiert werden können. Die Ein-
berufung erfolgt gemäß § 150 Absatz 3 
Nr. 1 KAGB unter vollständiger Angabe 
der Beschlussgegenstände in Textform 
mit einer Frist von drei Wochen, maß-
geblich ist das Datum der Absendung. 
Der Tag der Absendung und der Tag der 
Gesellschafterversammlung werden bei 
der Fristberechnung mitgerechnet. Die 
Gesellschafterversammlung wird von 
der geschäftsführenden Kommanditis-
tin oder einem von ihr mit der Vertre-
tung beauftragten und bevollmächtig-
ten Dritten geleitet. Das Protokoll über 
die Ergebnisse der Gesellschafterver-
sammlung wird vom Versammlungsleiter 
unterschrieben und dem Anleger gemäß 
§ 150 Absatz 3 Nr. 2 KAGB in Kopie über-
sandt. Die Gesellschafterversammlung 
ist beschlussfähig, wenn alle Komman-
ditisten ordnungsgemäß geladen sind 
und die geschäftsführende Komman-
ditistin, die Komplementärin sowie die 
Treuhandkommanditistinnen anwesend 

bzw. vertreten sind. Die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft und die Beiratsmit-
glieder dürfen an jeder Gesellschafter-
versammlung teilnehmen oder einen 
Vertreter entsenden.

Soweit nach dem Gesetz und dem 
Gesellschaftsvertrag die Zuständig-
keit der Gesellschafterversammlung 
gegeben ist, können stattdessen auch 
Gesellschafterbeschlüsse im schriftli-
chen Verfahren gefasst werden, sofern 
sämtliche Gesellschafter an diesem 
Abstimmungsverfahren beteiligt wer-
den und nicht Kommanditisten, deren 
Kommanditeinlage allein oder zusam-
men mindestens 10 % des Kommandit-
kapitals entspricht, schriftlich die Ein-
berufung einer ordentlichen Gesell-
schafterversammlung gegenüber der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
verlangen. Im Rahmen des schriftlichen 
Verfahrens bestimmt die geschäfts-
führende Kommanditistin eine Frist 
zur Abgabe der Stimmen, die nicht vor 
Ablauf von drei Wochen nach Absen-
dung der Beschlussfassungsunterla-
gen an die Kommanditisten/Treuge-
ber liegen darf. Der Tag der Absendung 
sowie der Tag des Zuganges der Ein-
berufung werden bei der Fristberech-
nung mitgerechnet. Die Aufforderung 
zur Beschlussfassung hat alle Abstim-
mungspunkte, die Angabe des letzten 
Abstimmungstages und die Adresse und 
Fax-Nr. zur Stimmabgabe aufzuführen. 
Die Beschlussfähigkeit im schriftlichen 
Verfahren ist gegeben, wenn die vor-
stehend beschriebenen Formalien 
gewahrt worden sind. Beschlüsse im 
schriftlichen Verfahren sind mit frist-
gerechtem Eingang der erforderlichen 
Stimmen bei der Investmentgesell-
schaft wirksam gefasst. Für die Wah-
rung der Frist ist der Poststempel bzw. 
der Faxeingang maßgeblich. Die Stim-
men können in Schriftform im Sinne des 
§ 126 BGB oder in Textform im Sinne des 
§ 126 b BGB per einfachem Brief, Fax 
oder E-Mail abgegeben werden. Stim-
men, die per Brief mit einem späteren 
Poststempel oder per E-Mail mit einem 
späteren Versanddatum als dem des 

letzten Abstimmungstages eingehen, 
werden als Stimmenthaltung gewertet. 
Gleiches gilt für Stimmen, die per Tele-
fax erst nach Ablauf des letzten Abstim-
mungstages eingehen. Die Regelungen 
über die Durchführung einer ordentli-
chen Gesellschafterversammlung gel-
ten im Übrigen entsprechend.

Außerordentliche Beschlussfassungen 
in außerordentlichen Gesellschafterver-
sammlungen oder im schriftlichen Ver-
fahren finden auf Antrag der geschäfts-
führenden Kommanditistin, zweier Bei-
ratsmitglieder, der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft, der Komplementärin oder 
einer Treuhandkommanditistin oder auf 
Antrag von Kommanditisten statt, deren 
Pflichteinlage allein oder zusammen 
mindestens 10 % des Kommanditkapi-
tals entspricht. Die geschäftsführende 
Kommanditistin führt die außerordent-
liche Beschlussfassung nach ihrer Wahl 
entweder in einer außerordentlichen 
Gesellschafterversammlung oder im 
schriftlichen Verfahren herbei. Die Frist 
für die Zeit zwischen Einberufung der 
außerordentlichen Gesellschafterver-
sammlung und Aufforderung zur Abgabe 
der Stimmen im schriftlichen Verfah-
ren und der Abhaltung beträgt in die-
sem Fall sieben Tage nach Versand der 
Beschlussfassungsunterlagen. § 19 
Absatz 4 des Gesellschaftsvertrages 
gilt ansonsten entsprechend.

Der Gesellschafter kann sich durch 
einen mit schriftlicher Vollmacht ver-
sehenen Verwandten ersten oder zwei-
ten Grades, einen Mitgesellschafter 
oder einen Angehörigen der rechts- 
oder steuerberatenden Berufe vertreten 
lassen. Die Vertretung durch sonstige 
Personen ist zulässig, sofern der Bevoll-
mächtigte oder ein von ihm geführtes 
Unternehmen nicht im Wettbewerb zur 
Investmentgesellschaft oder zu ihren 
Gründungsgesellschaftern oder der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft steht. 
Die geschäftsführende Kommanditistin 
kann der Vertretung durch andere als 
die vorgenannten Personen nach ihrem 
Ermessen widersprechen.
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Den Kommanditisten und Treugebern 
wird das Ergebnis der Beschlussfas-
sung von der Investmentgesellschaft 
in angemessener Frist in Schriftform 
im Sinne des § 126 BGB oder in Text-
form im Sinne des § 126 b BGB per ein-
fachem Brief, Fax oder E-Mail – sofern 
dieses entsprechend den Regelungen 
des KAGB ausreichend ist, in Textform 
– mitgeteilt. Die Unwirksamkeit eines 
Beschlusses kann nur innerhalb einer 
Ausschlussfrist von vier Wochen nach 
Zugang des Protokolls oder des schrift-
lichen Abstimmungsergebnisses durch 
Klage gegen die Investmentgesellschaft 
geltend gemacht werden. Nach Ablauf 
der Frist gilt ein etwaiger Mangel als 
geheilt.

Die Treugeber sind berechtigt, an den 
Gesellschafterversammlungen und den 
schriftlichen Beschlussfassungen teil-
zunehmen; sie sind von den Treuhand-
kommanditistinnen bevollmächtigt, 
Stimmrechte sowie sonstige Mitglied-
schaftsrechte bei der Investmentgesell-
schaft insoweit selbst auszuüben, wie 
ihre treuhänderisch gehaltenen Teilein-
lagen berührt sind.

Soweit Treugeber durch eine Treu-
handkommanditistin vertreten wer-
den, ist diese Treuhandkommandi-
tistin berechtigt und verpflichtet, die 
anteilig für den jeweiligen Treugeber 
auf ihren Kommanditanteil entfallen-
den Stimmrechte in Abhängigkeit von 
den ihr von den Treugebern erteilten 
Weisungen unterschiedlich auszuüben 
(gespaltenes Stimmrecht). Liegen keine 
Weisungen der Treugeber an eine Treu-
handkommanditistin zur Ausübung ihrer 
Stimmrechte vor, wird sich die betrof-
fene Treuhandkommanditistin insoweit 
der Stimme enthalten. Soweit die Treu-
geber Stimmrechte und sonstige mit-
gliedschaftliche Rechte aufgrund der 
vorstehenden Bevollmächtigung selbst 
ausüben, übt die jeweilige Treuhand-
kommanditistin diese Rechte nicht aus.

cc)  Recht auf Auskunft

Den Kommanditisten und den Treuge-
bern stehen die Kontrollrechte gemäß 
§ 166 HGB zu. Sie sind berechtigt, auf 
eigene Kosten selbst oder durch einen 
von Berufs wegen zur Verschwiegen-
heit verpflichteten Bevollmächtigten die 
Bücher und Papiere der Investmentge-
sellschaft am Sitz der Investmentgesell-
schaft einzusehen, um die Richtigkeit 
des Jahresabschlusses zu überprüfen. 
Die Herausgabe, Mitnahme oder die 
Erstellung von Fotokopien, Aufzeichnun-
gen oder Abschriften von einzelnen Vor-
gängen und Unterlagen ist von diesem 
Einsichtsrecht nicht umfasst. Die Aus-
übung der Informationsrechte darf nur 
nach Vorankündigung mit angemesse-
ner Frist erfolgen und den ordentlichen 
Betrieb der Investmentgesellschaft und 
der Vertragspartner nicht beeinträchti-
gen. Die Kommanditisten und Treugeber 
sind verpflichtet, die Informationen, die 
ihnen im Rahmen des Einsichtsrechts 
und der laufenden Information durch die 
Investmentgesellschaft oder in deren 
Auftrag zugehen, vertraulich zu behan-
deln und nicht gegenüber dritten Per-
sonen offenzulegen.

dd)  Rückgabe der Anteile an der  
Investmentgesellschaft

Es bestehen keine regelmäßigen Rück-
gaberechte der Anleger, da kein ordent-
liches Kündigungsrecht besteht. Es wer-
den daher weder Maßnahmen ergriffen, 
um die Rücknahme der Anteile vorzu-
nehmen, noch werden Rücknahmeprei-
se regelmäßig berechnet und veröffent-
licht (siehe zum Liquiditätsmanagement 
auch Kapitel K., Abschnitt „III. Liquidi-
tätsmanagement“).

ee)  Beendigung der Beteiligung  
an der Investmentgesellschaft 
und Rückgabeabschlag

Die ordentliche Kündigung der Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
durch einen Anleger oder durch die Treu-
handkommanditistin für einen Anleger 

ist ausgeschlossen. Ein Rückgabeab-
schlag wird insoweit nicht erhoben.

Ein Kommanditist scheidet automatisch 
unter Fortsetzung der Investmentgesell-
schaft zwischen den übrigen Gesell-
schaftern aus der Investmentgesell-
schaft aus, wenn

• über sein Vermögen das Insolvenz-
verfahren eröffnet wird;

• sein Anteil infolge Pfändung von 
einem Dritten gekündigt wird, und 
zwar mit Ablauf des Geschäftsjah-
res, in dem die Kündigung erfolgte;

• er gemäß § 8 Absatz 4 des Gesell-
schaftsvertrages wegen Nichtzah-
lung der Einlage aus der Investment-
gesellschaft ausgeschlossen wird, 
und zwar mit Ablauf des Tages, zu 
dem die Ausschließung beschlos-
sen wurde;

• er gemäß § 5 Absatz 3 des Gesell-
schaftsvertrages wegen Nichter-
füllung seiner Pflichten nach dem 
GwG aus der Investmentgesellschaft 
ausgeschlossen wird, und zwar mit 
Ablauf des Tages, zu dem die Aus-
schließung beschlossen wurde.

Ein Gesellschafter kann neben den Fäl-
len von § 8 Absatz 4 und § 5 Absatz 3 
des Gesellschaftsvertrages auch dann 
aus der Investmentgesellschaft ausge-
schlossen werden, wenn

• die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über sein Vermögen mangels 
Masse rechtskräftig abgelehnt wor-
den ist;

• seine Beteiligung an der Investment-
gesellschaft gepfändet und die Pfän-
dung nicht innerhalb eines Monats 
ab Wirksamwerden der Pfändung 
wieder aufgehoben worden ist.

Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist ermächtigt, einen Gesellschaf-
ter, durch dessen Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft der planmä-
ßige Geschäftsbetrieb der Investment-
gesellschaft gefährdet werden kann, 
sowie einen Gesellschafter nach § 4 

H. Rechtliche Grundlagen
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Absatz 5 des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft durch eine 
Erklärung in Schriftform im Sinne des 
§ 126 BGB oder in Textform im Sinne des 
§ 126 b BGB per einfachem Brief, Fax 
oder E-Mail aus der Investmentgesell-
schaft auszuschließen. Der Ausschluss 
ist auch zulässig, soweit ein Neugesell-
schafter die Voraussetzungen des § 262 
Absatz 2 Nr. 2 KAGB nicht erfüllt. Der 
ausscheidende Gesellschafter trägt 
die im Zusammenhang mit seinem Aus-
scheiden entstehenden Kosten.

Mit Ausnahme des Ausschlusses gemäß 
§ 8 Absatz 4 oder § 5 Absatz 3 sowie 
§ 23 Absatz 3 des Gesellschaftsver-
trages erfolgt der Ausschluss durch 
Beschluss der Gesellschafter, wobei 
der betroffene Gesellschafter nicht 
stimmberechtigt ist. Der Ausschluss 
wird mit Zustellung des Beschlusses 
beim betroffenen Gesellschafter wirk-
sam – wobei § 28 Absatz 5 des Gesell-
schaftsvertrages Anwendung findet 
–, und zwar auch, wenn eine etwa zu 
zahlende Abfindung noch nicht gezahlt 
und/oder über sie noch keine Einigung 
erzielt wurde.

Für alle Fälle ihres Ausscheidens aus 
der Investmentgesellschaft gibt die 
Komplementärin schon jetzt ihre Ein-
willigung zur Fortführung der Firma. 
Scheidet die Komplementärin gemäß 
§ 23 Absatz 4 des Gesellschaftsvertra-
ges oder aus anderen Gründen aus der 
Investmentgesellschaft aus, so bestel-
len die Gesellschafter unverzüglich die 
von der ausscheidenden Komplemen-
tärin beigebrachte juristische Person 
als neue Komplementärin, mit der die 
Investmentgesellschaft fortgesetzt 
wird. Ein Gesellschafterbeschluss ist 
hierfür nicht erforderlich.

Scheidet eine Treuhandkommanditis-
tin gemäß § 24 Absatz 1 oder Absatz 2 
des Gesellschaftsvertrages aus der 
Investmentgesellschaft aus, so wer-
den die Treugeber fortan entspre-
chend § 12 Absatz 3 f. des Gesell-
schaftsvertrages unmittelbar an der 

Investmentgesellschaft als Komman-
ditisten beteiligt sein, sofern sie nicht 
eine neue Treuhandkommanditistin 
bestimmen.

Bei vorzeitigem Ausscheiden aus der 
Investmentgesellschaft kann die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft von dem 
Anleger Erstattung von notwendigen 
Auslagen in nachgewiesener Höhe, 
jedoch nicht mehr als 25 % des Anteils-
wertes, verlangen. 

Durch das Ausscheiden eines Anlegers 
wird die Investmentgesellschaft nicht 
aufgelöst, sondern von den verbleiben-
den Gesellschaftern unter der bisheri-
gen Firma fortgeführt.

ff)  Recht auf Auseinandersetzungs-
guthaben beim Ausscheiden aus 
der Investmentgesellschaft

Ausscheidenden Kommanditisten steht 
ein Auseinandersetzungsguthaben als 
Abfindung zu. Die Höhe des Abfindungs-
anspruches bemisst sich nach dem Ver-
kehrswert des jeweiligen Kommanditan-
teils (Summe der Kapitalkonten I bis VI 
mit Ausnahme des Kapitalkontos IV). Am 
Ergebnis der schwebenden Geschäfte, 
soweit sie nicht passivierungspflichtig 
sind, und an einem etwaigen Firmenwert 
nehmen ausscheidende Kommanditisten 
nicht teil. Endet ein Gesellschaftsver-
hältnis nicht zum Ende eines Geschäfts-
jahres, so wird bei der Berechnung des 
Abfindungsguthabens das Ergebnis 
des laufenden Geschäftsjahres nicht 
berücksichtigt.

Scheidet ein Kommanditist aus Grün-
den aus, die in § 24 Absatz 1 lit. a), lit. b) 
oder d) oder § 24 Absatz 2 des Gesell-
schaftsvertrages niedergelegt sind, 
beschränkt sich sein Auseinander-
setzungsanspruch auf den Buchwert 
des Kommanditanteils, das heißt auf 
die Summe der Kapitalkonten I bis III 
und VI zum 31. Dezember des vor dem 
Ausscheidenstermin liegenden Jahres. 
Scheidet er am 31. Dezember aus, so 
ist die Summe der Kapitalkonten I bis III 

und VI zum 31. Dezember des Jahres sei-
nes Ausscheidens maßgeblich. Sollte 
der Verkehrswert des Kommanditan-
teils unter dem Buchwert liegen, so 
beschränkt sich der Auseinanderset-
zungsanspruch auf den Verkehrswert.

Die Höhe des Abfindungsanspruches 
wird in den vorgenannten Fällen von 
dem für das betreffende Geschäftsjahr 
ordentlich bestellten Abschlussprüfer 
der Investmentgesellschaft als Schieds-
gutachter verbindlich festgestellt.

Die Kosten der Auseinandersetzung, 
insbesondere der Ermittlung des Abfin-
dungsanspruches, trägt der ausschei-
dende Kommanditist.

Das Abfindungsguthaben wird in drei 
gleichen Jahresraten, jeweils zum 
31. Dezember eines Jahres, fällig, erst-
mals in dem auf das Ausscheiden fol-
genden Kalenderjahr; es ist zu zahlen, 
soweit die Liquiditätslage der Invest-
mentgesellschaft dies unter Berücksich-
tigung der Auszahlung an Gesellschafter 
und der Bildung einer angemessenen 
Liquiditätsreserve zur Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung erlaubt. Die Investmentge-
sellschaft ist jedoch berechtigt, das 
Abfindungsguthaben vorzeitig auszu-
zahlen. Insbesondere ist geplant, den 
zum Ablauf des 31. August 2022 kündi-
genden Altgesellschaftern ihr gesam-
tes Abfindungsguthaben spätestens in 
einer Rate zum 31. Dezember 2023 aus-
zuzahlen. Die Frist verlängert sich um 
bis zu ein Jahr, sofern und soweit die 
geschäftsführende Kommanditistin die 
Platzierungsphase gemäß § 6 Absatz 2 
des Gesellschaftsvertrages um bis zu 
ein Jahr bis zum 31. Dezember 2024 ver-
längert. Ein fälliger Anspruch ist mit 1 
Prozentpunkt p. a. über dem jeweiligen 
Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu verzinsen; 
vorzeitig ausgezahlte Beträge sind mit 
diesem Zins satz abzuzinsen. Vorste-
hende Regelungen zur Abzinsung gelten 
nicht für die Abfindungsguthaben der mit 
Ablauf des 31. August 2022 kündigenden 
Altgesellschafter. Der ausscheidende 
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Kommanditist kann von der Investment-
gesellschaft keine Sicherheit für seinen 
Abfindungsanspruch verlangen.

In Fällen der nicht erfüllten Einzah-
lungsverpflichtung nach § 8 Absatz 4 
in Verbindung mit § 24 Absatz 1 lit. c) 
des Gesellschaftsvertrages erhält der 
ausscheidende Kommanditist entgegen 
den vorstehenden Regelungen eine 
Abfindung, die der Höhe der von ihm 
eingezahlten Pflichteinlage abzgl. eines 
eventuellen Auslagenerstattungsan-
spruches gemäß § 8 Absatz 5 des 
Gesellschaftsvertrages entspricht.

Ist das Auseinandersetzungsguthaben 
bei Auflösung der Investmentgesell-
schaft oder im Zeitpunkt, in dem die 
Auflösung der Investmentgesellschaft 
durch die Gesellschafter gemäß § 27 
des Gesellschaftsvertrages beschlos-
sen wird, noch nicht oder nicht vollstän-
dig an den ausgeschiedenen Komman-
ditisten ausgezahlt worden, so wandelt 
sich der Abfindungsanspruch des aus-
geschiedenen Kommanditisten auf den 
noch nicht ausgezahlten Teil seines Aus-
einandersetzungsguthabens in einen 
Anspruch auf Teilnahme am Liquidations-
erlös entsprechend § 27 Absatz 3 des 
Gesellschaftsvertrages um. Der aus-
geschiedene Kommanditist wird dann 
so behandelt, als sei er nicht aus der 
Investmentgesellschaft ausgeschie-
den, muss sich aber den vor der Auf-
lösung oder dem Auflösungsbeschluss 
erhaltenen Anteil seines Auseinander-
setzungsguthabens auf seinen anteili-
gen Anspruch auf den Liquidationserlös 
anrechnen lassen. Ergibt sich dabei, dass 
der vor der Auflösung oder dem Auflö-
sungsbeschluss ausgezahlte Anteil sei-
nes Auseinandersetzungsguthabens den 
Betrag übersteigt, der ihm nun anteilig 
am Liquidationserlös zustehen würde, 
so muss er der Investmentgesellschaft 
bzw. der Liquidationsmasse den Mehr-
betrag zurückerstatten.

Die Komplementärin ist bei ihrem Aus-
scheiden von ihrer Haftung gemäß 
§§ 128, 160, 161 HGB freizustellen. 

Ein Anspruch auf Sicherheitsleistung 
besteht jedoch nicht.

gg)  Beteiligung am Liquidationserlös

Nach Ablauf der Grundlaufzeit der 
Investmentgesellschaft und etwaiger 
Verlängerungen der Grundlaufzeit wird 
die Investmentgesellschaft durch die 
geschäftsführende Kommanditistin 
als Liquidatorin liquidiert. Die Invest-
mentgesellschaft kann auch vor Ablauf 
der Grundlaufzeit der Investmentge-
sellschaft mit einer Mehrheit von 75 % 
der abgegebenen Stimmen der Gesell-
schafter sowie der Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
beendet und liquidiert werden.

Im Rahmen der Liquidation der Invest-
mentgesellschaft werden die laufen-
den Geschäfte beendet, etwaige noch 
offene Forderungen der Investment-
gesellschaft werden eingezogen, das 
übrige Vermögen wird in Geld umge-
setzt und etwaige verbliebene Verbind-
lichkeiten der Investmentgesellschaft 
werden beglichen. Ein nach Abschluss 
der Liquidation verbleibendes Vermö-
gen der Investmentgesellschaft wird 
nach den Regeln der Gewinnzuweisung 
in der Investmentgesellschaft und den 
anwendbaren handelsrechtlichen Vor-
schriften verteilt.

Der Liquidationserlös wird wie folgt 
verteilt:

• Zunächst werden die Verbindlich-
keiten der Investmentgesellschaft 
gegenüber Dritten (einschließlich 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft) 
reguliert;

• danach erhalten die Komplementärin, 
die geschäftsführende Kommandi-
tistin und die Treuhandkommandi-
tistinnen ihre Vergütungen sowie 
ggf. ihre Auslagenerstattungen; 
ggf. ist sodann eine angemessene 
Liquiditätsreserve, die zur Befriedi-
gung von Kosten und Ansprüchen 
bis zur Vollbeendigung der Invest-
mentgesellschaft dient, zu bilden. 

Anschließend werden etwaig noch 
bestehende Sonderentnahmerechte 
nach § 17 Absatz 8 des Gesellschafts-
vertrages der Altgesellschafter, die 
nicht zum Ablauf des 31. August 2022 
gekündigt haben, erfüllt. Ein danach 
verbleibender Erlös wird an die Kom-
manditisten nach Maßgabe von § 17 
Absatz 2 des Gesellschaftsvertrages 
ausgekehrt.

Die Gesellschafter haften nach Been-
digung der Liquidation gemäß § 161 
Absatz 4 KAGB nicht für die Verbind-
lichkeiten der Investmentgesellschaft.

hh)  Ausschluss der  
Nachschusspflicht

Eine Erhöhung der Kommanditeinlage 
eines Direktkommanditisten kann nur mit 
seiner Zustimmung beschlossen wer-
den. Die Anleger übernehmen weder 
gegenüber anderen Anlegern noch 
gegenüber Dritten irgendwelche Zah-
lungsverpflichtungen oder Nachschuss-
pflichten, die über die Verpflichtung zur 
Leistung des Ausgabepreises (Beteili-
gungsbetrag zzgl. Ausgabeaufschlag) 
hinausgehen (vgl. § 152 Absatz 3 KAGB). 
Dieser Ausschluss einer Nachschuss-
pflicht lässt die Haftung der Anleger 
gegenüber Gesellschaftsgläubigern 
gemäß §§ 171 ff. HGB unberührt. Die 
Anleger sind gemäß § 152 Absatz 3 KAGB 
nicht verpflichtet, entstandene Verluste 
auszugleichen. Ab dem Zeitpunkt seines 
Ausscheidens haftet der ausgeschie-
dene Anleger gemäß § 152 Absatz 6 
KAGB nicht für Verbindlichkeiten der 
Investmentgesellschaft. Entsprechen-
des gilt für die über die Treuhandkom-
manditistin beteiligten Treugeber.

ii)  Pflicht zur Einlageleistung

Die Anleger sind zur Leistung des Aus-
gabepreises (Zeichnungsbetrag zzgl. 
Ausgabeaufschlag) verpflichtet (vgl. 
hierzu Kapitel H., Abschnitt I., Ziffer 5. 
lit. „d) Hauptmerkmale der Anteile“).

H. Rechtliche Grundlagen
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e)  Rechtsverhältnis/
Rechtsstreitigkeiten

Das Rechtsverhältnis zwischen den 
Anlegern und der Investmentgesell-
schaft richtet sich nach dem Gesell-
schaftsvertrag, dem Treuhand- und 
Verwaltungsvertrag II (für Neugesell-
schafter mit der PVT Trust GmbH) und 
den Anlagebedingungen, welche als 
Anlagen (vgl. Kapitel N., Kapitel O. 
und Kapitel P.) dem Verkaufsprospekt 
beigefügt sind. Der Gesellschafts-
vertrag unterliegt deutschem Recht. 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist – 
soweit gesetzlich zulässig – der Sitz 
der Investmentgesellschaft. Es ist im 
Gesellschaftsvertrag keine außerge-
richtliche Streitschlichtung vereinbart. 
Zur Durchsetzung ihrer Rechte können 
Anleger den Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten beschreiten.

Nach Maßgabe von § 342 KAGB können 
Anleger jederzeit wegen behaupteter 
Verstöße gegen das KAGB Beschwerde 
bei der BaFin einlegen. Beschwerden 
sind in Textform bei der BaFin einzule-
gen und sollen den Sachverhalt sowie 
den Beschwerdegrund angeben.

Zur außergerichtlichen Beilegung von 
verbraucherrechtlichen Streitigkei-
ten nach dem KAGB hat die BaFin eine 
Schlichtungsstelle eingerichtet. Sofern 
ein Anleger Verbraucher im Sinne von 
§ 13 BGB ist, kann er sich bei Strei-
tigkeiten mit einem Unternehmen im 
Zusammenhang mit dem KAGB an 
diese Schlichtungsstelle wenden. Die 
Adresse der BaFin-Schlichtungsstelle 
lautet: Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht, Schlichtungsstelle, 
Referat ZRC 3, Graurheindorfer Straße 
108, 53117 Bonn, Telefon: +49 228 
4108-0, Telefax: +49 228 4108-62299, 
E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de. 
Das Verfahren vor der Schlichtungs-
stelle ist für den Verbraucher kosten-
frei. Weitere Einzelheiten können nach-
folgender Internetadresse entnommen 
werden: www.bafin.de/DE/Verbrau-
cher/BeschwerdenStreitschlichtung/

StreitschlichtungBaFin/Streitschlich-
tungBaFin_node.html

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der 
Vorschriften das BGB betreffend Fern-
absatzverträge über Finanzdienstleis-
tungen können Verbraucher im Sinne 
des § 13 BGB unbeschadet ihres Rechts, 
die Gerichte anzurufen, die bei der Deut-
schen Bundesbank – Schlichtungsstelle 
–, Postfach 10 06 02, 60006 Frankfurt 
am Main, Telefon: +49 69 9566-3232, 
Telefax: +49 69 709090-9901, E-Mail: 
schlichtung@bundesbank.de, Inter-
net: www.bundesbank.de/de/ser-
vice/schlichtungsstelle eingerichtete 
Schlichtungsstelle anrufen.

Die Beschwerden an die Schlichtungs-
stellen sind jeweils unter kurzer Schil-
derung des Sachverhalts und unter 
Beifügung der zum Verständnis der 
Beschwerde erforderlichen Unterla-
gen in Textform (zum Beispiel Schrei-
ben, E-Mail, Fax) zu erheben. Der Anle-
ger (Beschwerdeführer) hat jeweils 
insbesondere zu versichern, dass er 
in der Streitigkeit noch kein Gericht, 
keine Streitschlichtungsstelle und 
keine Gütestelle, die Streitbeilegung 
betreibt, angerufen und auch noch kei-
nen außergerichtlichen Vergleich mit 
dem Beschwerdegegner abgeschlos-
sen hat. Im Übrigen gilt die jeweilige 
Schlichtungsstellen-Verfahrensord-
nung, die unter den jeweils genann-
ten Adressen erhältlich oder auf der 
jeweils angegebenen Internetseite 
online abrufbar ist.

Anleger, die ihre Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft im Rahmen 
eines Onlinevertrages im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 524/2013 begrün-
det haben, können zur außergerichtli-
chen Streitbeilegung auch die von der 
Europäischen Kommission eingerich-
tete Plattform für die außergerichtliche 
Online-Streitbeilegung (OS-Plattform) 
nutzen. Diese Plattform kann unter 
www.ec.europa.eu/consumers/odr auf-
gerufen werden. Als E-Mail-Adresse der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft kann 

hierbei info@paribus-kvg.de angege-
ben werden.

Die Vollstreckung von Urteilen richtet 
sich nach der Zivilprozessordnung, ggf. 
nach dem Gesetz über die Zwangsver-
steigerung und die Zwangsverwaltung 
bzw. der Insolvenzverordnung. Da die 
Investmentgesellschaft inländischem 
Recht unterliegt, bedarf es keiner 
Anerkennung inländischer Urteile vor 
deren Vollstreckung.

f)  Beirat

Zur Beratung der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft ist die Gesellschafterver-
sammlung mit relativer Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen berechtigt, 
einen Beirat zu bilden. Dieser besteht 
aus drei Mitgliedern, von denen zwei 
durch die Gesellschafter mit relativer 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gewählt werden bzw. wurden und eines 
durch die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft bestellt wird bzw. wurde. Nähere 
Einzelheiten sind in § 18 des Gesell-
schaftsvertrages der Investmentge-
sellschaft geregelt (siehe Kapitel O.)

6.  Übertragung und Handelbarkeit 
von Anteilen

a)  Übertragung von Anteilen 

Die Übertragung von Kommanditantei-
len im Wege der Sonderrechtsnachfolge 
ist nur mit schriftlicher Zustimmung 
der geschäftsführenden Kommandi-
tistin möglich und der Eintragung des 
neu eintretenden Kommanditisten in 
das Handelsregister. Sie ist nur zum 
Ende oder Anfang eines Kalendermo-
nats zulässig. Die geschäftsführende 
Kommanditistin kann hinsichtlich des 
Übertragungszeitpunktes in begründe-
ten Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 
Die Zustimmung zur Verfügung darf nur 
aus wichtigem Grund versagt werden. 
Ein wichtiger Grund ist beispielsweise 
gegeben, wenn im Falle der Abtretung 
eines Kommanditanteils der Erwerber 
der jeweils für einen veräußernden 
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Anleger zuständigen Treuhandkomman-
ditistin nicht auf eigene Kosten vorab 
eine Handelsregistervollmacht gemäß 
§ 9 erteilt. Ein wichtiger Grund liegt auch 
vor, wenn durch die Verfügung Grund-
erwerbsteuer – auch auf Ebene einer 
Treuhandkommanditistin – ausgelöst 
werden würde.

Sofern ein Gesellschafter (nachfolgend 
„übertragungswilliger Gesellschafter“ 
genannt) einen Vertrag über die (ganze 
oder teilweise) Veräußerung seiner 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft schließt (nachfolgend „Übertra-
gungsvertrag“ genannt), steht einer von 
der geschäftsführenden Kommanditistin 
benannten Gesellschaft der Paribus-
Gruppe (nachfolgend „Vorkaufsberech-
tigte“ genannt) ein Vorkaufsrecht zu. 
Der übertragungswillige Gesellschafter 
ist verpflichtet, der geschäftsführen-
den Kommanditistin den Übertragungs-
vertrag zu übersenden (nachfolgend 
„Übertragungsmitteilung“ genannt). 
Die Vorkaufsberechtigte wird dem über-
tragungswilligen Gesellschafter inner-
halb von vier Wochen nach Zugang der 
Übertragungsmitteilung in Schriftform 
im Sinne des § 126 BGB oder in Textform 
im Sinne des § 126 b BGB per einfachem 
Brief, Fax oder E-Mail mitteilen, ob sie 
ihr Vorkaufsrecht ausübt oder darauf 
verzichtet. Übt die Vorkaufsberech-
tigte das Vorkaufsrecht fristgemäß aus, 
kommt zwischen ihr und dem übertra-
gungswilligen Gesellschafter ein Kauf-
vertrag gemäß den Bedingungen des 
Übertragungsvertrages zustande. Eine 
nicht fristgerechte Ausübung des Vor-
kaufsrechtes gilt als Verzicht auf das 
Vorkaufsrecht. Die Übertragung der 
Beteiligung auf die Vorkaufsberech-
tigte bedarf nicht der Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin. 
Scheidet ein Kommanditist durch Tod 
aus, so wird die Investmentgesellschaft 
mit seinem Erben oder Vermächtnisneh-
mer als Kommanditist fortgesetzt, sofern 
bei den neuen Gesellschaftern kein Aus-
schlussgrund nach Maßgabe des Gesell-
schaftsvertrages der Investmentgesell-
schaft vorliegt. Das Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 des 
Gesellschaftsvertrages der Investment-
gesellschaft gilt gemäß § 262 Absatz 2 
Satz 2 KAGB nicht als Ausschlussgrund.

b)  Handelbarkeit von Anteilen 

Die freie Handelbarkeit der Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft ist wie 
folgt eingeschränkt:

Die Übertragung der Anteile ist zunächst 
von der Zustimmung der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin bzw. bei Treu-
gebern von der Zustimmung der Treu-
handkommanditistin abhängig. Die 
freie Handelbarkeit der Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft ist zudem 
dadurch eingeschränkt, dass ein Vor-
kaufsrecht durch Unternehmen der 
Paribus-Gruppe gemäß § 21 Absatz 5 
des Gesellschaftsvertrages besteht. 
Die freie Handelbarkeit der Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft ist fer-
ner dadurch eingeschränkt, dass zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes kein geregelter Markt für 
Beteiligungen an Investmentvermögen 
besteht. Die damit zusammenhängenden 
Risiken sind in Kapitel E., Abschnitt „I. 
Beschränkte Handelbarkeit (Fungibili-
tät)“ dargestellt. 

c)  Volatilität

Da die Investmentgesellschaft nur in 
einen Vermögensgegenstand inves-
tiert, können die Anteile der Invest-
mentgesellschaft eine erhöhte Volati-
lität aufweisen.

d)  Wertpapierindex

Die Anteile an der Investmentgesell-
schaft werden zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes 
in keinem Wertpapierindex abgebil-
det. Die Anteile an der Investmentge-
sellschaft werden zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes 
weder an Börsen noch an sonstigen 
organisierten Märkten gehandelt oder 
in diese einbezogen.

e) Prime Broker 

Die Dienstleistungen eines Prime Bro-
kers für die Vermittlung der Anteile an 
der Investmentgesellschaft werden 
nicht in Anspruch genommen. 

7.  Angabe zur bisherigen  
Wertentwicklung der  
Investmentgesellschaft

Die bisherige Wertentwicklung der 
Investmentgesellschaft auf der Basis 
der Entwicklung eines Nettoinventar-
wertes kann zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes nicht 
angegeben werden. Nettoinventar-
werte wurden in der Vergangenheit nicht 
ermittelt. Für die Zwecke der Prognose-
rechnung wurde lediglich ein vorläufi-
ger Wert zum 31. August 2022 für die in 
den Anwendungsbereich des KAGB zu 
überführende Investmentgesellschaft 
errechnet. Mit Überführung der Invest-
mentgesellschaft in den Anwendungs-
bereich des KAGB wird zukünftig regel-
mäßig der Nettoinventarwert für jede 
Anteilsklasse ermittelt und veröffent-
licht werden, erstmals zum Stichtag 
31. Dezember 2022.

II.  Objektgesellschaft

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Ver-
kaufsprospektes hält die Investment-
gesellschaft die Immobilie unmittelbar 
selber und es ist nicht konkret geplant, 
die Immobilie mittelbar über eine Objekt-
gesellschaft zu halten, auch wenn dies 
für die Zukunft nicht ausgeschlossen 
werden kann. Zum Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes können 
daher keine Angaben über eine etwaige 
Objektgesellschaft gemacht werden.

H. Rechtliche Grundlagen
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III.  Kaufvertrag Immobilie, 
Miet vertrag

1.  Kaufvertrag Immobilie 

Die Investmentgesellschaft hat mit 
Notarurkunde (UR-Nr. 2951/2010 K des 
Notars Dr. Ralf Katschinski, Hamburg) 
vom 18. Oktober 2010 (einschließlich 
der Bezugsurkunde vom 15./18. Okto-
ber 2010 (UR-Nr. 2935/2010) – nachfol-
gend zusammenfassend „Kaufvertrag“) 
einen Kaufvertrag über eine Teilfläche 
des Grundstücks mit der postalischen 
Anschrift Taunusstraße 31, 33, 37 in 
München, bei Ankauf eingetragen im 
Grundbuch des Amtsgerichts München, 
Band 139, Blatt 4509, Flurstück 249/5, 
abgeschlossen und durch Nachtrag Nr. 1 
vom 2. Februar 2011 (UR-Nr. 333/2011 K 
des Notars Dr. Ralf Katschinski, Ham-
burg), Nachtrag Nr. 2 vom 15. März 2011 
(UR-Nr. 841/2011 K des Notars Dr. Ralf 
Katschinski, Hamburg) und Nachtrag 
Nr. 3 vom 16. Juni 2011 (UR-Nr. 1889/2011 
K des Notars Dr. Ralf Katschinski, Ham-
burg) ergänzt (gemeinsam nachfolgend 
„Kaufvertrag“ genannt).

Verkäuferin war die „Munich 8 Property 
Fund GmbH“ (nachfolgend „Verkäufe-
rin“).

Die Verkäuferin war im Grundbuch des 
Amtsgerichtes München, Grundbuch 
der Stadt München für Milbertshofen, 
Band 139, Blatt 4509, als Eigentümerin 
des vorgenannten Grundstücks Tau-
nusstraße 31, 33, 37 in 80807 München 
mit einer Gesamtgröße von 7.512 m² im 
Grundbuch eingetragen. Das Grundstück 
wurde geteilt in einen der Taunusstraße 
zugewandten Grundstücksteil („Vorder-
grundstück“) und einen der Taunus-
straße abgewandten Grundstücksteil 
(„Hintergrundstück“). Die Investment-
gesellschaft erwarb nach der Teilung das 
Vordergrundstück (nachfolgend auch das 
„Grundstück“ genannt). Das Grundstück 
mit einer endgültigen Größe von 4.717 m² 
wurde am 22. Dezember 2010 von Blatt 
4509 auf Blatt 24484 des Grundbuchs 
von Milbertshofen als Flurstück 249/5 

übertragen. Das Grundstück enthielt zum 
Zeitpunkt des Kaufvertragsschlusses 
keine Belastungen in Abteilung II. Die 
Investmentgesellschaft übernahm im 
Rahmen des Kaufvertrages die nach dem 
Kaufvertrag noch zu bestellenden Grund-
dienstbarkeiten und beschränkt persön-
lichen Dienstbarkeiten zugunsten des 
Hintergrundstücks sowie die Rechte und 
Pflichten aus der Nachbarschaftsverein-
barung mit der München-Blitz Portfolio 
GmbH vom 11./14. Dezember 2009. In 
Abteilung II sind nunmehr folgende Belas-
tungen zulasten des Grundstücks ein-
getragen: eine beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit zugunsten der Stadtwerke 
München GmbH (Stromversorgungsan-
lagen-, Steuer- und Telekommunika-
tionsleitungsrecht), acht beschränkte 
persönliche Dienstbarkeiten zugunsten 
der Landeshauptstadt München (insbe-
sondere Abstandsflächenbebauungs-
beschränkung, Geh- und Fahrtrechte, 
Versorgungsleitungsrechte) und neun 
Grunddienstbarkeiten zugunsten der 
Eigentümerin der Grundstücke, eingetra-
gen in den Blättern 25293 bis 25488 (ins-
besondere Fernwärmeleitungs-, Abwas-
serleitungs-, Versorgungsleitungsrechte, 
Unterbaurecht, Saugbrunnen- und Lei-
tungsrecht). Zur Sicherung aller gegen-
wärtigen und künftigen Ansprüche der 
fremdfinanzierenden Bank (vgl. hierzu 
im Einzelnen unter dem nachfolgenden 
Abschnitt „IV.2 Bestehende Fremdfinan-
zierung der Investmentgesellschaft zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes“) sind in Abteilung III des 
vorbezeichneten Grundbuches (Blatt 
24484) eine Buchgrundschuld in Höhe 
von 10.200.000 Euro samt Vollstreck-
barkeit nach § 800 ZPO sowie eine 
weitere Buchgrundschuld in Höhe von 
2.000.000 Euro jeweils nebst 15 % p. a. 
Zins en zugunsten der fremdfinanzieren-
den Bank eingetragen.

Das Grundstück war zum Zeitpunkt des 
Kaufvertrages noch nicht vollständig 
bebaut. Stattdessen enthielt der Kauf-
vertrag eine Bauverpflichtung zur Errich-
tung bzw. Fertigstellung eines Büroge-
bäudes mit Außenanlagen und Tiefgarage 

(nachfolgend das „Bürogebäude“ 
genannt). Das Bürogebäude wurde 2010 
fertiggestellt (nachfolgend „Immobilie“ 
genannt). Die Immobilie verfügt über 
fünf oberirdische Geschosse mit einer 
Gesamtmietfläche von 7.765 m² sowie 
über ein Untergeschoss als Tiefgarage 
mit insgesamt 90 Stellplätzen und wei-
teren 62 Außenstellplätzen (vgl. hierzu 
bereits im Kapitel G. „Beschreibung der 
Immobilie“, Abschnitt „III. Gebäude“). 

Der Eigentumserwerb des Grundstücks 
erfolgte mit der Eintragung der Invest-
mentgesellschaft in das Grundbuch 
am 1. Juli 2011 als Grundstückseigen-
tümerin. Der Übergang des Besitzes, der 
Miet verträge, der Gefahr, der Nutzungen 
und Lasten sowie der Verkehrssiche-
rungspflicht erfolgte am Übergabetag, 
das heißt dem Tag der Wertstellung des 
Kaufpreises auf dem Konto der Verkäu-
ferin sowie der Konten etwaiger abzu-
lösender Gläubiger. 

Der vorläufige Kaufpreis betrug ohne 
Berücksichtigung der Erwerbsnebenkos-
ten netto 20.288.000 Euro. Der vorläufige 
Kaufpreis wurde weiterhin, nachdem die 
Vermessungsergebnisse aus den Miet-
verträgen vorlagen und von den Miet ern 
im Wege von Nachträgen zum Miet vertrag 
anerkannt wurden, angepasst. Maßgeb-
lich für die Bestimmung des endgültigen 
Kaufpreises war ein Ankaufsfaktor von 
14,71, bezogen auf die zum Übergabe-
zeitpunkt geschuldete Nettojahresmiete 
2011. Der endgültige Kaufpreis betrug 
20.062.640,90 Euro.

Die Gewährleistung der Verkäuferin 
differenziert zwischen dem Kauf des 
Grundstücks und der Herstellung des 
Bürogebäudes: Der Kauf des Grund-
stückes erfolgt grundsätzlich unter 
Ausschluss jeglicher Gewährleistung 
– sofern und soweit nicht etwas ande-
res vereinbart war. Im Hinblick auf die 
Herstellungsverpflichtung des Büroge-
bäudes übernahm die Verkäuferin die 
werkvertragliche Gewährleistung für 
das Bauwerk für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab Abnahme des Bauwerks durch 
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die Verkäuferin gegenüber deren Gene-
ralunternehmer.

Der Kaufvertrag unterliegt deutschem 
Recht. Gerichtsstand ist Frankfurt am 
Main.

2.  Miet vertrag

Die Immobilie, belegen in der Taunus-
straße 31, 33, 37, 80807 München, ist 
zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes bis zum 31. Dezember 
2031 vermietet. 

Mit Miet vertrag vom 18./19. Dezember 
2019 (nachfolgend „Miet vertrag“) ist 
die Immobilie an die Hauptmieterin, die 

AKKA Deutschland GmbH, ehemals AKKA 
Management Services GmbH, vermietet. 

Kernparameter des Miet vertrages mit 
der Mieterin AKKA Deutschland GmbH 
sind:

• Vertragsgegenstand: Gegenstand 
des Miet vertrages sind insgesamt 
rund 7.056,08 m² Büro-, Labor- und 
Werkstattflächen im Erdgeschoss 
sowie in den Obergeschossen 1 bis 
4, rund 709,02 m² Lagerfläche und 
90 Pkw-Stellplätze in der Tiefgarage 
sowie weitere 62 Pkw-Stellplätze im 
Außenbereich. Die Vermietung erfolgt 
zum Zweck der Nutzung als Büro-
gebäude mit Labor-, Werkstatt- und 

Lagerflächen. Im Erdgeschoss wird 
darüber hinaus eine Fläche für eine 
Cafeteria zur ausschließlichen Eigen-
nutzung hergestellt. 

• Vertragslaufzeit: Der Vertrag hat eine 
Festlaufzeit bis zum 31. Dezember 
2031. Nach Ablauf der Festlaufzeit 
endet das Miet verhältnis insgesamt, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf. 

• Miet zins: Die Vermietung erfolgt nicht 
umsatzsteuerfrei. Der von der Miete-
rin vertraglich geschuldete Miet zins 
setzt sich aus den folgenden Miet-
flächen und Miet zinsaufstellungen 
zusammen: 

 

H. Rechtliche Grundlagen

Art
Fläche/
Anzahl

Mietzins 
Flächen

Mietzins  
Stellplätze  
Tiefgarage 

Mietzins  
Stellplätze  

Außenbereich 
Zwischen- 

summe 

m²/Anzahl Euro/m² (mtl.) Euro/Stellplatz (mtl.) Euro/Stellplatz (mtl.) Euro (mtl.)

Büro-, Labor- und Werkstattfläche 7.056,08 20,20 – – 142.532,82

Lagerfläche 709,02 8,42 – – 5.969,95

Stellplätze Tiefgarage 90 – 120,00 – 10.800,00 

Stellplätze Außenbereich 62 – – 100,00 6.200,00

Gesamt1 190.502,76

Gesamt brutto  
(inkl. 19 % Umsatzsteuer)

226.698,29

1 Inkl. Vorauszahlung Nebenkosten in Höhe von 25.000,00 Euro.

Der Miet zins unterliegt der Index-
anpassung nach dem Verbraucher-
preisindex für Deutschland (VPI). 
Der jeweils geschuldete Miet zins 
verändert sich erstmals zum 1. Mai 
2023 und dann jährlich jeweils zum 
1. Mai eines jeden Jahres um den 
Prozentsatz, um welchen sich der 
Preisindex gegenüber dem Stand 
bei Beginn des Miet verhältnisses 
bzw. gegenüber dem Stand bei der 
letzten Miet zinsänderung verändert 

hat. Die Änderung erfolgt automa-
tisch. Der nächste Indexierungs-
zeitpunkt ist gemäß Ziffer 5.5 des 
Miet vertrages vom 18./19. Dezember 
2019 der 1. Mai 2023.

Neben dem Miet zins trägt die Miet-
erin auch sämtliche für den Miet-
gegenstand anfallenden Betriebs- 
und Nebenkosten. Aktuell leistet die 
Mieterin eine monatliche Vorauszah-
lung von 25.000 Euro, einschließlich 

einer Verwaltungskostenpauschale 
in Höhe von 3 % der Jahresnettokalt-
miete. Soweit die Miet erin unmittel-
bar Verträge mit Versorgungs- und 
Dienstleistungsunternehmen ab-
schließt, rechnet sie diese unmit-
telbar mit dem jeweiligen Unterneh-
men ab. 

• Instandhaltung/Instandsetzung: Die 
Vermieterin übernimmt die Instand-
haltung und Instandsetzung von 
„Dach und Fach“ auf eigene Kosten. 
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Die Instandhaltung und Instandset-
zung des Miet gegenstandes im Inne-
ren sowie der technischen Anlagen, 
die ausschließlich von der Mieterin 
genutzt werden, hat die Miet erin 
auf eigene Kosten auszuführen. Die 
Kosten sind jährlich auf maximal 7 % 
der Jahresnettokaltmiete begrenzt, 
sofern die Miet erin für die Schäden 
nicht haftet. Darüber hinaus gehende 
Kosten trägt die Vermieterin. Schön-
heitsreparaturen, Instandhaltungen 
und Instandsetzungen für Gemein-
schaftsflächen und Gemeinschafts-
anlagen/-einrichtungen führt die 
Vermieterin ebenfalls durch, die 
Kosten trägt der jedoch die Miete-
rin, jedoch nur in Höhe von maximal 
7 % der Jahresnettokaltmiete. Die 
Miet erin ist verpflichtet, den Miet-
gegenstand schonend und pfleglich 
zu behandeln. Schäden und Mängel 
an der Miet sache hat die Mieterin der 
Vermieterin anzuzeigen, zu reinigen 
und für entsprechende Lüftung und 
Beheizung zu sorgen. Die Miet erin 
ist darüber hinaus verpflichtet, die 
Schönheitsreparaturen, sofern und 
soweit deren Durchführung erforder-
lich ist, innerhalb der von ihr aus-
schließlich genutzten Miet flächen 
durchzuführen.

• Bauliche Veränderungen: Maß-
nahmen der Vermieterin sind mit 
der Miet erin im Vorfeld abzustim-
men, sofern es sich nicht um Maß-
nahmen handelt, die zur Erhal-
tung des Gebäudes und des Miet-
gegenstandes oder zur Abwendung 
drohender Gefahren notwendig oder 
auch zweckmäßig sind. Die Vermie-
terin hat die Maßnahmen der Miet-
erin anzukündigen und auf deren 
Belange Rücksicht zu nehmen. 
Bauliche Veränderungen durch die 
Miet erin, insbesondere Um- und Ein-
bauten, Installationen aller Art, dür-
fen nur mit vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der Vermieterin vorge-
nommen werden. Die Zustimmung 
darf nur aus wichtigem Grund ver-
weigert werden. Erteilt die Vermie-
terin eine solche Zustimmung, so ist 

die Miet erin für die Einholung aller 
erforderlichen behördlichen Geneh-
migungen verantwortlich. Alle Kos-
ten der baulichen Veränderungen 
(einschließlich etwaiger behördli-
cher Gebühren) sind von der Miet-
erin zu tragen. 

• Die Außenwände des Gebäudes sind 
an die Miet erin nicht mitvermietet. 
Das Anbringen von Schildern, Pla-
katen, Leuchtschriften etc. am/im 
Außenbereich des Gebäudes sowie 
das Anbringen von Antennen außer-
halb der gemieteten Räume bedürfen 
der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung der Vermieterin. 

• Vor dem Aufstellen von Maschinen, 
schweren Gegenständen, ande-
ren Anlagen und Einrichtungen im 
Miet gegenstand hat sich die Miet-
erin über die zulässige Belastungs-
grenze der Stockwerksdecken bei 
der Vermieterin zu erkundigen und 
vor dem Aufstellen deren schriftliche 
Zustimmung einzuholen.

• Untervermietung: Unabhängig vom 
Vertragszweck darf die Miet erin den 
Miet gegenstand mit zuvor erteilter 
schriftlicher Einwilligung der Ver-
mieterin untervermieten. Die Einwilli-
gung darf von der Vermieterin nur aus 
wichtigem Grund versagt werden. Die 
Vermieterin hat ihre Einwilligung zur 
Untervermietung/Gebrauchsüberlas-
sung an mit der Miet erin verbundene 
Unternehmen vorab erteilt. Sie darf 
von der Vermieterin nur aus wichti-
gem Grund versagt werden.

Der Miet vertrag unterliegt deutschem 
Recht. Gerichtsstand ist der Sitz der 
Vermieterin. 

Mit Miet vertrag vom 24. November/ 
18. Dezember 2014 in der Fassung des 
1. Nachtrages vom 14. Mai/15. Juni 2018 
wurde eine Fläche von rund 10 m² der 
Dachfläche zur Aufstellung einer Funk-
station sowie zugehöriger Betriebsan-
lagen an die Vodafone GmbH vermietet. 
Rechtsnachfolgerin der Vodafone GmbH 
und Miet erin ist nunmehr die Vantage 
Towers AG. Die Vodafone GmbH hat im 

Jahr 2020 einen Teil ihrer Infrastruktur 
und die dazugehörigen Liegenschafts-
verträge auf die Vodafone Towers Ger-
many GmbH, eine hundertprozentige 
Tochtergesellschaft der Vodafone 
GmbH, übertragen. Die Ausgliederung 
umfasst auch diesen Miet vertrag. Die 
Vodafone Towers Germany GmbH heißt 
nunmehr Vantage Towers AG.

Kernparameter des Miet vertrages mit 
der Miet erin Vantage Towers AG sind:

• Vertragsgegenstand: Die Miet erin 
ist dazu berechtigt, auf dem Grund-
besitz eine Funkstation zu errichten, 
zu betreiben und zu unterhalten. Das 
schließt den jederzeitigen Zugang 
zur Funkstation ein. 

• Vertragslaufzeit: Der Vertrag hat am 
1. Dezember 2014 begonnen und 
läuft auf unbestimmte Zeit. Beide 
Vertragsparteien können den Ver-
trag mit einer Frist von zwölf Mona-
ten zum Ende eines jeden Monats 
kündigen. Die ordentliche Kündi-
gung ist erstmals mit Wirkung zum 
31. Dezember 2024 möglich.

• Miet zins: Die Vermietung erfolgt 
nicht umsatzsteuerfrei. Der Miet-
zins beträgt seit dem 1. September 
2021 monatlich netto 659 Euro und 
zzgl. 19 % Umsatzsteuer 784 Euro.

• Der Miet zins unterliegt der Index-
anpassung nach dem Verbraucher-
preisindex für Deutschland (VPI). 
Falls sich der VPI gegenüber dem 
für Dezember 2014 maßgeblichen 
Index um mehr als 10 % erhöht oder 
vermindert, ist jede Vertragspartei 
berechtigt, eine entsprechende 
Anpassung der Miet e zu verlangen. 
Die neue Miet e gilt von dem Monat 
ab, der dem Anpassungsverlangen 
folgt. Eine erneute Anpassung kann 
dann verlangt werden, wenn sich der 
VPI nach vorangegangener Anpas-
sung erneut um 10 % verändert. 
Neben- und Betriebskosten sind 
von dem Miet zins abgedeckt. 

• Sämtliche in Ausführung des Miet-
vertrages mit den Miet flächen ver-
bundenen Anlagen und Einrichtun-
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gen verbleiben im Eigentum der 
Miet erin.

• Die Verkehrssicherungspflicht für die 
gesamte Anlage und Verbindungs-
einrichtungen trägt die Miet erin und 
gewährleistet auch die fachgerechte 
Ausführung der Installation der Funk-
station.

IV.  Leverage (Fremdfinanzierung),  
Art und Quellen des zulässigen  
Leverage, sonstige Beschränkun-
gen von Leverage, maximaler  
Umfang von Leverage und Risiken, 
die sich aus dem Einsatz von  
Leverage ergeben

1.  Zulässigkeit von Leverage  
(Fremdfinanzierung) und  
Belastungen

Für die Investmentgesellschaft dürfen 
Kredite bis zur Höhe von 150 % des 
aggregierten eingebrachten Kapitals 
und noch nicht eingeforderten zuge-
sagten Kapitals der Investmentgesell-
schaft, berechnet auf der Grundlage 
der Beträge, die nach Abzug sämtlicher 
direkt oder indirekt von den Anlegern 
getragener Gebühren, Kosten und Auf-
wendungen für Anlagen zur Verfügung 
stehen, aufgenommen werden, wenn 
die Bedingungen der Kreditaufnahme 
marktüblich sind. Bei Berechnung der 
vorgenannten Grenzen sind Kredite, 
welche Gesellschaften im Sinne des 
§ 261 Absatz 1 Nr. 3 KAGB aufgenom-
men haben, entsprechend der Beteili-
gungshöhe der Investmentgesellschaft 
zu berücksichtigen. 

Die Belastung von Vermögensgegen-
ständen, die zur Investmentgesell-
schaft gehören, sowie die Abtretung 
und Belastung von Forderungen aus 
Rechtsverhältnissen, die sich auf diese 
Vermögensgegenstände beziehen, sind 
zulässig, wenn dies mit einer ordnungs-
gemäßen Wirtschaftsführung verein-
bar ist und die Verwahrstelle den vor-
genannten Maßnahmen zustimmt, weil 
sie die Bedingungen, unter denen die 

Maßnahmen erfolgen sollen, für markt-
üblich erachtet. Zudem darf die Belas-
tung insgesamt 150 % des aggregierten 
eingebrachten Kapitals und noch nicht 
eingeforderten zugesagten Kapitals der 
Investmentgesellschaft, berechnet auf 
der Grundlage der Beträge, die nach 
Abzug sämtlicher direkt oder indirekt 
von den Anlegern getragener Gebüh-
ren, Kosten und Aufwendungen für 
Anlagen zur Verfügung stehen, nicht 
überschreiten.

Die vorstehenden Grenzen für die Kre-
ditaufnahme und die Belastung gelten 
nicht während der Dauer des erstma-
ligen Vertriebs der Investmentgesell-
schaft, längstens jedoch für einen Zeit-
raum von 18 Monaten ab Beginn des 
Vertriebs.

Eine Wiederverwendung von Sicher-
heiten und Vermögensgegenständen 
ist möglich.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erwartet, dass das nach der Brutto-
methode berechnete Risiko der Invest-
mentgesellschaft ihren Nettoinventar-
wert um maximal das 2,2-Fache und das 
nach der Commitment-Methode berech-
nete Risiko der Investmentgesellschaft 
ihren Nettoinventarwert um maximal das 
2,3-Fache nicht übersteigt. Abhängig 
von den Marktbedingungen kann der 
Leverage jedoch schwanken, sodass es 
trotz der ständigen Überwachung durch 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft zu 
Überschreitungen der angegebenen 
Höchstmaße kommen kann.

Entsprechend den vorstehenden Gren-
zen hat die Investmentgesellschaft 
nachfolgend dargestellte Fremdfinan-
zierung aufgenommen. Im Rahmen der 
Fremdfinanzierung werden den Fremd-
kapitalgebern regelmäßig verschiedene 
Sicherheiten wie Grundschulden oder 
Miet abtretungen eingeräumt, die nach-
folgend dargestellt werden. 

Die mit dem Einsatz von Leverage ver-
bundenen Risiken ergeben sich aus den 
Risikohinweisen im Kapitel E., Abschnitt 
„I. Leverage-Risiko“. 

2.  Bestehende Fremdfinanzierung 
der Investmentgesellschaft zum 
Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes

Die Investmentgesellschaft hat am 
5./11. Mai 2021 mit einer deutschen Bank 
einen Darlehensvertrag zur Rückführung 
der zur Finanzierung des Erwerbs der 
Immobilie dienenden Darlehen abge-
schlossen. Der dem deutschen Recht 
unterliegende Darlehensvertrag ent-
hält im Wesentlichen die folgenden 
Regelungen:

Die fremdfinanzierende Bank (auch 
„Darlehensgeber“) stellte dem Darle-
hensnehmer ein Darlehen in Höhe von 
10.800.000 Euro zur Verfügung. Das 
Darlehen dient zur vollständigen Rück-
führung der Darlehen vom 5./8. Novem-
ber 2010 in Höhe von (ursprünglich) 
10.200.000 Euro und vom 16./18. August 
2011 in Höhe von (ursprünglich) 
2.000.000 Euro. Der Restbetrag unter 
dem Darlehen wird für Miet erausbauten 
sowie für künftige Zins raten verwendet. 
Der Darlehensnehmer war verpflichtet 
bis zum 26. Mai 2021 die Auszahlungs-
voraussetzungen zu erfüllen und das 
Darlehen am 31. Mai 2021 abzunehmen. 
Das Darlehen ist spätestens zum 31. Mai 
2023 in der dann ausstehenden Höhe 
zur Rückzahlung fällig. 

Das Darlehen ist ab dem Auszahlungs-
tag bis zum Laufzeitende (variabel) mit 
einem gebundenen Sollzinssatz für 
jede Zins periode in Höhe des für diese 
Zins periode gültigen EURIBOR („Zins-
basis“) zzgl. der Zins marge in Höhe 
von 175 Basispunkten zu verzinsen. Die 
Zins basis beträgt mindestens 0 % p. a. 
(„Floor“). Die regelmäßige Zins periode 
ist an den Zins zahlungstermin gebun-
den und beträgt jeweils drei Monate 
zum Ende eines jeden Quartals. Die Zin-
s en sind jeweils am Ende eines jeden 

H. Rechtliche Grundlagen
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Quartals fällig und zu zahlen. Die Zins-
berechnung erfolgt nach der sogenann-
ten EURO-Methode ACT/360. Für nicht 
valutierte Teile des Darlehens zahlt der 
Darlehensnehmer ab dem 1. Juni 2021 
Bereitstellungszinsen in Höhe von 
0,25 % p. a.

Der Darlehensnehmer kann das Darle-
hen nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten kündigen. Der Darlehensgeber darf 
das Darlehen nur aus wichtigem Grund 
kündigen (zum Beispiel bei unrichtigen 
Angaben/wesentlichen Verschlechte-
rungen der Vermögensverhältnisse des 
Darlehensnehmers oder für den Fall, 
dass der Darlehensnehmer trotz Mah-
nung mit Zahlungen in Verzug bleibt, 
die für dieses Darlehen fällig sind und 
ein Drittel der für ein Jahr geschulde-
ten Leistungen übersteigen, sofern in 
der Mahnung auf das Kündigungsrecht 
hingewiesen wurde und der Verzug 
länger als zehn Bankarbeitstage nach 
Zugang der Mahnung anhält). Das Dar-
lehen ist in diesen Fällen zur soforti-
gen Rückzahlung in der valutierenden 
Höhe samt aufgelaufenen Zins en, Ent-
gelten und sonstigen Beträgen (ein-
schließlich vereinbarter Vorfälligkeits-
prämie) fällig. 

Wird das Darlehen vor Ablauf einer 
Zins bindungsfrist ganz oder teilweise 
zurückgeführt oder kündigt die fremd-
finanzierende Bank den Darlehens-
vertrag, hat der Darlehensnehmer der 
fremdfinanzierenden Bank zudem ein 
Vorfälligkeitsprämie auf den jeweiligen 
Rückzahlungsbetrag in Höhe von 1 % 
in dem Zeitraum bis zum 30. November 
2021, 0,5 % im Zeitraum vom 1. Dezem-
ber 2021 bis zum 27. Februar 2022 und 
0,25 % im Zeitraum vom 1. März 2022 
bis 31. Mai 2022 zu zahlen. 

Der Darlehensnehmer stellt dem Darle-
hensgeber Sicherheiten durch separate 
Vereinbarungen zur Verfügung. Sofern 
keine besondere Sicherungszweck-
bestimmungsvereinbarung getroffen 
wurde, dienen die folgenden Sicherhei-
ten zur Sicherung aller gegenwärtigen 

und künftigen Ansprüche der fremdfi-
nanzierenden Bank:

• Grundschulden: Buchgrundschulden 
in Höhe von (1) 10.200.000 Euro, voll-
streckbar nach § 800 ZPO, sowie in 
Höhe von (2) 2.000.000 Euro, jeweils 
nebst 15 % p. a. Zins en, in Abtei-
lung III laufende Nrn. 4 und 5 des 
Grundbuchs von Milbertshofen, Blatt 
24484, Flurstück 249/5 eingetragen. 

• Verpfändung eines Betrages in Höhe 
von 320.000 Euro (Restbetrag aus 
der Refinanzierung): Dem Darle-
hensgeber ist zur Sicherstellung 
des laufenden Kapitaldienstes ein 
Betrag in Höhe von 320.000 Euro zu 
verpfänden. 

• Abtretung der Rechte und Ansprü-
che aus Miet- und Pachtverträgen: 
Der Darlehensnehmer hat sämtliche 
Rechte und Ansprüche aus Miet- 
und Pachtverträgen mit sämtlichen 
gegenwärtigen oder künftigen Miet-
ern/Pächtern abzutreten. 

• Abtretung der Rückgewähransprü-
che: Abtretung einzelner Rechte und 
Ansprüche im Zusammenhang mit 
anderen im Rang vorgehenden oder 
gleichstehenden Grundschulden.

Der Darlehensnehmer ist verpflichtet, 
der fremdfinanzierenden Bank seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse offen-
zulegen. Der Darlehensnehmer wird 
dafür die üblichen Unterlagen vorlegen.

Der Darlehensnehmer ist ferner ver-
pflichtet, Versicherungen abzuschlie-
ßen, insbesondere eine wertangemes-
sene Gebäudeversicherung. 

Der Darlehensvertrag unterliegt deut-
schem Recht. Gerichtsstand ist München.

3.  Geplante langfristige Finanzie-
rung der Investmentgesellschaft 
zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes

Die Investmentgesellschaft beab-
sichtigt, die bestehende Finanzie-
rung bereits zum 30. Dezember 2022 

zurückzuführen und durch ein neues 
langfristiges Darlehen zu ersetzen. 
Für diese Anschlussfinanzierung hat 
die Investmentgesellschaft am 30. 
September 2022 mit einer deutschen 
Bank einen Darlehensvertrag über ein 
Darlehen in Höhe von 22.000.000 Euro 
und einer Laufzeit von zehn Jahren bis 
zum 30. Dezember 2032 abgeschlossen.

Nachfolgend werden die wesentli-
chen Eckpunkte des abgeschlosse-
nen Darlehensvertrages stichpunkt-
artig dargestellt: 

Darlehenshöhe: 22.000.000 Euro. 

Darlehensvalutierungen: Die Auszahlung 
des Darlehens soll zum 30. Dezember 
2022 in einer ersten Teiltranche (geplant 
mindestens 10.800.000 Euro) sowie 
spätestens am 30. November 2023 
in einer zweiten Teiltranche (geplant 
höchstens 11.200.000 Euro) erfolgen.

Darlehenslaufzeit: zehn Jahre, das 
heißt vom 30. Dezember 2022 bis zum 
30. Dezember 2032.

Abnahmefrist: Das Darlehen ist bin-
nen elf Monate nach dem 30. Dezem-
ber 2022 vollständig in maximal drei 
Tranchen abzunehmen. Nicht innerhalb 
dieser Frist abgerufene Kreditteile wer-
den nicht mehr ausgezahlt. Für diese 
sind an die Bank Entschädigungen zu 
zahlen.

Zins satz: Festzinssatz in Höhe von 
4,35 % p. a. für die gesamte Laufzeit 
von zehn Jahren.

Bereitstellungszinsen: ab Beginn der 
Festzinsperiode in Höhe von 0,3 % p. a. 
für bereits zinskonditionierte, jedoch 
nicht in Anspruch genommene Teile 
des Kredites.

Bearbeitungsentgelt: 72.000 Euro.

Nichtabnahme und vorzeitige Rückzah-
lung: Wird das Darlehen nicht oder nicht 
vollständig abgenommen, ist der Bank 
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neben vertraglich vereinbarten, ange-
fallenen Zinsen, Bereitstellungszinsen, 
Zusagezinsen, Kosten zusätzlich ein 
durch die Nichtabnahme entstehender 
Schaden zu ersetzen. Wird das Darlehen 
vor Ablauf der Zinsbindungsfrist fällig 
bzw. zurückgezahlt, ist der Bank der 
durch die vorzeitige Rückzahlung ent-
stehende Schaden zu ersetzen.

Sicherheiten: bankübliche Sicherhei-
ten, insbesondere Eintragung einer erst-
rangigen Buchgrundschuld in Höhe von 
22.000.000 Euro nebst 18 % p. a. Zins en 
und 5 % einmaliger Nebenleistung im 
entsprechenden Grundbuch mit Unter-
werfung unter die sofortige Zwangsvoll-
streckung in das belastete Grundstück 
in Höhe eines zuletzt zu zahlenden Teil-
betrages in Höhe von 6.600.000 Euro 
nebst anteiligen Zins en und anteiliger 
einmaliger Nebenleistung sowie unter 
Übernahme der persönlichen Haftung 
durch den Kreditnehmer und Unter-
werfung unter die sofortige Zwangs-
vollstreckung in das gesamte Vermö-
gen des Kreditnehmers. Abtretung der 
Miet zinsforderungen. Verpfändung 
der Guthaben aus der Ansparung der 
Wiedervermietungskosten in Höhe von 
2.200.000 Euro.

Finanzkennzahlen (Covenants): 
• Verhältnis der Darlehenssumme zum 

Wert des finanzierten Vermögens-
gegenstands (Loan-to-Value) größer 
50 % führt zu einer Sondertilgung, 
bis diese Finanzkennzahl wieder ein-
gehalten ist und

• Verhältnis Mieteinnahmen zu den 
Zinszahlungs- und Tilgungszah-
lungsverpflichtungen darf einen 
Wert von 110 % nicht unterschreiten 
(wobei hier jedoch nicht der tatsäch-
liche Kapitaldienst der Berechnung 
zugrunde gelegt wird, sondern ein 
(höherer) kalkulatorischer Wert). Bei 
Unterschreitung werden die Mietein-
nahmen auf einem zu verpfändenden 
Konto gesammelt, bis der DSCR-Min-
destwert wieder erreicht ist.

• Ansparverpflichtung: Sofern es 
nicht zu einer vorzeitigen lang-

fristigen Anschluss- oder Neuver-
mietung kommt, hat ab dem 1. Juni 
2030 bis 30. Dezember 2031 durch 
Ansparung von kumuliert mindes-
tens 2.200.000 Euro in monatlichen 
Raten in Höhe von jeweils 122.000 
Euro auf einem zu Gunsten der Bank 
verpfändeten Reservekonto die Vor-
haltung von angemessenen Reser-
vemitteln für Wiedervermietungs-
kosten zu erfolgen.

Sonstiges:
• Bankübliche Auszahlungsvoraus-

setzungen.

• Die Kosten für Gutachten zur Ermitt-
lung und regelmäßigen Überprüfung 
des Beleihungswerts der Immobilie 
sowie sonstigen Kosten Dritter im 
Zusammenhang mit der Kreditge-
währung gehen zulasten der Invest-
mentgesellschaft.

• Ergänzungszins: Sofern bestimmte 
Unterlagen (zum Beispiel Eintra-
gungsnachricht Grundschuld, Nach-
weise Versicherung) nicht bis zwei 
Monate nach Vertragsabschluss zur 
Zufriedenheit der Bank vorliegen, 
kann diese einen Ergänzungszins in 
Höhe von 0,40 % p. a. bis zur Erfül-
lung der Bedingungen erheben.

• Der Darlehensvertrag unterliegt 
deutschem Recht. Gerichtsstand 
ist Hamburg. 

• Der Darlehensnehmer ist ferner ver-
pflichtet, Versicherungen abzuschlie-
sen, insbesondere eine wertange-
messene Gebäudeversicherung.

4.  Objektverwaltungsvertrag

a. ARRES GmbH

Zwischen der Investmentgesellschaft 
und der ARRES GmbH besteht ein 
Property Management Vertrag vom 
20./21. Dezember 2010 über die Unter-
stützung bei der kaufmännischen und 
technischen Verwaltung der Immobilie.

Die technische und kaufmännische 
Liegenschaftsverwaltung umfasst ins-
besondere die Unterstützung bei der 

Neuvermietung leer stehender Miet-
flächen sowie die umfassende Kont-
rolle, Betreuung und Abwicklung der 
Miet verhältnisse inklusive der Über-
wachung der Zahlungsverpflichtungen 
und Erstellung von Betriebskostenab-
rechnungen. Im Rahmen der Bewirt-
schaftung der Liegenschaft umfassen 
die Aufgaben zudem insbesondere die 
Beauftragung, Überwachung und Steue-
rung von Dienstleistungsverträgen, die 
Überwachung des Objektzustandes, die 
Einholung von Angeboten für Bau- und 
Instandhaltungsmaßnahmen sowie die 
laufende Miet buchhaltung und Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs. 

Der Vertrag begann am 15. Dezem-
ber 2010 und wurde für die Dauer von 
60 Monaten geschlossen. Soweit der 
Vertrag nicht mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ablauf der Vertragslauf-
zeit durch eine der Vertragsparteien 
gekündigt wird, verlängert er sich still-
schweigend jeweils ein weiteres Jahr. 
Daneben kann der Vertrag mit einer Frist 
von drei Monaten durch beide Parteien 
vorzeitig beendet werden. Das Recht 
zur Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. Jede Partei ist insbe-
sondere berechtigt, den Vertrag fristlos 
zu kündigen, wenn die andere Partei 
insolvent ist oder sie sich im Zahlungs-
verzug befindet.

Die ARRES GmbH erhält für die Verwal-
tungstätigkeit eine Vergütung in Höhe 
von 2,75 % (zuzüglich Umsatzsteuer) 
der geschuldeten Nettokaltmiete der 
Liegenschaft ohne Berücksichtigung der 
Verwaltungskostenpauschale zzgl. der 
gesetzlich anfallenden Umsatzsteuer. 
Im Falle des teilweisen oder vollständi-
gen Leerstandes der Flächen des Miet-
objektes reduziert sich die Vergütung 
auf 50 % der zuletzt gezahlten Miet e für 
die betreffende Fläche. Zusätzlich zu 
dieser Vergütung erstattet der Auftrag-
geber an die ARRES GmbH alle während 
der Ausführung ihrer Leistung anfallen-
den Auslagen.

H. Rechtliche Grundlagen
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ARRES GmbH haftet gegenüber der 
Investmentgesellschaft lediglich, soweit 
ihr Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last gelegt werden kann oder die leicht 
fahrlässige Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten vorliegt. Im Falle der 
leicht fahrlässigen Verletzung wesent-
licher Vertragspflichten ist die Haftung 
auf den vertragstypischen vorhersehba-
ren Schaden begrenzt. Schadensersatz-
ansprüche der Investmentgesellschaft 
gegenüber der ARRES GmbH verjähren 
innerhalb von zwei Jahren. Die Verjäh-
rungsfrist beginnt zum Zeitpunkt der 
den Schaden verursachenden Pflicht-
verletzung und Kenntnis des Auftrag-
gebers von dieser Pflichtverletzung, 
spätestens jedoch mit Beendigung des 
Vertrages.

Die Investmentgesellschaft hat ARRES 
GmbH Vollmacht erteilt, sie bei der Ver-
waltung des Objektes rechtsgeschäft-
lich zu vertreten. ARRES GmbH führt die 
Verwaltung des Objekts selbstständig 
im Namen und auf Rechnung des Auf-
traggebers durch. ARRES GmbH ist dazu 
berechtigt, zur Erfüllung der vertragli-
chen Pflichten Dritte einzusetzen. 

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. 
Gerichtsstand ist München.

b.  Paribus Immobilien  
Assetmanagement GmbH

Zwischen der Investmentgesellschaft 
und der Paribus Immobilien Assetma-
nagement GmbH besteht ein Gesell-
schafts- und Objektverwaltungsver-
trag vom 1. September 2022 über die 
ergänzende Unterstützung bei der kauf-
männischen und technischen Verwal-
tung der Immobilie.

Die ergänzende Liegenschaftsver-
waltung umfasst insbesondere Unter-
stützung bei Verhandlung, Ausführung 
und Abschluss von Miet verträgen, dem 
Abschluss, Änderung und Kündigung 
von Versicherungsverträgen sowie das 
Marketing der Immobilie. Im Rahmen 
der Bewirtschaftung der Liegenschaft 

umfassen die Aufgaben zudem insbe-
sondere Veranlassung geeigneter Maß-
nahmen zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen des Eigentümers gegenüber den 
Behörden bzw. den Stadtgemeinden. 

Der Vertrag begann am 1. September 
2022 und wurde für die Laufzeit der 
Investmentgesellschaft geschlossen. Er 
endet, ohne dass es einer gesonderten 
Kündigung bedarf, spätestens mit dem 
Abschluss der Liquidation der Invest-
mentgesellschaft. Daneben kann der 
Vertrag mit einer Frist von drei Wochen 
zum Quartalsende gekündigt werden. 
Das Recht zur Kündigung aus wichtigem 
Grund bleibt unberührt.

Die Paribus Assetmanagement GmbH 
erhält für die Verwaltungstätigkeit eine 
Vergütung in Höhe von 1,785 % (inkl. 
Umsatzsteuer) der im jeweiligen Abrech-
nungszeitraum bestehenden Jahres-
nettokaltmiete. Ferner erhält die Ver-
waltungsgesellschaft eine gesonderte 
Vergütung für die Verlängerung oder den 
Neuabschluss eines Miet vertrages ent-
sprechend nachfolgend dargestellter 
Staffelregelung. Bei einer Verlängerung 
bzw. einem Neuabschluss eines Miet-
vertrages von mehr als fünf Jahren erhält 
sie eine Vergütung in Höhe von einer 
Monatsmiete (ohne Berücksichtigung 
von mietfreien Zeiten), bei einer Ver-
längerung bzw. einem Neuabschluss 
eines Miet vertrages von mehr als zehn 
Jahren eine Vergütung in Höhe von zwei 
Monatsmieten (ohne Berücksichtigung 
von mietfreien Zeiten) und bei einer Ver-
längerung bzw. einem Neuabschluss 
eines Miet vertrages von mehr als 15 
Jahren eine Vergütung in Höhe von drei 
Monatsmieten (ohne Berücksichtigung 
von mietfreien Zeiten).

Die Monatsmiete nach vorstehendem 
Absatz ist die erste für einen vollen 
Kalendermonat zu zahlende Miet e für 
alle vom Miet vertrag umfassten Flä-
chen und Stellplätze ohne Betriebs- und 
Nebenkosten. Die Vergütung versteht 
sich zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer. 

Die Paribus Immobilien Assetma-
nagement GmbH haftet gegenüber 
der Investmentgesellschaft lediglich, 
soweit ihr Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last gelegt werden kann oder 
die Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten (Kardinalpflichten) vorliegt. Die 
Haftungsbegrenzungen gelten nicht, 
sofern die Paribus Immobilien Asset-
management GmbH aufgrund gesetz-
licher Bestimmungen zwingend haftet 
(zum Beispiel bei der Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder der Freiheit). Schadensersatzan-
sprüche der Parteien gegeneinander 
verjähren, sofern sie nicht kraft Geset-
zes einer kürzeren Verjährung unterlie-
gen, innerhalb von einem Jahr ab dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Anspruchsbe-
rechtigte von den haftungsbegründen-
den Tatsachen Kenntnis erlangt oder 
hätte erlangen müssen.

Die Paribus Immobilien Assetmanage-
ment GmbH handelt im Rahmen des 
Gesellschafts- und Objektverwaltungs-
vertrages im Namen und für Rechnung 
der Investmentgesellschaft und ist 
dazu berechtigt, die unter diesem Ver-
trag zu erbringenden Leistungen an – 
auch gruppenzugehörige – Dritte zu 
übertragen. 

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. 
Gerichtsstand ist Hamburg.

V.  Ausgabepreis, Ausgabeaufschlag 
und Initialkosten

1.  Ausgabepreis

Der Ausgabepreis für einen nach dem 
1. September 2022 beitretenden Anle-
ger entspricht der Summe des von dem 
Anleger übernommenen Zeichnungs-
betrages und des Ausgabeaufschla-
ges. Der Zeichnungsbetrag muss für 
jeden Anleger mindestens 20.000 Euro 
betragen. Ein höherer Zeichnungsbe-
trag muss ohne Rest durch 1.000 teil-
bar sein. 
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2.  Summe aus Ausgabeaufschlag 
und Initialkosten

Die Summe aus dem Ausgabeaufschlag 
und den während der Beitrittsphase 
anfallenden Initialkosten beträgt maxi-
mal 14,2 % des Ausgabepreises. Dies 
entspricht 14,9 % des von dem Anleger 
übernommenen Zeichnungsbetrages.

3.  Ausgabeaufschlag

Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 
5 % des von dem Anleger übernomme-
nen Zeichnungsbetrages. Es steht der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft frei, 
einen niedrigeren Ausgabeaufschlag 
zu berechnen.

4.  Initialkosten

Neben dem Ausgabeaufschlag werden 
der Investmentgesellschaft in der Plat-
zierungsphase einmalige Kosten in Höhe 
von bis zu 9,9 % der Kommanditeinlage 
belastet (Initialkosten). Die Initialkos-
ten sind spätestens mit dem Ende der 
Platzierungsphase der Investmentge-
sellschaft zur Zahlung fällig. Anteilige 
Abschlagszahlungen entsprechend 
dem Platzierungsverlauf sind bereits 
vor dem Ende der Platzierungsphase 
möglich. Die Initialkosten werden jeweils 
mit der ersten (ggf. Teil-)Einzahlung auf 
die gezeichnete Kapitaleinlage durch 
die jeweiligen Anleger fällig. 

Im Einzelnen fallen auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft die folgenden Initial-
kosten an:

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft erhält 
für die Konzeption und Strukturierung 
der Investmentgesellschaft sowie die 
Erstellung der Verkaufsunterlagen von 
der Investmentgesellschaft eine ein-
malige Vergütung in Höhe von 3 % der 
Summe der auf den Kapitalkonten Ia) und 
Ib) gezeichneten Pflichteinlagen. Dies 
entspricht plangemäß rund 3,8 % des 
vom Neugesellschafter gezeichneten 
Beteiligungsbetrages. 

Die Paribus Finanzierungsberatungs-
gesellschaft mbH erhält für die Kon-
zeption, Prüfung und Verhandlung der 
entsprechenden Fremdkapitalverträge 
eine einmalige Vergütung in Höhe von 
1,19 % des aufgenommenen langfristi-
gen Fremdkapitals der Investmentge-
sellschaft (entspricht plangemäß rund 
0,8 % der Summe der auf den Kapital-
konten I gezeichneten Pflichteinlagen 
aller Gesellschafter). Dies entspricht 
plangemäß rund 1,0 % des vom Neuge-
sellschafter gezeichneten Beteiligungs-
betrages. Als langfristiges Fremdkapital 
werden neu aufgenommene Darlehen 
mit einer Fristigkeit von mehr als sechs 
Monaten angesehen.

Die Paribus Invest GmbH erhält von 
der Investmentgesellschaft für die 
Platzierung des vom Neugesellschaf-
ter gezeichneten Beteiligungskapitals 
eine Vergütung in Höhe von 3 % des 
vom Neugesellschafter gezeichneten 
Beteiligungsbetrages und den Ausga-
beaufschlag in Höhe von bis zu 5 % des 
vom Neugesellschafter I gezeichneten 
Beteiligungsbetrages.

Die Treuhandkommanditistin II erhält für 
die Einrichtung der Treuhandverwaltung 
für die Neugesellschafter eine einmalige 
Vergütung in Höhe von 0,3 % der von 
den Neugesellschaftern übernomme-
nen Zeichnungsbeträge.

Für rechtliche und steuerliche Beratung 
sowie für die Erstellung von Gutachten 
und der Vertriebsdokumentation erhal-
ten die von der Investmentgesellschaft 
beauftragten Dritten Vergütungen in der 
jeweils vereinbarten Höhe, in Summe 
voraussichtlich bis zu 179.000 Euro.

Die Initialkosten sind spätestens mit 
dem Ende der Platzierungsphase der 
Investmentgesellschaft zur Zahlung fäl-
lig. Anteilige Abschlagszahlungen ent-
sprechend dem Platzierungsverlauf sind 
bereits vor dem Ende der Platzierungs-
phase möglich. Die genannten Vergü-
tungen stellen Aufwand der Investment-
gesellschaft dar und sind unabhängig 

vom Gewinn der Investmentgesellschaft 
auch in Verlustjahren zu zahlen.

5.  Rücknahmepreis

Die Anlagebedingungen und die Rege-
lungen des Gesellschaftsvertrages der 
Investmentgesellschaft sehen kein 
Recht auf ordentliche Kündigung und 
damit kein Recht auf Rückgabe vor. 
Ein Rücknahmepreis wird daher nicht 
fortlaufend berechnet und folglich auch 
nicht veröffentlicht.

6.  Steuern

Die Beträge in Kapitel H., Abschnitt V., 
Ziffer „4. Initialkosten“ verstehen sich 
inkl. anfallender Umsatzsteuer und 
berücksichtigen die aktuellen Steuer-
sätze. Die anfallende Umsatzsteuer wird 
in gesetzlicher Höhe auf der Grund-
lage der derzeit geltenden Steuerge-
setze, der Rechtsprechung und Praxis 
der Finanzverwaltung berücksichtigt. 
Sofern sich diese – insbesondere hin-
sichtlich der Höhe der Umsatzsteuer-
sätze und des Umfangs von umsatz-
steuerbefreiten Leistungen – verändern, 
können sich die der Investmentgesell-
schaft zu belastenden Kosten entspre-
chend verändern.

VI.  Laufende Kosten

1.  Summe aller laufenden  
Vergütungen

Die Summe aller laufenden Vergütun-
gen an die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft, an bestimmte Gesellschafter der 
Investmentgesellschaft und an Dritte 
gemäß nachstehenden Ziffern 2 und 3 
kann jährlich insgesamt bis zu 0,45 % 
der Bemessungsgrundlage im jeweili-
gen Geschäftsjahr betragen.

Neben den vorstehenden laufenden Ver-
gütungen können weitere Vergütungen 
und Kosten gemäß nachfolgenden Zif-
fern 4 bis 8 berechnet werden.

H. Rechtliche Grundlagen
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H. Rechtliche Grundlagen

2.  Bemessungsgrundlage

Als Bemessungsgrundlage für die 
Berechnung der laufenden Vergütung 
gilt der durchschnittliche Nettoinven-
tarwert der Investmentgesellschaft 
im jeweiligen Geschäftsjahr. Wird der 
Nettoinventarwert nur einmal jährlich 
ermittelt, wird für die Berechnung des 
Durchschnitts der Wert am Anfang und 
am Ende des Geschäftsjahres zugrunde 
gelegt. Für das Geschäftsjahr 2022 wird 
für die Ermittlung des Nettoinventar-
wertes auf den Zeitraum vom 1. Septem-
ber 2022 bis zum 31. Dezember 2022 
abgestellt. Der Nettoinventarwert der 
Investmentgesellschaft ist die Summe 
der Nettoinventarwerte der Anteilsklas-
sen 1 und 2.

3.  Vergütungen, die an die  
Kapitalverwaltungsgesellschaft 
und an bestimmte Gesellschafter 
der Investmentgesellschaft  
zu zahlen sind

a. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erhält ab dem 1. September 2022 für 
die Verwaltung der Investmentge-
sellschaft bis zum Beginn der Liqui-
dation eine jährliche Verwaltungs-
vergütung in Höhe von bis zu 0,2 % 
der Bemessungsgrundlage. Die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft ist 
berechtigt, auf die jährliche Vergü-
tung quartalsweise zum Ende eines 
Quartals anteilige Vorschüsse auf 
Basis der jeweils aktuellen Planzah-
len zu erheben. Mögliche Überzah-
lungen sind nach Feststellung des 
tatsächlichen Nettoinventarwertes 
auszugleichen. 

b. Die Komplementärin der Invest-
mentgesellschaft erhält für die 
Übernahme der persönlichen Haf-
tung ab dem 1. September 2022 
eine jährliche Vergütung in Höhe 
von bis zu 0,02 % der Bemessungs-
grundlage. Die Komplementärin ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 

Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen. 

c. Die geschäftsführende Komman-
ditistin der Investmentgesell-
schaft erhält für die Übernahme 
der Geschäftsführung der Invest-
mentgesellschaft ab dem 1. Sep-
tember 2022 eine jährliche Ver-
gütung in Höhe von bis zu 0,01 % 
der Bemessungsgrundlage. Die 
geschäftsführende Kommanditistin 
ist berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
Mögliche Überzahlungen sind 
nach Feststellung des tatsäch-
lichen Nettoinventarwertes aus-
zugleichen. Ab Liquidationseröff-
nung durch Laufzeitende, Gesell-
schafterbeschluss oder sonstige 
Gründe nach § 131 HGB beträgt die 
jährliche Vergütung der geschäfts-
führenden Kommanditistin für ihre 
Tätigkeit als Liquidatorin der Invest-
mentgesellschaft bis zu 0,119 % der 
Bemessungsgrundlage. 

d. Die Treuhandkommanditistin I erhält 
für die Verwaltung der Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft, die 
sie den Altgesellschaftern gegen-
über erbringt, ab dem 1. Septem-
ber 2022 eine jährliche Vergütung 
in Höhe von bis zu 0,1 % des Net-
toinventarwertes der Anteilsklasse 
1. Die Treuhandkommanditistin I ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen. 

e. Die Treuhandkommanditistin  II 
erhält für die Verwaltung der 
Beteiligungen an der Investment-
gesellschaft, die sie den Neuge-
sellschaftern gegenüber erbringt, 
ab dem 1. September 2022 eine 
jährliche Vergütung in Höhe von 
bis zu 0,1 % des Nettoinventar-
wertes der Anteilsklasse 2. Die 

Treuhandkommanditistin  II ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen.

4.  Vergütungen an Dritte

Die Paribus Immobilien Assetmanage-
ment mbH erhält für die Unterstützung 
bei der technischen und kaufmänni-
schen Verwaltung der Immobilie ab 
dem 1. September 2022 eine jährliche 
Verwaltungsvergütung in Höhe von bis 
zu 0,119 % der Bemessungsgrundlage. 
Sie ist berechtigt, auf die jährliche Ver-
gütung quartalsweise zum Ende eines 
Quartals anteilige Vorschüsse auf Basis 
der jeweils aktuellen Planzahlen zu 
erheben. Mögliche Überzahlungen sind 
nach Feststellung des tatsächlichen 
Nettoinventarwertes auszugleichen.

5.  Vergütungen und  
Kosten auf Ebene etwaiger 
Objektgesellschaften

Auf Ebene der von der Investmentge-
sellschaft etwaig gehaltenen Objekt-
gesellschaften können Vergütungen, 
etwa für die Organe und Geschäftsleiter, 
Gebühren und weitere Kosten – zum Bei-
spiel ähnliche Vergütungen wie in dem 
Kapitel H., Abschnitt VI., Ziffer „7. Wei-
tere Aufwendungen zulasten der Invest-
mentgesellschaft“ dargestellt – und wei-
tere Kosten anfallen. Diese werden nicht 
unmittelbar der Investmentgesellschaft 
in Rechnung gestellt, wirken sich aber 
mittelbar über den Wert der Objektge-
sellschaften auf den Nettoinventarwert 
der Investmentgesellschaft aus. 

Da zum Zeitpunkt der Erstellung die-
ses Verkaufsprospektes der Erwerb von 
Anteilen einer Objektgesellschaft für 
die Investmentgesellschaft nicht kon-
kret geplant ist, können keine konkreten 
Angaben über Kosten einer Objektge-
sellschaft gemacht werden.
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6.  Verwahrstellenvergütung

Die jährliche Vergütung für die Verwahr-
stelle beträgt 0,0357 % der Bemes-
sungsgrundlage, mindestens jedoch 
17.850 Euro p. a. Die Verwahrstelle ist 
berechtigt, auf die jährliche Vergütung 
quartalsweise anteilige Vorschüsse auf 
Basis der jeweils aktuellen Planzahlen 
zu erheben.

Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen. Die 
Verwahrstelle kann der Investment-
gesellschaft zudem Aufwendungen in 
Rechnung stellen, die ihr im Rahmen 
der notwendigen Eigentumsverifikation 
oder der notwendigen Überprüfung der 
Bewertung durch die Einholung externer 
Gutachten entstehen. 

7.  Weitere Aufwendungen zulasten 
der Investmentgesellschaft

Folgende Kosten einschließlich darauf 
ggf. entfallender Steuern hat die Invest-
mentgesellschaft zu tragen:

i. Kosten für externe Bewerter für die 
Bewertung der Vermögensgegen-
stände gemäß § 261, 271 KAGB; 

ii. bankübliche Depotgebühren au-
ßerhalb der Verwahrstelle, ggf. 
einschließlich der banküblichen 
Kosten für die Verwahrung auslän-
discher Vermögensgegenstände 
im Ausland;

iii. Kosten für Geldkonten und Zah-
lungsverkehr;

iv. Aufwendungen für die Beschaffung 
von Fremdkapital, insbesondere an 
Dritte gezahlte Zins en;

v. für die Vermögensgegenstände ent-
stehende Bewirtschaftungskosten 
(Verwaltungs-, Instandhaltungs- 
und Betriebskosten), die von Dritten 
in Rechnung gestellt werden;

vi. Kosten der Prüfung der Invest-
mentgesellschaft durch deren Ab-
schlussprüfer inkl. Kosten für die 
Finanzbuchhaltung und Erstellung 
des Jahresabschlusses;

vii. von Dritten in Rechnung gestellte 
Kosten für die Geltendmachung 
und Durchsetzung von Rechts-
ansprüchen der Investmentge-
sellschaft sowie die Abwehr von 
gegen die Investmentgesellschaft 
erhobenen Ansprüchen;

viii. Gebühren und Kosten, die von 
staatlichen Stellen in Bezug auf 
die Investmentgesellschaft er-
hoben werden;

ix. ab Zulassung der Investmentge-
sellschaft zum Vertrieb entstande-
ne Kosten für Rechts- und Steuer-
beratung sowie Wirtschaftsprüfer 
im Hinblick auf die Investmentge-
sellschaft und ihre Vermögensge-
genstände (einschließlich steuer-
rechtlicher Bescheinigungen), die 
von externen Rechts- oder Steuer-
beratern sowie Wirtschaftsprüfern 
in Rechnung gestellt werden;

x. Kosten für die Beauftragung von 
Stimmrechtsbevollmächtigten, so-
weit diese gesetzlich erforderlich 
sind;

xi. Steuern und Abgaben, die die In-
vestmentgesellschaft schuldet;

xii. angemessene Kosten für Gesell-
schafterversammlungen sowie für 
einen etwaigen Beirat (Auslagen 
und Vergütung).

Auf Ebene der von der Investmentge-
sellschaft etwaig gehaltenen Objektge-
sellschaften können ebenfalls Kosten 
nach Maßgabe dieser Ziffer 7 und nach-
folgender Ziffer 8 anfallen. Sie werden 
nicht unmittelbar der Investmentgesell-
schaft in Rechnung gestellt, gehen aber 
unmittelbar in die Rechnungslegung der 
Zweckgesellschaft ein, schmälern ggf. 
deren Vermögen und wirken sich mit-
telbar über den Wertansatz der Betei-
ligung in der Rechnungslegung auf den 
Nettoinventarwert der Investmentge-
sellschaft aus.

Aufwendungen, die bei von der Invest-
mentgesellschaft etwaig gehaltenen 
Objekt- oder sonstigen Gesellschaften 
aufgrund besonderer Anforderungen 
des KAGB entstehen, sind von den daran 

beteiligten Gesellschaften, die diesen 
Anforderungen unterliegen, im Verhält-
nis ihrer Anteile zu tragen.

8.  Transaktionsgebühr sowie Trans-
aktions- und Investitionskosten 

Wird die Immobilie bzw. werden die 
Anteile an einer etwaigen Objektge-
sellschaft veräußert, kann die Kapital-
verwaltungsgesellschaft eine Transak-
tionsgebühr in Höhe von bis zu 0,595 % 
des Verkaufspreises erhalten.

Die Transaktionsgebühr fällt auch an, 
wenn die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft die Veräußerung für Rechnung 
einer Objektgesellschaft tätigt, an der 
die Investmentgesellschaft beteiligt 
ist. Der Investmentgesellschaft wer-
den darüber hinaus die auf die Trans-
aktion ggf. entfallenden Steuern und 
Gebühren gesetzlich vorgeschriebener 
Stellen belastet.

Im Fall der Veräußerung eines Vermö-
gensgegenstandes durch die Kapital-
verwaltungsgesellschaft für Rechnung 
einer etwaigen Objektgesellschaft, an 
der die Investmentgesellschaft beteiligt 
ist, ist ein Anteil des Kaufpreises in Höhe 
des an der Objektgesellschaft gehal-
tenen Anteils anzusetzen. Im Falle der 
Veräußerung einer Beteiligung an der 
Objektgesellschaft ist ein Anteil des 
Verkehrswertes der von der Objektge-
sellschaft gehaltenen Vermögenswerte 
in Höhe des an der Objektgesellschaft 
gehaltenen Anteils anzusetzen.

Der Investmentgesellschaft können die 
im Zusammenhang mit Transaktionen von 
Dritten beanspruchten Kosten unabhängig 
vom tatsächlichen Zustandekommen des 
Geschäftes belastet werden.

Der Investmentgesellschaft werden 
die im Zusammenhang mit Transaktio-
nen von Dritten beanspruchten Kosten 
belastet. Diese Aufwendungen ein-
schließlich der in diesem Zusammen-
hang anfallenden Steuern können der 
Investmentgesellschaft unabhängig 

H. Rechtliche Grundlagen
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vom tatsächlichen Zustandekommen 
des Geschäftes belastet werden.

9.  Erfolgsabhängige Vergütung 

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
hat Anspruch auf eine zusätzliche 
erfolgsabhängige Vergütung, wenn 
zum Berechnungszeitpunkt folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Die Neugesellschafter haben Aus-
zahlungen vor Steuern in Höhe ihrer 
ursprünglich geleisteten Einlagen 
(exkl. Ausgabeaufschlag) erhalten, 
wobei die jeweiligen Haftsummen 
erst im Rahmen der Liquidation aus-
gekehrt werden, und die Altgesell-
schafter haben Auszahlungen vor 
Steuern in Höhe des Nettoinven-
tarwertes der Anteilsklasse 1 zum 
1. September 2022 erhalten. 

b) Die Neugesellschafter haben darüber 
hinaus Auszahlungen vor Steuern in 
Höhe einer durchschnittlichen jährli-
chen Verzinsung von 4 % p. a., bezo-
gen auf ihre ursprünglich geleisteten 
Einlagen (exkl. Ausgabeaufschlag), 
für den Zeitraum vom 1. September 
2022 bis zum Berechnungszeitpunkt 
erhalten. Die Berechnung der durch-
schnittlichen Verzinsung beginnt mit 
dem Zeitpunkt der Einzahlungen.

c) Die Altgesellschafter haben darüber 
hinaus Auszahlungen vor Steuern 
in Höhe einer durchschnittlichen 
jährlichen Verzinsung von 4 % p. a., 
bezogen auf den Nettoinventarwert 
der Anteilsklasse 1 zum 1. September 
2022, für den Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis zum Berechnungs-
zeitpunkt erhalten. 

Der Anspruch auf erfolgsabhängige 
Vergütung für die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft besteht in Höhe von 20 % 
der Summe aus allen über die Auszah-
lungen gemäß a) bis c) hinaus an die 
Neugesellschafter und Altgesellschafter 
gezahlten Auszahlungen.

Der jeweilige Anspruch auf erfolgsab-
hängige Vergütung wird jeweils zum 
Ende des Wirtschaftsjahres, spätestens 
nach der Veräußerung aller Vermögens-
gegenstände, zur Zahlung fällig. Dem 
Verkauf von Vermögensgegenständen 
im Sinne dieser Ziffer steht es gleich, 
wenn bezüglich dieser Vermögens-
gegenstände wegen Untergangs ein 
Versicherungsfall eintritt.

10.  Geldwerte Vorteile

Geldwerte Vorteile, die die Kapitalver-
waltungsgesellschaft oder ihre Gesell-
schafter oder Gesellschafter der Invest-
mentgesellschaft im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der Investmentge-
sellschaft oder der Bewirtschaftung der 
dazugehörigen Vermögensgegenstände 
erhalten, werden auf die Verwaltungs-
vergütung angerechnet.

11.  Sonstige vom Anleger zu  
entrichtende Kosten

Jeder Anleger hat neben der Leistung 
seines Zeichnungsbetrages nebst Aus-
gabeaufschlag im Zusammenhang mit 
dem Erwerb, der Verwaltung und der 
Veräußerung seines Anteils noch fol-
gende weitere Kosten an einen beauf-
tragten Dritten zu entrichten, die nicht 
auf die von der Investmentgesellschaft 
zusätzlich zu tragenden Kosten und 
Gebühren angerechnet werden:

• Notargebühren und Registerkosten 
sind in gesetzlicher Höhe nach der 
Gebührentabelle für Gerichte und 
Notare sowie der Kostenordnung 
zzgl. ggf. anfallender gesetzlicher 
Umsatzsteuer vom Anleger (bzw. 
von einem Erben oder Vermächt-
nisnehmer) selbst zu tragen, falls 
er sie ausgelöst hat.

• Sämtliche Zahlungen, die an Anle-
ger oder sonstige Berechtigte, zum 
Beispiel auf Auslandskonten oder 
Fremdwährungskonten, geleistet 
werden, werden unter Abzug sämt-
licher Gebühren zulasten des Emp-
fängers geleistet.

• Bei vorzeitigem Ausscheiden aus 
der Investmentgesellschaft oder 
Veräußerung des Anteils an der 
Investmentgesellschaft auf dem 
Zweitmarkt kann die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft von dem Anleger 
Erstattung von notwendigen Ausla-
gen in nachgewiesener Höhe, jedoch 
nicht mehr als 25 % des Anteilswer-
tes, verlangen.

12.  Steuern

Die Beträge in Kapitel H., Abschnitt „VI. 
Laufende Kosten“ verstehen sich inkl. 
anfallender Umsatzsteuer und berück-
sichtigen die aktuellen Umsatzsteuer-
sätze. Die anfallende Umsatzsteuer wird 
in gesetzlicher Höhe auf der Grundlage 
der derzeit geltenden Steuergesetze, der 
Rechtsprechung und Praxis der Finanz-
verwaltung berücksichtigt. Sofern sich 
diese – insbesondere hinsichtlich der 
Höhe der Steuersätze und zum Umfang 
von umsatzsteuerbefreiten Leistungen 
– verändern, können sich die der Invest-
mentgesellschaft zu belastenden Kosten 
entsprechend verändern.

VII.  Zielinvestmentvermögen,  
Rückvergütungen, Offenlegung, 
Gesamtkostenquote und  
Vergütungspolitik

1.  Erwerb von Anteilen an  
Investmentvermögen

Ein Erwerb von Anteilen an Zielinvest-
mentvermögen, die direkt oder indirekt 
von der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
oder einer anderen Gesellschaft verwal-
tet werden, mit der die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft durch eine wesentli-
che unmittelbare oder mittelbare Betei-
ligung verbunden ist, ist nicht zulässig.

2.  Rückvergütungen

Der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
fließen keine Rückvergütungen der 
aus dem Investmentvermögen an die 
Verwahrstelle und an Dritte geleisteten 
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Vergütungen und Aufwandsersatzan-
sprüche zu.

3.  Leistungen an Vermittler

Die Paribus Invest GmbH erhält für 
Vermittlungsleistungen aus dem im 
Abschnitt V. „4. Initialkosten“ genann-
ten Initialkosten einmal von der Invest-
mentgesellschaft 3 % auf den jeweiligen 
Zeichnungsbetrag von Neugesellschaf-
tern I zzgl. des Ausgabeaufschlages in 
Höhe von bis zu 5 %.

4.  Offenlegung

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
hat im Jahresbericht die Vergütung 
offenzulegen, die der Investmentge-
sellschaft von der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft selbst, von einer anderen 
Kapitalverwaltungsgesellschaft oder 
einer anderen Gesellschaft, mit der die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft durch 
eine wesentliche unmittelbare oder mit-
telbare Beteiligung verbunden ist, oder 
einer EU- oder ausländischen Verwal-
tungsgesellschaft als Verwaltungsver-
gütung für die im Investmentvermögen 
gehaltenen Anteile berechnet wurde.

5.  Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Ge-
schäftsjahr zulasten der Investment-
gesellschaft angefallenen Verwaltungs-
kosten offengelegt und als Quote des 
durchschnittlichen Nettoinventarwertes 
ausgewiesen. In die Gesamtkostenquote 
einbezogen werden die Vergütung für 
die Verwaltung der Investmentgesell-
schaft (wie die Vergütung der Komple-
mentärin und der geschäftsführenden 
Kommanditistinnen sowie die Vergü-
tung der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
für ihre Verwaltungstätigkeit), die Ver-
gütung für die Verwahrstelle sowie die 
Aufwendungen, die der Investmentge-
sellschaft zusätzlich belastet wurden. 
Kosten, die bei dem Erwerb oder der Ver-
äußerung von Vermögensgegenständen 
entstehen (Transaktionskosten), werden 
aus dem Investmentvermögen gezahlt 

und sind nicht in die Berechnung der 
Gesamtkostenquote einzubeziehen.

6.  Vergütungspolitik der  
Kapitalverwaltungsgesellschaft

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat 
für die relevanten Mitarbeiter gemäß 
§ 37 Absatz 1 Satz 1 KAGB eine Vergü-
tungspolitik festgelegt. Diese Vergü-
tungspolitik steht im Einklang mit der 
Geschäftsstrategie, den Zielen, Werten 
und Interessen der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft und der von ihr verwalte-
ten Investmentgesellschaften, wie bei-
spielsweise der vorliegenden Invest-
mentgesellschaft, sowie der Anleger 
dieser Investmentgesellschaften. 

Grundsätzlich von der Vergütungspolitik 
betroffen sind Geschäftsführer sowie 
Mitarbeiter und Führungskräfte der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft, deren Tätig-
keiten sich auf die Risikoprofile der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft und der von 
ihr verwalteten Investmentgesellschaf-
ten auswirken, das heißt Risikoträger, 
Mitarbeiter in Kontrollfunktionen sowie 
alle Mitarbeiter, die eine Gesamtvergü-
tung erhalten, auf Basis derer sie sich in 
derselben Einkommensstufe befinden 
wie Führungskräfte und Risikoträger. 

Diese Mitarbeiter erhalten derzeit eine 
fixe Vergütung. Einige Mitarbeiter sind 
indes auch bei anderen Gesellschaften 
der Paribus-Gruppe, vornehmlich der 
Paribus Holding GmbH & Co. KG, ange-
stellt und werden von diesen Gesell-
schaften neben einer Fixvergütung (teil-
weise) auch mit variablen Bestandtei-
len entlohnt. Die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft wird sicherstellen, dass die 
(variable) Vergütung der anderen Gesell-
schaften der Paribus-Gruppe nicht in 
Widerspruch zu einer ordnungsgemäßen 
Vergütungspolitik steht. 

Entscheidungen über die Höhe der 
Vergütung werden von der Geschäfts-
führung der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft getroffen. Sollte die Geschäfts-
führung selbst betroffen sein, trifft 

der Aufsichtsrat der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft die entsprechende 
Entscheidung.

Die Einzelheiten der Vergütungs-
politik der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft sind auf der Internetseite der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft unter 
www.paribus-kvg.de veröffentlicht. 
Die auf der Internetseite einsehbaren 
Einzelheiten der aktuellen Vergütungs-
politik umfassen neben der Beschrei-
bung der Berechnung der Vergütung 
und der sonstigen Zuwendungen sowie 
der Identität der für die Zuteilung der 
Vergütung und der sonstigen Zuwen-
dungen zuständigen Personen auch die 
Zusammensetzung des Vergütungs-
ausschusses, sofern ein solcher gebil-
det wurde. 

Auf Anfrage stellt die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft jedem Anleger kos-
tenlos eine Papierversion der Angaben 
auf der Internetseite zur Verfügung. 

VIII.  Offenlegungspflichten  
für Finanzprodukte gemäß 
Offenlegungsverordnung  
(Verordnung (EU) 2019/2088)

Vorvertragliche Offenlegungspflich-
ten für Finanzprodukte nach Artikel 
6 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2019/2088

Die Investmentgesellschaft ist ein 
Finanzprodukt, mit dem u. a. ökologi-
sche Merkmale im Sinne von Artikel 8 
der Offenlegungsverordnung bewor-
ben werden. Die Investmentgesellschaft 
trägt je nach konkreter Tätigkeit zu dem 
Umweltziel (Sustainable Development 
Goal; „SDG“) „Maßnahmen zum Kli-
maschutz“, „Nachhaltige Städte und 
Gemeinden“ und „Frieden, Gerechtig-
keit und starke Institutionen“ der Ver-
einten Nationen bei. Nach Maßgabe von 
Kapitel B. 3 der Anlagebedingungen sind 
mindestens 75 % des Wertes der Invest-
mentgesellschaft – ggf. mittelbar – in 
Immobilien investiert, die zusätzlich 
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mindestens zwei der folgenden Vor-
aussetzungen erfüllen:
 
a. Energieverbrauch: Der Endenergie-

verbrauch der Immobilie für Wärme 
und Strom liegt zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Anlagebedingun-
gen bei maximal 90 kWh/m² pro Jahr. 
Die Ermittlung dieses Energiever-
brauchswertes erfolgt im Jahr 2022 
auf Basis des Energieverbrauchs-/-
bedarfsausweises. 

b. Dekarbonisierungspfad: Die Immo-
bilie wird ab dem Inkrafttreten der 
Anlagebedingungen mit einem EU-
konformen Dekarbonisierungspfad 
mit dem Klimaziel der Begrenzung 
der globalen Erderwärmung auf 1,5 
°C bis zum Jahr 2050 bewirtschaftet. 
Die CO2-Emissionen der Immobilie 
werden mit den vom Forschungspro-
jekt „Carbon Risk Real Estate Moni-
tor“ (CRREM) veröffentlichten Ziel-
pfaden zur systematischen Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes in Gewer-
beimmobilien oder vergleichbaren 
Bewertungssystemen abgeglichen. 

c. Nutzung der Immobilie: Die Immobilie 
darf nicht für die Branchen Rüstung, 
nukleare Energien, Tabak und tabak-
bezogene Produkte, Pornografie 
sowie Glücksspiel genutzt werden. 

d. Die Immobilie ist auf mindestens 
80 % der Fläche barrierefrei.

Hierzu werden die nachfolgenden Erläu-
terungen zu den als Anlagegrenzen for-
mulierten Nachhaltigkeitsmerkmalen 
gegeben:

Generell ist zu berücksichtigen, dass 
hinsichtlich relevanter Nachhaltigkeits-
daten (wie zum Beispiel Verbrauchs-
werte etc.) faktische oder rechtliche 
Restriktionen in Bezug auf die Verfüg-
barkeit (aktueller) Daten bestehen kön-
nen. Soweit entsprechende Daten nicht 
(rechtzeitig) zur Verfügung stehen, kann 
lediglich nach kaufmännischen Kriterien 
geschätzt werden. Soweit verfügbar, 
werden hierbei Daten der Vergangenheit 
und/oder Daten von Vergleichsobjekten 
herangezogen.

Zu a. Auf die rund 2 Millionen Nicht-
Wohngebäude mit rund 3,1 Mrd. 
Quadratmeter Nettoraumfläche ent-
fallen ca. 12 % Anteil am Endener-
gieverbrauch in Deutschland. Eigen-
tümer – und Miet er – von gewerb-
lich genutzten Immobilien können 
somit mit Maßnahmen zur Energie-
verbrauchssenkung einen substan-
tiellen Beitrag zur Reduzierung des 
gesamten Energieverbrauches/Ener-
giebedarfes leisten. Die energetische 
Qualität eines Gebäudes kann durch 
die Berechnung des Energiebedarfes 
(unter Annahme von standardisier-
ten Randbedingungen) oder durch 
Auswertung des Energieverbrauches 
ermittelt werden. Die Werte werden 
in Energieausweisen (Energiever-
brauchsausweis und Energiebe-
darfsausweis) dokumentiert. 

Ein niedriger Energieverbrauch einer 
Immobilie wird gemessen am mitt-
leren Jahresenergieverbrauch des 
gesamten Gebäudebestandes der 
Gebäudekategorie „Nichtwohnge-
bäude“ für Heizung, Warmwasser 
und Strom von 90 kWh/qm pro Jahr 
als Referenzwert/Vergleichswert. 
Dieser Wert ergibt sich aus der zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes aktuellen Fassung 
der „Regeln für Energieverbrauchs-
werte und der Vergleichswerte im 
Nichtwohngebäudebestand“ vom 
15. April 2021; hierbei wurde als Ver-
gleichskategorie ein Bürogebäude 
mit einem überwiegenden Anteil von 
Großraumbüros an der Gesamtflä-
che ausgewählt. Der Endenergie-
verbrauch der Immobilie soll nied-
riger sein als der dargestellte Ver-
gleichswert. Gemäß den Angaben 
des Energieverbrauchsausweises 
vom Oktober 2021 beträgt der End-
energieverbrauch der Immobilie für 
Heizung, Warmwasser und Strom rd. 
54 kWh/qm pro Jahr. Der Vergleichs-
wert wird somit um rd. 40 % unter-
schritten. Gemäß Energiebedarfs-
ausweis vom Juni 2022 beträgt der 
Endenergiebedarf der Immobilie für 

Wärme und Strom rund 64 kWh/m2 
pro Jahr.

Das Technikkonzept des Gebäudes 
für die Bereitstellung von Wärme und 
Kälte (Baujahr 2011/Wärmeerzeuger 
2011) weist einen erhöhten energe-
tischen Standard auf und entspricht 
auch im Jahr 2022 noch weitestge-
hend dem Stand der Technik. Die Ge-
bäudehülle entspricht aus energeti-
scher Sicht dem Referenzgebäude 
des am 1. November 2020 in Kraft ge-
tretenen Gebäudeenergiegesetzes 
(GEG). Es erfüllt die Anforderungen 
an einen Neubau gemäß GEG 2020. 
Aus Sicht der Nachhaltigkeit sind da-
her zwar keine baukonstruktiven so-
wie anlagentechnischen Änderun-
gen kurzfristig zwingend geboten. 
Unabhängig hiervon sollen dennoch 
turnusmäßig betriebswirtschaftlich 
sinnvolle Maßnahmen zur Senkung 
des Verbrauchs- auch in Abstim-
mung mit dem Miet er – identifiziert 
und evaluiert werden. 

Zu b. Bis zum Jahr 2045 soll Deutsch-
land treibhausgasneutral sein. Der 
Begriff der Treibhausgasneutralität 
bedeutet, dass entweder keine kli-
maschädlichen Emissionen in die 
Atmosphäre abgegeben werden 
oder, falls es doch dazu kommt, diese 
so kompensiert werden, dass ins-
gesamt kein Konzentrationsanstieg 
von Treibhausgasen erfolgt. Diese 
Anstrengungen unterliegen dem 
allgemeinen Ziel der Stabilisierung 
der globalen Durchschnittstempera-
tur. Dieses Ziel zu erreichen, erfor-
dert eine Kraftanstrengung aller 
gesellschaftlichen Ebenen. Der 
Immobilienwirtschaft kommt dabei 
eine besondere Verantwortung zu. 
Denn der Gebäudesektor mit insge-
samt rund 21 Millionen Wohn- und 
Nichtwohngebäuden verursacht in 
Deutschland rund 30 Prozent der 
CO2-Emissionen.

Die gemessenen CO2-Emissionen der 
Immobilie (Treibhausgasemissionen 
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in CO2-Äquivalenten) werden unter 
anderem ebenfalls im Energieaus-
weis dokumentiert. Ziel ist die Redu-
zierung dieser Emissionen und damit 
die Bewirtschaftung der Immobilie 
mit der Maßgabe der Ausrichtung an 
einem EU-konformen (Änderungs-
verordnung (EU) 2019/2089) „De-
karbonisierungszielpfad“ (gemessen 
in Kilogramm CO2 pro Jahr und Flä-
che). Die vorgegebenen CO2-Werte 
eines solchen Zielpfades – die im 
Zeitverlauf stetig absinken – sollen 
dabei durch die tatsächlichen CO2-
Emissionswerte der Immobilie nicht 
überschritten werden. 

Als Referenzwert für die Bewertung 
der CO2-Emissionen der Immobilie 
wird ein vom Forschungsprojekt 
„Carbon Risk Real Estate Monitor“ 
(CRREM) veröffentlichten Zielpfad 
herangezogen. Es gibt mehrere 
CRREM-Zielpfade, die je nach Kli-
maziel (Begrenzung der globalen 
Erderwärmung bis 2050 auf 1,5°C 
oder 2°C) und Nutzungsart (z. B. 
Büro, Einzelhandel etc.) bis zum 
Jahr 2050 stetig fallende Zielwerte 
für CO2-Emissionen in Kilogramm pro 
Jahr und Fläche vorsehen (CRREM-
Zielpfade). Es wird derjenige CRREM-
Zielfpfad für die Immobilie in Mün-
chen mit Nutzung als Büro heran-
gezogen, der das Klimaziel der Be-
grenzung der globalen Erderwär-
mung auf 1,5°C bis zum Jahr 2050 
vorsieht. Die Werte dieses Zielpfades 
(Index) stellen die Referenzwerte für 
die Bewertung der CO2-Emissionen 
der Immobilie dar (Referenzwert ge-
mäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 23c der Verord-
nung (EU) 2016/2011 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2016 in der Fassung der Ver-
ordnung (EU) 2019/2089 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
vom 27. November 2019. Der Zielpfad 
ist ein Dekarbonisierungszielpfad, 
der messbar, wissenschaftsgestützt 
und zeitgebunden ist zur Ausrich-
tung auf die Ziele der internationa-
len Klimaschutzabkommen durch 

Verringerung der CO2-Emissionen. 
CRREM-Zielpfade können im Inter-
net unter www.crrem.eu eingese-
hen werden. 

Der im Zielpfad bis 2050 jeweils aus-
gewiesene Zielwert ist ein Jahres-
wert. Die zukünftige Überprüfung 
und Bewertung des CO2-Emissi-
onswertes der Immobilie wird da-
her ebenfalls jährlich erfolgen. Im 
Energiebedarfsausweis vom Juni 
2022 sind die Treibhausgasemis-
sionen (in CO2-Äquivalenten) mit 
rd. 30 Kilogramm pro Quadratmeter 
Fläche pro Jahr angegeben. Für das 
Jahr 2021 sieht der beschriebene re-
levante CRREM-Zielwert rd. 80 Kilo-
gramm pro Quadratmeter Fläche pro 
Jahr vor. Der Gebäudebetrieb erfor-
dert demnach vergleichsweise we-
nig Primärenergie und emittiert ver-
gleichsweise wenig Treibhausgase. 
Nach den vorliegenden Projektionen 
für das Gebäude würde der Dekar-
bonisierungspfad voraussichtlich im 
Jahr 2047 bei einem dann gelten-
den Zielwert von nur noch ca. 8 Kilo-
gramm pro Quadratmeter Fläche pro 
Jahr aber unterschritten („Stranding 
Point“). Ab diesem Zeitpunkt würde 
der spezifische Verbrauch des Ob-
jektes über dem Zielwert des De-
karbonisierungspfades liegen und 
würde damit das 1,5°C-Ziel des Pa-
riser Klimabakommens verletzen. 
Es bedarf daher zur künftigen Ein-
haltung des Kriteriums zusätzlicher 
Anstrengungen. Darüber hinaus sind 
Änderungen des Referenzwertes/
des Klimapfades möglich. Dies 
könnte auch dadurch erfolgen, dass 
ambitioniertere Ziele gewählt wer-
den, zum Beispiel infolge gesetzli-
cher Verpflichtungen. Sollte der Wert 
für die CO2-Emissionen der Immo-
bilie dauerhaft den Zielwert über-
schreiten, erfolgt durch die Kapital-
verwaltungsgesellschaft eine Über-
prüfung von möglichen Maßnahmen, 
durch die die CO2-Emissionen wie-
der unter den Zielwert abgesenkt 
werden könnten. In Abhängigkeit 

der wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen könnte alternativ auch 
ein Objektverkauf zu erwägen sein. 

Zu c. Die Immobilie soll nicht an Mie-
t er vermietet werden, deren Haupt-
geschäftstätigkeit sich direkt auf 
bestimmte Branchen richtet und die 
dort demzufolge den wesentlichen 
Teil ihres Umsatzes durch Produk-
tion und Handel solcher Güter erwirt-
schaften. Das Kriterium schließt nicht 
aus, dass ein Nutzer der Immobilie 
Leistungen, die er für eine Vielzahl 
von anderen Unternehmen/Kunden 
erbringt, nicht auch für Unterneh-
men/Kunden erbringen kann, die 
ihrerseits direkt in den aufgeführ-
ten sogenannten „disputablen“ 
Branchen tätig sind. So ist es zum 
Beispiel im Sinne des Kriteriums der 
Nutzung der Immobilie unschädlich, 
wenn ein B2B-Miet er aus dem Bran-
chenbereich „Engineering-/IT- und 
Beratungsleistungen“ Dienstleistun-
gen wie zum Beispiel Digitalisierung 
von Geschäftsprozessen oder Wis-
sensvermittlung/Akademieleistun-
gen auch gegenüber Industriekun-
den aus den Bereichen Rüstung oder 
nukleare Energien erbringt.

Zu d. Barrierefreiheiten sind in vielen 
Lebensbereichen geboten. In Bezug 
auf ein Gebäude bedeutet Barriere-
freiheit räumliche Barrierefreiheit. 
Das bedeutet, dass ein Büro- und 
Verwaltungsgebäude so gestaltet ist, 
dass es für alle Nutzer ohne fremde 
Hilfe zugänglich ist und allen Nut-
zern uneingeschränkte Bewegung 
ermöglicht wird. Hinsichtlich der 
Erfüllung der zumindest 80 %igen 
Barrierefreiheit gilt, dass mindes-
tens 80 % der Immobilie mit einem 
Rollstuhl befahrbar sind. Der Zugang 
zur Immobilie ist ebenerdig und von 
dort aus können alle oberirdischen 
Stockwerke mithilfe der Aufzüge 
erreicht werden. Zudem existiert ein 
behindertengerechtes WC im Erdge-
schoss. Die Erfüllung des Kriteriums 
ist damit gegeben.
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Der Grundsatz „Vermeidung erheb-
licher Beeinträchtigungen“ findet nur 
bei denjenigen dem Finanzprodukt 
zugrunde liegenden Investitionen 
Anwendung, die die EU-Kriterien für 
ökologisch nachhaltige Wirtschafts-
aktivitäten berücksichtigen. Die dem 
verbleibenden Teil dieses Finanzpro-
dukts zugrunde liegenden Investi-
tionen berücksichtigen nicht die EU-
Kriterien für ökologisch nachhaltige 
Wirtschaftsaktivitäten.

Das Investmentvermögen wird ge-
mäß seiner Anlagestrategie nicht 
planmäßig in ökologisch nachhaltige 
Investitionen im Sinne der Taxono-
mieverordnung investieren.

Bezüglich der Transparenz bei der 
Berücksichtigung von Nachhaltig-
keitsrisiken gibt die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft für die Invest-
mentgesellschaft nachfolgende Er-
läuterungen zu der Art und Weise, 
wie Nachhaltigkeitsrisiken bei den 
Investitionsentscheidungen einbe-
zogen werden, und zu den Ergeb-
nissen der Bewertung der zu erwar-
tenden Auswirkungen von Nachhal-
tigkeitsrisiken auf die Rendite der 
Investmentgesellschaft: 

Nachhaltigkeitsrisiken

Nachhaltigkeitsrisiken (sogenannte 
ESG-Risiken) sind Ereignisse oder 
Bedingungen aus den Bereichen 
Umwelt, Soziales oder Unternehmens-
führung, deren Eintreten tatsächlich 
oder potenziell wesentliche negative 
Auswirkungen auf den Wert der Investi-
tion der Investmentgesellschaft haben 
kann. Diese Effekte können sich auf die 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Investmentgesellschaft sowie auf 
die Reputation der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft und der Investmentgesell-
schaft auswirken. Nachhaltigkeitsrisiken 
können auf alle bekannten Risikoarten 
einwirken und als Faktor zur Wesent-
lichkeit dieser Risikoarten beitragen.

Berücksichtigung von Nachhaltig-
keitsrisiken bei Investitionsentschei-
dungen und potenzielle Auswirkun-
gen von Nachhaltigkeitsrisiken auf 
die Rendite

Bei dem vorliegenden Beteiligungsan-
gebot „Paribus München Taunusstraße“ 
ist für die Angabepflicht zur Art und 
Weise der Einbeziehung von Nachhal-
tigkeitsrisiken in Investitionsentschei-
dungen zu berücksichtigen, dass das 
Investmentvermögen durch Aufnahme 
neuer Gesellschafter aus einem soge-
nannten Altfonds (geschlossener Fonds 
mit letzter Investition vor Inkrafttreten 
des KAGB) entsteht. Das eingeworbene 
Kapital der Neugesellschafter sowie das 
neu aufgenommene Fremdkapital dient 
nicht oder nur untergeordnet der Investi-
tion in Anlagegegenstände, sondern zur 
Umfinanzierung der Investmentgesell-
schaft, insbesondere der Finanzierung 
von Abfindungsguthaben der Gesell-
schafter, die nicht in der Gesellschaft 
verbleiben. Auch über die Laufzeit des 
Investmentvermögens ist nicht davon 
auszugehen, dass es zu relevanten 
Investitionen kommt. Der Einfluss von 
Nachhaltigkeitsrisiken auf Investitions-
entscheidungen ist damit unwesentlich. 

Gleichwohl überprüft die Kapitalver-
waltungsgesellschaft im Rahmen der 
Fremdverwaltung fortlaufend notwen-
dige oder gebotene Investitionsmaß-
nahmen, um den Einfluss von Nach-
haltigkeitsrisiken auf die Rendite zu 
minimieren. 

Nachhaltigkeitsrisiken werden dabei in 
physische Risiken und Übergangsrisiken 
unterschieden und in die Geschäfts-
pläne integriert. Darüber hinaus gibt es 
zunehmend strengere regulatorische 
Anforderungen in Bezug auf Umwelt-
schutz und Klimaschutz, die von der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft beach-
tet werden müssen. 

Aufgrund der Beschaffenheit der Immo-
bilie sowie der getroffenen Überwa-
chungsmaßnahmen werden keine 
wesentlichen nachteiligen Auswir-
kungen durch Nachhaltigkeitsrisiken 
auf die Rendite der Investmentgesell-
schaft erwartet. Es kann jedoch nicht 
vollständig ausgeschlossen werden, 
dass in Einzelfällen Renditen geschmä-
lert werden können, zum Beispiel durch 
Investitionsauflagen oder durch etwaige 
CO₂-Abgaben in Form von Steuern oder 
durch einen Wertverlust einzelner Ver-
mögenswerte aufgrund veralteter ökolo-
gischer Standards, wenn die Umsetzung 
neuerer Standards nicht möglich ist.

Weitere Einzelheiten sind als Anlage 
in Kapitel „Q. Vorvertragliche Offenle-
gung für Finanzprodukte gemäß Arti-
kel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/2088“ enthalten.

H. Rechtliche Grundlagen
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I. Identität und Pflichten wesentlicher 
Dienstleister, Verflechtungen

I.  Identität und Pflichten der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft

1.  Firma, Sitz, Zeitpunkt der  
Gründung und Rechtsform

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft der 
Investmentgesellschaft ist die Paribus 
Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 
mit Sitz in 22767 Hamburg, Königstraße 
28. Sie wurde am 12. November 2012 als 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gegründet und ist im Handelsregister 
des Amtsgerichtes Hamburg unter der 
Handelsregister-Nr. HRB 125704 ein-
getragen (nachfolgend „Kapitalver-
waltungsgesellschaft“). Die BaFin hat 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft mit 
Bescheid vom 20. Januar 2015 sowie mit 
den Ergänzungen vom 15. Februar 2019 
und vom 12. November 2020 bezüglich 
der Assetklasse Private Equity sowie 
mit Ergänzung vom 28. Januar 2021 
bezüglich der Verwaltung von offenen 
inländischen Immobilien-Spezial-AIF 
den Geschäftsbetrieb als Kapitalver-
waltungsgesellschaft gestattet.

2.  Haupttätigkeiten der 
Kapital verwaltungsgesellschaft 

Der Geschäftsbetrieb der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft ist auf die kollektive 
Vermögensverwaltung im Sinne des § 17 
KAGB in Verbindung mit § 1 Absatz 19 
Nr. 24 KAGB ausgerichtet.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
wurde auf Grundlage eines Fremdver-
waltungsvertrages am 1. September 
2022 zur externen Kapitalverwaltungs-
gesellschaft der Investmentgesellschaft 

im Sinne des KAGB bestellt. Sie ist 
dadurch zur Vornahme der Rechtsge-
schäfte befugt, die zur Fremdverwaltung 
der Investmentgesellschaft gehören. 
Hierbei umfasst der Aufgabenbereich 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft vor-
nehmlich die Übernahme des Portfolio-
managements inkl. ggf. der Ausübung 
von Gesellschafterrechten auf Ebene 
einer etwaigen Objektgesellschaft, des 
Risikomanagements sowie administra-
tiver Aufgaben.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
nimmt sämtliche ihr gesetzlich und 
gesellschaftsvertraglich zukommenden 
Aufgaben nach Maßgabe des Fremd-
verwaltungsvertrages, der geltenden 
Gesetze, des Gesellschaftsvertrages 
und der Anlagebedingungen wahr.

3.  Laufzeit und Kündigung des 
Fremdverwaltungsvertrages

Der Fremdverwaltungsvertrag ist für den 
Zeitraum bis zur Auflösung der Invest-
mentgesellschaft fest abgeschlossen. 
Er endet automatisch mit dem Beschluss 
über die Auflösung der Investmentge-
sellschaft. Wird die Investmentgesell-
schaft aufgelöst, hat die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin der Investment-
gesellschaft als Liquidatorin die Invest-
mentgesellschaft durch die Verwertung 
des Gesellschaftsvermögens zu liqui-
dieren. Die Regelungen des Fremdver-
waltungsvertrages gelten analog auch 
für die Liquidationsphase.

Der Fremdverwaltungsvertrag kann von 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
oder der Investmentgesellschaft nur 

aus wichtigem Grund gekündigt wer-
den. Dabei ist von der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft eine Kündigungs-
frist von mindestens sechs Monaten 
zu beachten.

Daneben kann auch die Verwahrstelle 
den Fremdverwaltungsvertrag nach den 
gesetzlichen Vorschriften der §§ 154 
Absatz 1 Satz 4, 99 Absatz 4 KAGB 
kündigen.

Der Vertrag unterliegt deutschem Recht. 
Gerichtsstand ist Hamburg.

4.  Auf Dritte übertragene  
Verwaltungsfunktionen

Nach den Vorschriften des KAGB, ins-
besondere des § 36 KAGB, ist es der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft gestat-
tet, die ihr obliegenden Verwaltungs-
aufgaben ganz oder teilweise auf 
externe Dienstleister zu übertragen 
bzw. auszulagern.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
hat die in diesem Kapitel, Abschnitt 
„VI. Identität und Pflichten von Ausla-
gerungsunternehmen“ dargestellten 
Funktionen auf Dritte übertragen.

5.  Geschäftsführung und  
Aufsichtsrat

Die Geschäftsführung der Kapitalver-
waltungsgesellschaft besteht aus Mar-
kus Eschner, Uwe Hamann, Dr. Georg 
Reul und Dr. Volker Simmering, alle 
geschäftsansässig in 22767 Hamburg, 
Königstraße 28. Die Geschäftsführer sind 
gemeinschaftlich vertretungsberechtigt 



97Verkaufsprospekt

und von den Beschränkungen des § 181 
BGB befreit.

Der nach § 18 Absatz 2 Satz 1 KAGB 
zu bildende Aufsichtsrat besteht aus 
Dr. Christopher Schroeder, geschäfts-
ansässig in 22767 Hamburg, Königstraße 
28, Frau Caroline Meeder, geschäftsan-
sässig in 22767 Hamburg, Königstraße 
28, und Herrn Dr. Thomas Wülfing, 
geschäftsansässig in 20251 Hamburg, 
Lehmweg 17.

Die Mitglieder der Geschäftsführung 
und das Mitglied des Aufsichtsrates 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft Dr. 
Christopher Schroeder üben außerhalb 
ihrer Tätigkeit bei der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft noch weitere Haupt-
funktionen aus, die für die Kapitalver-
waltungsgesellschaft von Bedeutung 
sind. Diese sowie etwaig daraus resul-
tierende Interessenkonflikte werden in 
diesem Kapitel, Abschnitt „VII. Verflech-
tungen und Interessenkonflikte“ näher 
dargestellt.

6.  Haftung

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft haf-
tet gegenüber der Investmentgesell-
schaft lediglich, soweit ihr Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt wer-
den kann oder die Verletzung wesent-
licher Vertragspflichten (Kardinalpflich-
ten) vorliegt. Die Haftungsbegrenzun-
gen gelten nicht, sofern die Kapitalver-
waltungsgesellschaft aufgrund gesetz-
licher Bestimmungen zwingend haftet 
(zum Beispiel bei der Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder der Freiheit). Schadensersatzan-
sprüche der Parteien gegeneinander 
verjähren, sofern sie nicht kraft Geset-
zes einer kürzeren Verjährung unterlie-
gen und außer im Fall einer Verletzung 
von Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit 
oder einer Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten (Kardinalpflichten), inner-
halb von einem Jahr ab dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden 
ist und der Anspruchsberechtigte von 
den haftungsbegründenden Umständen 

und der Person des Schuldners Kenntnis 
erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässig-
keit hätte erlangen müssen.

7.  Erfüllung der Anforderungen nach 
§ 25 Absatz 6 KAGB

Zur Absicherung potenzieller Berufs-
haftungsrisiken, welche sich durch die 
Verwaltung von Investmentvermögen 
ergeben, hat die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft eine geeignete Berufshaft-
pflichtversicherung in ausreichender 
Höhe abgeschlossen. 

8.  Kapitalanforderungen der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft

Das gezeichnete Kapital der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft beträgt 
125.000 Euro und ist in voller Höhe 
eingezahlt.

9.  Anlegerrechte

Der Fremdverwaltungsvertrag begründet 
ausschließlich vertragliche Beziehungen 
zwischen der Investmentgesellschaft 
und der Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
nicht jedoch unmittelbar mit den Anle-
gern. Direkte vertragliche Ansprüche der 
Anleger gegen die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft werden durch den Fremd-
verwaltungsvertrag daher nicht begrün-
det. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
ist jedoch verpflichtet, die ihr nach dem 
Fremdverwaltungsvertrag obliegenden 
Aufgaben ausschließlich im Interesse 
der Anleger wahrzunehmen.

10.  Vergütung

Für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach dem Fremdverwaltungsvertrag 
erhält die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft von der Investmentgesellschaft 
die im Kapitel „H. Rechtliche Grundla-
gen“, Abschnitt „VI, Ziffer 4. Laufende 
Vergütungen, die an die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft und an bestimmte 
Gesellschafter der Investmentgesell-
schaft zu zahlen sind“ näher beschrie-
bene Vergütung.

11.  Weitere Investmentvermögen,  
die von der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft verwaltet werden

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
unterliegt im Hinblick auf ihre Verwal-
tungsfunktion als Kapitalverwaltungs-
gesellschaft keinem Wettbewerbsver-
bot. Zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes verwaltet die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft 15 weitere 
Investmentvermögen gemäß dem KAGB. 
Aus dem Assetklassen-Bereich „Immo-
bilien“ sind dies die Paribus Deutschland 
05 GmbH & Co. geschlossene Invest-
ment-KG, die Paribus Renditefonds XXVII 
GmbH & Co. geschlossene Investment-
KG, die FHH Immobilienfonds Bezirks-
rathaus Köln UG (haftungsbeschränkt) 
& Co. geschlossene Investment-KG 
sowie die Paribus Beschaffungsamt 
Bonn UG (haftungsbeschränkt) & Co. 
geschlossene Investment-KG. Elf Invest-
mentvermögen sind aus dem Asset-
klassen-Bereich „Private Equity“, ein 
Investmentvermögen aus dem Asset-
klassen-Bereich „Eisenbahnlogistik“. 
Zudem wurden bei drei Fondsgesell-
schaften aus dem Assetklassen-Bereich 
„Private Equity“ – welche allesamt nicht 
in den Anwendungsbereich des KAGB 
fallen – ebenfalls Verwaltungs- und 
Managementfunktionen übernom-
men. Die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft kann und wird die Funktion als 
Kapitalverwaltungsgesellschaft künftig 
auch für andere Investmentvermögen 
übernehmen und sich dafür an diesen 
ggf. auch beteiligen. 

12.  Wechsel der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann das Verwaltungs- und Verfügungs-
recht über die Investmentgesellschaft 
auf eine andere Kapitalverwaltungsge-
sellschaft übertragen. Die Übertragung 
bedarf der vorherigen Genehmigung 
durch die BaFin.

I. Identität und Pflichten wesentlicher Dienstleister, Verflechtungen
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Zudem kann die Investmentgesellschaft 
gemäß § 154 Absatz 2 Nr. 1 KAGB eine 
andere externe Kapitalverwaltungsge-
sellschaft benennen oder sich in eine 
intern verwaltete geschlossene Invest-
mentkommanditgesellschaft umwan-
deln. Dies bedarf ebenfalls jeweils der 
vorherigen Genehmigung durch die 
BaFin.

II.  Identität und Pflichten der  
Verwahrstelle 

1.  Firma, Sitz und Rechtsform

Die Paribus Kapitalverwaltungsgesell-
schaft mbH hat als extern bestellte 
Kapitalverwaltungsgesellschaf t 
mit der CACEIS Bank S. A., Germany 
Branch (nachfolgend „Verwahrstelle“ 
oder „CBG“), Lilienthalallee 36, 80939 
München, eingetragen im Handels-
register des Amtsgerichtes München 
unter HRB 229834, Zweigniederlas-
sung der CACEIS Bank S. A. mit Sitz in 
Paris, Handelsregister-Nr. 692024722, 
am 22. November 2016 einen Verwahr-
stellenvertrag abgeschlossen. Im Rah-
men dieses Verwahrstellenvertrages 
übernimmt die Verwahrstelle die Ver-
wahrstellenfunktion auch für die Invest-
mentgesellschaft. Der Verwahrstellen-
vertrag unterliegt deutschem Recht. 
Gerichtsstand ist München. Die Ver-
wahrstelle ist Zweigniederlassung 
eines CRR-Kreditinstituts im Sinne der 
§§ 1 Absatz 3 d, 53 b KWG in Verbin-
dung mit § 80 Absatz 2 KAGB mit Sitz 
der Niederlassung in Deutschland und 
verfügt über eine Erlaubnis zum Betrei-
ben des Depotgeschäftes im Sinne des 
§ 1 Absatz 1 Satz 2 KWG.

2.  Haupttätigkeit der Verwahrstelle/
Interessenkonflikte

Die Rechte und Pflichten der Verwahr-
stelle ergeben sich aus dem geschlos-
senen Verwahrstellenvertrag, den ein-
schlägigen gesetzlichen Vorschriften 
(insbesondere der §§ 80 ff. KAGB) sowie 
allen für die Verwahrstellentätigkeit 

relevanten aufsichtsrechtlichen Vor-
gaben in ihrer jeweiligen Fassung.

Die Verwahrstelle übernimmt im Rahmen 
ihrer Verwahrstellentätigkeit insbeson-
dere folgende Aufgaben:

• Verwahrung der verwahrfähigen 
Vermögensgegenstände der Invest-
mentgesellschaft;

• Eigentumsüberprüfung und Führung 
eines Bestandsverzeichnisses bei 
nicht verwahrfähigen Vermögens-
gegenständen;

• Sicherstellung, dass die Ausgabe 
und Rücknahme von Anteilen der 
Investmentgesellschaft und die 
Ermittlung des Wertes der Invest-
mentgesellschaft den Vorschriften 
des KAGB und den einschlägigen 
Anlagebedingungen und dem Gesell-
schaftsvertrag entsprechen;

• Sicherstellung, dass bei den für 
gemeinschaftliche Rechnung der 
Anleger getätigten Geschäften der 
Gegenwert innerhalb der üblichen 
Fristen an die Investmentgesell-
schaft oder für Rechnung der Invest-
mentgesellschaft überwiesen wird;

• Sicherstellung, dass die Erträge der 
Investmentgesellschaft nach den 
Vorschriften des KAGB, der einschlä-
gigen Anlagebedingungen und des 
Gesellschaftsvertrages verwendet 
werden;

• Ausführung der Weisungen der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft, sofern 
diese nicht gegen gesetzliche Vor-
schriften oder die Anlagebedingun-
gen der Investmentgesellschaft ver-
stoßen, insbesondere Überwachung 
der Einhaltung der für die Investment-
gesellschaft geltenden gesetzlichen 
und in den Anlagebedingungen fest-
gelegten Anlagegrenzen;

• Sicherstellung der Überwachung der 
Zahlungsströme der Investmentge-
sellschaft;

• Erteilung der Zustimmung zu zustim-
mungspflichtigen Geschäften, 
soweit diese den Vorschriften des 
KAGB entsprechen und mit den Anla-
gebedingungen der Investmentge-

sellschaft übereinstimmen;

• Überwachung der Eintragung bzw. 
Sicherstellung der Verfügungsbe-
schränkungen gemäß § 83 Absatz 4 
KAGB;

• Sicherstellung der Einrichtung und 
Anwendung angemessener Prozesse 
bei der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft zur Bewertung der Vermö-
gensgegenstände der Investment-
gesellschaft und regelmäßige Über-
prüfung der Bewertungsgrundsätze 
und -verfahren.

Die Ausgestaltung spezifischer Aufga-
ben in Abhängigkeit von der Art der ver-
wahrten Vermögensgegenstände und 
der Laufzeit der Investmentgesellschaft 
sind gesondert in einem Service Level 
Agreement geregelt.

3.  Unterverwahrung, ausgelagerte 
Verwahrungsaufgaben,  
Interessenkonflikte

Im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
ist es der Verwahrstelle grundsätzlich 
gestattet, ihre Verwahraufgaben hin-
sichtlich verwahrfähiger Vermögens-
gegenstände unter Wahrung der in § 82 
KAGB näher genannten Bestimmungen 
an andere Unternehmen (Unterverwahr-
stellen) auszulagern.

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes hat die Verwahrstelle 
keine Verwahrfunktionen – weder in 
Bezug auf verwahrfähige noch auf nicht 
verwahrfähige Vermögensgegenstände 
– auf andere Unternehmen übertragen.

Die Verwahrstelle hat bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben unabhängig und im 
Interesse der Anleger der Investment-
gesellschaft zu handeln. Für die CBG 
bestehen bei der Ausübung der Tätigkeit 
als Verwahrstelle für die Investmentge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes keine Interes-
senkonflikte. Interessenkonflikte kön-
nen hauptsächlich entstehen zwischen
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• der CBG und Kunden/Geschäfts-
partnern,

• Mitarbeitern und Kunden/Geschäfts-
partnern,

• Mitarbeitern und der CBG bzw. der 
CACEIS-Gruppe,

• verschiedenen Kunden/Geschäfts-
partnern untereinander,

• Mitgliedern der CACEIS-Gruppe.

4.  Haftung

Die Verwahrstelle haftet nicht für das 
Abhandenkommen von verwahrten 
Finanzinstrumenten bei einer Unter-
verwahrstelle, wenn die Voraussetzun-
gen des § 88 Absatz 4 oder Absatz 5 
KAGB erfüllt sind. Im Falle eines Abhan-
denkommens von Finanzinstrumenten 
müsste die Verwahrstelle dementspre-
chend den Nachweis erbringen, dass 
alle Bedingungen für eine etwaige Aus-
lagerung ihrer Verwahraufgaben nach 
§ 82 KAGB erfüllt sind, die Haftung der 
Verwahrstelle im Rahmen eines schrift-
lichen Vertrages mit der Unterverwahr-
stelle ausdrücklich auf diese übertragen 
wurde und es die vertraglichen Regelun-
gen der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
ermöglichen, ihren Anspruch wegen 
des Abhandenkommens von Finanz-
instrumenten gegenüber der Unterver-
wahrstelle durchzusetzen und der Ver-
wahrstellenvertrag eine entsprechende 
Haftungsfreistellung zugunsten der 
Verwahrstelle ermöglicht sowie einen 
objektiven Grund für die Haftungsfrei-
stellungsklausel beinhaltet.

5.  Anlegerrechte

Der Verwahrstellenvertrag regelt aus-
schließlich Rechte und Pflichten der 
Vertragsparteien aus dem Vertragsver-
hältnis. Etwaige unmittelbare eigene 
Rechte des Anlegers ergeben sich aus 
dem Vertrag nicht.

6.  Vergütung

Für die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach dem Verwahrstellenver-
trag erhält die Verwahrstelle von der 

Investmentgesellschaft die im Kapitel 
„G. Rechtliche Grundlagen“, Abschnitt 
VI., Ziffer „6. Verwahrstellenvergütung“ 
näher beschriebene Vergütung.

7.  Laufzeit und Kündigung

Der Verwahrstellenvertrag wurde auf 
unbestimmte Zeit geschlossen. Eine 
ordentliche Kündigung des Vertrags-
verhältnisses ist für beide Vertragspar-
teien mit einer Frist von sechs Monaten 
zum Monatsende möglich. Das Recht zur 
außerordentlichen Kündigung aus wich-
tigem Grund bleibt hiervon unberührt.

8.  Bereitstellung von Informationen

Auf Antrag werden dem Anleger von der 
Verwahrstelle Informationen zur Ver-
wahrstelle auf dem neuesten Stand hin-
sichtlich deren Identität, deren Pflich-
ten, Interessenkonflikten und ausgela-
gerter Verwahraufgaben im Sinne des 
§ 165 Absatz 2 Nr. 32 KAGB übermittelt.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
informiert die Anleger unverzüglich 
schriftlich und durch Veröffentlichung 
unter www.paribus-kvg.de über alle 
Änderungen, die die in Ziffer 4. gemach-
ten vorstehenden Angaben in Bezug auf 
die Haftung der Verwahrstelle betreffen.

Jedem Anleger werden darüber hinaus 
auf seinen Antrag hin von der Kapital-
verwaltungsgesellschaft Informationen 
auf dem neuesten Stand hinsichtlich der 
unter Ziffern 1. bis 3. gemachten Anga-
ben schriftlich übermittelt. Der Antrag 
ist formlos an die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft zu richten.

9.  Wechsel der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle für die Investment-
gesellschaft kann gewechselt werden. 
Der Wechsel bedarf der Genehmigung 
durch die BaFin.

III.  Identität und Pflichten der  
Treuhandkommanditistin II 

Treuhandkommanditistin für alle Neu-
gesellschafter ist die Treuhandkom-
manditistin II, die PVT Trust GmbH. 
Treuhandkommanditistin für alle Altge-
sellschafter ist die Treuhandkomman-
ditistin I, die Paribus Treuhand Dienst-
leistungen GmbH. Die nachfolgenden 
Angaben beziehen sich auf die Dar-
stellung der Identität und der Pflich-
ten der Treuhandkommanditistin II für 
die Neugesellschafter.

1.  Wesentliche Angaben zur  
Treuhandkommanditistin

Als Treuhandkommanditistin  II der 
Investmentgesellschaft fungiert die PVT 
Trust GmbH mit Sitz in 28359 Bremen, 
Anne-Conway-Straße 6. Die Treuhand-
kommanditistin II ist eine Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung deutschen 
Rechtes. Die Treuhandkommanditistin II 
ist mit einer Pflichteinlage in Höhe von 
2.500 Euro und einer Haftsumme in Höhe 
von 125 Euro an der Investmentgesell-
schaft beteiligt. Die PVT Trust GmbH 
wird durch ihren Geschäftsführer Ingo 
Kuhlmann vertreten.

2.  Aufgaben und Rechtsgrund-
lage der Tätigkeit der Treuhand-
kommanditistin II sowie wesent-
liche Rechte und Pflichten der 
Treuhandkommanditistin

Rechtsgrundlage für die Tätigkeit der 
Treuhandkommanditistin II bildet der im 
Kapitel „P. Treuhand- und Verwaltungs-
vertrag der Treuhandkommanditistin II“ 
im vollständigen Wortlaut abgedruckte 
Treuhand- und Verwaltungsvertrag, 
ergänzt durch die Regelungen des im 
vollständigen Wortlaut abgedruckten 
Gesellschaftsvertrages.

Der Treuhand- und Verwaltungsver-
trag kommt mit der Annahme der Bei-
trittserklärung zwischen der Treuhand-
kommanditistin II und dem Anleger 
zustande, ohne dass es des Zugangs 
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einer Annahmeerklärung bedarf. Die 
Treuhandkommanditistin II nimmt die 
Beitrittserklärungen der Treugeber 
sowie die Beitrittserklärungen der 
Direktkommanditisten im Namen der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
und im eigenen Namen an. Für Anleger, 
die der Investmentgesellschaft unmit-
telbar als Direktkommanditist beitreten, 
wird die Treuhandkommanditistin II den 
vom Direktkommanditisten in der Bei-
trittserklärung übernommenen Kom-
manditanteil verwalten. Für Anleger, 
die der Investmentgesellschaft mit-
telbar als Treugeber beitreten, wird die 
Treuhandkommanditistin II ihren Kom-
manditanteil in Höhe des vom Treuge-
ber in der Beitrittserklärung übernom-
menen Zeichnungsbetrages erhöhen 
und diesen Kommanditanteil in eige-
nem Namen, jedoch für Rechnung des 
Treugebers treuhänderisch halten und 
verwalten. Die Treuhandkommanditis-
tin II hat ihre Rechte und Pflichten mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns wahrzunehmen.

Für Anleger, die während der Laufzeit der 
Investmentgesellschaft ihre mittelbare 
Beteiligung in eine unmittelbare Kom-
manditbeteiligung umwandeln wollen, 
wird die Treuhandkommanditistin II ihren 
Kommanditanteil an der Investmentge-
sellschaft in Höhe des vom Anleger in 
der Beitrittserklärung übernommenen 
Zeichnungsbetrages unverzüglich nach 
Eintragung der entsprechenden Haft-
summe im Handelsregister im Wege 
der Abtretung auf den jeweiligen Anle-
ger übertragen. Damit wird der Anleger 
Direktkommanditist. Ab der Wirksamkeit 
der Übertragung des Kommanditanteils 
auf den Anleger verwaltet die Treuhand-
kommanditistin II den Kommanditanteil 
als Verwaltungstreuhänderin weiter.

Im Rahmen des Treuhand- und Verwal-
tungsvertrages ist die Treuhandkom-
manditistin II insbesondere zu folgenden 
Leistungen berechtigt und verpflichtet:

• Überwachung der Einzahlung des 
von den Anlegern geschuldeten 
Zeichnungsbetrages zzgl. Ausga-
beaufschlag

• Vertretung der Anleger in Gesell-
schafterversammlungen

• Führung eines Anlegerregisters 
sowie Veranlassung der Handels-
registeranmeldungen

• Kommunikation mit den Anlegern

• Koordination bei der Übertragung 
von Beteiligungen

In Gesellschafterversammlungen der 
Investmentgesellschaft übt die Treu-
handkommanditistin II das Stimmrecht 
der Treugeber nach vorheriger Weisung 
durch den Treugeber aus. Die Treuge-
ber haben jedoch jederzeit das Recht, 
von der Treuhandkommanditistin II die 
Übertragung des Stimmrechtes auf sie 
persönlich zu verlangen. Die Treu-
handkommanditistin II hat die Treu-
geber insoweit im Rahmen der Treu-
hand- und Verwaltungsverträge bereits 
bevollmächtigt. Die Direktkommandi-
tisten können sich zur Wahrnehmung 
ihrer Gesellschafterrechte ebenfalls 
der Treuhandkommanditistin II bedie-
nen und diese beauftragen, sie bei der 
Gesellschafterversammlung zu ver-
treten. Die Treuhandkommanditistin II 
wird ihr Stimmrecht gespalten gemäß 
Weisung der Treugeber und Direktkom-
manditisten wahrnehmen (gespalte-
nes Stimmrecht). Die Gegenstände der 
Beschlussfassung werden Treugebern 
und Direktkommanditisten durch die 
Übersendung der Einladung zur Prä-
senz-Gesellschafterversammlung 
bzw. der Abstimmungsaufforderung 
bei schriftlichen Abstimmungen von 
der geschäftsführenden Kommandi-
tistin mit einer Stimmempfehlung (bei 
Treugebern zusätzlich mit einer Stel-
lungnahme der Treuhandkommanditis-
tin II zugeleitet. Weist ein Treugeber die 
Treuhandkommanditistin nicht schrift-
lich zur Stimmabgabe an, wird sich die 
Treuhandkommanditistin II ihrer Stimme 
insoweit enthalten.

3.  Ausscheiden der 
Treuhand kommanditistin II 

Die Treuhandkommanditistin II schei-
det – im Wesentlichen ebenso wie die 
übrigen Gesellschafter der Investment-
gesellschaft – aus der Investmentge-
sellschaft aus, wenn ihr das Gesell-
schaftsverhältnis aus wichtigem Grund 
im Sinne der §§ 133, 140 HGB gekündigt 
wird, wenn sie ihren Pflichten gemäß 
GwG nicht nachkommt oder über ihr Ver-
mögen ein Insolvenzverfahren eröff-
net wird oder ihre Geschäftsanteile von 
einem Gläubiger gepfändet werden und 
die Vollstreckungsmaßnahmen nicht 
innerhalb von sechs Monaten aufge-
hoben werden.

Scheidet die Treuhandkommanditistin II 
aus der Investmentgesellschaft aus, so 
werden die Treugeber unmittelbar an 
der Investmentgesellschaft als Kom-
manditisten beteiligt sein, sofern sie 
nicht eine neue Treuhandkommandi-
tistin bestimmen.

4.  Haftung der 
Treuhand kommanditistin II 

Die Treuhandkommanditistin II haftet 
den Gläubigern der Investmentgesell-
schaft gegenüber wie ein Anleger, der 
als Direktkommanditist an der Invest-
mentgesellschaft beteiligt ist. Allerdings 
haben die Treugeber die Treuhandkom-
manditistin II im Fall einer Inanspruch-
nahme im Innenverhältnis freizustellen, 
sofern die Treuhandkommanditistin II 
nicht aufgrund eigener Pflichtverlet-
zung selbst haftet.

Die Haftung der Treuhandkommanditis-
tin II und ihrer Organe ist auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Die 
Haftungsbegrenzung gilt nicht, wenn 
und soweit die Treuhandkommandi-
tistin II oder deren Organe aufgrund 
gesetzlicher Bestimmungen zwingend 
haften, das heißt zum Beispiel bei der 
Verletzung des Lebens, des Körpers, 
der Gesundheit oder der Freiheit. Der 
Umfang der Haftung ist auf die jeweilige 
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Höhe des Beteiligungsbetrages des 
Treugebers beschränkt.

Schadensersatzansprüche des Treu-
gebers verjähren in drei Jahren ab 
dem Zeitpunkt der Entstehung des 
Anspruchs, soweit nicht gesetzlich eine 
kürzere Verjährung vorgeschrieben ist. 
Der Treugeber hat Schadensersatzan-
sprüche innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Kenntnis-
erlangung des Schadens gegenüber der 
Treuhandkommanditistin II schriftlich 
geltend zu machen.

5.  Gesamtbetrag der Vergütungen 
der Treuhandkommanditistin II 

Die mit der Treuhandschaft verbun-
denen Vergütungen, welche die Treu-
handkommanditistin II von der Invest-
mentgesellschaft erhält, sind im Kapitel 
„F. Wirtschaftlichkeitsberechnungen“, 
Abschnitt „I. Initialkosten (inkl. Aus-
gabeaufschlag)“ sowie in Kapitel „H. 
Rechtliche Grundlagen“, Abschnitt VI., 
Ziffer „3. Laufende Vergütungen, die an 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft und 
an bestimmte Gesellschafter der Invest-
mentgesellschaft zu zahlen sind“ näher 
dargestellt.

6.  Wechsel der 
Treuhand kommanditistin II 

Die Treuhandkommanditistin II ist be-
rechtigt, die Rechte und Pflichten aus 
dem Treuhand- und Verwaltungsvertrag 
auf eine andere Treuhandkommanditis-
tin zu übertragen, sofern dieser Vertrag 
von der neuen Treuhandkommanditistin 
übernommen wird und der Treugeber 
zustimmt. Der Treugeber kann seine 
Zustimmung nur aus wichtigem Grund 
verweigern.

7.  Auf Dritte übertragene Funktionen 

Die Treuhandkommanditistin II hat ihre 
Aufgaben aus dem Treuhand- und Ver-
waltungsvertrag auf die Paribus Trust 
GmbH, Königstraße 28, 22767 Hamburg, 
ausgelagert.

IV.  Identität und Pflichten wei-
terer Dienstleister der 
Investment gesellschaft

Zwischen der Investmentgesellschaft 
und der Paribus Invest GmbH wurde am 
1. September 2022 ein Vertrag über die 
Vermittlung von Eigenkapital geschlos-
sen, der unter der aufschiebenden 
Bedingung der Vertriebsfreigabe gemäß 
§ 316 KAGB für den Vertrieb der Anteile 
an dem AIF stand.

Vertragsgegenstand ist die Platzierung 
des Beteiligungskapitals der Invest-
mentgesellschaft, das heißt, die Pari-
bus Invest GmbH hat für die Investment-
gesellschaft das Kapital bei Anlegern 
einzuwerben.

Die für die Erbringung der Dienstleistung 
„Eigenkapitalbeschaffung“ an die Paribus 
Invest GmbH zu zahlende Vergütung ist 
in Kapitel „F. Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen“, Abschnitt „I. Initialkosten (inkl. 
Ausgabeaufschlag)“ näher dargelegt.

Der Vertrag beginnt mit der Vertrags-
unterzeichnung und endet, ohne dass 
es einer gesonderten Kündigung bedarf, 
sobald alle Aufgaben beendet sind, spä-
testens mit Ablauf der Platzierungs-
phase. Daneben kann der Vertrag mit 
einer Frist von drei Wochen zum Quar-
talsende gekündigt werden. Das Recht 
zur Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt.

Die Paribus Invest GmbH haftet gegen-
über der Investmentgesellschaft ledig-
lich, soweit ihr Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden 
kann oder die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten (Kardinalpflichten) 
vorliegt. Die Haftungsbegrenzungen 
gelten nicht, sofern die Paribus Invest 
GmbH aufgrund gesetzlicher Bestim-
mungen zwingend haftet (zum Bei-
spiel bei der Verletzung des Lebens, 
des Körpers, der Gesundheit oder der 
Freiheit). Schadensersatzansprüche 
der Parteien gegeneinander verjähren, 
sofern sie nicht kraft Gesetzes einer 

kürzeren Verjährung unterliegen und 
außer im Fall einer vorsätzlichen Verlet-
zung sowie der Verletzung von Leben, 
Körper, Gesundheit, Freiheit oder einer 
Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten (Kardinalpflichten), inner-
halb von einem Jahr ab dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch ent-
standen ist und der Anspruchsberech-
tigte von den haftungsbegründenden 
Umständen und der Person des Schuld-
ners Kenntnis erlangt hat oder ohne 
grobe Fahrlässigkeit hätte erlangen 
müssen.

Zwischen der Investmentgesellschaft 
und der ARRES GmbH besteht ein 
Property Management Vertrag vom 
20./21. Dezember 2010 über die Unter-
stützung bei der kaufmännischen und 
technischen Verwaltung der Immobilie.

Die technische und kaufmännische 
Liegenschaftsverwaltung umfasst ins-
besondere die Unterstützung bei der 
Neuvermietung leer stehender Miet-
flächen sowie die umfassende Kont-
rolle, Betreuung und Abwicklung der 
Miet verhältnisse inklusive der Über-
wachung der Zahlungsverpflichtungen 
und Erstellung von Betriebskostenab-
rechnungen. Im Rahmen der Bewirt-
schaftung der Liegenschaft umfassen 
die Aufgaben zudem insbesondere die 
Beauftragung, Überwachung und Steue-
rung von Dienstleistungsverträgen, die 
Überwachung des Objektzustandes, die 
Einholung von Angeboten für Bau- und 
Instandhaltungsmaßnahmen sowie die 
laufende Miet buchhaltung und Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs. 

Der Vertrag begann am 15. Dezem-
ber 2010 und wurde für die Dauer von 
60 Monaten geschlossen. Soweit der 
Vertrag nicht mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ablauf der Vertragslauf-
zeit durch eine der Vertragsparteien 
gekündigt wird, verlängert er sich still-
schweigend jeweils ein weiteres Jahr. 
Daneben kann der Vertrag mit einer Frist 
von drei Monaten durch beide Parteien 
vorzeitig beendet werden. Das Recht 
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zur Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. Jede Partei ist insbe-
sondere berechtigt, den Vertrag fristlos 
zu kündigen, wenn die andere Partei 
insolvent ist oder sie sich im Zahlungs-
verzug befindet.

Die ARRES GmbH erhält für die Verwal-
tungstätigkeit eine Vergütung in Höhe 
von 2,75 % (zuzüglich Umsatzsteuer) 
der geschuldeten Nettokaltmiete der 
Liegenschaft ohne Berücksichtigung der 
Verwaltungskostenpauschale zzgl. der 
gesetzlich anfallenden Umsatzsteuer. 
Im Falle des teilweisen oder vollständi-
gen Leerstandes der Flächen des Miet-
objektes reduziert sich die Vergütung 
auf 50 % der zuletzt gezahlten Miet e für 
die betreffende Fläche. Zusätzlich zu 
dieser Vergütung erstattet der Auftrag-
geber an die ARRES GmbH alle während 
der Ausführung ihrer Leistung anfallen-
den Auslagen.

Die für die Erbringung der Unterstüt-
zung bei der Objektverwaltung an die 
ARRES GmbH zu zahlende Vergütung ist 
in Kapitel H. „Rechtliche Grundlagen“, 
Abschnitt IV., Ziffer „4. Objektverwal-
tungsvertrag“ näher dargelegt.

ARRES GmbH haftet gegenüber der 
Investmentgesellschaft lediglich, soweit 
ihr Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last gelegt werden kann oder die leicht 
fahrlässige Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten vorliegt. Im Falle der 
leicht fahrlässigen Verletzung wesent-
licher Vertragspflichten ist die Haftung 
auf den vertragstypischen vorhersehba-
ren Schaden begrenzt. Schadensersatz-
ansprüche der Investmentgesellschaft 
gegenüber der ARRES GmbH verjähren 
innerhalb von zwei Jahren. Die Verjäh-
rungsfrist beginnt zum Zeitpunkt der 
den Schaden verursachenden Pflicht-
verletzung und Kenntnis des Auftrag-
gebers von dieser Pflichtverletzung, 
spätestens jedoch mit Beendigung des 
Vertrages.

Die Investmentgesellschaft hat ARRES 
GmbH Vollmacht erteilt, sie bei der Ver-
waltung des Objektes rechtsgeschäft-
lich zu vertreten. ARRES GmbH führt die 
Verwaltung des Objekts selbstständig 
im Namen und auf Rechnung des Auf-
traggebers durch. ARRES GmbH ist dazu 
berechtigt, zur Erfüllung der vertragli-
chen Pflichten Dritte einzusetzen. 

Zwischen der Investmentgesellschaft 
und der Paribus Immobilien Assetma-
nagement GmbH besteht ein Gesell-
schafts- und Objektverwaltungsver-
trag vom 1. September 2022 über die 
ergänzende Unterstützung bei der kauf-
männischen und technischen Verwal-
tung der Immobilie. 

Die ergänzende Liegenschaftsver-
waltung umfasst insbesondere Unter-
stützung bei Verhandlung, Ausführung 
und Abschluss von Miet verträgen, dem 
Abschluss, Änderung und Kündigung 
von Versicherungsverträgen sowie das 
Marketing der Immobilie. Im Rahmen 
der Bewirtschaftung der Liegenschaft 
umfassen die Aufgaben zudem insbe-
sondere Veranlassung geeigneter Maß-
nahmen zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen des Eigentümers gegenüber den 
Behörden bzw. den Stadtgemeinden 

Die für die Erbringung der Unterstüt-
zung bei der Objektverwaltung an die 
Paribus Immobilien Assetmanage-
ment GmbH zu zahlende Vergütung ist 
in Kapitel „H. Rechtliche Grundlagen, 
Abschnitt VI., Ziffer 5. Vergütungen an 
Dritte“ näher dargelegt.

Der Vertrag begann am 1. September 
2022 und wurde für die Laufzeit der 
Investmentgesellschaft geschlossen. 
Er endet, ohne dass es einer geson-
derten Kündigung bedarf, spätestens 
mit dem Abschluss der Liquidation der 
Investmentgesellschaft. Das Recht zur 
Kündigung aus wichtigem Grund bleibt 
unberührt.

Die Paribus Immobilien Assetma-
nagement GmbH haftet gegenüber 
der Investmentgesellschaft lediglich, 
soweit ihr Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last gelegt werden kann oder 
die Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten (Kardinalpflichten) vorliegt. Die 
Haftungsbegrenzungen gelten nicht, 
sofern die Paribus Immobilien Asset-
management GmbH aufgrund gesetz-
licher Bestimmungen zwingend haftet 
(zum Beispiel bei der Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder der Freiheit). Schadensersatzan-
sprüche der Parteien gegeneinander 
verjähren, sofern sie nicht kraft Geset-
zes einer kürzeren Verjährung unterlie-
gen, innerhalb von einem Jahr ab dem 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Anspruchsbe-
rechtigte von den haftungsbegründen-
den Tatsachen Kenntnis erlangt oder 
hätte erlangen müssen.

V.  Identität und Pflichten 
des Abschlussprüfers der 
Investmentgesellschaft

Die Jahresabschlüsse bis einschließlich 
des Abschlusses für das Geschäftsjahr 
2021 unterlagen keiner Abschlussprü-
fung. Für das Geschäftsjahr 2022 (inkl. für 
den Zwischenabschluss zum 31. August 
2022) bestellt die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft den Abschlussprüfer. Ab dem 
Geschäftsjahr 2023 können die Anle-
ger über die Wahl des Abschlussprüfers 
beschließen. 

Der Abschlussprüfer prüft den Jahresbe-
richt der Investmentgesellschaft. Bei der 
Prüfung hat der Abschlussprüfer auch 
festzustellen, ob bei der Verwaltung der 
Investmentgesellschaft die Vorschriften 
des KAGB sowie die Bestimmungen der 
Anlagebedingungen beachtet worden 
sind. Das Ergebnis der Prüfung hat der 
Abschlussprüfer in einem besonderen 
Vermerk zusammenzufassen. Der Ver-
merk ist in vollem Wortlaut im Jahres-
bericht wiederzugeben. Der Abschluss-
prüfer hat den Bericht über die Prüfung 
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der Investmentgesellschaft unverzüg-
lich nach Beendigung der Prüfung der 
BaFin einzureichen.

VI.  Identität und Pflichten von  
Auslagerungsunternehmen

Im Folgenden werden die von der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft eingekauf-
ten bzw. ausgelagerten Beratungs- und 
sonstigen Unterstützungsleistungen 
dargestellt.

1.  Auslagerungen nach § 36 KAGB

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft ist 
personell so strukturiert, dass sie die 
ihr gemäß KAGB zugewiesenen Funk-
tionen und Aufgaben wie u. a. Portfo-
liomanagement, Risikomanagement, 
Liquiditätsmanagement und Bewertun-
gen vollumfänglich selbst wahrnehmen 
kann. Für bestimmte Aufgabenbereiche 
bedient sie sich allerdings Unterneh-
men mit Spezialexpertise, um von die-
sen Leistungen in Anspruch zu nehmen. 
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat 
dabei sichergestellt und wird im Fall 
weiterer Auslagerungen sicherstellen, 
dass die Übertragung von Leistungs-
bereichen auf externe Dienstleister im 
Einklang mit den Vorgaben des § 36 
KAGB erfolgt.

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes hat die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft die folgenden Leis-
tungen an Dritte ausgelagert:

• Geschäftsbesorgungsvertrag über 
die Erbringung von Anlegerbetreu-
ungs- und Beschwerdemanagement-
Leistungen mit der Treuhandkom-
manditistin II PVT Trust GmbH, Anne-
Conway-Straße 6, 28359 Bremen.

Die PVT Trust GmbH hat die Erbrin-
gung dieser Leistungen an die Pari-
bus Trust GmbH, Königstraße 28, 
22767 Hamburg, ausgelagert.

• Geschäftsbesorgungsvertrag über 
die Erbringung von Leistungen der 
Geldwäscheprävention mit der Pari-
bus Trust GmbH, Königstraße 28, 
22767 Hamburg.

• Geschäftsbesorgungsverträge über 
die Erbringung von Buchhaltungs- 
und Rechnungswesenleistungen, 
Steuerberatungs- und Interne-Revi-
sions-Leistungen von der Mazars 
GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft, Domstraße 15, 20095 Ham-
burg. 

• Geschäftsbesorgungsvertrag über 
die Erbringung von Compliance-Leis-
tungen von der Mazars Rechtsan-
waltsgesellschaft mbH, Alt-Moabit 2, 
10557 Berlin.

2.  Zusätzliche Hinweise

Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass infolge von Änderungen durch 
Umstrukturierung der Arbeitsorganisa-
tion oder sonstiger Umstände auf Ebene 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft die 
vorstehenden Angaben modifiziert wer-
den oder gar gänzlich entfallen. Ins-
besondere kommt in Betracht, dass in 
einem solchen Fall weitere Dienstleister 
beauftragt werden, die bisher nicht auf-
geführt wurden. Im Zuge der eventuel-
len Neubeauftragung von Dritten kann 
weiter nicht ausgeschlossen werden, 
dass es zu Interessenkonflikten sowie 
zusätzlichen Risiken kommen kann.
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VII. Verflechtungen und Interessenkonflikte

1.  Überblick über die wesentlichen Vertragspartner

Paribus 
Immobilienfonds  
München Taunusstraße 
GmbH & Co.  
geschlossene 
Investment-KG

Funktion Investmentgesellschaft

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRA 112200

Komplementärin Verwaltung Vierte IFD geschlossener Immobilienfonds für 
Deutschland GmbH, Hamburg

Kommanditkapital 6.736.000 Euro zum Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes (kann um bis zu 35.000.000 Euro erhöht werden)

Kommanditisten Unter anderem

• Paribus Fondsbeteiligung GmbH, Hamburg

• Paribus Treuhand Dienstleistungen GmbH, Hamburg

• PVT Trust GmbH, Bremen

• Weitere Direktkommanditisten 

Geschäftsführung • Paribus Fondsbeteiligung GmbH, 
diese wiederum vertreten durch ihre Geschäftsführer 

• Dr. Christopher Schroeder, Hamburg

• Thomas Böcher, Ahrensburg

Paribus  
Kapitalverwaltungs-
gesellschaft mbH

Funktion Externe Kapitalverwaltungsgesellschaft der 
Investmentgesellschaft

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 125704

Stammkapital 125.000 Euro

Gesellschafter • CSB Beteiligungen GmbH, Hamburg

Geschäftsführung • Markus Eschner, Hamburg

• Uwe Hamann, Hamburg

• Dr. Georg Reul, Hamburg

• Dr. Volker Simmering, Hamburg

Verwaltung Vierte  
IFD geschlossener  
Immobilienfonds für 
Deutschland GmbH 

Funktion Komplementärin der Investmentgesellschaft

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 115393

Stammkapital 25.000 Euro 

Gesellschafter • Paribus Immobilien Assetmanagement GmbH

Geschäftsführung • Thomas Böcher, Ahrensburg

• Martin Rolle, Hamburg
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Paribus 
Fondsbeteiligung  
GmbH

Funktion Geschäftsführende Kommanditistin der Investmentgesellschaft 

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 111414

Stammkapital 25.000 Euro 

Gesellschafter • Paribus Capital GmbH

Geschäftsführung • Dr. Christopher Schroeder, Hamburg

• Thomas Böcher, Ahrensburg

Paribus  
Treuhand  
Dienstleistung  
GmbH

Funktion Treuhandkommanditistin I der Investmentgesellschaft 

Geschäftsanschrift/Sitz Palmaille 75, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 130249

Stammkapital 25.000 Euro

Gesellschafter • CSB Beteiligungen GmbH, Hamburg

Geschäftsführung • Stephanie Brumberg, Hamburg

• Hinrich Wilhelm Otter, Hamburg

PVT Trust GmbH1 Funktion Treuhandkommanditistin II der Investmentgesellschaft 

Geschäftsanschrift/Sitz Anne-Conway-Straße 6, 28359 Bremen

Handelsregister Amtsgericht Bremen, HRB 35943

Stammkapital 25.000 Euro

Gesellschafter • PECURA Anleger- und Treuhandservice GmbH, Bremen

Geschäftsführung • Ingo Kuhlmann, Sittensen

Paribus Invest GmbH Funktion Eigenkapitalvermittlung

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 94678

Stammkapital 37.500 Euro

Gesellschafter • CSB Beteiligungen GmbH, Hamburg

• Thomas Böcher, Ahrensburg

Geschäftsführung • Thomas Böcher, Ahrensburg

• Christian Drake, Hamburg 

1 Die PVT Trust GmbH hat ihre Aufgaben aus dem Treuhand- und Verwaltungsvertrag auf die Paribus Trust GmbH, Königstraße 28, 22767 Hamburg, 
ausgelagert. Die Paribus Trust GmbH ist unter HRB 95393 beim Amtsgericht Hamburg eingetragen und hat ein Stammkapital von 25.000 Euro. 
Gesellschafter sind CSB Beteiligungen GmbH und Paribus Holding GmbH & Co. KG. Die Gesellschaft wird durch die Geschäftsführer Stephanie 
Brumberg und Hinrich Wilhelm Otter vertreten.
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Paribus  
Finanzierungs-
beratungsgesellschaft 
mbH

Funktion Fremdkapitalverhandlung

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 97991

Stammkapital 25.000 Euro

Gesellschafter • Paribus Beteiligungen GmbH, Hamburg

• PBB Beteiligungen GmbH, Hamburg

Geschäftsführung • Oliver Scharenberg, Hamburg

Paribus  
Immobilien 
Assetmanagement  
GmbH

Funktion Objektverwaltung

Geschäftsanschrift/Sitz Königstraße 28, 22767 Hamburg

Handelsregister Amtsgericht Hamburg, HRB 124019

Stammkapital 25.000 Euro

Gesellschafter • Paribus Holding GmbH & Co. KG, Hamburg

Geschäftsführung • Thomas Böcher, Ahrensburg

• Martin Rolle, Hamburg

CACEIS Bank S. A.,  
Germany Branch

Funktion Verwahrstelle

Geschäftsanschrift/Sitz Lilienthalallee 36, 80939 München

Handelsregister Amtsgericht München, HRB 229834

Stammkapital 1.273.376.994,56 Euro

Zweigniederlassung • Zweigniederlassung der CACEIS Bank, Paris, Frankreich

Geschäftsführung • Jean-François Abadie, Paris, Frankreich

• Carlos Rodriguez de Robles Arienza, Madrid, Spanien

• Joseph Saliba, Paris, Frankreich
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2. Verflechtungen

Kapitalmäßige wie personelle Verflech-
tungen können dazu führen, dass die 
Investmentgesellschaft bzw. deren 
Anleger benachteiligt werden.

Kapitalmäßige Verflechtungen

Gesellschaft Kapitalmäßig beteiligte Gesellschafter

Paribus Immobilienfonds  
München Taunusstraße GmbH &  
Co. geschlossene Investment-KG

• Paribus Treuhand Dienstleistungen GmbH

• PVT Trust GmbH

• Paribus Fondsbeteiligung GmbH

• Weitere Anleger 

Paribus Kapitalverwaltungs gesellschaft mbH • CSB Beteiligungen GmbH

Verwaltung Vierte IFD geschlossener  
Immobilienfonds für Deutschland GmbH

• Paribus Immobilien Assetmanagement GmbH

Paribus Fondsbeteiligung GmbH • Paribus Capital GmbH

Paribus Immobilien Assetmanagement GmbH • Paribus Holding GmbH & Co. KG

Paribus Invest GmbH • CSB Beteiligungen GmbH

• Thomas Böcher

Paribus Finanzierungsberatungsgesellschaft mbH • Paribus Beteiligungen GmbH

• PBB Beteiligungen GmbH 
(Gesellschafter 50 % Dr. Christopher Schroeder)

Paribus Holding GmbH & Co. KG  
(Komplementärin: Paribus Holding  
Verwaltungsgesellschaft mbH)

• CSB Beteiligungen GmbH

Paribus Holding Verwaltungsgesellschaft mbH • Dr. Christopher Schroeder

CSB Beteiligungen GmbH • Dr. Christopher Schroeder

Paribus Treuhand Dienstleistung GmbH • CSB Beteiligungen GmbH

Paribus Trust GmbH • CSB Beteiligungen GmbH

• Paribus Holding GmbH & Co. KG

Paribus Beteiligungen GmbH • CSB Beteiligungen GmbH
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Personelle Verflechtungen

Person Mitglied der Geschäftsführung von 

Dr. Christopher Schroeder1 • CSB Beteiligungen GmbH 

• Paribus Fondsbeteiligung GmbH  
(diese wiederum Geschäftsführung von Paribus Immobilienfonds München 
Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG)

• Paribus Holding Verwaltungsgesellschaft mbH

• Paribus Beteiligungen GmbH

Thomas Böcher • Paribus Invest GmbH

• Paribus Holding Verwaltungsgesellschaft mbH

• Paribus Immobilien Assetmanagement GmbH

• Paribus Fondsbeteiligung GmbH

• Verwaltung Vierte IFD geschlossener Immobilienfonds für  
Deutschland GmbH 

Dr. Georg Reul • Paribus Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH

• Paribus Holding Verwaltungsgesellschaft mbH

Martin Rolle • Paribus Immobilien Assetmanagement GmbH

• Verwaltung Vierte IFD geschlossener Immobilienfonds für Deutschland GmbH

Stephanie Brumberg • Paribus Treuhand Dienstleistung GmbH

• Paribus Trust GmbH

Hinrich Wilhelm Otter • Paribus Treuhand Dienstleistung GmbH

• Paribus Trust GmbH

1 Dr. Christopher Schroeder ist auch Aufsichtsratsvorsitzender der Paribus Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH.

I. Identität und Pflichten wesentlicher Dienstleister, Verflechtungen
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Personelle und kapitalmäßige Verflech-
tungen zwischen Gesellschaften der 
Paribus-Gruppe und der Verwahrstelle 
bestehen nicht. Interessenkonflikte auf-
grund personeller und kapitalmäßiger 
Verflechtungen bestehen insoweit 
entsprechend nicht. 

Interessen oder Interessen Dritter ver-
folgen. Die sich aus den personellen und 
kapitalmäßigen Verflechtungen erge-
benden Risiken sind auch im Kapitel „E. 
Risikohinweise“, Abschnitt „II. Allge-
meine Risiken“, Unterabschnitt „Inter-
essenkonflikte/personelle und kapi-
talmäßige Verflechtungen“ dargelegt.

Dr. Christopher Schroeder ist als 
Aufsichtsratsvorsitzender der Kap-
italverwaltungsgesellschaft und 
Gesellschafter der CSB Beteiligungen 
GmbH mittelbar oder unmittelbar u. a. 
an der Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
der Paribus Immobilien Assetmanage-
ment GmbH, der Paribus Invest GmbH, 
der Paribus Finanzierungsberatungs-
gesellschaft mbH, der Paribus Holding 
GmbH & Co. KG, der Komplementärin 
der Investmentgesellschaft, der ges-
chäftsführenden Kommanditistin der 
Investmentgesellschaft sowie der Pari-
bus Trust GmbH beteiligt.

3.  Interessenkonflikte

Interessenkonflikte und personelle wie 
kapitalmäßige Verflechtungen können 
dazu führen, dass die Investmentge-
sellschaft bzw. deren Anleger ben-
achteiligt werden.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
verwaltet als externe Kapitalverwal-
tungsgesellschaft gleichzeitig weitere 
Investmentgesellschaften. Sie beab-
sichtigt, diese Funktion auch bei kün-
ftigen Beteiligungsangeboten bzw. bei 
anderen bereits bestehenden Invest-
mentgesellschaften zu übernehmen. 

Die geschäftsführende Kommanditistin 
der Investmentgesellschaft ist gleich-
zeitig geschäftsführende Kommandit-
istin weiterer Fonds- und Investment-
gesellschaften. Sie beabsichtigt, diese 
Stellung auch bei künftigen Beteiligu-
ngsangeboten zu übernehmen.

Die Paribus Trust GmbH, auf die von der 
Treuhandkommanditistin II die Aufgaben 
aus dem Treuhand- und Verwaltungsver-
trag ausgelagert werden, ist selbst 
Treuhandkommanditistin in weiteren 
Fonds- und Investmentgesellschaften. 
Sie beabsichtigt, die Stellung einer Treu-
handkommanditistin auch bei künftigen 
Beteiligungsangeboten zu übernehmen.

Die in diesem Abschnitt unter Ziffer 1. 
genannten Gesellschaften üben die jew-
eils genannten Funktionen aus. Ferner 
bestehen die in diesem Abschnitt unter 
Ziffer 2. dargestellten personellen und 
kapitalmäßigen Verflechtungen. Daher 
sind die vorgenannten Gesellschaften 
gesellschaftsrechtlich und/oder per-
sonell miteinander verbunden. Inso-
weit können sich Interessenkonflikte 
ergeben, die unter Umständen zum 
wirtschaftlichen Nachteil der Invest-
mentgesellschaft bzw. deren Anleger 
gelöst werden. Es kann ferner nicht aus-
geschlossen werden, dass die handel-
nden Personen nicht oder nicht aus-
schließlich die Interessen der Invest-
mentgesellschaft, sondern auch eigene 

I. Identität und Pflichten wesentlicher Dienstleister, Verflechtungen
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J. Bedeutsame Steuervorschriften

I.  Vorbemerkungen

Die folgenden Ausführungen stellen die 
wesentlichen Grundlagen der steuerli-
chen Konzeption der Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft dar. Die Ausfüh-
rungen basieren auf der im Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes gel-
tenden Rechtslage, die sich aus den zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Gesetzen, 
veröffentlichten Verwaltungsanweisun-
gen und veröffentlichten Gerichtsurtei-
len ergibt. Geplante Gesetzesänderun-
gen, nicht offiziell veröffentlichte Ver-
waltungsanweisungen und sonstige 
nicht verbindliche Äußerungen zum 
deutschen Steuerrecht wurden nicht 
berücksichtigt, soweit darauf nach-
folgend nicht besonders hingewie-
sen wird. Gesetzesänderungen oder 
Änderungen in der Verwaltungsauf-
fassung oder Rechtsprechung können 
sich während der Dauer der Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft jeder-
zeit, ggf. auch mit rückwirkenden Aus-
wirkungen, ergeben. Die Angaben im 
Verkaufsprospekt einschließlich der 
nachfolgenden Kurzangaben über die 
für die Anleger bedeutsamen Steuer-
vorschriften erfolgen in Erfüllung der 
Aufklärungspflicht der Investment-
gesellschaft unter Berücksichtigung 
der Prospekthaftungsgrundsätze des 
Bundesgerichtshofes.

Die Darstellung beschränkt sich aus-
schließlich auf die wesentlichen steuer-
lichen Auswirkungen einer Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft für in 
Deutschland unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtige natürliche Personen, 
die ihre Beteiligung in ihrem steuerli-
chen Privatvermögen halten und diese 

ausschließlich mit Eigenkapital finanzie-
ren. Für institutionelle Anleger in Gestalt 
von Stiftungen findet sich nachfolgend 
in Kapitel „J. Bedeutsame Steuervor-
schriften, Abschnitt XXII. Besteuerung 
von Stiftungen“ ein gesonderter Hin-
weis. Die Kurzangaben über die für die 
Anleger bedeutsamen Steuervorschrif-
ten können die individuellen steuerli-
chen Umstände eines jeden Anlegers 
nicht berücksichtigen und sind keine 
Hilfeleistungen in Steuersachen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn der Anle-
ger beabsichtigt, die Beteiligung im 
Betriebsvermögen zu halten, sie mit 
Fremdkapital zu finanzieren, er keine 
natürliche Person ist oder er nicht in 
Deutschland steuerlich ansässig ist. Es 
ist daher jedem Interessenten in Bezug 
auf eine Beteiligung an der Investment-
gesellschaft zu empfehlen, die per-
sönlichen steuerlichen Auswirkungen 
vorab mit seinem steuerlichen Berater 
zu besprechen. Kirchensteuerliche Aus-
wirkungen sind in der folgenden Darstel-
lung, mit Ausnahme des Abschnitts „XIII. 
Kirchensteuer“, nicht berücksichtigt.

Die endgültige steuerliche Beurtei-
lung des Beteiligungsangebots und 
der Besteuerungsgrundlagen erfolgt 
durch das Finanzamt, ggf. im Rahmen 
einer Betriebsprüfung und sich eventu-
ell anschließender Einspruchsverfahren 
oder Verfahren vor Finanzgerichten.

Es kann weder garantiert werden, dass 
die vom Anleger mit seiner Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft erstreb-
ten Erfolge tatsächlich erzielt werden, 
noch dass die im Zeitpunkt der Erstel-
lung des Verkaufsprospektes geltende 
Rechtslage bis zum Ende der Laufzeit 

der Investmentgesellschaft unverändert 
fortbesteht oder die Finanzverwaltung 
oder ein Finanzgericht der Rechtsauf-
fassung der Investmentgesellschaft 
in allen Punkten vollumfänglich folgt. 
Hinsichtlich der damit verbundenen 
steuerlichen Risiken wird auf die Aus-
führungen im Kapitel „E. Risikohinweise, 
Abschnitt III. Allgemeines steuerliches 
Risiko“ verwiesen. Grundlage der Anla-
geentscheidung kann nur die langfris-
tige Sicherheit und Wirtschaftlichkeit 
sein. Die Erzielung einer angemessenen 
Rendite aufgrund der Ertragskraft der 
Investmentgesellschaft und nicht die 
Erzielung von Steuervorteilen steht im 
Mittelpunkt dieses Beteiligungsange-
bots. Weder die Investmentgesellschaft 
noch eine andere Person übernehmen 
die Zahlung von Steuern für den Anleger.

II.  Einkommensteuer 
Besteuerungssubjekt

Die Investmentgesellschaft ist als Per-
sonengesellschaft Subjekt der Einkünf-
teermittlung ihrer beteiligten Gesell-
schafter (siehe BFH vom 25. Februar 
1991 – GrS 7/89, BStBl. II 1991, Seite 
691; BFH vom 10. November 1980 – 
GrS 1/79, BStBl. II 1981, Seite 164; 
BMF vom 20. Oktober 2003 – IV C 3-S 
2253a-48/03, BStBl. I 2003, Seite 546). 
Die Investmentgesellschaft stellt aber 
ihrerseits in einkommensteuerlicher 
Hinsicht kein eigenständiges Steuer-
subjekt dar. Das besondere Besteue-
rungsregime des InvStG findet keine 
Anwendung (§ 1 Absatz 3 Nr. 2 InvStG), 
sodass die Einkünfte von den Anlegern 
nach den allgemeinen steuerrechtli-
chen Regelungen zu versteuern sind. 
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Für Besteuerungszwecke sind die für 
die Personengesellschaft ermittelten 
Einkünfte anteilig ihren Gesellschaftern 
und damit den Anlegern zuzurechnen.

Durch die rechtliche Ausgestaltung des 
Gesellschaftsvertrags der Investment-
gesellschaft und des Treuhand- und Ver-
waltungsvertrags werden die Kriterien 
erfüllt, die die Finanzverwaltung für die 
steuerliche Anerkennung des Treuhand-
verhältnisses fordert (siehe BMF vom 
1. September 1994 – IV B 3-S 2253a-
15/94, BStBl. I 1994, Seite 604).

Dies hat zur Folge, dass die Einkünfte 
der Investmentgesellschaft den Treu-
gebern steuerlich zugerechnet werden 
(§ 39 Absatz 2 Nr. 1 Satz 2 AO), soweit sie 
auf die jeweilige Treuhandkommanditis-
tin in ihrer Eigenschaft als Treuhandkom-
manditistin entfallen. Im Folgenden wird 
zwischen den Treugebern und Direkt-
kommanditisten nicht weiter differen-
ziert, soweit darauf nicht ausdrücklich 
hingewiesen wird, das heißt, die Aus-
führungen gelten im Übrigen sowohl für 
Treugeber als auch für Direktkomman-
ditisten gleichermaßen.

III.  Einkunftsarten

Der Anleger erzielt aus seiner Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft laufende 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung (§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG). 
Daneben erzielt der Anleger Einkünfte 
aus Kapitalvermögen (§ 20 Absatz 1 Nr. 7 
EStG) aus der verzinslichen Anlage etwai-
ger Liquiditätsüberschüsse durch die 
Investmentgesellschaft und eine etwaige 
Objektgesellschaft, soweit sie nicht als 
Teil der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung zu qualifizieren und diesen 
zuzuweisen sind (§ 20 Absatz 8 EStG). 

Nach der Anlagestrategie der Invest-
mentgesellschaft vermietet die Invest-
mentgesellschaft mittel- bis langfristig 
eine Immobilie, ohne darüber hinaus-
gehende vermieteruncharakteristische 
Sonderleistungen zu erbringen.

Mit dem Halten der Immobilie bzw. der 
Beteiligung an einer etwaigen Objekt-
gesellschaft sowie der verzinslichen 
Anlage von Liquiditätsreserven ist die 
Investmentgesellschaft ausschließ-
lich vermögensverwaltend tätig. Eine 
etwaige Objektgesellschaft wäre mit 
dem Erwerb, der langfristigen Vermie-
tung der Immobilie und der verzinsli-
chen Anlage von Liquiditätsreserven 
ebenfalls ausschließlich vermögens-
verwaltend tätig. 

Die Investmentgesellschaft erzielt aus 
der Vermietung der Immobilie Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung gemäß 
§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG sowie Ein-
künfte aus Kapitalvermögen gemäß § 20 
Absatz 1 Nr. 7 EStG aus der verzinslichen 
Anlage von Liquiditätsreserven, soweit 
diese nicht als Teil der Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung zu qualifizie-
ren sind. Nach § 21 Absatz 3 EStG sind 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung vorrangig anderen Einkünften – bei-
spielsweise Einkünften aus Gewerbe-
betrieb nach § 15 EStG – zuzurechnen, 
soweit sie zu diesen gehören.

1.  Keine Einkünfte aus  
Gewerbebetrieb

a)  Vermögensverwaltende 
Personengesellschaft

Die Investmentgesellschaft soll nach 
dem Konzept der Paribus Kapitalver-
waltungsgesellschaft als vermögens-
verwaltende Personengesellschaft – 
in Abgrenzung von einer gewerblichen 
Mitunternehmerschaft – zu qualifizie-
ren sein, da angestrebt wird, dass sich 
eine Gewerblichkeit weder aus einer 
gewerblichen Prägung noch aus einer 
gewerblichen Tätigkeit oder Infektion 
durch eine Gewerblichkeit einer etwai-
gen Objektgesellschaft ergeben soll.

b)  Keine gewerbliche Prägung

Eine gewerbliche Prägung im Sinne von 
§ 15 Absatz 3 Nr. 2 Satz 1 EStG liegt nur 
dann vor, wenn ausschließlich eine oder 

mehrere Kapitalgesellschaften alleinige 
persönlich haftende Gesellschafter 
einer Personengesellschaft sind und 
nur diese oder Personen, die keine 
Gesellschafter sind, zur Geschäfts-
führung befugt sind. Eine gewerbliche 
Prägung der Investmentgesellschaft 
scheidet aus, da die Paribus Fonds-
beteiligung GmbH in ihrer Funktion als 
geschäftsführende Kommanditistin vor-
rangig zur Geschäftsführung und Vertre-
tung der Investmentgesellschaft nach 
deren Gesellschaftsvertrag berechtigt 
und verpflichtet ist. 

c)  Keine gewerbliche Tätigkeit

Weder die Investmentgesellschaft noch 
eine etwaige Objektgesellschaft sollen 
eine originär gewerbliche Tätigkeit im 
Sinne von § 15 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Satz 
1 EStG ausüben.

Eine gewerbliche Tätigkeit (§ 15 Absatz 2 
EStG) ist eine selbstständige nach-
haltige Betätigung mit Gewinnerzie-
lungsabsicht, die sich als Beteiligung 
am allgemeinen wirtschaftlichen Ver-
kehr darstellt und den Rahmen einer 
privaten Vermögensverwaltung über-
schreitet. Dabei ist bei der Beurteilung 
jeweils auf das Gesamtbild der Verhält-
nisse und auf die Verkehrsanschauung 
abzustellen. Die Rechtsprechung orien-
tiert sich hinsichtlich der Qualifizierung 
einer Tätigkeit als gewerblich an einer 
Reihe von Indizien, die dem „Bild des 
Gewerbebetriebs“ als dem marktmäßi-
gen Umschlag erheblicher Sachwerte 
sowie der gewerblichen Produktion ent-
lehnt sind. 

Die Investmentgesellschaft hat eine 
Immobilie ausschließlich mit der Absicht 
erworben, diese auf Dauer an Dritte zu 
vermieten und anschließend zu ver-
äußern. Außer zur Vermietung wird die 
Immobilie von der Investmentgesell-
schaft nicht genutzt werden. Darüber 
hinaus wird die Investmentgesellschaft 
keine vermieteruntypischen Leistun-
gen, zum Beispiel die Reinigung von 
Miet flächen, für die Miet er erbringen. 
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Sie nutzt daher ausschließlich die Sub-
stanzwerte der Immobilie durch Frucht-
ziehung, was nicht mit dem marktmä-
ßigen Umschlag von Gütern zu verglei-
chen ist. 

Die Investmentgesellschaft und eine 
etwaige Objektgesellschaft begrün-
den planmäßig auch keinen gewerbli-
chen Grundstückshandel. Nach einem 
Schreiben des Bundesfinanzministe-
riums (BMF) vom 26. März 2004 (BStBl. 
I 2004, Seite 434) liegt ein gewerbli-
cher Grundstückshandel vor, wenn 
innerhalb von fünf Jahren und in Son-
derfällen innerhalb von zehn Jahren 
seit deren Anschaffung mehr als drei 
Objekte durch den gleichen Erwerber 
veräußert werden (Dreiobjektgrenze). 
Nach dem vorliegenden Konzept ist 
nicht beabsichtigt, dass die Investment-
gesellschaft ihr Grundstück oder ihre 
Beteiligung an einer etwaigen Objekt-
gesellschaft innerhalb von zehn Jahren 
nach dem Beitritt des letzten Anlegers 
veräußert. Zudem entspricht die Tätig-
keit der Investmentgesellschaft auch 
nicht der Tätigkeit eines Bauträgers, 
sodass auch insofern kein gewerb-
licher Grundstückshandel vorliegt. 
So hat diese eine Bestandsimmobilie 
erworben, das heißt diese nicht selbst 
errichten lassen. Daher ist insoweit 
keine Umqualifizierung der Einkünfte 
auf Ebene der Investmentgesellschaft 
in gewerbliche Einkünfte zu erwarten.

Gemäß § 2 Absatz 2 des Gesellschafts-
vertrags ist die Investmentgesellschaft 
berechtigt, im Rahmen der Verwaltung 
der Immobilie ein Baurecht zu schaf-
fen oder die Immobilie umzubauen, zu 
erweitern, hinsichtlich von Freiflächen 
zu bebauen oder in verschiedene Grund-
stücke aufzuteilen („Bauverdichtung“). 
Insbesondere dann, wenn solche Tätig-
keiten in zeitlicher Nähe zu einer Veräu-
ßerung der Immobilie stattfinden sollten, 
besteht das Risiko, dass das Finanzamt 
dies als eine gewerbliche Tätigkeit wer-
tet („Projektentwicklung“). Dies würde 
– entgegen den Planungen der Paribus 
Kapitalverwaltungsgesellschaft – zu 

einer Umqualifizierung der Einkünfte 
in solche aus Gewerbebetrieb führen 
(vgl. dazu den Risikohinweis in Kapi-
tel „E. Risikohinweise, Abschnitt III. 
Allgemeines steuerliches Risiko unter 
Einkünftequalifikation“). 

Nach einem Schreiben des BMF vom 
1. April 2009 (BStBl. I 2009, Seite 515), 
das sich auf ein Urteil des Bundesfinanz-
hofs (BFH) vom 26. Juni 2007 (BStBl. II 
2009, Seite 289) bezieht, können unter 
bestimmten Umständen der Erwerb, die 
Vermietung und die Veräußerung eines 
Wirtschaftsguts zu einer gewerblichen 
Tätigkeit führen, wenn die Vermietung 
mit dem Erwerb und der Veräußerung 
aufgrund eines einheitlichen Geschäfts-
konzepts verklammert ist. Ein einheit-
liches Geschäftskonzept liegt nach 
Auffassung der Finanzverwaltung vor, 
wenn von vornherein ein Verkauf des 
vermieteten Wirtschaftsguts vor Ablauf 
von dessen gewöhnlicher oder tatsäch-
licher Nutzungsdauer geplant ist und 
nur durch dessen Verkauf ein Totalge-
winn erzielt werden kann. Mit Urteil vom 
28. September 2017 (BStBl. II 2018, Seite 
89) hat der BFH diese Rechtsprechung 
auf Immobilien erstreckt. Die Finanzver-
waltung folgt diesen Grundsätzen. Da 
planungsgemäß ein steuerlicher Total-
überschuss nicht erst durch einen Ver-
kauf der Immobilie, sondern durch die 
Vermietung bereits vor Beendigung der 
Investmentgesellschaft erzielt werden 
soll, fehlt es bereits an einem einheitlich 
verklammerten Geschäftskonzept im 
vorgenannten Sinne. Daher ist insoweit 
keine Umqualifizierung der Einkünfte 
in gewerbliche Einkünfte zu erwarten.

d)  Keine gewerbliche Infektion

Sollte eine etwaige Objektgesellschaft 
gewerbliche Einkünfte erzielen, so käme 
es zu einer sogenannten gewerblichen 
Infektion der Investmentgesellschaft 
(§ 15 Absatz 3 Nr. 1 Satz 1 Fall 2 EStG). 
In diesem Fall würde die Investmentge-
sellschaft selbst nicht mehr als vermö-
gensverwaltend, sondern als gewerblich 
behandelt werden. Auch eine etwaige 

Objektgesellschaft soll jedoch als ver-
mögensverwaltende Gesellschaft aus-
gestaltet werden und konzeptionsge-
mäß keine gewerblichen Einkünfte 
erzielen. 

e)  Umqualifizierung von Einkünften

Allerdings können auf Ebene des Anle-
gers die Einkünfte in gewerbliche Ein-
künfte umqualifiziert werden, wenn die-
ser seine Beteiligung an der Investment-
gesellschaft innerhalb von zehn Jahren 
veräußert. Auch weitere Grundstücks-
veräußerungen im Privatvermögen oder 
andere Veräußerungen von Beteili-
gungen an Immobiliengesellschaften 
im zeitlichen Zusammenhang könnten 
dadurch gewerblich werden. Die Finanz-
verwaltung vertritt nämlich die Auffas-
sung, dass – bezogen auf den jeweiligen 
Anleger – die Veräußerung einer Betei-
ligung an einer Immobilienpersonenge-
sellschaft – das heißt der Investment-
gesellschaft – einer anteiligen Veräuße-
rung der von der Investmentgesellschaft 
bzw. einer etwaigen Objektgesellschaft 
gehaltenen Grundstücke im Sinne der 
Dreiobjektgrenze gleichzustellen ist. Für 
die Anwendung der Dreiobjektgrenze 
käme es daher sowohl auf die Beteili-
gung an der Investmentgesellschaft und 
das von dieser gehaltene Grundstück 
sowie auf die Anzahl der vom Anleger 
an anderen Immobilienpersonengesell-
schaften gehaltenen bzw. veräußerten 
Beteiligungen als auch auf die Anzahl 
der von den anderen Immobilienper-
sonengesellschaften gehaltenen bzw. 
veräußerten Grundstücke sowie auf die 
vom Anleger im Privatvermögen veräu-
ßerten Grundstücke an. 

Hierbei erfolgt eine Zurechnung nach 
den Verlautbarungen der Finanzverwal-
tung nur, wenn die Beteiligung an der die 
Immobilien haltenden Personengesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar min-
destens 10 % beträgt oder der Verkehrs-
wert der Beteiligung oder der Anteil an 
der bzw. den veräußerten Immobilie(n) 
bei einer Beteiligung von weniger als 
10 % mehr als 250.000 Euro beträgt. 
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Diese Mindestgrenzen sind von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung 
bisher allerdings noch nicht bestätigt 
worden. In der Betrachtung der Drei-
objektgrenze wird auch die Veräuße-
rung von Anteilen an solchen Immobilien 
haltenden Personengesellschaften als 
Veräußerung der mittelbar gehaltenen 
Immobilien behandelt. Ein Anleger kann 
einen gewerblichen Grundstückshan-
del begründen, sofern er Immobilien 
erwirbt und innerhalb von zehn Jahren 
veräußert und dies allein oder aufgrund 
von Immobilienveräußerungen durch 
die Investmentgesellschaft oder einer 
etwaigen Objektgesellschaft oder einer 
vorzeitigen Veräußerung der Beteiligung 
durch den Anleger zu einer Überschrei-
tung der Dreiobjektgrenze führt. Eine 
entsprechende Veräußerung seitens 
der Investmentgesellschaft oder einer 
etwaigen Objektgesellschaft ist jedoch 
plangemäß nicht vorgesehen.

2.  Einkünfte aus Vermietung und  
Verpachtung

Die Investmentgesellschaft soll ihre 
Immobilie konzeptgemäß langfristig 
vermieten. Dadurch erzielt sie Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung 
gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. 
Die Anleger erzielen über die Invest-
mentgesellschaft mittelbar aus der von 
dieser gehaltenen Immobilie Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung gemäß 
§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, da den 
Anlegern steuerlich die Vermietungs-
tätigkeit der Investmentgesellschaft 
sowie einer etwaigen Objektgesell-
schaft zugerechnet wird.

Nach Auffassung der Oberfinanzdi-
rektion (OFD) Berlin (Schreiben vom 
9. Dezember 1996) und des Finanzse-
nators Berlin (Erlass vom 18. November 
2010) sind Guthabenzinsen, die aus 
einer aus Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung errichteten Liquiditätsre-
serve erzielt werden, nicht als Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, sondern als Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung 
zu qualifizieren. In zwei Urteilen zum 

GewStG vom 15. März 2000 (BStBl. II 
2000, Seite 355) und vom 20. Septem-
ber 2007 (BStBl. II 2010, Seite 985) hat 
der BFH die aus der Anlage von Miet-
einnahmen erzielten Zins en indes nicht 
den Miet-, sondern den Kapitaleinkünf-
ten zugerechnet. In der unterfinanzge-
richtlichen Rechtsprechung (FG Berlin-
Brandenburg vom 6. Januar 2015 – 6 
K 6190/12, EFG 2015, Seite 815) wurde 
zuletzt auf den Veranlassungszusam-
menhang der verzinslichen Anlage 
abgestellt. Die Erträge, die der Anleger 
aus der Liquiditätsreserve der Invest-
mentgesellschaft erzielt, werden daher 
auf Ebene der Investmentgesellschaft 
voraussichtlich zu den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung gerechnet. 

IV.  Einkünfteerzielungsabsicht

Voraussetzung für die steuerliche 
Anerkennung der Ergebnisse ist das 
Vorliegen einer Einkünfteerzielungs-
absicht. Diese liegt nach Ansicht der 
Rechtsprechung vor, wenn ein Total-
überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten innerhalb der vor-
aussichtlichen Dauer der Vermögens-
nutzung, das heißt hier der Laufzeit 
der Investmentgesellschaft bzw. der 
Beteiligung des Anlegers an der Invest-
mentgesellschaft sowohl auf Ebene der 
Investmentgesellschaft, einer etwaigen 
Objektgesellschaft als auch auf Ebene 
des Anlegers selbst, erzielbar ist.

Plangemäß erzielt die Investmentge-
sellschaft bereits vor dem Laufzeit-
ende der Investmentgesellschaft einen 
Totalüberschuss der Einnahmen über 
die Werbungskosten. Bei der Berech-
nung des Totalüberschusses werden 
Veräußerungserlöse, die nicht steuer-
pflichtig sind, außer Betracht gelas-
sen. Die Erzielbarkeit eines Totalüber-
schusses wird nach der BFH-Rechtspre-
chung (BFH vom 21. August 1990 – VIII R 
25/86, BStBl. II 1991, Seite 564; BFH vom 
12. Dezember 1995 – VIII R 59/92, BStBl. 
II 1996, Seite 219; BFH vom 30. Septem-
ber 1997 – IX R 80/94, BStBl. II 1998, 

Seite 771) somit ausreichend begrün-
det sein, sodass auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft von Beginn an eine 
Einkünfteerzielungsabsicht gegeben 
sein wird und sogenannte Liebhaberei 
ausscheidet.

Die Investmentgesellschaft hat eine 
Grundlaufzeit bis zum 31. Dezember 
2034. Die Grundlaufzeit verlängert 
sich um bis zu einem Jahr, sofern und 
soweit die geschäftsführende Komman-
ditistin die Platzierungsphase um bis 
zu ein Jahr verlängert. Außerdem kann 
unter bestimmten Umständen die Grund-
laufzeit um bis zu vier Jahre verlängert 
werden. Anzeichen für eine kurzfristige 
Beteiligung im Sinne des BMF-Schrei-
bens vom 8. Oktober 2004 (IV C 3-S 
2253-91/04, BStBl. I 2004, Seite 933) 
oder im Sinne des Erlasses des Thüringer 
Finanzministeriums vom 18. März 1993 (S 
2253a A-6/93-2.04.2, DStR 1993, Seite 
725), die zu einer Verkürzung des Prog-
nosezeitraumes führen und damit unter 
Umständen zu einem Entfallen der Ein-
künfteerzielungsabsicht führen können, 
liegen planmäßig nicht vor.

Auf Ebene des Anlegers sollte daher 
bei reiner Eigenkapitalfinanzierung 
der Beteiligung und Sonderwerbungs-
kosten, die das prognostizierte Beteili-
gungsergebnis nicht übersteigen, die 
Einkünfteerzielungsabsicht zu bejahen 
sein, wenn dieser seine Beteiligung 
nicht vorzeitig überträgt, da insoweit 
die Beurteilung auf Ebene der Invest-
mentgesellschaft auf den Anleger über-
tragen werden kann.

Eine auf die persönlichen Verhältnisse 
des Anlegers abgestellte teilweise 
Fremdfinanzierung der Beteiligung ist 
grundsätzlich möglich. Es ist jedoch dar-
auf zu achten, dass die Aufwendungen 
für die Fremdfinanzierung auf Ebene des 
Anlegers einschließlich etwaiger anderer 
im Zusammenhang mit seiner Beteiligung 
stehender Werbungskosten (sogenann-
ter Sonderwerbungskosten) den antei-
ligen Totalüberschuss aus der Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
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nicht übersteigen, da ansonsten die 
Einkünfteerzielungsabsicht auf Ebene 
des Anlegers gefährdet sein könnte. Dies 
gilt auch, falls ein Anleger seine Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
vorzeitig veräußert oder unentgeltlich 
überträgt und zu diesem Zeitpunkt auf 
der Ebene dieses Anlegers (noch) kein 
Totalüberschuss entstanden ist. Der ein-
zelne Anleger sollte sich daher in dieser 
Frage mit seinem steuerlichen Berater 
vorab detailliert abstimmen. Des Wei-
teren wird hinsichtlich der sich hieraus 
ergebenden Auswirkungen ergänzend 
auf das Kapitel E., Abschnitt „III. Allge-
meines steuerliches Risiko“ verwiesen.

V.  Einkunftsermittlung und 
Ergebnisverteilung

Die Investmentgesellschaft ist aufgrund 
ihrer Eintragung in das Handelsregister 
Handelsgesellschaft im handelsrecht-
lichen Sinne (§ 161 Absatz 2 und § 105 
Absatz 2 Satz 1 HGB) und unterliegt infol-
gedessen der handelsrechtlichen Buch-
führungspflicht (§ 238 Absatz 1 HGB), die 
sie grundsätzlich auch für die Besteue-
rung zu erfüllen hat (§ 140 AO). Da die 
Investmentgesellschaft aber eine ver-
mögensverwaltende Gesellschaft ist, 
bilden die im Kalenderjahr zugeflossenen 
Einnahmen abzüglich der Werbungs-
kosten die Grundlage für die Ermittlung 
der Einkünfte und Zurechnung an den 
Anleger. Es gilt das Zu- und Abflussprin-
zip (§ 11 EStG). Werbungskosten können 
auf Ebene der Investmentgesellschaft, 
aber auch auf Ebene des Anlegers ent-
stehen (sogenannte Sonderwerbungs-
kosten). Sonderwerbungskosten des 
Anlegers, das heißt Aufwendungen, die 
wirtschaftlich durch seine Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft verur-
sacht sind (zum Beispiel Kreditzinsen für 
Darlehen zum Erwerb der Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft), sind aus-
schließlich bei der Ermittlung der Ein-
künfte auf Ebene der Investmentgesell-
schaft zu erfassen (siehe auch Abschnitt 
„XV. Verfahrensfragen, einheitliche und 
gesonderte Feststellung“). 

Maßgeblich für die Besteuerung beim 
Anleger sind demnach nicht die jähr-
lichen Auszahlungen der Investment-
gesellschaft; diese sind als Entnahme 
freier Liquidität keine Bemessungs-
grundlage für die Besteuerung. Viel-
mehr wird mit Ablauf eines Kalender-
jahres jedem Anleger das anteilig auf 
ihn entfallende steuerliche Ergebnis 
der Investmentgesellschaft zugewie-
sen. Die Auszahlungen der Invest-
mentgesellschaft unterliegen keinem 
Quellensteuerabzug auf Ebene der 
Investmentgesellschaft.

Gemäß § 17 Absatz 1 des Gesellschafts-
vertrags wird im Rahmen der Ergebnis-
verteilung die Vergütung der Paribus 
Invest GmbH für die Vermittlung des 
Eigenkapitals der Neugesellschafter I 
in Höhe von bis zu 8 % des von den Neu-
gesellschaftern I eingeworbenen Kom-
manditkapitals vorab nur der Anteils-
klasse 2 und innerhalb dieser nur den 
Neugesellschaftern I zugeordnet und 
ausschließlich von diesen getragen. 

Das Ergebnis der Investmentgesell-
schaft für den Zeitraum vom 1. Januar 
2022 bis zum 31. August 2022 wird 
anhand des gemäß § 15 Abs. 5 des 
Gesellschaftsvertrags erstellten Zwi-
schenabschlusses ermittelt und nach 
Maßgabe des bis zum 31. August 2022 
geltenden Gesellschaftsvertrages ver-
teilt. Für die Ergebnisverteilung ab dem 
1. September 2022 gilt Folgendes: Um 
die unterschiedliche vermögensrechtli-
che Beteiligung der Anteilsklassen abzu-
bilden, wird das Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft für ein Geschäftsjahr 
– mit Ausnahme des Ergebnisses aus der 
Schadensersatzklage 2014 – auf einer 
ersten Stufe im Verhältnis der Anzahl 
der Anteile der Altgesellschafter zu der 
Anzahl der Anteile der Neugesellschaf-
ter bezogen auf sämtliche Anteile an 
der Investmentgesellschaft aufgeteilt, 
wobei für jeden Gesellschafter nur volle 
Anteile berücksichtigt werden. Innerhalb 
der Anteilsklassen wird das der jeweili-
gen Anteilsklasse zugewiesene Ergebnis 
der Investmentgesellschaft auf zweiter 

Stufe nach Maßgabe des Verhältnisses 
des Kapitalkontos Ia) bzw. Ib) des einzel-
nen Gesellschafters zu der Summe der 
Kapitalkonten Ia) bzw. Ib) aller Gesell-
schafter der jeweiligen Anteilsklasse 
verteilt. Dies gilt auch für den Zeitraum 
vom 1. September 2022 bis 31. Dezember 
2022, das Geschäftsjahr 2023 und im 
Fall der Verlängerung der Platzierungs-
phase auch für das Geschäftsjahr 2024, 
das heißt die Gesellschafter werden 
insoweit unabhängig vom Zeitpunkt des 
jeweiligen Beitritts bzw. der jeweiligen 
Kapitalerhöhung der Neugesellschafter 
im jeweiligen Geschäftsjahr und über die 
gesamte Platzierungsphase einander 
gleichgestellt. Das Ergebnis der Scha-
densersatzklage 2014 (inkl. Kosten) wird 
in entsprechender Anwendung der vor-
stehenden Regelungen nur innerhalb 
der Anteilsklasse 1 verteilt.

Die Regelungen des § 17 Absatz 2 des 
Gesellschaftsvertrags sollen gleicher-
maßen für die Verteilung des steuer-
lichen Ergebnisses, soweit steuer-
rechtlich zulässig, zugrunde gelegt 
werden. Maßgeblich für die Verteilung 
des steuerlichen Ergebnisses ist der 
gemäß § 15 Absatz 1 des Gesellschafts-
vertrags erstellte und von einem Wirt-
schaftsprüfer oder einer Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft geprüfte und von 
der Gesellschafterversammlung festge-
stellte Jahresabschluss einschließlich 
der hierauf basierenden steuerrechtli-
chen Einnahmenüberschussrechnung. 
Aufwendungen und Erträge, die gemäß 
dem Zwischenabschluss auf die Zeit 
vom 1. Januar 2022 bis zum 31. August 
2022 entfallen, werden der Einnahmen-
überschussrechnung für diesen Zeit-
raum auch dann zugeordnet, wenn die 
Zahlung in der Zeit vom 1. September 
2022 bis zum 31. Dezember 2022 erfolgt. 
Hinsichtlich der sich aus der disquotalen 
steuerlichen Ergebnisverteilung erge-
benden Risiken wird ergänzend auf das 
Kapitel E., Abschnitt „III. Allgemeines 
steuerliches Risiko“ verwiesen. 
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VI.  Steuerliche Ergebnisse in der 
Platzierungsphase

Die Aufwendungen der Investmentge-
sellschaft im Zusammenhang mit der 
Anschaffung der Immobilie wurden als 
Teil der Anschaffungskosten aktiviert. 
Entsprechendes gilt für die Fondseta-
blierungskosten im Zusammenhang mit 
der Überführung der Investmentgesell-
schaft in den Anwendungsbereich des 
KAGB. Eine endgültige Festschreibung 
der Aufteilung der Investitionskosten 
für steuerliche Zwecke – insbeson-
dere auch die Aufteilung der Anschaf-
fungs- und Anschaffungsnebenkosten 
– wird regelmäßig erst im Rahmen einer 
Betriebsprüfung erfolgen. Die Invest-
mentgesellschaft hat ein Grundstück mit 
Bauverpflichtung erworben. Die dabei 
entstandene Grunderwerbsteuer ist von 
der Investmentgesellschaft aufgrund 
der Regelungen im Kaufvertrag getra-
gen worden. Es handelt sich insoweit um 
Anschaffungsnebenkosten von Grund 
und Boden sowie des Gebäudes und sie 
sind entsprechend aufzuteilen.

Die Investmentgesellschaft ermittelt 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung sowie etwaige Einkünfte aus Kapi-
talvermögen auf ihrer Ebene als vermö-
gensverwaltende Personengesellschaft 
als Überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten. Auch die auf Ebene 
des Anlegers entstehenden Werbungs-
kosten, das heißt Aufwendungen, die 
wirtschaftlich durch seine Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft verur-
sacht sind (zum Beispiel steuerliche 
Beratung bezüglich des Erwerbs der 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft, sogenannte Sonderwerbungs-
kosten), sind ausschließlich bei der 
Ermittlung der Einkünfte auf Ebene der 
Investmentgesellschaft zu erfassen. In 
beiden Fällen gilt das Zu- und Abfluss-
prinzip (§ 11 EStG).

Der BFH vertrat in einem Urteil vom 
28. Juni 2001 (IV R 40/97, BStBl. II 2001, 
Seite 717) im Zusammenhang mit Immo-
bilienfonds die Auffassung, dass die 

Kosten der Einwerbung des Eigenkapi-
tals (Eigenkapitalvermittlungsprovisio-
nen) und Treuhandgebühren sowie ähn-
liche Ausgaben als Anschaffungskos-
ten der Immobilie zu behandeln seien 
und nicht sofort als Werbungskosten 
mit steuerlicher Wirkung abgezogen 
werden können. Das Bundesministe-
rium der Finanzen ist der Auffassung 
des BFH gefolgt und hat die Finanz-
ämter mit Schreiben vom 20. Oktober 
2003 (IV C 3-S 2253a-48/03, BStBl. 
I 2003, Seite 546, nachfolgend auch 
„Fondserlass“) angewiesen, das Urteil 
auf geschlossene Fonds anzuwenden. 
Der BFH hat mit Urteil vom 26. April 2018 
(IV R 33/15) aber entschieden, dass 
sogenannte Fondsetablierungskosten 
eines geschlossenen gewerblichen 
Fonds grundsätzlich sofort abziehbar 
sind, wobei allerdings ggf. die Verlust-
verrechnungsbeschränkung des § 15b 
Absatz 3 EStG zu beachten ist. Damit hat 
der BFH seine frühere Rechtsprechung, 
die insoweit von Anschaffungskosten 
ausging, als durch die Einführung des 
§ 15b EStG im Jahr 2005 überholt ange-
sehen. Die Bestimmung des § 15b EStG 
gilt gemäß § 21 Absatz 1 Satz 2 EStG 
auch bei Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung. Gemäß der gesetzlichen 
Neuregelung des § 6e EStG werden die 
sogenannten Fondsetablierungskos-
ten nunmehr allerdings wiederum den 
Anschaffungskosten zugeordnet. Mit 
dieser Vorschrift hat der Gesetzgeber 
die Rechtswirkungen des Fondserlas-
ses wiederhergestellt.

VII.  Steuerliche Ergebnisse in der 
Nutzungsphase

Grundsätzlich sind die steuerlichen Aus-
wirkungen der Nutzungsphase auf vie-
len Gebieten Resultat der Investitions- 
bzw. Platzierungsphase. Aus diesem 
Grund wird auf die vorstehenden Aus-
führungen verwiesen. Spezielle, auf die 
Nutzungsphase gerichtete steuerliche 
Gegebenheiten werden im Folgenden 
dargestellt.

Gebäude sind nach Maßgabe des § 7 
Absatz 4 Satz 1 EStG plangemäß mit 2 % 
p. a. ihrer Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten über die gesetzlich ver-
mutete Nutzungsdauer von 50 Jahren 
abzuschreiben. Sollte die tatsächliche 
Nutzungsdauer weniger als 50 Jahre 
betragen, so kann die tatsächliche Nut-
zungsdauer der Abschreibung zugrunde 
gelegt werden (§ 7 Absatz 4 Satz 2 EStG). 
Bei unterjährigen Anschaffungen oder 
Veräußerungen sind die Abschreibun-
gen zeitanteilig zu berücksichtigen. 
Erworbener Grund und Boden sowie 
diesem zuzuordnende Anschaffungs-
nebenkosten können nicht regulär über 
eine bestimmte Zeitdauer abgeschrie-
ben werden.

In die Bemessungsgrundlage für die 
Abschreibung fließen neben dem Kauf-
preis anteilige Erwerbsnebenkosten 
wie Maklerprovision, Kosten der Aus-
wahl und der Akquisition der Immobi-
lie, Grunderwerbsteuer sowie anteilige 
fondsbedingte Kosten ein. Die abschlie-
ßende Feststellung der Investitions- 
bzw. Anschaffungskosten, das heißt 
insbesondere die Aufteilung von Kosten 
in Anschaffungsnebenkosten und sofort 
abzugsfähige Werbungskosten sowie 
eine Aufteilung in Grund und Boden bzw. 
Gebäude, wird voraussichtlich erst im 
Rahmen einer Betriebsprüfung erfolgen. 
Sollte es hierbei zu einer abweichenden 
Aufteilung der Investitionskosten oder 
einer abweichenden Festsetzung von 
Nutzungsdauern kommen, würde dies 
unmittelbaren Einfluss auf die Höhe 
der sofort abzugsfähigen Werbungs-
kosten und die Abschreibungen haben 
und damit das steuerliche Ergebnis und 
die Rendite des Anlegers beeinflussen.

Laufende Kosten, die in einem wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit der 
Immobilie stehen und nicht Anschaf-
fungskosten oder Anschaffungsneben-
kosten sind, können unter Beachtung 
des Aktivierungsgebots für Fondsetab-
lierungskosten gemäß § 6e EStG sowie 
sonstiger Abzugsbeschränkungen als 
sofort abzugsfähige Werbungskosten 
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geltend gemacht werden. Hierzu zählen 
u. a. die laufenden Kosten für die Ver-
waltung der Investmentgesellschaft 
und einer etwaigen Objektgesell-
schaft und der Immobilie, Instandhal-
tung, Geschäftsbesorgung, Erstellung 
und Prüfung des Jahresabschlusses, 
Steuer- und Rechtsberatung, die Abset-
zungen für Abnutzung sowie sonstige 
nicht umlegbare Nebenkosten und 
Fremdkapitalzinsen.

Etwaige Zins aufwendungen im Zusam-
menhang mit den Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung sind grund-
sätzlich steuerlich abzugsfähig. Die 
sogenannte Zins schranke (§ 4h EStG) 
kommt schon deshalb nicht zur Anwen-
dung, da sie Gewinneinkünfte im Sinne 
des § 2 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 EStG, das 
heißt einen steuerlichen Betrieb vor-
aussetzt, die Investmentgesellschaft 
und eine etwaige Objektgesellschaft 
jedoch Überschusseinkünfte erzie-
len und keinen steuerlichen Betrieb 
unterhalten.

Die von der Investmentgesellschaft 
an die Anleger bzw. die Treuhandkom-
manditistin geleisteten Auszahlungen 
stellen steuerlich Entnahmen dar, die 
als solche keiner Steuer unterliegen. 
Steuerpflichtig sind ausschließlich die 
steuerlichen Ergebnisse, die im Rah-
men der Feststellung der Einkünfte der 
Investmentgesellschaft ermittelt, fest-
gestellt und den Anlegern zugewiesen 
werden.

Neben den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung im Sinne des 
§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG erzielt 
der Anleger ggf. in geringerem Umfang 
Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne 
des § 20 EStG. Dabei handelt es sich 
um Zins en aus der Anlage von Geldern 
zur Sicherung der Liquidität der Invest-
mentgesellschaft sowie einer etwaigen 
Objektgesellschaft. Hingegen handelt 
es sich um Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, soweit die betref-
fende Liquiditätsreserve durch die Ver-
mietung und Verpachtung veranlasst ist 

und dieser Veranlassungszusammen-
hang fortbesteht, zum Beispiel beim 
Aufbau einer Instandhaltungsreserve. 
Für die Investmentgesellschaft werden 
diese Einkünfte im Rahmen der Steuer-
erklärungen als solche aus Vermietung 
und Verpachtung behandelt. 

VIII. Verluste bei Haftungs-
beschränkung (§ 15a EStG)

Gemäß § 17 Absatz 5 des Gesellschafts-
vertrags können den Anlegern Verluste 
auch insoweit zugewiesen werden, als 
sie deren Pflichteinlagen übersteigen. 

Die steuerliche Nutzung von Verlusten 
der Anleger aus ihrer Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft ist jeweils auf 
die individuell geleistete Kommandit-
einlage begrenzt. Sie dürfen grund-
sätzlich nicht mit anderen Einkünften 
der Anleger verrechnet werden, wenn 
und soweit durch diese Verluste ein 
negatives Kapitalkonto entsteht oder 
sich erhöht (§ 15a Absatz 1 Satz 1 EStG 
in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Satz 2 
EStG). Die Anleger dürften diese Verluste 
lediglich mit zukünftigen (anteiligen) 
Gewinnen aus der Investmentgesell-
schaft verrechnen (§ 15a Absatz 2 EStG).

IX.  Kein Steuerstundungsmodell 
(§ 15b EStG)

Nach § 15b Absatz 1 Satz 1 EStG in 
Verbindung mit § 21 Absatz 1 Satz 2 
EStG dürfen Verluste aus sogenann-
ten Steuerstundungsmodellen nicht 
mit positiven Einkünften aus anderen 
Quellen ausgeglichen oder verrechnet 
werden. Sie können lediglich in späteren 
Veranlagungszeiträumen mit positiven 
Einkünften aus demselben Steuerstun-
dungsmodell verrechnet werden. 

Die Verlustausgleichsbeschränkung 
gemäß § 15b Absatz 1 Satz 1 EStG setzt 
voraus, dass Verluste aus einer modell-
haften Gestaltung zur Herbeiführung 
negativer Einkünfte herrühren (§ 15b 

Absatz 2 EStG). Die Finanzverwaltung 
(BMF-Schreiben vom 17. Juli 2007, IV B 
2 – S 2241 – b/07/0001, BStBl. I 2007, 
Seite 542) sieht geschlossene Invest-
mentfonds in der Rechtsform von Per-
sonengesellschaften, die ihren Anlegern 
in der Anfangsphase Verluste zuweisen, 
regelmäßig als eine solche modellhafte 
Gestaltung an.

Die Verlustausgleichsbeschränkung 
gemäß § 15b Absatz 1 Satz 1 EStG setzt 
allerdings weiterhin voraus, dass das 
Verhältnis der Summe der prognostizier-
ten Verluste zur Höhe des gezeichneten 
und konzeptionsgemäß auch aufzubrin-
genden Kapitals in der Anfangsphase 
10 % übersteigt (§ 15b Absatz 3 EStG). 
Diese Voraussetzung ist plangemäß auf 
Ebene der Investmentgesellschaft nicht 
erfüllt, weshalb die Verlustausgleichs-
beschränkung gemäß § 15b EStG nicht 
anwendbar ist.

X.  Verlustnutzung

Grundsätzlich dürfen Verluste, das heißt 
negative Einkünfte, die mit positiven 
Einkünften im gleichen Veranlagungs-
zeitraum nicht ausgeglichen werden, 
bis zu einer Höhe von 1.000.000 Euro 
(bei zusammenveranlagten Ehegat-
ten 2.000.000 Euro) auf den voran-
gegangenen Veranlagungszeitraum 
zurückgetragen werden (§ 10d Absatz 1 
EStG). Soweit ein Ausgleich der nega-
tiven Einkünfte hierdurch nicht mög-
lich ist, sind diese vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte des zweiten dem Veran-
lagungszeitraum vorangegangenen Ver-
anlagungszeitraums abzuziehen. Auf-
grund einer Corona-Sonderregelung ist 
in den Veranlagungszeiträumen 2022 
und 2023 ein erhöhter Verlustrücktrag 
bis zur Höhe von 10.000.000 Euro bzw. 
20.000.000 Euro bei zusammenveran-
lagten Ehegatten möglich. Auf Antrag 
des Steuerpflichtigen ist von der Anwen-
dung des Verlustrücktrags insgesamt 
abzusehen. Verbleibende Verluste 
können vorgetragen und gemäß § 10d 
Absatz 2 EStG in den Folgejahren bis 
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zu einem Gesamtbetrag der Einkünfte 
von 1.000.000 Euro (bei zusammenver-
anlagten Ehegatten 2.000.000 Euro) 
unbeschränkt abgezogen werden. Ein 
darüber hinausgehender Gesamtbetrag 
der Einkünfte ist nur zu 60 % durch einen 
Verlustvortrag zu mindern. Anschlie-
ßend verbleibende Verlustvorträge wer-
den vorgetragen. 

Der Verlustausgleich und die Verlustver-
rechnung können dabei grundsätzlich 
einkunftsartenübergreifend erfolgen. 
Abweichend vom vorstehenden Grund-
satz können Verluste aus privaten Ver-
äußerungsgeschäften (§ 23 Absatz 3 
Satz 7 und 8 EStG) und Verluste aus Kapi-
talvermögen (§ 20 Absatz 6 Satz 1 EStG) 
generell nicht mit positiven Einkünften 
aus anderen Einkunftsarten ausgegli-
chen oder verrechnet werden.

Gemäß der finanzgerichtlichen Recht-
sprechung und der Auffassung der 
Finanzverwaltung gehen steuerliche 
Verlustvorträge im Sinne von § 10d EStG 
nicht auf die Erben über, das heißt, vom 
Erblasser nicht genutzte Verluste kön-
nen nicht bei der einkommensteuerli-
chen Veranlagung der Erben berück-
sichtigt werden.

XI.  Steuerliche Ergebnisse in der 
Veräußerungsphase

Die ertragsteuerlichen Folgen der Über-
tragung einer Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft richten sich danach, 
ob diese Übertragung vollständig oder 
nur teilweise entgeltlich oder unent-
geltlich erfolgt. Wird eine Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft ohne 
eine Gegenleistung übertragen, so sollte 
dies für Einkommensteuerzwecke als 
teilweise entgeltliche Übertragung zu 
behandeln sein, da Verbindlichkeiten 
der Investmentgesellschaft bzw. einer 
etwaigen Objektgesellschaft dem Anle-
ger bzw. Empfänger der Übertragung 
anteilig zuzuordnen sind. Aus steuer-
licher Sicht wird daher nicht nur mittel-
bar ein Grundstück anteilig übertragen, 

sondern der Übertragende auch teil-
weise mittelbar von Verbindlichkei-
ten befreit. Dies stellt steuerlich eine 
Gegenleistung dar. In Höhe der mittelbar 
übernommenen Verbindlichkeiten liegt 
demnach ein entgeltliches Geschäft vor 
und im Übrigen ein unentgeltliches. 
Erfolgt die Übertragung im vorgenannten 
Sinne teilweise unentgeltlich, so sind 
insoweit beim Übertragenden seine 
fortgeführten Anschaffungskosten zu 
berücksichtigen. Daher entsteht beim 
Übertragenden weder ein Gewinn noch 
ein Verlust aus diesem Vorgang. Zudem 
führt der Erwerber im Hinblick auf den 
unentgeltlichen Teil die steuerlichen 
Werte des Übertragenden nach § 11d 
Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung fort. Von dieser ertragsteuer-
lichen Betrachtung ist eine eventuelle 
Besteuerung nach dem ErbStG unab-
hängig (vgl. den Abschnitt „XXI. Erb-
schaft- und Schenkungsteuer“).

Erfolgt die Übertragung (teil-)entgeltlich, 
stellt dies eine anteilige Veräußerung der 
von der Investmentgesellschaft gehal-
tenen Vermögensgegenstände durch 
den Anleger dar. Entsprechendes gilt 
bei einer Veräußerung der Beteiligung 
an einer etwaigen Objektgesellschaft 
durch die Investmentgesellschaft oder 
der Veräußerung der Immobilie durch 
eine etwaige Objektgesellschaft. Nach 
§§ 22 Nr. 2 in Verbindung mit 23 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG unterliegen Einkünfte 
aus privaten Veräußerungsgeschäften 
bei Immobilien oder Beteiligungen an 
vermögensverwaltenden Kommandit-
gesellschaften, die Immobilien halten, 
nur dann der Besteuerung, wenn der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung der Immobilie oder zwi-
schen Anlegerbeitritt und Veräuße-
rung der Beteiligung nicht mehr als 
zehn Jahre beträgt (sogenannte Spe-
kulationsfrist). Maßgeblich ist für den 
Fristbeginn der jeweils spätere Zeit-
punkt. Erfolgt der Verkauf der Immobilie 
durch die Investmentgesellschaft, der 
Beteiligung an einer etwaigen Objekt-
gesellschaft durch die Investment-
gesellschaft oder der Beteiligung an 

der Investmentgesellschaft durch den 
Anleger erst nach Ablauf der Spekula-
tionsfrist, unterliegen etwaige Veräu-
ßerungsgewinne grundsätzlich nicht 
der Einkommensbesteuerung. Es kann 
jedoch insgesamt nicht ausgeschlossen 
werden, dass sich die Rechtslage im 
Verlauf der Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft ändert. Insbesondere 
könnte aufgrund einer entsprechenden 
Gesetzesänderung künftig ein Veräuße-
rungsgewinn unabhängig von der Hal-
tedauer der Immobilie steuerpflichtig 
sein. Insoweit wird ergänzend auf die 
Ausführungen im Kapitel E., Abschnitt 
„III. Allgemeines steuerliches Risiko“ 
verwiesen.

Veräußert der Anleger seine Beteili-
gung an der Investmentgesellschaft vor 
Ablauf der Spekulationsfrist, unterliegt 
ein etwaiger Gewinn als Einkunft aus 
einem privaten Veräußerungsgeschäft 
grundsätzlich der Besteuerung.

Aufgrund der dargestellten möglichen 
steuerlichen Folgen sollten Anleger vor 
jeder Anteilsveräußerung oder ander-
weitigen Übertragung einen steuerli-
chen Berater hinzuziehen.

Für die Liquidation der Investment-
gesellschaft gelten die allgemeinen 
Besteuerungsregelungen. Insbeson-
dere kommt eine Tarifermäßigung nach 
§ 34 EStG nicht in Betracht.

Die Investmentgesellschaft beabsich-
tigt zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Verkaufsprospektes nicht, die Immo-
bilie vor dem 31. Dezember 2034 zu 
veräußern. Es kann jedoch nicht aus-
geschlossen werden, dass die Anleger 
der Investmentgesellschaft den vorzei-
tigen Verkauf der Immobilie mehrheit-
lich beschließen oder einzelne Anleger 
ihre Beteiligung vorzeitig veräußern. Im 
letzteren Fall hat jeder Anleger indivi-
duell zu prüfen, ob mit der vorzeitigen 
Veräußerung ein privates Veräußerungs-
geschäft im Sinne des § 23 Absatz 1 Nr. 1 
EStG verwirklicht wird.
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Verwirklicht der Anleger ein privates 
Veräußerungsgeschäft, bleiben diese 
Gewinne steuerfrei, wenn der hieraus 
sowie der aus anderen privaten Ver-
äußerungsgeschäften des Anlegers 
erzielte Gesamtgewinn im Kalenderjahr 
weniger als 600 Euro beträgt. Verluste 
aus privaten Veräußerungsgeschäften 
können nur mit Gewinnen aus privaten 
Veräußerungsgeschäften verrechnet 
werden oder bis zu einem Betrag von 
1.000.000 Euro (2.000.000 Euro bei 
Zusammenveranlagung) in das unmittel-
bar vorhergehende Kalenderjahr zurück-
getragen werden. Soweit ein Ausgleich 
der Verluste hierdurch nicht möglich 
ist, sind diese in das zweite dem Ver-
anlagungszeitraum vorangegangenen 
Kalenderjahr zurückzutragen. Aufgrund 
einer Corona-Sonderregelung ist in den 
Veranlagungszeiträumen 2022 und 2023 
insoweit ein erhöhter Verlustrücktrag 
bis zur Höhe von 10.000.000 Euro 
bzw. 20.000.000 Euro bei zusammen-
veranlagten Ehegatten möglich. Auf 
Antrag des Steuerpflichtigen ist von 
der Anwendung des Verlustrücktrags 
insgesamt abzusehen. Gewinne aus pri-
vaten Veräußerungsgeschäften von bis 
zu 1.000.000 Euro (2.000.000 Euro bei 
Zusammenveranlagung) können in vol-
ler Höhe und darüber hinausgehende 
Gewinne nur zu 60 % mit vorgetrage-
nen Veräußerungsverlusten aus priva-
ten Veräußerungsgeschäften verrech-
net werden.

In der Liquidationsphase kann es im 
Zusammenhang mit der Veräußerung der 
Immobilie durch die Investmentgesell-
schaft zu einer disquotalen Ergebniszu-
weisung kommen. Gemäß § 17 Absatz 8 
des Gesellschaftsvertrags wird das Son-
derentnahmerecht der Altanleger, die 
nicht zum Ablauf des 31. August 2022 
gekündigt haben, liquiditätsmäßig durch 
das neu eingeworbene Kommanditkapi-
tal bedient und wird ohne Verlängerung 
der Platzierungszeit gem. § 7 Abs. 2 spä-
testens fällig zum 31. Dezember 2023 
und bei Ausübung der Verlängerung der 
Platzierungszeit gem. § 7 Abs. 2 des 
Gesellschaftsvertrags spätestens fällig 

zum 31. Dezember 2024. Die Sonderent-
nahme des jeweiligen Altgesellschafters 
wird zunächst durch die Summe seiner 
Kapitalkonten Ia), II und III gedeckt, die 
im HGB-Abschluss der Investmentge-
sellschaft zum 31. August 2022 enthal-
ten sind. Der darüberhinausgehende 
Betrag des Sonderentnahmerechts 
soll planungsgemäß durch Zuweisung 
eines Anteils am späteren aus der Ver-
äußerung der Immobilie München Tau-
nusstraße resultierenden Gewinn der 
Investmentgesellschaft gedeckt wer-
den. Sollte dieser Betrag nicht ausrei-
chen, werden den Altgesellschaftern, 
die nicht mit Wirkung zum Ablauf des 
31. August 2022 ihre Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft gekündigt 
haben, im Jahr der Veräußerung vorab 
entsprechende laufende Erträge zuge-
wiesen, auch wenn sich hierdurch für 
die Gesellschafter der Anteilsklasse 2 
laufende Verluste ergeben oder sich 
solche Verluste erhöhen. Hinsichtlich 
der sich aus einer disquotalen steuer-
lichen Ergebnisverteilung ergebenden 
Risiken wird ergänzend auf das Kapitel 
E. „Risikohinweise, Abschnitt III. Allge-
meines steuerliches Risiko“ verwiesen.

XII.  Einkommensteuersatz, 
Solidaritätszuschlag

Die steuerlichen Ergebnisse unterlie-
gen der individuellen Steuerbelastung 
jedes Anlegers. Gemäß den Regelun-
gen des EStG (§ 32a Absatz 1 EStG) 
beträgt der Spitzensteuersatz 45 % 
zzgl. Solidaritätszuschlag sowie ggf. 
Kirchensteuer für zu versteuernde 
Einkommen im Veranlagungszeitraum 
von über 277.826 Euro bzw. bei zusam-
menveranlagten Ehegatten von über 
555.652 Euro.

Auf Kapitaleinkünfte findet grundsätz-
lich die sogenannte Abgeltungsteuer 
gemäß § 32d EStG Anwendung. Sie 
beträgt einheitlich 25 % für Kapitalein-
künfte, zzgl. Solidaritätszuschlag sowie 
ggf. Kirchensteuer. Dies betrifft die 
Zins einnahmen aus der verzinslichen 

Anlage von Liquiditätsreserven der 
Investmentgesellschaft bzw. einer 
etwaigen Objektgesellschaft, soweit 
sie aufgrund ihres Veranlassungszu-
sammenhangs nicht den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung zuzuord-
nen sind. Mit dem Kapitalertragsteuer-
abzug, welcher von Banken von Gut-
habenzinsen vorzunehmen und an das 
Finanzamt abzuführen ist, ist die Ein-
kommensbesteuerung des Anlegers auf 
diese Einkünfte grundsätzlich abgegol-
ten, das heißt, dass die den Anlegern 
zuzurechnenden Guthabenzinsen nicht 
erneut im Rahmen der individuellen Ein-
kommensteuererklärung der Besteue-
rung unterliegen. Sofern der Anleger 
hingegen in einem Veranlagungszeit-
raum einschließlich der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen einen individuellen 
Durchschnittssteuersatz (Einkommen-
steuer ohne Solidaritätszuschlag) von 
weniger als 25 % hat, kann er bean-
tragen (sogenannte Günstigerprüfung 
gemäß § 32d Absatz 6 EStG), seine Ein-
künfte aus Kapitalvermögen insgesamt 
mit seinem individuellen Einkommen-
steuersatz zu versteuern und die ein-
behaltene Kapitalertragsteuer hierauf 
anzurechnen. Der Abzug von im Zusam-
menhang mit den betreffenden Kapital-
einkünften stehenden Werbungskosten 
ist ausgeschlossen. Für jeden Veranla-
gungszeitraum kann jedoch ein Sparer-
Pauschbetrag von 801 Euro (für zusam-
menveranlagte Ehegatten 1.602 Euro) für 
sämtliche Kapitaleinkünfte des Anlegers 
in Anspruch genommen werden (§ 20 
Absatz 9 EStG). Ein Freistellungsauf-
trag ist insoweit nicht möglich. Soweit 
die Zins einkünfte den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung zuzuord-
nen sind, unterliegen sie dem regulä-
ren Steuersatz und eine etwa einbe-
haltene Kapitalertragsteuer ist im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung 
anzurechnen.

Im Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes wird ein Solidaritäts-
zuschlag in Höhe von 5,5 % auf die 
Einkommensteuerschuld erhoben. Die 
Laufzeit des Solidaritätszuschlages ist 
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nicht befristet. Nachdem ab dem Veran-
lagungszeitraum 2021 die Freigrenzen 
bei der Berechnung des Solidaritäts-
zuschlags deutlich angehoben wurden, 
sind nach einer Schätzung der Bundes-
regierung rund 90 % der Steuerpflich-
tigen nicht mehr mit der Zahlung eines 
Solidaritätszuschlags belastet.

XIII.  Kirchensteuer

Bei Anlegern, die Mitglied einer kir-
chensteuerpflichtigen Religionsge-
meinschaft sind, wird eine Kirchen-
steuer und möglicherweise Kirchgeld 
nach den Landes-KiStG erhoben. Der 
Kirchensteuertarif beträgt in Abhängig-
keit vom Bundesland 8 % oder 9 % der 
festgesetzten Einkommensteuer. Die 
gezahlte Kirchensteuer und ein auf Basis 
eines KiStG gezahltes Kirchgeld sind als 
Sonderausgabe für Zwecke der Einkom-
mensteuer abzugsfähig. Bei Einkünften 
aus Kapitalvermögen vermindert sich 
für diesen Zweck die Abgeltungsteuer 
um ein Viertel der auf die Kapitalerträge 
entfallenden Kirchensteuer. Weder Kir-
chensteuern noch ein etwaiges Kirch-
geld sind im Rahmen der Prognoserech-
nung berücksichtigt worden.

XIV.  Gewerbesteuer

Die Investmentgesellschaft ist mit 
der Nutzung der Immobilie sowie der 
verzinslichen Anlage von Liquiditäts-
reserven vermögensverwaltend tätig 
und unterhält somit keinen Gewer-
bebetrieb im Sinne des § 2 Absatz 1 
GewStG. Die Einkünfte der Investment-
gesellschaft unterliegen damit nicht der 
Gewerbesteuer.

Entsprechendes gilt plangemäß für eine 
etwaige Objektgesellschaft.

Sofern auf Ebene der Investmentge-
sellschaft oder einer etwaigen Objekt-
gesellschaft eine gewerbliche Tätig-
keit realisiert werden sollte, würden 
die laufenden Gewinne wie auch der 

Veräußerungsgewinn der Gewerbe-
steuer unterliegen. Hinsichtlich der 
damit im Zusammenhang stehenden 
Risiken wird auf Kapitel E., Abschnitt 
„III. Allgemeines steuerliches Risiko“ 
verwiesen.

XV.  Verfahrensfragen, einheitliche 
und gesonderte Feststellung

Die Einkünfte der Investmentgesell-
schaft werden nach § 180 Absatz 1 Nr. 2 
a) AO einheitlich und gesondert für alle 
Gesellschafter festgestellt. 

Die von der Investmentgesellschaft 
und einer etwaigen Objektgesell-
schaft erzielten steuerlichen Ergeb-
nisse werden den einzelnen Komman-
ditisten anteilig als Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung gemäß § 21 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 EStG und ggf. als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß 
§ 20 Absatz 1 Nr. 7 EStG zugerechnet. 

Im Rahmen der einheitlichen und 
gesonderten Feststellung werden die 
im Zusammenhang mit der Beteiligung 
eventuell anfallenden individuellen Kos-
ten der Anleger als Sonderwerbungs-
kosten einbezogen. Eine unmittelbare 
Berücksichtigung auf Ebene des Anle-
gers ohne entsprechende Aufnahme in 
die einheitliche und gesonderte Fest-
stellung ist nicht möglich. Die Sonder-
werbungskosten müssen daher vom 
Anleger der Investmentgesellschaft 
angezeigt werden. Der Anleger ist ver-
pflichtet, seine Sonderwerbungskos-
ten der Investmentgesellschaft bis zum 
31. März des auf das abgelaufene Kalen-
derjahr folgenden Jahres einzureichen 
(§ 15 Absatz 4 des Gesellschaftsver-
trags). Sofern der Anleger seine Sonder-
werbungskosten unvollständig, fehler-
haft oder nicht fristgerecht mitteilt oder 
diese nicht durch Belege nachweist, 
können sie in die Steuererklärung der 
Investmentgesellschaft nicht aufgenom-
men werden. Dies hat zur Folge, dass die 
vom Anleger geltend gemachten Son-
derwerbungskosten auch nicht in der 

persönlichen Einkommensteuerveran-
lagung berücksichtigt werden können.

Die Investmentgesellschaft wird ihre 
Einkünfte zur einheitlichen und geson-
derten Feststellung erklären und die 
Erklärungen beim zuständigen Finanz-
amt einreichen. Den entsprechend auf 
die Investmentgesellschaft entfallen-
den Anteil am Ergebnis einer etwaigen 
Objektgesellschaft und den auf den 
Anleger entfallenden Anteil des Ergeb-
nisses an der Investmentgesellschaft 
stellt das jeweils zuständige Finanzamt 
in einem von der persönlichen Veranla-
gung getrennten Verfahren einheitlich 
und gesondert fest. Diese Feststellun-
gen werden den Wohnsitzfinanzämtern 
für die Anleger verbindlich mitgeteilt 
(§ 182 Absatz 1 AO) und von Amts wegen 
bei der Einkommensteuerveranlagung 
der einzelnen Anleger berücksichtigt. 
Die Anleger sind unabhängig von der 
einheitlichen und gesonderten Fest-
stellung verpflichtet, ihre Einkünfte aus 
der Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft in ihre Einkommensteuerer-
klärung aufzunehmen. 

XVI.  Umsatzsteuer

Die Investmentgesellschaft ist umsatz-
steuerrechtlicher Unternehmer. Die 
Immobilie ist seit Mai 2021 bis Dezember 
2031 vollständig an die AKKA Deutsch-
land GmbH, eine Tochtergesellschaft 
der AKKA International S. A., Belgien, 
vermietet. Der Miet er ist Konzernge-
sellschaft der AKKA Technologies SE, 
Paris. Der AKKA Konzern ist im Bereich 
des technologischen Consultings/Engi-
neering tätig. Die Vermietung erfolgt 
umsatzsteuerpflichtig. Außerdem ist 
eine Fläche von rund 10 m2 der Dach-
fläche zur Aufstellung einer Funksta-
tion sowie zugehöriger Betriebsan-
lagen an die Vantage Towers AG ver-
mietet. Auch diese Vermietung erfolgt 
umsatzsteuerpflichtig.
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Umsätze aus der Vermietung von Grund-
stücken und Gebäuden sind gemäß 
§ 4 Nr. 12 a UStG grundsätzlich von der 
Umsatzsteuer befreit. Gegenüber Miet-
ern, die umsatzsteuerrechtliche Unter-
nehmer sind, kann die Investmentge-
sellschaft auf die Umsatzsteuerbe-
freiung verzichten, sofern die betref-
fenden Miet er das jeweilige Miet objekt 
ausschließlich zu Umsätzen nutzen, die 
einen Vorsteuerabzug nicht ausschlie-
ßen. Soweit die Voraussetzungen für 
den Verzicht vorliegen, kann die Invest-
mentgesellschaft die ihr im Zusammen-
hang mit der Vermietung der Immobi-
lie für Eingangsleistungen in Rechnung 
gestellte Umsatzsteuer im Wege des 
Vorsteuerabzugs geltend machen. Die 
aktuelle Vermietung erfolgt umsatz-
steuerpflichtig und erlaubt daher einen 
Vorsteuerabzug.

Ändert sich die Nutzung der Immobilie 
und führt dies zu einer anderen Beurtei-
lung der Berechtigung zum Vorsteuer-
abzug, so ist bereits abgezogene Vor-
steuer unter Umständen anteilig zu 
berichtigten bzw. bisher nicht abgezo-
gene Vorsteuer anteilig zu berücksich-
tigen. Es gilt ein Korrekturzeitraum von 
zehn Jahren bezüglich des Vorsteuer-
abzugs auf im Zusammenhang mit der 
Immobilie erhaltene Leistungen oder 
Einbauten. 

XVII.  Grunderwerbsteuer

Nach der Planung der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft fällt im Rahmen der 
bei der Investmentgesellschaft vor-
gesehenen Kapitalerhöhung aufgrund 
des Beitritts von Neugesellschaftern 
keine Grunderwerbsteuer an. Zwar fällt 
nach derzeitiger Rechtslage gemäß § 1 
Absatz 2a GrEStG die Grunderwerb-
steuer an, sofern eine Personenge-
sellschaft ein inländisches Grundstück 
hält und sich innerhalb von zehn Jah-
ren der Gesellschafterbestand unmit-
telbar oder mittelbar dergestalt ändert, 
dass mindestens 90 % der Anteile am 
Gesellschaftsvermögen auf neue Gesell-
schafter übergehen. Hierbei werden 

mittelbare Änderungen im Gesell-
schafterbestand von den an einer Per-
sonengesellschaft beteiligten Perso-
nengesellschaften durch Multiplika-
tion der Vomhundertsätze der Anteile 
am Gesellschaftsvermögen anteilig 
berücksichtigt. 

Im Rahmen des Gesamtkonzepts, das 
den Altgesellschaftern ermöglichte, aus 
der Investmentgesellschaft durch Kün-
digung zum Ablauf des 31. August 2022 
auszuscheiden, ist jedoch vorgesehen, 
dass sofern Kündigungen bzw. ein Aus-
scheiden von Altgesellschaftern – ggf. 
in Kombination mit dem Ausscheiden 
anderer Altgesellschafter – eine Grund-
erwerbsteuerpflicht auslösen würde, 
die betreffenden Kündigungen als 
nicht erfolgt gelten, sodass diese Alt-
gesellschafter nicht aus der Fondsge-
sellschaft ausgeschieden sind. Durch 
diese Maßnahme soll sichergestellt 
werden, dass Altgesellschafter in hin-
reichendem Umfang in der Investment-
gesellschaft verbleiben und durch den 
vorgesehenen Beitritt von Neugesell-
schaftern der vorgenannte Schwellen-
wert von 90 % nicht überschritten und 
hierdurch Grunderwerbsteuer ausgelöst 
wird. Insoweit wird ergänzend auf die 
Ausführungen im Kapitel E., Abschnitt 
„III. Allgemeines steuerliches Risiko“ 
verwiesen.

XVIII.  Grundsteuer

Der von der Investmentgesellschaft 
gehaltene Grundbesitz unterliegt der 
Grundsteuer. Grundlage für die Berech-
nung der Grundsteuer bildet bisher 
gemäß § 13 Absatz 1 Satz 1 GrStG der 
Steuermessbetrag, der sich aus der 
Multiplikation der Steuermesszahl mit 
dem nach dem BewG ermittelten Ein-
heitswert des Grundbesitzes ergibt. Die 
Steuermesszahl beträgt gemäß § 15 
Absatz 1 GrStG 3,5 ‰.

Die Grundsteuer berechnet sich aus 
dem Steuermessbetrag, multipliziert 
mit dem von der jeweiligen Gemeinde, 
in der sich der Grundbesitz befindet, 

festgelegten Hebesatz. In München 
beträgt der Grundsteuerhebesatz zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes für Grundstücke 535 %. 

Der Gesetzgeber hat eine Reform der 
Grundsteuer verabschiedet, um den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen 
einer gleichheitsgerechten Immobilien-
bewertung gerecht zu werden. Gemäß 
der Neuregelung wird sich die Bewer-
tung von Grundstücken ab dem 1. Januar 
2025 am Verkehrswert orientieren. Durch 
eine Änderung des Grundgesetzes wird 
es den Bundesländern außerdem mög-
lich sein, ein eigenes Grundsteuermodell 
einzuführen (Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 15. November 2019, 
BGBl. I 2019, Seite 1546). Bayern hat von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
und ein eigenes Bewertungsmodell ein-
geführt. Die ab 2025 geltenden Grund-
steuerhebesätze sind jedoch noch nicht 
bekannt. Vor diesem Hintergrund kann 
die künftige Höhe der Grundsteuerbe-
lastung der Investmentgesellschaft der-
zeit nicht sicher eingeschätzt werden. 
Es besteht das Risiko, dass es zu einer 
deutlichen Erhöhung der Grundsteuer 
kommt. Außerdem besteht das Risiko, 
dass die Möglichkeit, die Grundsteuer 
auf die Miet er umzulegen, gesetzlich 
eingeschränkt wird. 

Im Miet vertrag mit der AKKA Deutsch-
land GmbH ist vereinbart, dass die 
Grundsteuer als Teil der Betriebskosten 
auf den Miet er umgelegt werden kann.

XIX.  Investmentsteuergesetz

Das Investmentsteuergesetz (InvStG) 
gilt für Investmentfonds und ihre Anle-
ger. Investmentfonds sind Investment-
vermögen nach § 1 Absatz 1 KAGB. Die 
Investmentgesellschaft erfüllt die Vor-
aussetzungen eines Investmentvermö-
gens. Gemäß § 1 Absatz 3 Nr. 2 InvStG 
unterfallen Personengesellschaften 
allerdings nicht den speziellen Rege-
lungen des InvStG, sofern es sich nicht 
um Organismen für gemeinsame Anla-
gen in Wertpapiere nach § 1 Absatz 2 
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KAGB oder um Altersvorsorgevermö-
genfonds nach § 53 InvStG handelt. Da 
die Investmentgesellschaft weder die 
Voraussetzungen für einen Organismus 
für gemeinsame Anlagen in Wertpapiere 
noch eines Altersvorsorgevermögen-
fonds erfüllt, findet eine Besteuerung 
nach den allgemeinen steuerlichen 
Regelungen für die Beteiligung an Per-
sonengesellschaften statt.

XX.  Vermögensteuer

Die Vermögensteuer wird aufgrund des 
Beschlusses des Bundesverfassungs-
gerichts vom 22. Juni 1995 (2 BvL 37/91, 
BStBl. II 1995, Seite 655) seit 1997 in 
Deutschland nicht mehr erhoben. Eine 
verfassungskonforme Neuregelung der 
Vermögensteuer ist im Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes nicht 
absehbar, kann aber auch nicht ausge-
schlossen werden.

XXI.  Erbschaft- und Schenkungsteuer

Der Erwerb von Anteilen an der Invest-
mentgesellschaft von Todes wegen 
und die Schenkung unter Lebenden 
unterliegen gemäß § 1 Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz (ErbStG) der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer.

Anlegern, die ihre Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft veräußern oder 
verschenken wollen, ist zu empfehlen, 
vor der Übertragung der Beteiligung den 
Rat eines Steuerberaters einzuholen. 
Im Folgenden werden die wesentlichen 
Eckpunkte der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer dargestellt.

1.  Erbfall

Im Fall des Todes eines Anlegers unter-
liegt der Erwerb von Anteilen an der 
Investmentgesellschaft grundsätzlich 
der Erbschaftsteuer.

a)  Direktbeteiligung

Ist der Erblasser Direktkommanditist und 
tritt der Erbe in diese Rechtsstellung ein, 
erwirbt dieser aus erbschaftsteuerlicher 
Sicht die anteiligen Wirtschaftsgüter 
an der vermögensverwaltenden Invest-
mentgesellschaft bzw. einer etwaigen 
vermögensverwaltenden Objektgesell-
schaft, das heißt insbesondere die im 
Vermögen der Investmentgesellschaft 
befindliche Immobilie sowie etwaige 
Verbindlichkeiten.

Die Bewertung von Immobilien erfolgt 
auf der Grundlage des Grundbesitzwer-
tes gemäß § 12 Absatz 3 ErbStG in Ver-
bindung mit §§ 151 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, 
152 Nr. 1, 157 Absatz 1 BewG und wird 
von den für die Wertermittlung zustän-
digen Finanzämtern unter Berücksich-
tigung der tatsächlichen Verhältnisse 
zum Bewertungsstichtag mit bindender 
Wirkung gesondert festgestellt. Soweit 
es sich um Geschäftsgrundstücke han-
delt, das heißt diese zu mehr als 80 % 
fremden betrieblichen oder öffentli-
chen Zwecken dienen, wird der Wert 
nach dem in §§ 184 ff. BewG geregelten 
Ertragswertverfahren ermittelt.

Beim Erwerb von Todes wegen gemäß 
§ 3 ErbStG kann der Erwerber die antei-
ligen Gesellschaftsschulden nach § 10 
Absatz 5 ErbStG als Nachlassverbind-
lichkeiten abziehen.

Ein Verschonungsabschlag (§  13a 
Absatz 1 ErbStG), der Abzugsbetrag 
(§ 13a Absatz 2 ErbStG), die anteilige 
Steuerbefreiung für zu Wohnzwecken 
vermietete Grundstücke (§ 13d ErbStG) 
und die Tarifbegrenzung (§ 19a ErbStG) 
für begünstigtes Vermögen können 
nicht in Anspruch genommen werden, 
da die Beteiligung an der Investment-
gesellschaft annahmegemäß nicht in 
einem Betriebsvermögen gehalten wird 
und das Fondsvermögen selbst nicht 
begünstigt ist und auch keine Wohn-
nutzung vorliegt.

b)  Treuhandbeteiligung

Bei einer treuhänderisch gehaltenen 
Beteiligung stellt im Erbfall der Heraus-
gabeanspruch gegenüber der Treu-
handkommanditistin den steuerlichen 
Erwerb dar. Nach Auffassung einzelner 
Finanzverwaltungen (Finanzministerium 
Baden-Württemberg vom 2. Novem-
ber 2010 – 3-S 3806/51; Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen vom 
16. September 2010 – 34-S 3811-035-
38476/10; Finanzbehörde Hamburg 
vom 18. Oktober 2010 – 53 – S 3811 – 
002/09; Oberfinanzdirektion Magdeburg 
vom 18. Oktober 2011 – S 3811-37-St 271; 
Niedersächsisches Finanzministerium 
vom 1. November 2010 – S 3806-63-35 
1; Ministerium der Finanzen des Saar-
landes vom 11. November 2010 – B/5-S 
3811-1#001; Finanzministerium des Lan-
des Schleswig-Holstein vom 28. Oktober 
2010 – VI 353-S 3806-051) ist für die 
steuerrechtliche Beurteilung, insbeson-
dere die Bewertung, auf den Gegenstand 
abzustellen, auf den sich der Herausga-
beanspruch bezieht. Die vorgenannten 
Erlasse binden zwar nur die jeweiligen 
Finanzverwaltungen der entsprechen-
den Länder, es wird jedoch davon aus-
gegangen, dass die darin zum Ausdruck 
gebrachte Auffassung auch in anderen 
Bundesländern entsprechend ange-
wendet wird. Folglich ist auch in diesem 
Fall der Wert zugrunde zu legen, der bei 
Direktkommanditisten anzusetzen ist.

Auch bei einer treuhänderisch übertra-
genen Beteiligung ist die Inanspruch-
nahme von Steuerentlastungen in Form 
des Verschonungsabschlags (§ 13a 
Absatz 1 ErbStG), des Abzugsbetrags 
(§ 13a Absatz 2 ErbStG), der Begünsti-
gung für zu Wohnzwecken vermietete 
Grundstücke (§ 13d ErbStG) und der 
Tarifbegrenzung (§ 19a ErbStG) ausge-
schlossen, da es sich annahmegemäß 
nicht um begünstigtes Betriebsvermö-
gen handelt und das Investmentvermö-
gen selbst nicht begünstigt ist und auch 
keine Wohnnutzung vorliegt.
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Der steuerpflichtige Erwerb wird mit 
einem Steuersatz belastet, der von 
dem erbschaftsteuerlichen Wert des 
steuerpflichtigen Erwerbs (ggf. unter 
Berücksichtigung von Vorerwerben, § 14 
ErbStG), Freibeträgen und der Steuer-
klasse abhängig ist (7 % bis 50 %). 

XXII.  Besteuerung von Stiftungen

Gemeinnützige Stiftungen mit Ge-
schäftsleitung oder Sitz in Deutschland 
sind nach Maßgabe von § 5 Absatz 1 Nr. 9 
KStG, § 3 Nr. 6 GewStG grundsätzlich von 
der Körperschaftsteuer und der Gewer-
besteuer befreit und unterliegen grund-
sätzlich nur insoweit der Körperschaft-
steuer (§ 1 Absatz 1 Nr. 4, 5 KStG) und 
auch der Gewerbesteuer (§ 2 Absatz 3 
GewStG), wie sie einen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb unterhalten. Für die 
vorgenannten Stiftungen gelten er-
tragsteuerliche Besonderheiten, die 
nachfolgend in groben Zügen darge-
stellt werden. Für andere Anleger gilt 
dieser Abschnitt nicht.

Die Beteiligung an der konzeptionsge-
mäß rein vermögensverwaltend struk-
turierten und tätigen Investmentge-
sellschaft führt für Stiftungen nicht zu 
einem sogenannten wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb, der der Besteuerung 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 
der Gewerbesteuer unterliegen würde. 
Stiftungen könnten jedoch unter den in 
Kapitel J., Abschnitt III., Ziffer 1., lit. „c) 
Keine gewerbliche Tätigkeit“ geschil-
derten Voraussetzungen einen soge-
nannten gewerblichen Grundstückshan-
del begründen, der in der Folge zu einem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb führt. Bei plangemä-
ßem Verlauf wird die Immobilie durch die 
Investmentgesellschaft bzw. die Betei-
ligung an einer etwaigen Objektgesell-
schaft durch die Investmentgesellschaft 
nicht vor dem 31. Dezember 2034 ver-
äußert, das heißt nicht vor Ablauf von 
zehn Jahren nach dem spätestmögli-
chen Beitritt der Anleger. Die Beteiligung 
an der Investmentgesellschaft sollte 

b)  Treuhandbeteiligung

Bei einer über einen Treuhänder gehalte-
nen Beteiligung stellt schenkungsteuer-
lich die Abtretung des Herausgabean-
spruchs den steuerlichen Erwerb dar. 
Wie zuvor bereits ausgeführt ist für die 
erbschaft- und schenkungsteuerliche 
Beurteilung nach Auffassung einzelner 
Finanzverwaltungen insbesondere die 
Bewertung auf den Gegenstand abzu-
stellen, auf den sich der Herausgabe-
anspruch bezieht. Folglich ist auch in 
diesem Fall der Wert zugrunde zu legen, 
der bei Direktkommanditisten anzuset-
zen ist. Einkommensteuerlich sind bei 
der Schenkung einer treuhänderisch 
gehaltenen Beteiligung etwaige Ver-
bindlichkeiten der Investmentgesell-
schaft oder der Objektgesellschaft als 
Entgelt zu berücksichtigen und führen 
für den Schenkungsempfänger hinsicht-
lich des entgeltlich erworbenen Anteils 
an der Investmentgesellschaft zu einem 
Anschaffungs- und für den Schenker zu 
einem Veräußerungsvorgang.

3.  Freibeträge und Steuersätze

Von der Bereicherung des Erwerbers 
sind – abhängig von der Steuerklasse 
des Erwerbers und vom Verwandt-
schaftsverhältnis des Erwerbers zum 
Erblasser – Freibeträge zwischen 
20.000 Euro und 500.000 Euro abzu-
ziehen. Diese sind insgesamt nur einmal 
für sämtliche Erwerbe von derselben 
Person innerhalb eines Zeitraums von 
zehn Jahren zu berücksichtigen. Für 
Übertragungen zwischen Ehegatten und 
Lebenspartnern einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft beispielsweise 
beträgt der Freibetrag 500.000 Euro 
und von Eltern auf Kinder 400.000 Euro. 

Zusätzlich wird Ehegatten, Lebens-
partnern und Kindern des Erblassers 
in bestimmten Fällen ein Versorgungs-
freibetrag gewährt (§ 17 ErbStG). Dieser 
steht im Fall einer Schenkung nicht zur 
Verfügung.

2.  Schenkung

Bei einer Schenkung der unmittelbar 
oder mittelbar über einen Treuhänder 
gehaltenen Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft durch einen Anleger 
unterliegt der Erwerb der Anteile an der 
Investmentgesellschaft grundsätzlich 
der Schenkungsteuer.

Die Schenkungsteuer ermittelt sich nach 
den gleichen Grundsätzen wie die Erb-
schaftsteuer. Die in diesem Abschnitt 
„XXI. Erbschaft- und Schenkungsteuer“ 
dargestellten Regelungen bezüglich 
der Bewertung des Vermögens sind 
demnach auch im Fall der Schenkung 
anzuwenden.

Schuldner der Schenkungsteuer ist 
neben dem Schenkungsempfänger 
auch der Schenker.

a)  Direktbeteiligung

Bestehen Gesellschaftsschulden, sind 
im Fall einer Schenkung die anteilig 
übernommenen Verbindlichkeiten der 
Personengesellschaft als Gegenleis-
tung des Beschenkten zu behandeln 
(§ 10 Absatz 1 Satz 4 ErbStG). Es liegt 
eine gemischte Schenkung vor. Dem-
nach erfolgt eine Aufteilung in eine ent-
geltliche Veräußerung und eine unent-
geltliche Zuwendung. Lediglich die 
unentgeltliche Zuwendung unterliegt 
der Schenkungsbesteuerung. Hinsicht-
lich des entgeltlich erworbenen Teils der 
Beteiligung liegt für den Schenkungs-
empfänger ein Anschaffungsvorgang 
und für den Schenker ein Veräußerungs-
vorgang vor, der nach den allgemeinen 
einkommensteuerlichen Vorschriften 
zum Beispiel als privates Veräußerungs-
geschäft der Besteuerung unterliegen 
kann. Dem Anleger wird empfohlen, die 
Einzelheiten mit seinem steuerlichen 
Berater zu besprechen.
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daher für sich genommen keinen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb einer 
Stiftung begründen.

Unabhängig von einer Steuerbefreiung 
aufgrund ihrer Gemeinnützigkeit werden 
Stiftungen Einkünfte im Rahmen der ein-
heitlichen und gesonderten Feststellung 
der Investmentgesellschaft zugerech-
net; die Steuerbefreiung erfolgt sodann 
auf der Basis der Körperschaftsteuer-
erklärung der Stiftung durch das für 
diese zuständige Finanzamt. Stiftun-
gen haben grundsätzlich das Gebot der 
zeitnahen Mittelverwendung im Sinne 
von § 55 AO zu beachten. Das Gebot 
der zeitnahen Mittelverwendung gilt 
nicht für kleinere Körperschaften mit 
jährlichen Einnahmen von nicht mehr 
als 45.000 Euro. Die zeitnahe Mittelver-
wendung erfordert vorbehaltlich einer 
gemäß § 62 AO zulässigen Rücklagenbil-
dung, dass Stiftungen die Überschüsse 
aus einer Vermögensverwaltung spätes-
tens in den auf den Zufluss folgenden 
zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren 
für die steuerbegünstigten Zwecke zu 
verwenden haben. Damit die Stiftungen 
diese Verpflichtung im Hinblick auf die 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft erfüllen können, wird die Pari-
bus Kapitalverwaltungsgesellschaft den 
Anlegern mitteilen, ob und in welcher 
Höhe in den an die Anleger ausgeschüt-
teten Beträgen zeitnah zu verwendende 
Überschüsse enthalten sind. 

Das Grundstockvermögen von Stif-
tungen gehört nicht zu den zeitnah 
zu verwendenden Mitteln. Erhält eine 
Stiftung Kapitalrückzahlungen aus dem 
Investmentvermögen, so ist zu prüfen, 
ob diese Grundstockvermögen darstel-
len oder dem Grundsatz der zeitnahen 
Mittelverwendung unterliegen. Dies 
kann u. a. davon abhängen, ob eine 
Kapitalrückzahlung zu einer Minderung 
des Wertes der Beteiligung unter deren 
Anschaffungskosten führt. Zu diesem 
Zweck informiert die Paribus Kapital-
verwaltungsgesellschaft die Anleger 
über die Höhe von Kapitalrückzahlungen 
und stellt diesen eine Bewertung der 

Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft zur Verfügung.

Stiftungen als Anlegern wird empfoh-
len, sich von einem steuerlichen Bera-
ter im Hinblick auf die Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft beraten 
zu lassen.

XXIII.  Schlussbemerkungen

Die vorstehende Darstellung der steuer-
lichen Grundlagen basiert auf dem 
gesetzlichen Stand im Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes. 
Die Ausführungen geben den Stand 
der Rechtsprechung und Auffassung 
der Finanzverwaltung zum Zeitpunkt 
der Erstellung des Verkaufsprospek-
tes wieder.

Eine Betriebsprüfung der Investment-
gesellschaft hat noch nicht stattgefun-
den, sodass im Zeitpunkt der Erstellung 
des Verkaufsprospektes zum Stand der 
steuerlichen Anerkennung noch keine 
Angaben gemacht werden können.
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2.  Einmalige Bewertung im Rahmen 
des Erwerbs 

Gemäß § 261 Absatz 5 KAGB darf die 
Investmentgesellschaft in eine Immo-
bilie nur investieren, wenn diese zuvor 
durch mindestens einen externen 
Bewerter bewertet wurde.

Zum Zwecke der Ermittlung des Verkehrs-
wertes der Immobilie gemäß § 261 Ab-
satz 5 bzw. § 216 KAGB wurde bei der 
W&P Immobilienberatung GmbH/Wüest 
Partner Deutschland, Frankfurt am Main 
sowie bei der Angermann Valuation and 
Advisory GmbH, Hamburg, jeweils die 
Erstellung eines Gutachtens in Auftrag 
gegeben. Stichtag der Bewertung war 
jeweils der 31. August 2022.

Beide Gutachten liegen mit Erstellungs-
datum vom 22. September 2022 bzw. 
28. September 2022 vor. Es wurden Ver-
kehrswerte in Höhe von 55.200.000 Eu-
ro sowie in Höhe von 54.550.000 Euro 
ermittelt. Der Wertansatz (Ansatz des 
verbindlichen Verkehrswertes der Im-
mobilie) erfolgte dann zum Mittelwert 
der beiden gutachterlichen Bewertun-
gen in Höhe von 54.875.000 Euro. Da 
beiden Bewertungen in ihrem Ergebnis 
weniger als 10 %, bezogen auf ihren Mit-
telwert, voneinander abweichen, wurde 
kein weiterer externen Bewerter mit der 
Ermittlung des Verkehrswertes der Im-
mobilie beauftragt.

3.  Laufende Bewertung

Die laufende Bewertung von Vermö-
gensgegenständen und die Berechnung 
des Nettoinventarwertes je Anteil wer-
den mindestens einmal jährlich erfolgen. 

Darüber hinaus ist die Bewertung und 
Berechnung auch durchzuführen, wenn 
das Gesellschaftsvermögen der Invest-
mentgesellschaft erhöht oder herabge-
setzt wird. Dies gilt nicht für die Dauer 
der Platzierungsphase.

Für die Bewertung, das Bewertungs-
verfahren und die Bewerter gelten die 
§§ 168, 169, 216, 271, 272 KAGB. Darü-
ber hinaus gelten die Artikel 67–73 der 
sogenannten Level-2-VO (Delegierte 
Verordnung (EU) Nr. 231/2013 vom 
19. Dezember 2012) sowie die KARBV 
und die von der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft nach § 169 Absatz 1 KAGB 
erstellte interne Bewertungsrichtlinie.

Die laufende Bewertung der Immobilie 
wird durch einen externen Sachverstän-
digen erfolgen. Die laufende Bewertung 
von Anteilen an einer etwaigen Objekt-
gesellschaft würde in Übereinstimmung 
mit § 216 Absatz 1 Nr. 2 KAGB durch die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft selbst 
erfolgen.

Die Ermittlung des Marktwertes/Ver-
kehrswertes wird nach anerkannten 
Bewertungsverfahren durchgeführt 
werden. Die Bewertung soll, begrün-
det durch die Ausrichtung der Invest-
mentgesellschaft auf Ertragsobjekte, 
im Regelfall nach dem Ertragswert-
verfahren erfolgen. Es obliegt jedoch 
dem Bewerter zu entscheiden, ob die 
verfügbaren Daten zur Anwendung des 
Ertragswertverfahrens ausreichend sind 
oder ein alternatives Verfahren (zum 
Beispiel Sachwertverfahren) anzuwen-
den ist. Der Bewerter wird im Rahmen 
der Wertermittlung und des Wertermitt-
lungsberichtes (Gutachten) die Wahl 

I.  Bewertungsverfahren

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft legt 
bei ihren Investitionen in Vermögens-
gegenstände Wert darauf, dass diese 
mit einem konsistenten, angemesse-
nen und nachvollziehbaren Wertansatz 
unterlegt sind. Dabei gelten die folgen-
den Grundsätze:

1.  Auswahl der externen Bewerter

Jeder externe Bewerter muss im Hin-
blick auf die gesetzlichen Anforderun-
gen hinreichend qualifiziert sein, also 
insbesondere eine unabhängige, unpar-
teiische und zuverlässige natürliche 
oder juristische Person sein und über 
angemessene Fachkenntnisse sowie 
ausreichende praktische Erfahrung hin-
sichtlich der von ihm zu bewertenden 
Vermögensgegenstände verfügen.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
wird fachkundige und erfahrene Bewer-
tungsunternehmen in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Regelun-
gen beauftragen.

Der Bewerter, der die Bewertung der 
Vermögensgegenstände vor einer In-
vestition durchführt, darf nicht zugleich 
die laufende Bewertung der Vermögens-
gegenstände durchführen. 

Nach Ablauf von drei Jahren darf der 
externe Bewerter erst nach Ablauf von 
zwei Jahren seit Ende seines Bestel-
lungszeitraumes, also nach Ablauf einer 
2-jährigen Karenzzeit, erneut als exter-
ner Bewerter bestellt werden.

K. Weitere Pflichtangaben  
nach dem KAGB
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des Bewertungsverfahrens hinreichend 
begründen und darlegen. 

An einer Börse zugelassene oder in 
einem organisierten Markt gehandelte 
Geldmarktinstrumente werden zum letz-
ten verfügbaren handelbaren Kurs, der 
eine verlässliche Bewertung gewähr-
leistet, bewertet. Für die Bewertung 
von Geldmarktinstrumenten, die nicht 
an der Börse oder in einem organisier-
ten Markt gehandelt werden, werden 
die für vergleichbare Geldmarktinstru-
mente vereinbarten Preise und ggf. die 
Kurswerte von Geldmarktinstrumenten 
vergleichbarer Aussteller mit entspre-
chender Laufzeit und Verzinsung, erfor-
derlichenfalls mit einem Abschlag zum 
Ausgleich der geringeren Veräußerbar-
keit, herangezogen.

Bankguthaben werden grundsätzlich 
zu ihrem Nennwert zzgl. zugeflossener 
Zins en angesetzt.

Die Bewertung von Vermögenswer-
ten und die Berechnung des Netto-
inventarwertes je Anteil sind gegen-
über den Anlegern offenzulegen. Eine 
Offenlegung hat nach jeder Bewer-
tung von Vermögenswerten und jeder 
Berechnung des Nettoinventarwer-
tes je Anteil zu erfolgen (vgl. § 272 
Absatz 3 KAGB).

Der Gesamtwert des Investmentvermö-
gens selbst wird gemäß § 168 Absatz 1 
KAGB aufgrund der Verkehrswerte der 
zu ihm gehörenden Vermögensgegen-
stände abzgl. der aufgenommenen Kre-
dite und sonstigen Verbindlichkeiten 
ermittelt.

II.  Berechnung des Nettoinventar-
wertes und Veröffentlichung

Der für den jeweiligen Anleger der 
Anteilsklasse 1 (Altgesellschafter) 
maßgebliche Nettoinventarwert ergibt 
sich aus der Teilung des Gesamtwertes 
des Nettoinventarwertes der Anteils-
klasse 1 durch die Gesamtsumme 

der Pflichteinlagen, multipliziert mit 
der von dem Anleger eingezahlten 
Pflichteinlage.

Der für den jeweiligen Anleger der 
Anteilsklasse 2 (Neugesellschafter) 
maßgebliche Nettoinventarwert ergibt 
sich aus der Teilung des Gesamtwertes 
des Nettoinventarwertes der Anteils-
klasse 2 durch die Gesamtsumme 
der Pflichteinlagen, multipliziert mit 
der von dem Anleger übernommenen 
Pflichteinlage.

Der jüngste Nettoinventarwert der 
Investmentgesellschaft ist auf den Bei-
trittsunterlagen angegeben. Die Bewer-
tung der Vermögensgegenstände und 
die Berechnung des Nettoinventarwer-
tes je Anteil einer Anteilsklasse auf den 
31. Dezember eines Jahres werden im 
Jahresbericht der Investmentgesell-
schaft offengelegt. Gesetzlich vorge-
sehene Bewertungen auf andere Stich-
tage werden auf der Internetseite der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft www.
paribus-kvg.de veröffentlicht.

Angaben zur bisherigen Wertentwick-
lung der Investmentgesellschaft nach 
§ 165 Absatz 2 Nr. 9 KAGB in Verbindung 
mit § 269 KAGB auf Basis der Entwick-
lung des Nettoinventarwertes können 
zum Zeitpunkt der Erstellung des Ver-
kaufsprospektes nicht gemacht werden. 
Nettoinventarwerte gemäß gesetzlicher 
Pflicht (KAGB) wurden in der Vergangen-
heit nicht ermittelt. Mit Überführung der 
Investmentgesellschaft in den Anwen-
dungsbereich des KAGB wird zukünftig 
regelmäßig der Nettoinventarwert für 
jede Anteilsklasse ermittelt und veröf-
fentlicht werden, erstmals zum Stichtag 
31. Dezember 2022.

III. Liquiditätsmanagement

Da der Anleger grundsätzlich kein ver-
tragliches Recht auf die Rückgabe von 
Anteilen hat, bezieht sich das Liqui-
ditätsmanagement bei der Invest-
mentgesellschaft auf das Vorhalten 

ausreichender Liquidität für das Bestrei-
ten der laufenden Kosten und sonsti-
ger Liquiditätsabflüsse auf Ebene der 
Investmentgesellschaft.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat 
zur Gewährleistung des Liquiditätsma-
nagements für die von ihr verwalteten 
Investmentvermögen schriftlich grund-
sätzliche Verfahren festgelegt, die es ihr 
ermöglichen, die Liquiditätsrisiken der 
Investmentgesellschaft zu überwachen. 
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft hat 
hierzu ein angemessenes Liquiditätsma-
nagement, insbesondere auf Grundlage 
von § 30 KAGB, der AIFM-Richtlinie und 
der Level-2-VO, implementiert.

Zur Steuerung der Liquiditätsrisiken 
wird im Rahmen des Liquiditätsma-
nagements stets festgehalten, welche 
Zahlungsverpflichtungen der Invest-
mentgesellschaft bestehen oder grund-
sätzlich entstehen können, und zwar 
sowohl kurzfristig als auch langfristig. 
Gegengerechnet wird der Anteil der 
liquiden Vermögensgegenstände der 
Investmentgesellschaft für verschie-
dene Leistungsräume. 

Da die Liquidität der Investmentgesell-
schaft, die Marktliquidität der Vermö-
gensgegenstände wie auch die Zah-
lungsverpflichtungen nicht statisch 
sind, sondern sich über die Zeit ver-
ändern und von verschiedenen Fak-
toren beeinflusst werden, wird die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft die 
Liquidität nach Maßgabe des Vorste-
henden stets überwachen. Darüber 
hinaus werden vorbeugende Maßnah-
men und Vorkehrungen getroffen, um 
Liquiditätsengpässe vorab zu prog-
nostizieren und diesen angemessen 
entgegenzuwirken.

Neben einer langfristigen Liquiditäts-
übersicht führt die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft regelmäßig, mindestens 
einmal jährlich, Stresstests durch und 
legt dabei sowohl normale als auch 
außergewöhnliche Liquiditätsbedin-
gungen zugrunde, die die Bewertung 
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und Überwachung der Liquiditätsrisiken 
ermöglichen.

So wird gewährleistet, dass sich das 
Liquiditätsprofil der Anlagen der Invest-
mentgesellschaft mit den zugrunde lie-
genden Verbindlichkeiten deckt und 
Liquiditätsrisiken, die sich auf Ebene der 
Investmentgesellschaft oder auf Ebene 
der Vermögensgegenstände der Invest-
mentgesellschaft – unter Einbezug einer 
etwaigen Objektgesellschaft – ergeben 
können, kontrolliert werden.

IV.  Offenlegung von Informationen

1.  Informationen, die unverzüglich 
per E-Mail oder Postversand und 
auf der Internetseite der Kapital-
verwaltungsgesellschaft offen-
gelegt werden

• Angaben über die Änderung der Haf-
tung der Verwahrstelle

2. Informationen, die im Jahresbericht 
der Investmentgesellschaft offen-
gelegt werden

• Prozentualer Anteil der Vermögens-
gegenstände der Investmentgesell-
schaft, die schwer liquidierbar sind 
und für die deshalb besondere Rege-
lungen gelten

• Jegliche neuen Regeln zum Liquidi-
tätsmanagement der Investment-
gesellschaft

• Aktuelles Risikoprofil der Invest-
mentgesellschaft und die hierfür 
eingesetzten Risikomanagement-
systeme

• Alle Änderungen des maximalen 
Umfangs des einsetzbaren Leverage

• Rechte sowie Änderungen der 
Rechte zur Wiederverwendung von 
Sicherheiten und Garantien, die im 
Rahmen von Leverage-Geschäften 
gewährt wurden

• Gesamthöhe des Leverage der 
Investmentgesellschaft

• Betrag der Ausgabeaufschläge, die 
der Investmentgesellschaft im jewei-
ligen Berichtszeitraum für den Erwerb 
von Anteilen berechnet worden sind

• Vergütungen, die der Investment-
gesellschaft von der Kapitalver-
waltungsgesellschaft selbst, einer 
anderen Kapitalverwaltungsge-
sellschaft oder einer Gesellschaft, 
mit der die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft durch eine wesentliche 
unmittelbare oder mittelbare Beteili-
gung verbunden ist, als Verwaltungs-
vergütung für die in der Investment-
gesellschaft gehaltenen Anteile oder 
Aktien berechnet wurde

3.  Informationen für Interessierte

Der an dem Erwerb eines Anteils Inter-
essierte kann nach § 297 Absatz 9 KAGB 
Informationen über die Anlagegrenzen 
des Risikomanagements, die Risikoma-
nagementmethoden und die jüngste 
Entwicklung bei den Risiken und Ren-
diten der wichtigsten Kategorien von 
Vermögensgegenständen der Invest-
mentgesellschaft in schriftlicher Form 
verlangen. Die Informationen liegen am 
Sitz der Investmentgesellschaft unter 
der Geschäftsadresse in 22767 Ham-
burg, Königstraße 28, in Papierform aus 
und können dort eingesehen werden.

4.  Stellen, an denen die Jahres-
berichte der Investmentgesell-
schaft erhältlich sind

Die Jahresberichte der Investmentge-
sellschaft können von allen Anlegern 
bei der Treuhandkommanditistin II kos-
tenlos telefonisch, per Post oder E-Mail 
angefordert werden. Die Kontaktdaten 
der Treuhandkommanditistin II lauten:

PVT Trust GmbH
Anne-Conway-Straße 6
28359 Bremen
E-Mail: info@pvt-trust.de
Telefon: +49 421 5173 8128

Der Jahresbericht kann auch als Down-
load auf der Internetseite der Kapital-
verwaltungsgesellschaft unter www.
paribus-kvg.de abgerufen werden.

5.  Zusätzliche Informationen nach 
§ 300 KAGB

Für zusätzliche Informationen nach 
§ 300 KAGB gibt es zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes 
keine Veranlassung. Die Kapitalver-
waltungsgesellschaft legt die erfor-
derlichen Informationen, einschließ-
lich neuer Regelungen zum Liquidi-
tätsmanagement sowie zum aktuellen 
Risikoprofil der Investmentgesellschaft 
sowie der von der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft eingesetzten Steuerungs-
systeme (Risikomanagementsysteme), 
im Jahresbericht offen.

6.  Maßnahmen zur Verbreitung  
der Berichte und der sonstigen  
Informationen über die Invest-
mentgesellschaft 

Die Jahresberichte der Investmentge-
sellschaft werden innerhalb der gesetz-
lichen Fristen gemäß § 158 KAGB in Ver-
bindung mit § 135 KAGB und in Verbin-
dung mit § 101 Absatz 2 KAGB erstellt. 
Der Jahresbericht wird im Bundesan-
zeiger bekannt gemacht und kann als 
Download auf der Internetseite der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft unter www.
paribus-kvg.de abgerufen werden.

7.  Stelle, bei denen der Anleger den 
Verkaufsprospekt, die wesent-
lichen Anlegerinformationen und 
die Anlagebedingungen sowie den 
Gesellschaftsvertrag kostenlos er-
halten kann und auf welche Weise 
diese Unterlagen erhältlich sind

Nach den Vorschriften des KAGB sind 
bei einem öffentlichen Angebot von 
geschlossenen alternativen Invest-
mentfonds in Deutschland die wesent-
lichen Anlegerinformationen sowie 
der Verkaufsprospekt einschließ-
lich der Anlagebedingungen und des 
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Gesellschaftsvertrages und ggf. des 
Treuhandvertrages zu erstellen und den 
Privatanlegern zur Verfügung zu stellen. 
Der Verkaufsprospekt hat diejenigen 
Angaben zu enthalten, die erforder-
lich sind, damit der interessierte Anle-
ger über die ihm angebotene Anlage 
informiert wird und sich insbesondere 
über die damit verbundenen Risiken ein 
begründetes Urteil bilden kann.

Der Verkaufsprospekt inkl. etwaiger 
Aktualisierungen bzw. Nachträge ein-
schließlich der Anlagebedingungen, des 
Gesellschaftsvertrages und des Treu-
handvertrages, können ebenso wie die 
wesentlichen Anlegerinformationen von 
den Anlegern kostenlos wochentags von 
9 bis 17 Uhr wahlweise in Papierform 
oder auf einem dauerhaften Datenträ-
ger unter der Kontaktadresse

Paribus Kapitalverwaltungs - 
gesellschaft mbH
Königstraße 28
22767 Hamburg
Telefon: + 49 40 8888 00 6-0
E-Mail: info@paribus-kvg.de

angefordert oder als Download auf der 
Internetseite der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft unter www.paribus-kvg.de 
abgerufen werden.

Der Verkaufsprospekt wird ergänzt 
durch den jeweils letzten Jahresbe-
richt. Diese Dokumente sind kosten-
los über dieselben Adressen und Medien 
zu beziehen wie der Verkaufsprospekt.

Das Beteiligungsangebot wird in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Zeich-
nung angeboten.
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Bei außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen und bei Fern-
absatzverträgen über Finanzdienstleis-
tungen sind Anlegern rechtzeitig vor 
Abgabe ihrer Vertragserklärung (Bei-
trittserklärung) die nachfolgend dar-
gestellten Informationen zur Verfügung 
zu stellen:

I.  Angaben zur 
Investmentgesellschaft

Die Investmentgesellschaft ist die Pari-
bus Immobilienfonds München Tau-
nusstraße GmbH & Co. geschlossene 
Investment-KG, Geschäftsadresse: 
Königstraße 28, 22767 Hamburg, Tele-
fon: +49 40 8888 00 6-0, Telefax: +49 40 
8888 00 6-199, E-Mail: info@paribus-kvg.
de, Internet: www.paribus-kvg.de, ein-
getragen im Handelsregister des Amts-
gerichtes Hamburg unter HRA 112200.

Gegenstand der Investmentgesellschaft 
ist insbesondere die Verwaltung und 
ggf. die Veräußerung der Immobilie in 
München, Taunusstraße 31, 33 und 37, 
80807 München. Im Rahmen der Ver-
waltung der Immobilie kann ein Baurecht 
geschaffen werden und die Immobilie 
kann auch umgebaut, erweitert, hin-
sichtlich von Freiflächen bebaut oder 
in verschiedene Grundstücke aufge-
teilt werden.

• Sachwerte in Form von Immobilien 
gemäß § 261 Absatz 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Absatz 2 Nr. 1 KAGB,

L. Verbraucherinformationen bei  
außerhalb von Geschäftsräumen  
geschlossenen Verträgen und  
Fernabsatzverträgen über  
Finanzdienstleistungen

• Anteile oder Aktien an Gesellschaf-
ten, die nach dem Gesellschafts-
vertrag oder der Satzung nur Sach-
werte in Form von Immobilien gemäß 
§ 261 Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung 
mit Absatz 2 Nr. 1 KAGB sowie die 
zur Bewirtschaftung dieser Vermö-
gensgegenstände erforderlichen 
Vermögensgegenstände oder Betei-
ligungen an solchen Gesellschaf-
ten erwerben dürfen, nachfolgend 
„Objektgesellschaften“ genannt, 
sowie

• Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB und/oder Bankguthaben 
gemäß § 195 KAGB.

Gegenstand der Investmentgesellschaft 
ist insbesondere die Verwaltung und 
ggf. die Veräußerung der Immobilie in 
München, Taunusstraße 31, 33 und 37, 
80807 München. Im Rahmen der Ver-
waltung der Immobilie kann ein Baurecht 
geschaffen werden und die Immobilie 
kann auch umgebaut, erweitert, hin-
sichtlich von Freiflächen bebaut oder 
in verschiedene Grundstücke aufgeteilt 
werden.

Die Investmentgesellschaft ist berech-
tigt, sämtliche Handlungen und Rechts-
geschäfte vorzunehmen, die geeignet 
erscheinen, den Gesellschaftszweck 
unmittelbar oder mittelbar zu fördern, 
bzw. die zur Erreichung des Gesell-
schaftszweckes erforderlich oder 
dienlich sind. Die Investmentgesell-
schaft kann diese Handlungen und 

Rechtsgeschäfte selbst vornehmen 
oder durch Dritte vornehmen lassen. 

II.  Angaben zur 
Kapital verwaltungsgesellschaft

Die Paribus Kapitalverwaltungsgesell-
schaft mbH, Geschäftsadresse: König-
straße 28, 22767 Hamburg, Telefon: +49 
40 8888 00 6-0, Telefax: +49 40 8888 
00 6-199, E-Mail: Info@paribus-kvg.de, 
Internet: www.paribus-kvg.de, einge-
tragen im Handelsregister des Amts-
gerichtes Hamburg unter HRB 125704, 
ist externe Kapitalverwaltungsgesell-
schaft der Investmentgesellschaft und 
zur Verwaltung der Investmentgesell-
schaft berechtigt und verpflichtet.

Hauptgeschäftstätigkeit der Kapitalver-
waltungsgesellschaft: Die Kapitalver-
waltungsgesellschaft ist eine Kapital-
verwaltungsgesellschaft im Sinne des 
KAGB. Gegenstand des Unternehmens 
ist die Verwaltung von inländischen 
Investmentvermögen (kollektive Ver-
mögensverwaltung). Folgende inlän-
dische Investmentvermögen,

• geschlossene inländische Publi-
kums-AIF gemäß §§ 261 ff. KAGB 
sowie

• geschlossene inländische Spezial-
AIF gemäß §§ 285 ff. KAGB, 
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welche in die folgenden Vermögens-
gegenstände investieren,

a) Immobilien, einschließlich Wald, 
Forst und Agrarland,

b) Schienenfahrzeuge, Schienen-
fahrzeugbestandteile und Schienen-
fahr zeugersatzteile,

c) Vermögensgegenstände gemäß 
§ 261 Absatz 1 Nr. 3 KAGB, sofern 
diese ausschließlich in die aufge-
führten Vermögensgegenstände 
gemäß lit.  a) bis h) investieren 
dürfen,

d) Vermögensgegenstände gemäß 
§ 261 Absatz 1 Nr. 4 KAGB,

e) Vermögensgegenstände nach 
§ 261 Absatz 1 Nr. 5 und Nr. 6 KAGB, 
sofern die betroffenen Investment-
vermögen ihrerseits ausschließlich 
in Vermögensgegenstände gemäß 
§ 261 Absatz 1 Nr. 4 KAGB sowie die 
aufgeführten Vermögensgegen-
stände gemäß lit. a) bis h) investie-
ren dürfen,

f) Wertpapiere gemäß § 193 KAGB, 
welche die Anforderungen des 
§ 253 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 lit. a) KAGB 
erfüllen,

g) Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB und

h) Bankguthaben gemäß § 195 KAGB,

sind Gegenstand der kollektiven Ver-
mögensverwaltung.

Weiterhin sind folgende inländische 
Investmentvermögen Gegenstand der 
kollektiven Vermögensverwaltung:

• Offene inländische Spezial-AIF mit 
festen Anlagebedingungen gemäß 
§ 284 KAGB – unter Ausnahme von 
Hedgefonds und Dach-Hedgefonds – 
welche gemäß ihren Anlagebedin-
gungen ausschließlich in folgende 
Vermögensgegenstände investieren,

i) Wertpapiere gemäß § 284 Absatz 2 
Nr. 2 lit. a) KAGB in Verbindung mit 
§ 193 KAGB, welche die Anforderun-
gen des § 253 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 
lit. a) KAGB erfüllen,

j) Geldmarktinstrumente gemäß § 284 
Absatz 2 Nr. 2 lit. b) KAGB in Verbin-
dung mit § 194 KAGB,

k) Bankguthaben gemäß § 284 Absatz 2 
Nr. 2 lit. d) KAGB in Verbindung mit 
§ 195 KAGB,

l) Immobilien gemäß § 284 Absatz 2 
Nr. 2 lit. e) KAGB,

m) Beteiligungen an inländischen Immo-
biliengesellschaften gemäß § 284 
Absatz 2 Nr. 2 lit. f) KAGB.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft darf 
Geschäfte betreiben, die zur Anlage 
ihres eigenen Vermögens erforderlich 
sind. Sie darf sich an Unternehmen 
beteiligen oder Unternehmen gründen, 
wenn der Geschäftszweck des Unter-
nehmens gesetzlich oder satzungsmä-
ßig im Wesentlichen auf die Geschäfte 
ausgerichtet ist, welche die Kapitalver-
waltungsgesellschaft selbst betreiben 
darf, und eine Haftung der Kapitalver-
waltungsgesellschaft aus der Beteili-
gung durch die Rechtsform des Unter-
nehmens beschränkt ist. Die Kapitalver-
waltungsgesellschaft kann im In- und 
Ausland Zweigniederlassungen errich-
ten oder erwerben. Weitere Geschäfte 
oder Tätigkeiten darf die Kapitalver-
waltungsgesellschaft nicht betreiben.

Geschäftsführung: Die Paribus Kapi-
talverwaltungsgesellschaft mbH wird 
durch ihre Geschäftsführer Markus 
Eschner, Uwe Hamann, Dr. Georg Reul 
und Dr. Volker Simmering vertreten.

III.  Angaben zur geschäftsfüh-
renden Kommanditistin der 
Investmentgesellschaft

Die Paribus Fondsbeteiligung GmbH, Ge-
schäftsadresse: Königstraße 28, 22767 
Hamburg, Telefon: +49 40 8888 00 6-0, 
Telefax: +49 40 8888 00 6-199, E-Mail: 
info@paribus.de, eingetragen im Han-
delsregister des Amtsgerichtes Hamburg 
unter HRB 111414, ist geschäftsführende 
Kommanditistin der Investmentgesell-
schaft.

Hauptgeschäftstätigkeit der geschäfts-
führenden Kommanditistin: Unterneh-
mensgegenstand der geschäftsführen-
den Kommanditistin ist die Übernahme 
der persönlichen Haftung und Geschäfts-
führung in Gesellschaften der Paribus-
Gruppe.

Sie ist zur Geschäftsführung und Ver-
tretung der Investmentgesellschaft be-
rechtigt und verpflichtet. Die geschäfts-
führende Kommanditistin ist zur Einzel-
vertretung befugt. Sie ist berechtigt und 
– soweit nach dem KAGB erforderlich – 
verpflichtet, ihre Geschäftsführungsauf-
gaben auf Dritte zu übertragen. Insbe-
sondere ist sie berechtigt und verpflich-
tet, die Verwaltung der Investmentgesell-
schaft im Sinne des § 18 KAGB im Namen 
und für Rechnung der Investmentgesell-
schaft auf Dritte, die über die Erlaubnis 
zum Geschäftsbetrieb nach § 20 KAGB 
verfügen, zu übertragen. Hierzu hat die 
geschäftsführende Kommanditistin im 
Namen und für Rechnung der Investment-
gesellschaft mit der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft einen Fremdverwaltungs-
vertrag abgeschlossen und diese mit der 
externen Verwaltung der Investmentge-
sellschaft beauftragt.

Geschäftsführung: Die Paribus Fonds-
beteiligung GmbH wird durch ihre Ge-
schäftsführer Dr. Christopher Schroeder 
und Thomas Böcher vertreten.

IV.  Angaben zur persönlich  
haftenden Gesellschafterin 
(Komplementärin)

Die Verwaltung Vierte IFD geschlosse-
ner Immobilienfonds für Deutschland 
GmbH, Geschäftsadresse: Königstraße 
28, 22767 Hamburg, Telefon: +49 40 
8888 00 6-0, Telefax: +49 40 8888 00 
6-199, E-Mail: info@paribus.de, einge-
tragen im Handelsregister des Amtsge-
richtes Hamburg unter HRB 115393, ist 
persönlich haftende Gesellschafterin 
der Investmentgesellschaft und von der 
Geschäftsführung und – soweit nicht 
organschaftliche Vertretung gesetzlich 
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zwingend erforderlich ist – auch von der 
Vertretung der Investmentgesellschaft 
ausgeschlossen.

Hauptgeschäftstätigkeit der persönlich 
haftenden Gesellschafterin: Unterneh-
mensgegenstand der Komplementärin 
sind die Erbringung von Dienstleistun-
gen aller Art und die Verwaltung von 
Immobilien in Deutschland; ausgenom-
men sind erlaubnispflichtige Geschäfte/
Tätigkeiten. Die Gesellschaft ist ferner 
berechtigt, die Stellung eines persönlich 
haftenden Gesellschafters u. a. bei Kom-
manditgesellschaften in Form geschlos-
sener Immobilienfonds zu übernehmen.

Geschäftsführung: Die Verwaltung 
Vierte IFD geschlossener Immobilien-
fonds für Deutschland GmbH wird durch 
ihre Geschäftsführer Thomas Böcher 
und Martin Rolle vertreten.

V.  Angaben zur 
Treuhandkommanditistin II 

Treuhandkommanditistin II ist die PVT 
Trust GmbH, Geschäftsadresse: Anne-
Conway-Straße 6, 28359 Bremen, Tele-
fon: +49 421 5173 8128, E-Mail: info@
pvt-trust.de, eingetragen im Handelsre-
gister des Amtsgerichtes Bremen unter 
HRB 35943.

Hauptgeschäftstätigkeit der Treuhand-
kommanditistin II: Unternehmensgegen-
stand der Treuhandkommanditistin II 
sind die Verwaltung von Treuhand-
vermögen und eigenem Vermögen, 
soweit es sich nicht um Geschäfte im 
Sinne des § 1 Absatz 1 und Absatz 1a 
KWG handelt. Die Hauptgeschäftstätig-
keiten der Treuhandkommanditistin II 
sind insbesondere die Überwachung 
der Einzahlung der Zeichnungsbeträge 
der Anleger, die Vertretung der Anle-
ger in Gesellschafterversammlungen, 
die Führung eines Anlegerregisters, die 
Veranlassung der Handelsregisteran-
meldungen sowie die Koordination der 
Anlegerkommunikation.

Geschäftsführung: Die PVT Trust GmbH 
wird durch ihren Geschäftsführer Ingo 
Kuhlmann vertreten.

Die PVT Trust GmbH hat ihre Aufgaben 
aus dem Treuhand- und Verwaltungsver-
trag auf die Paribus Trust GmbH, König-
straße 28, 22767 Hamburg, ausgelagert. 
Die Paribus Trust GmbH ist unter HRB 
95393 beim Amtsgericht Hamburg ein-
getragen und hat ein Stammkapital von 
25.000 Euro. Gesellschafter sind CSB 
Beteiligungen GmbH und Paribus Hol-
ding GmbH & Co. KG. Die Gesellschaft 
wird durch die Geschäftsführer Stepha-
nie Brumberg und Hinrich Wilhelm Otter 
vertreten.

VI.  Aufsichtsbehörde

Nach der Rechtslage zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Verkaufsprospektes ist 
für die Investmentgesellschaft, die Treu-
handkommanditistinnen, die geschäfts-
führende Kommanditistin und die Kom-
plementärin die Zulassung durch eine 
Aufsichtsbehörde nicht vorgesehen.

Zuständige Aufsichtsbehörde der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft ist die Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (vor und nachstehend auch 
„BaFin“), Marie-Curie-Straße 24–28 in 
60439 Frankfurt am Main.

VII.  Name und ladungsfähige 
Anschrift des für die  
Anbieterin handelnden  
Vermittlers nebst Namen der 
Vertretungsberechtigten

Siehe Eintragung auf der Bei trittser-
klärung.

VIII.  Vertragssprache

Die Sprache, in der die Vertrags-
bedingungen und die vorliegenden 
Vorabinformationen mitgeteilt wer-
den, sowie die Sprache, in der die 

Investmentgesellschaft die Kommuni-
kation während der Vertragslaufzeit zu 
führen sich verpflichtet, ist Deutsch.

IX.  Rechtsordnung und 
Gerichtsstand

Für die Vertragsanbahnung und für 
Verträge und sonstige Schuldverhält-
nisse, die für die Beteiligung des Anle-
gers maßgeblich sind, gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland.

Ist der Anleger Verbraucher im Sinne 
des § 13 BGB, gelten im Hinblick auf das 
zuständige Gericht die gesetzlichen 
Regelungen. Handelt es sich bei dem 
Anleger nicht um einen Verbraucher, ist 
der Gerichtsstand für den Gesellschafts-
vertrag und den Treuhand- und Verwal-
tungsvertrag Hamburg.

X.  Außergerichtliche Beschwerde- 
und Rechtsbehelfsverfahren

Die BaFin bietet Verbrauchern die 
Möglichkeit, sich bei Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit Vorschriften des 
KAGB an die Schlichtungsstelle für Ver-
braucherrechtsstreitigkeiten zu wen-
den. Weitere Einzelheiten können der 
nachfolgend angegebenen Internetad-
resse entnommen werden. Der Antrag 
ist zu richten an:

Schlichtungsstelle bei 
der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht
– Referat ZRC 3 – 
(im Gesellschaftsvertrag in  
§ 29 Abs. 1 versehentlich als  
„Referat ZR 3“ bezeichnet)
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefon: +49 228 4108-0
Telefax: +49 0228 4108-62299
E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de 
Internet: www.bafin.de/DE/ 
Verbraucher/BeschwerdenStreit 
schlichtung/StreitschlichtungBaFin/
StreitschlichtungBaFin_node.html
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Bei Streitigkeiten über die Anwen-
dung der Vorschriften des BGB betref-
fend Fernabsatzverträge über Finanz-
dienstleistungen können die Beteilig-
ten eine bei der Deutschen Bundes-
bank eingerichtete Schlichtungsstelle 
anrufen. Weitere Einzelheiten können 
der nachfolgend angegebenen Inter-
netadresse entnommen werden. Der 
Antrag ist zu richten an:

Deutsche Bundesbank
– Schlichtungsstelle –
Postfach 10 06 02
60006 Frankfurt am Main
Telefon: +49 69 9566-3232
Telefax: +49 69 709090-9901
E-Mail: schlichtung@bundesbank.de 
Internet: www.bundesbank.de/de/
service/schlichtungsstelle 

Die Beschwerden an die Schlichtungs-
stellen sind jeweils unter kurzer Schil-
derung des Sachverhalts und unter 
Beifügung der zum Verständnis der 
Beschwerde erforderlichen Unterla-
gen zu erheben. 

Der Anleger (Beschwerdeführer) hat 
jeweils insbesondere zu versichern, 
dass er in der Streitigkeit noch kein 
Gericht, keine Streitschlichtungsstelle 
und keine Gütestelle, die Streitbeilegung 
betreibt, angerufen und auch noch kei-
nen außergerichtlichen Vergleich mit 
dem Beschwerdegegner abgeschlossen 
hat. Im Übrigen gilt die jeweilige Schlich-
tungsstellen-Verfahrensordnung, die 
unter den jeweils genannten Adressen 
erhältlich oder auf der jeweils angege-
benen Internetseite online abrufbar ist.

Nach Maßgabe von § 342 KAGB kön-
nen Anleger ferner jederzeit wegen 
behaupteter Verstöße gegen das KAGB 
Beschwerde bei der BaFin einlegen. 
Beschwerden sind in Textform bei der 
BaFin einzulegen und sollen den Sach-
verhalt sowie den Beschwerdegrund 
angeben.

Anleger, die ihre Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft im Rahmen 
eines Onlinevertrages im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 524/2013 begrün-
det haben, können zur außergerichtli-
chen Streitbeilegung auch die von der 
Europäischen Kommission eingerich-
tete Plattform für die außergerichtliche 
Online-Streitbeilegung (OS-Plattform) 
nutzen. Diese Plattform kann unter 
www.ec.europa.eu/consumers/odr auf-
gerufen werden. Als E-Mail-Adresse der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft kann 
hierbei info@paribus-kvg.de angege-
ben werden.

XI.  Garantiefonds

Ein Garantiefonds oder andere Entschä-
digungsregelungen, wie beispielsweise 
der Einlagensicherungsfonds des Bun-
desverbandes deutscher Banken, ste-
hen für Beteiligungsangebote wie das 
vorliegende nicht zur Verfügung.

XII.  Wesentliche Leistungsmerk-
male, Informationen zum 
Zustandekommen des Vertrages

Die Anlagestrategie der Investment-
gesellschaft besteht darin, durch den 
Erwerb, die Vermietung, die Verwal-
tung und die Veräußerung der gehal-
tenen Immobilie das Anlageziel unter 
teilweiser Nutzung von Fremdkapital 
zu erreichen. Aufgrund dessen, dass 
die Investmentgesellschaft nur in eine 
Immobilie – und somit ohne Einhaltung 
des Grundsatzes der Risikomischung im 
Sinne des § 262 Absatz 1 KAGB – inves-
tiert, können die Anteile an der Invest-
mentgesellschaft nur von Anlegern im 
Sinne des § 262 Absatz 2 Nr. 2 KAGB 
in Verbindung mit § 1 Absatz 19 Nr. 33 
lit. a) lit. bb) bis ee) KAGB erworben wer-
den. Dies gilt nicht für die Anleger, die 
an der Investmentgesellschaft bereits 
vor dem 1. September 2022 beteiligt 
gewesen sind.

Die mit der Beteiligung verbundenen 
Hauptmerkmale der Anteile der Anle-
ger ergeben sich aus den Anlagebe-
dingungen, dem Gesellschaftsver-
trag, dem mit der Treuhandkommandi-
tistin II geschlossenen Treuhand- und 
Verwaltungsvertrag sowie der vom 
Anleger unterzeichneten Beitritts-
erklärung. Anleger, die sich mittelbar 
als Treugeber an der Investmentge-
sellschaft beteiligen, verfügen über 
die dargestellten Gesellschafterrechte 
mittelbar unter Inanspruchnahme der 
Treuhandkommanditistin.

Das Gesellschaftskapital der Invest-
mentgesellschaft beträgt zum Zeitpunkt 
der Erstellung des Verkaufsprospektes 
12.593.000 Euro. Die geschäftsführende 
Kommanditistin ist berechtigt, das Kom-
manditkapital der Investmentgesell-
schaft in dem Umfang herabzusetzen, 
in dem Altgesellschafter bis zum Ablauf 
des 31. August 2022 mit Wirkung zum 
Ablauf des 31. August 2022 ihre Betei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
gekündigt haben. Eines Gesellschaf-
terbeschlusses bedarf es hierzu nicht. 
Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist im Zeitraum vom 1. September 
2022 bis zum 31. Dezember 2023 fer-
ner berechtigt, das Gesellschaftskapital 
um bis zu 35.000.000 Euro heraufzu-
setzen (nachfolgend „Erhöhungska-
pital“ genannt). Sie ist nach eigenem 
Ermessen berechtigt, die Platzierungs-
phase um bis zu ein Jahr zu verlängern, 
soweit das Erhöhungskapital nicht bis 
zum 31. Dezember 2023 übernommen 
wurde. Für die Zeichnung des Erhö-
hungskapitals durch Neugesellschaf-
ter gelten ebenfalls die Regelungen des 
Gesellschaftsvertrages. 

Hinsichtlich weiterer Einzelheiten 
bezüglich der Platzierungsphase und 
des Zustandekommens des Vertrages 
wird auf das Kapitel „H. Rechtliche 
Grundlagen“, Abschnitt I., Ziffer 5. lit. „b) 
Gesellschaftskapital, Kapitalerhöhung 
und Kapitalherabsetzung, Beitritt neuer 
Gesellschafter“ Bezug genommen. 
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XIII. Preise

Der Ausgabepreis für einen nach dem 
1. September 2022 beitretenden Anle-
ger entspricht der Summe des von dem 
Anleger übernommenen Zeichnungsbe-
trages und des Ausgabeaufschlags. Der 
Zeichnungsbetrag muss für jeden Anle-
ger mindestens 20.000 Euro betragen. 
Ein höherer Zeichnungsbetrag muss 
ohne Rest durch 1.000 teilbar sein. 

Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 5 % 
des von dem Anleger übernommenen 
Zeichnungsbetrages. Es steht der Kapital-
verwaltungsgesellschaft frei, einen nied-
rigeren Ausgabeaufschlag zu berech-
nen. Wegen weiterer Einzelheiten zu den 
Kosten der Investmentgesellschaft wird 
auf Kapitel „H. Rechtliche Grundlagen, 
Abschnitt V. Ausgabepreis, Ausgabeauf-
schlag sowie Initialkosten“ und Abschnitt 
VI. Laufende Kosten“ Bezug genommen. 
Die steuerlichen Umstände sind ausführ-
lich im Kapitel „J. Bedeutsame Steuer-
vorschriften“ beschrieben.

XIV.  Weitere vom Anleger  
zu zahlende Steuern 
und Kosten, zusätzliche 
Telekommunikationskosten

Liefer- und Versandkosten, Telekommu-
nikationskosten oder gesondert berech-
nete Kommunikationskosten fallen nicht 
an. Zu den weiteren Kosten des Anlegers 
wird im Kapitel „H. Rechtliche Grundla-
gen“ auf Abschnitt VI., Ziffer „11. Sons-
tige vom Anleger zu entrichtende Kos-
ten“ Bezug genommen. 

Die steuerlichen Auswirkungen einer 
Beteiligung sind ausführlich im Kapitel 
„J. Bedeutsame Steuervorschriften“ 
beschrieben. Bei Fragen sollte sich 
der Anleger an die für ihn zuständige 
Steuerbehörde bzw. seinen steuerli-
chen Berater wenden.

Eigene Kosten für zum Beispiel Telefon, 
Internet, Porto oder Überweisungen hat 
der Anleger selbst zu tragen.

XV.  Spezielle Risiken der Beteiligung

Die Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft unterliegt als Finanzinstru-
ment den üblichen Risiken, die mit einer 
Investition in geschlossene Investment-
vermögen verbunden sind. Ein weiteres 
Risiko ergibt sich zudem daraus, dass die 
Investmentgesellschaft ohne Einhaltung 
des Grundsatzes der Risikomischung 
investiert. Ein etwaiger Zweitmarktpreis 
einer Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft kann Schwankungen unter-
liegen, auf die die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft keinen Einfluss hat. In der 
Vergangenheit erwirtschaftete Erträge 
sind kein Indikator für zukünftige Erträge. 
Die mit der Beteiligung verbundenen 
Risiken sind ausführlich im Kapitel „E. 
Risikohinweise“ dargestellt.

XVI.  Sprache und Gültigkeitsdauer 
der zur Verfügung gestellten 
Informationen 

Die hier zur Verfügung gestellten Infor-
mationen beruhen auf dem Stand zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Verkaufs-
prospektes. Sie sind während der Dauer 
des Vertriebs der Anteile an der Invest-
mentgesellschaft wirksam und werden 
während dieses Zeitraums, ggf. durch 
einen Nachtrag oder eine Aktualisie-
rung zum Verkaufsprospekt, ergänzt 
oder geändert. Sämtliche Informatio-
nen stehen nur in deutscher Sprache 
zur Verfügung.

XVII.  Zahlung und Erfüllung der  
Verträge, Verzugszinsen,  
weitere Vertragsbedingungen

Die von den Anlegern übernommenen 
Zeichnungsbeträge sowie der Ausga-
beaufschlag gemäß § 7 Absatz 6 des 
Gesellschaftsvertrages sind zehn Bank-
arbeitstage nach Annahme des Beitritts 
durch die Treuhandkommanditistin II, 
frühestens jedoch zum 1. September 
2022, einzuzahlen. Im Falle des Ver-
zuges ist die Investmentgesellschaft 

berechtigt, dem beitretenden Anleger 
Verzugszinsen in Höhe von 5 Prozent-
punkten p. a. über dem Basiszinssatz 
(§ 247 Absatz 1 BGB) zu berechnen. Eine 
weitergehende Haftung wegen Verzu-
ges bleibt unberührt. Die Einzahlungen 
der von den Neugesellschaftern über-
nommenen Zeichnungsbeträge sowie 
ein nach Maßgabe von § 7 Absatz 6 
geschuldeter Ausgabeaufschlag erfol-
gen auf ein von der Investmentgesell-
schaft zu benennendes Konto der 
Investmentgesellschaft.

Erfüllt ein Anleger seine Einzahlungsver-
pflichtung trotz Mahnung und Nachfrist-
setzung nicht oder nicht in voller Höhe, 
kann die geschäftsführende Kommandi-
tistin im eigenen Ermessen diesen Anle-
ger wahlweise ganz oder bis zur Höhe 
des nicht erbrachten Zeichnungsbe-
trages aus der Investmentgesellschaft 
ausschließen.

XVIII.  Widerrufsrechte

Dem Anleger steht ein gesetzliches 
Widerrufsrecht gemäß §§ 312g, 355 BGB 
zu. Einzelheiten zu den Widerrufsrech-
ten, insbesondere den Widerrufsfristen 
und den Rechtsfolgen des Widerrufes, 
sind in der Widerrufsbelehrung in der 
Beitrittserklärung enthalten.

XIX.  Mindestlaufzeit der  
Verträge, vertragliche 
Kündigungsregelungen

Die Investmentgesellschaft ist entspre-
chend dem Gesellschaftsvertrag für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 2034 errichtet 
(Grundlaufzeit). Die Grundlaufzeit ver-
längert sich um bis zu ein Jahr, sofern 
und soweit die geschäftsführende Kom-
manditistin die Platzierungsphase um 
bis zu ein Jahr bis zum 31. Dezember 
2024 verlängert. Die ordentliche Kün-
digung der Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft ist ausgeschlossen. 
Die Investmentgesellschaft wird nach 
Ablauf der Grundlaufzeit und eventueller 
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Verlängerungen aufgelöst und durch 
die geschäftsführende Kommanditistin 
der Investmentgesellschaft als Liqui-
datorin abgewickelt (liquidiert), es sei 
denn, die Gesellschafter beschließen 
mit der im Gesellschaftsvertrag hier-
für vorgesehenen Stimmenmehrheit 
etwas anderes. Eine Verlängerung der 
Grundlaufzeit kann durch Beschluss der 
Gesellschafter mit der im Gesellschafts-
vertrag hierfür vorgesehenen Mehrheit 
und Zustimmung der geschäftsführen-
den Kommanditistin einmal oder in meh-
reren Schritten um insgesamt bis zu vier 
Jahre beschlossen werden. Zulässige 
Gründe für eine Verlängerung der Grund-
laufzeit sind:

a) Eine längere als die geplante Ver-
kaufsdauer der Immobilie bzw. 
einer etwaigen Beteiligung an einer 
Objektgesellschaft am Laufzeitende 
der Investmentgesellschaft und/
oder

b) ungünstige Marktbedingungen für 
den Verkauf der Immobilie bzw. 
einer etwaigen Beteiligung an einer 
Objektgesellschaft zum Laufzeit-
ende der Investmentgesellschaft mit 
Aussicht auf Besserung der Markt-
bedingungen und perspektivisch 
höhere Rückflüsse für die Anleger 
infolge der Laufzeitverlängerung der 
Investmentgesellschaft.

Die Investmentgesellschaft kann auch 
vor Ablauf der Laufzeit der Investment-
gesellschaft mit einer Mehrheit von 
75 % der abgegebenen Stimmen der 
Gesellschafter und Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
beendet und liquidiert werden.

Der Treugeber kann nach den Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrages 
seine Treuhandbeteiligung auf sein Ver-
langen hin jederzeit in eine eigene Kom-
manditbeteiligung an der Gesellschaft 
umwandeln, indem er das Treuhand-
verhältnis kündigt und die Umwandlung 
in eine eigene Kommanditbeteiligung 
verlangt. Eine solche Kündigung des 

Treuhandvertrages zwecks Umwand-
lung in eine eigene Kommanditbeteili-
gung setzt zu ihrer Wirksamkeit voraus, 
dass zugleich mit dem Verlangen der 
Treuhänderin eine Handelsregistervoll-
macht nach § 9 des Gesellschaftsver-
trages erteilt wird. Unter der aufschie-
benden Bedingung eines wirksamen 
Umwandlungsverlangens nebst Kündi-
gung und der Eintragung des jeweiligen 
Treugebers in das Handelsregister tritt 
die Treuhänderin bereits hiermit eine der 
Beteiligung des Treugebers entspre-
chende Kommanditeinlage an den Treu-
geber ab, der diese Abtretung annimmt 
und damit unmittelbar weiterer Kom-
manditist im Sinne des Gesellschafts-
vertrages wird.

Der Treuhand- und Verwaltungsvertrag 
kann gemäß den vertraglichen Regelun-
gen des jeweiligen Treuhand- und Ver-
waltungsvertrages gekündigt werden. 
Die Übertragung der Kommanditbetei-
ligung an der Investmentgesellschaft 
ist nach Maßgabe des § 21 des Gesell-
schaftsvertrages möglich. Vertragsstra-
fen sind nicht vorgesehen.

Ende der Verbraucherinformationen bei 
außerhalb von Geschäftsräumen ge-
schlossenen Verträgen und Fernabsatz-
verträgen über Finanzdienstleistungen.
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M.  Zeichnungshinweise

I.  Gesonderte Berichterstattung  
für Stiftungen

Stiftungen werden im Rahmen einer 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft bei der Erfüllung ihrer umfang-
reichen Überwachungs- und Berichts-
pflichten durch eine über die gesetzli-
chen Anforderungen hinausgehende, 
erweiterte Berichterstattung unter-
stützt. Die gesetzliche Jahresbericht-
erstattung umfasst die Bilanz, die 
Gewinn- und Verlustrechnung, den 
Anhang, den Lagebericht, den Bilanz-
eid sowie den Prüfungsvermerk des 
Abschlussprüfers und wird innerhalb 
der ersten sechs Monate nach Ende 
des jeweiligen Geschäftsjahres an die 
Anleger versendet. Im Rahmen der 
gesetzlichen Jahresberichterstattung 
erfolgen u. a. Angaben zur Berechnung 
des Nettoinventarwertes sowie zum 
KARBV-Ergebnis.

Die Berichterstattung bei dem vorlie-
genden Beteiligungsangebot umfasst 
im Weiteren neben der obligatorischen 
Information über das steuerliche Ergeb-
nis und zusätzlich zum zuvor genann-
ten KARBV-Ergebnis ein nach dem HGB 
ermitteltes handelsrechtliches Ergeb-
nis. Die Paribus Kapitalverwaltungsge-
sellschaft mbH wird den Anlegern mit-
teilen, ob und in welcher Höhe in den an 
die Anleger ausgeschütteten Beträgen 
zeitnah zu verwendende Überschüsse 
enthalten sind. Für die Unterstützung bei 
der Überwachung der Kapitalerhaltungs-
vorschriften wird zusätzlich zur Auszah-
lungsmitteilung und zur Berechnung des 
Nettoinventarwertes eine Beteiligungs-
bewertung auf Basis des Discounted 
Cashflow im Reporting enthalten sein. 

Diese wird zur besseren Nachvollzieh-
barkeit erläutert werden.

Der Jahresbericht wird bei den in diesem 
Verkaufsprospekt und in den wesent-
lichen Anlegerinformationen angege-
benen Stellen verfügbar gemacht und 
wird ferner im Bundesanzeiger bekannt 
gegeben. 

II.  Beitrittserklärung

Anleger senden die Beitrittserklärung 
für eine Beteiligung an der Investment-
gesellschaft zusammen mit dem Bogen 
für die persönliche Identitätsprüfung 
(Anlage 1 zur Beitrittserklärung) voll-
ständig ausgefüllt und unterzeichnet – 
auch hinsichtlich der Widerrufsbeleh-
rung – an ihren Berater oder direkt an:

PVT Trust GmbH
Anne-Conway-Straße 6, 28359 Bremen

Die vollständig ausgefüllten und unter-
zeichneten Beitrittserklärungen werden 
in der Reihenfolge des Posteingangs 
registriert. Der Anleger erhält mit der 
Annahme der Beitrittserklärung eine Auf-
forderung, den Beteiligungsbetrag und 
den Ausgabeaufschlag in voller Höhe 
spätestens innerhalb von zehn Bank-
arbeitstagen nach Annahme der Bei-
trittserklärung und nach Zugang einer 
schriftlichen Einzahlungsaufforderung 
auf das Konto der Investmentgesell-
schaft, das heißt der Paribus Immobilien-
fonds München Taunusstraße GmbH & 
Co. geschlossene Investment-KG, frü-
hestens jedoch zum 1. September 2022, 
zu überweisen. Diese Überweisung hat 
auf das folgende Konto zu erfolgen: 

Empfänger: Paribus Immobilienfonds 
München Taunusstraße GmbH & Co. 
geschlossene Investment-KG
Bank: Hamburger Sparkasse
IBAN: DE64 2005 0550 1502 7290 88
BIC: HASPDEHHXXX

III.  Bankverbindung für Auszahlungen 

Auszahlungen der Investmentgesell-
schaft erfolgen in Euro und werden auf 
ein für den Anleger geführtes Euro-Konto 
überwiesen. Es gilt für den Zahlungs-
verkehr so lange, bis der Investment-
gesellschaft ggf. eine andere Bankver-
bindung mitgeteilt wird.

IV.  Handelsregister

Für eine Eintragung des Anlegers als 
Direktkommanditist in das Handels-
register ist der Anleger verpflichtet, 
der Treuhandkommanditistin II nach 
Annahme seiner Beitrittserklärung eine 
Vollmachtsurkunde zu übergeben, deren 
Unterschrift notariell beglaubigt sein 
muss. Die Kosten für die Erteilung der 
formgerechten Handelsregistervoll-
macht trägt der Anleger.

V.  Checkliste

Folgende Unterlagen/Informationen 
sind vom Anleger einzureichen:

• Beitrittserklärung

• Notariell beglaubigte Handelsregis-
tervollmacht, falls der Anleger als Di-
rektkommanditist beitreten möchte

• Ausweiskopie
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Für die Zeichnung durch Stiftungen 
werden zudem folgende Unterlagen 
benötigt:

• (wenn vorhanden) Auszug aus dem 
Stiftungsregister (nicht älter als 
sechs Monate)

• Kopie der Stiftungssatzung (mit der 
Bestätigung, dass diese aktuell ist 
und hinsichtlich der Vertretungs-
befugnis keine Änderungen durch 
Satzungsbeschlüsse stattgefunden 
haben)

• (wenn vorhanden) amtliche Vertre-
tungsbescheinigung

• Ausweiskopien der Unterzeich-
nungsberechtigten (Vorstände)

• Erklärung zur Geldwäsche (persön-
liche Identitätsprüfung), auf Stiftung 
ausgestellt; Kreuz bei: „Handeln auf 
eigene Rechnung“ und Unterschrift 
durch den/die Unterzeichnungsbe-
rechtigten (Formular wird zur Verfü-
gung gestellt)
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Anlagebedingungen

zur Regelung des Rechtsverhältnisses 
zwischen den Anlegern und der

Paribus Immobilienfonds München 
Taunusstraße GmbH & Co. geschlos-
sene Investment-KG mit Sitz in 22767 
Hamburg, Königstraße 28 (nachfolgend 
„Investmentgesellschaft“ genannt)

extern verwaltet durch die 
Paribus Kapitalverwaltungsgesellschaft 
mbH mit Sitz in 22767 Hamburg, König-
straße 28 (nachfolgend „Kapitalverwal-
tungsgesellschaft“ genannt)

für den von der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft verwalteten geschlossenen 
Publikums-AIF, die ab dem 1. September 
2022 nur in Verbindung mit dem Gesell-
schaftsvertrag der Investmentgesell-
schaft gelten.

A. Vermögensgegenstände

Die Investmentgesellschaft darf folgen-
de Vermögensgegenstände erwerben:

1. Sachwerte in Form von Immobilien 
gemäß § 261 Absatz 1 Nr. 1 i. V. m. 
Absatz 2 Nr. 1 KAGB,

2. Anteile oder Aktien an Gesell-
schaften, die nach dem Gesell-
schaftsvertrag oder der Satzung 
nur Vermögensgegenstände im 
Sinne der Nummer 1 sowie die zur 
Bewirtschaftung dieser Vermögens-
gegenstände erforderlichen Ver-
mögensgegenstände oder Beteili-
gungen an solchen Gesellschaften 

erwerben dürfen (nachfolgend 
„Objektgesellschaft“),

3. Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB sowie

4. Bankguthaben gemäß § 195 KAGB.

B. Anlagegrenzen

1. Die Investmentgesellschaft hat die 
Immobilie in München, Taunusstraße 
31, 33 und 37, 80807 München (nach-
folgend „Immobilie“) erworben.

2. Von der Investmentgesellschaft 
können Geldmarktinstrumente 
gemäß § 194 KAGB und Bankgut-
haben gemäß § 195 KAGB jeweils 
in Höhe von bis zu 20 % des Wer-
tes der Investmentgesellschaft 
zu Zwecken des Liquiditätsma-
nagements gehalten werden. Die 
Anlagegrenzen gemäß dieser Ziffer 
B.2. gelten nicht ab dem Beginn 
der Liquidation der Investmentge-
sellschaft und/oder Liquidation der 
Objektgesellschaft. Zudem gelten 
die Anlagegrenzen gemäß dieser 
Ziffer B.2. nicht für den Fall des Ver-
kaufs und/oder des Untergangs der 
Immobilie oder im Falle des Verkau-
fes des an der Objektgesellschaft 
gehaltenen Kommanditanteils.

3. Mindestens 75 % des Wertes der 
Investmentgesellschaft sind – ggf. 
mittelbar – in Immobilien investiert, 
die zusätzlich mindestens zwei 
der folgenden Voraussetzungen 
erfüllen: 

a. Energieverbrauch: Der Endenergie-
verbrauch der Immobilie für Wärme 
und Strom liegt zum Zeitpunkt der 
Inkrafttreten dieser Anlagebedin-
gungen bei maximal 90 kWh/qm 
pro Jahr. Die Ermittlung dieses 
Energieverbrauchswertes erfolgt 
im Jahr 2022 auf Basis des Energie-
verbrauchs-/-bedarfsausweises. 

b. Dekarbonisierungspfad: Die Immo-
bilie wird ab dem Inkrafttreten die-
ser Anlagebedingungen mit einem 
EU-konformen Dekarbonisierungs-
pfad mit dem Klimaziel der Begren-
zung der globalen Erderwärmung 
auf 1,5°C bis zum Jahr 2050 bewirt-
schaftet. Die CO2-Emissionen der 
Immobilie wird mit den vom For-
schungsprojekt „Carbon Risk Real 
Estate Monitor“ (CRREM) veröffent-
lichten Zielpfaden zur systemati-
schen Reduzierung des CO2-Aus-
stoßes in Gewerbeimmobilien oder 
vergleichbaren Bewertungssyste-
men abgeglichen. 

c. Nutzung der Immobilie: Die Immobi-
lie darf nicht für die Branchen Rüs-
tung, Nukleare Energien, Tabak und 
tabakbezogene Produkte, Porno-
grafie sowie Glücksspiel genutzt 
werden. 

d. Die Immobilie ist auf mindestens 
80 % der Fläche barrierefrei.

4. Die Investmentgesellschaft wird 
Investitionen ausschließlich in Euro 
tätigen.

N. Anlagebedingungen 
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C. Anleger

Aufgrund dessen, dass die Invest-
mentgesellschaft nur in die Immobi-
lie gemäß Ziffer B.1. – und somit ohne 
Einhaltung des Grundsatzes der Risiko-
mischung im Sinne des § 262 Absatz 1 
KAGB – investiert, können die Anteile 
an der Investmentgesellschaft künftig 
nur von Anlegern im Sinne des § 262 
Absatz 2 Nr. 2 KAGB in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 19 Nr. 33 lit. a) lit. bb) bis ee) 
KAGB erworben werden. Dies gilt nicht 
für die Anleger, die an der Investmentge-
sellschaft bereits vor dem 1. September 
2022 beteiligt gewesen sind.

D. Leverage und Belastungen

1. Für die Investmentgesellschaft dür-
fen Kredite bis zur Höhe von 150 % 
des aggregierten eingebrachten 
Kapitals und noch nicht eingeforder-
ten zugesagten Kapitals der Invest-
mentgesellschaft – berechnet auf 
der Grundlage der Beträge, die nach 
Abzug sämtlicher direkt oder indirekt 
von den Anlegern getragener Gebüh-
ren, Kosten und Aufwendungen für 
Anlagen zur Verfügung stehen – auf-
genommen werden, wenn die Bedin-
gungen der Kreditaufnahme markt-
üblich sind.

2. Bei Berechnung der vorgenann-
ten Grenzen sind Kredite, welche 
Gesellschaften im Sinne des § 261 
Absatz 1 Nr. 3 KAGB aufgenommen 
haben, entsprechend der Beteili-
gungshöhe der Investmentgesell-
schaft zu berücksichtigen.

3. Die Belastung von Vermögensgegen-
ständen, die zur Investmentgesell-
schaft gehören, sowie die Abtretung 
und Belastung von Forderungen 
aus Rechtsverhältnissen, die sich 
auf diese Vermögensgegenstände 
beziehen, sind zulässig, wenn dies 
mit einer ordnungsgemäßen Wirt-
schaftsführung vereinbar ist und 
die Verwahrstelle den vorgenannten 

Maßnahmen zustimmt, weil sie die 
Bedingungen, unter denen die Maß-
nahmen erfolgen sollen, für marktüb-
lich erachtet. Zudem darf die Belas-
tung insgesamt 150 % des aggre-
gierten eingebrachten Kapitals und 
noch nicht eingeforderten zugesag-
ten Kapitals der Investmentgesell-
schaft – berechnet auf der Grund-
lage der Beträge, die nach Abzug 
sämtlicher direkt oder indirekt von 
den Anlegern getragener Gebühren, 
Kosten und Aufwendungen für Anla-
gen zur Verfügung stehen – nicht 
überschreiten.

4. Die vorstehenden Grenzen für die 
Kreditaufnahme und die Belastung 
gelten nicht während der Dauer des 
erstmaligen Vertriebs der Invest-
mentgesellschaft, längstens jedoch 
für einen Zeitraum von 18 Monaten 
ab Beginn des Vertriebs.

E. Derivate

Geschäfte, die Derivate zum Gegen-
stand haben, dürfen nur zur Absiche-
rung der von der Investmentgesellschaft 
jeweils gehaltenen Vermögensgegen-
stände gegen einen Wertverlust getä-
tigt werden.

F. Anteilsklassen

Es werden zwei Anteilsklassen (Anteils-
klasse 1 und Anteilsklasse 2) gemäß den 
§§ 149 Absatz 2, 96 Absatz 1 KAGB gebil-
det. Die Anteilsklassen unterscheiden 
sich nach Maßgabe dieser Anlagebedin-
gungen und dem Gesellschaftsvertrag 
der Investmentgesellschaft hinsichtlich 
der Kosten- und Gebührenstruktur. Die 
Anteilsklassen unterscheiden sich nach 
Maßgabe des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft weiterhin 
hinsichtlich der vermögensrechtlichen 
Teilhabe an dem Ergebnis der Invest-
mentgesellschaft (insbesondere hin-
sichtlich der Gewinn- und Verlustver-
teilung und den Auszahlungen).

Im Übrigen weisen die Kommanditanteile 
an der Investmentgesellschaft die glei-
chen Ausgestaltungsmerkmale auf. Der 
Wert des Anteils ist für jede der beiden 
Anteilsklassen gesondert zu errechnen 
(§ 96 Absatz 1 S. 4 KAGB).

G. Ausgabepreis, Ausgabeaufschlag 
und Initialkosten

1. Ausgabepreis

Der Ausgabepreis für einen nach dem 
1. September 2022 beitretenden Anle-
ger entspricht der Summe des von dem 
Anleger übernommenen Zeichnungs-
betrages und des Ausgabeaufschla-
ges. Der Zeichnungsbetrag muss für 
jeden Anleger mindestens 20.000 Euro 
betragen. Ein höherer Zeichnungsbetrag 
muss ohne Rest durch 1.000 teilbar sein.

2. Summe aus Ausgabeaufschlag 
und Initialkosten

Die Summe aus dem Ausgabeaufschlag 
und den während der Beitrittsphase 
anfallenden Initialkosten beträgt maxi-
mal 14,2 % des Ausgabepreises. Dies 
entspricht 14,9 % des von dem Anleger 
übernommenen Zeichnungsbetrages.

3. Ausgabeaufschlag

Der Ausgabeaufschlag beträgt bis zu 
5 % des von dem Anleger übernomme-
nen Zeichnungsbetrages. Es steht der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft frei, 
einen niedrigeren Ausgabeaufschlag 
zu berechnen.

4. Initialkosten

Neben dem Ausgabeaufschlag werden 
der Investmentgesellschaft in der Plat-
zierungsphase einmalige Kosten in Höhe 
von bis zu 9,9 % der Kommanditeinlage 
belastet (Initialkosten). Die Initialkos-
ten sind spätestens mit dem Ende der 
Platzierungsphase der Investmentge-
sellschaft zur Zahlung fällig. Anteilige 
Abschlagszahlungen entsprechend 
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dem Platzierungsverlauf sind bereits 
vor dem Ende der Platzierungsphase 
möglich. Die Initialkosten werden jeweils 
mit der ersten (ggf. Teil-) Einzahlung auf 
die gezeichnete Kapitaleinlage durch 
die jeweiligen Anleger fällig.

5. Steuern

Die Beträge verstehen sich inkl. etwaig 
anfallender Umsatzsteuer und berück-
sichtigen die aktuellen Steuersätze. 
Die anfallende Umsatzsteuer wird in 
gesetzlicher Höhe auf der Grundlage 
der derzeit geltenden Steuergesetze, 
Rechtsprechung und Praxis der Finanz-
verwaltung berücksichtigt. Sofern sich 
diese – insbesondere hinsichtlich Höhe 
der Steuersätze und zum Umfang von 
umsatzsteuerbefreiten Leistungen – 
verändern, können sich die der Invest-
mentgesellschaft zu belastenden Kos-
ten entsprechend verändern.

H. Laufende Kosten der 
Investmentgesellschaft

1. Summe aller laufenden  
Vergütungen

Die Summe aller laufenden Vergütun-
gen an die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und an bestimmte Gesellschafter 
der Investmentgesellschaft sowie an 
Dritte gemäß nachstehenden Ziffern 
H.2. bis H.4. kann jährlich insgesamt bis 
zu 0,45 % der Bemessungsgrundlage 
im jeweiligen Geschäftsjahr betragen.

Neben den vorstehenden Vergütungen 
können weitere Vergütungen und Kosten 
gemäß Ziffern H.5. bis H.8. sowie eine 
erfolgsabhängige Vergütung gemäß Zif-
fer H.9 berechnet werden.

2. Bemessungsgrundlage

Als Bemessungsgrundlage für die 
Berechnung der laufenden Vergütung 
gilt der durchschnittliche Nettoinven-
tarwert der Investmentgesellschaft 
im jeweiligen Geschäftsjahr. Wird der 

Nettoinventarwert nur einmal jährlich 
ermittelt, wird für die Berechnung des 
Durchschnitts der Wert am Anfang und 
am Ende des Geschäftsjahres zugrunde 
gelegt. Für das Geschäftsjahr 2022 wird 
für die Ermittlung des Nettoinventarwer-
tes auf den Zeitraum vom 1. Septem-
ber 2022 bis zum 31. Dezember 2022 
abgestellt. Der Nettoinventarwert der 
Investmentgesellschaft ist die Summe 
der Nettoinventarwerte der Anteilsklas-
sen 1 und 2.

3. Vergütungen, die an die  
Kapitalverwaltungsgesellschaft 
und an bestimmte Gesellschafter 
der Investmentgesellschaft zu 
zahlen sind:

a. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erhält ab dem 1. September 2022 für 
die Verwaltung der Investmentge-
sellschaft bis zum Beginn der Liqui-
dation eine jährliche Verwaltungs-
vergütung in Höhe von bis zu 0,2 % 
der Bemessungsgrundlage. Die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft ist 
berechtigt, auf die jährliche Vergü-
tung quartalsweise zum Ende eines 
Quartals anteilige Vorschüsse auf 
Basis der jeweils aktuellen Planzah-
len zu erheben. Mögliche Überzah-
lungen sind nach Feststellung des 
tatsächlichen Nettoinventarwertes 
auszugleichen.

b. Die Komplementärin der Investment-
gesellschaft erhält für die Über-
nahme der persönlichen Haftung ab 
dem 1. September 2022 eine jähr-
liche Vergütung in Höhe von bis zu 
0,02 % der Bemessungsgrundlage. 
Die Komplementärin ist berechtigt, 
hierauf quartalsweise zum Ende 
eines Quartals anteilige Vorschüsse 
auf Basis der jeweils aktuellen Plan-
zahlen zu erheben. Mögliche Über-
zahlungen sind nach Feststellung 
des tatsächlichen Nettoinventar-
wertes auszugleichen.

c. Die geschäftsführende Komman-
ditistin der Investmentgesell-
schaft erhält für die Übernahme der 
Geschäftsführung der Investment-
gesellschaft ab dem 1. September 
2022 eine jährliche Vergütung in 
Höhe von bis zu 0,01 % der Bemes-
sungsgrundlage. Die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin ist berech-
tigt, hierauf quartalsweise zum Ende 
eines Quartals anteilige Vorschüsse 
auf Basis der jeweils aktuellen Plan-
zahlen zu erheben. Mögliche Über-
zahlungen sind nach Feststellung 
des tatsächlichen Nettoinventar-
wertes auszugleichen.

 Ab Liquidationseröffnung durch Lauf-
zeitende, Gesellschafterbeschluss 
oder sonstige Gründe nach § 131 HGB 
beträgt die jährliche Vergütung der 
geschäftsführenden Kommanditis-
tin für ihre Tätigkeit als Liquidatorin 
der Investmentgesellschaft bis zu 
0,119 % der Bemessungsgrundlage.

d. Die Treuhandkommanditistin I erhält 
für die Verwaltung der Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft, die 
sie den Altgesellschaftern gegen-
über erbringt, ab dem 1. Septem-
ber 2022 eine jährliche Vergütung 
in Höhe von bis zu 0,1 % des Net-
toinventarwertes der Anteilsklasse 
1. Die Treuhandkommanditistin I ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erhe-
ben. Mögliche Überzahlungen 
sind nach Feststellung des tat-
sächlichen Netto inventarwertes 
auszugleichen.

e. Die Treuhandkommanditistin II erhält 
für die Verwaltung der Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft, die 
sie den Neugesellschaftern gegen-
über erbringt, ab dem 1. September 
2022 eine jährliche Vergütung in 
Höhe von bis zu 0,1 % des Nettoin-
ventarwertes der Anteilsklasse 2. 
Die Treuhandkommanditistin II ist 
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berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen.

4. Vergütungen an Dritte 

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
zahlt Dritten aus dem Vermögen der 
Investmentgesellschaft für die Unter-
stützung bei der technischen und kauf-
männischen Verwaltung der Immobilie 
ab dem 1. September 2022 eine jährli-
che Vergütung von bis zu 0,119 % der 
Bemessungsgrundlage. Die insoweit 
Beauftragte ist berechtigt, hierauf 
quartalsweise zum Ende eines Quar-
tals anteilige Vorschüsse auf Basis der 
jeweils aktuellen Planzahlen zu erhe-
ben. Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Netto-
inventarwertes auszugleichen.

5. Vergütungen und Kosten  
auf Ebene etwaiger Objekt-
gesellschaften

Auf Ebene der von der Investmentge-
sellschaft etwaig gehaltenen Objekt-
gesellschaften können Vergütungen, 
etwa für die Organe und Geschäftslei-
ter, Gebühren, Kosten – zum Beispiel 
ähnliche Vergütungen wie in den Ziffern 
H.7. und H.8. dargestellt – und weitere 
Kosten anfallen. Diese werden nicht 
unmittelbar der Investmentgesellschaft 
in Rechnung gestellt, wirken sich aber 
mittelbar über den Wert der Objektge-
sellschaften auf den Nettoinventarwert 
der Investmentgesellschaft aus.

6. Verwahrstellenvergütung

Die jährliche Vergütung für die Verwahr-
stelle beträgt 0,0357 % der Bemes-
sungsgrundlage, mindestens jedoch 
17.850 Euro p. a. Die Verwahrstelle ist 
berechtigt, auf die jährliche Vergütung 
quartalsweise anteilige Vorschüsse auf 
Basis der jeweils aktuellen Planzahlen 

zu erheben. Mögliche Überzahlungen 
sind nach Feststellung des tatsäch-
lichen Nettoinventarwertes auszu-
gleichen. Die Verwahrstelle kann der 
Investmentgesellschaft zudem Auf-
wendungen in Rechnung stellen, die 
ihr im Rahmen der notwendigen Eigen-
tumsverifikation oder der notwendigen 
Überprüfung der Ankaufsbewertung 
durch die Einholung externer Gutach-
ten entstehen.

7.  Weitere Aufwendungen zulasten 
der Investmentgesellschaft

a. Folgende Kosten einschließlich dar-
auf ggf. entfallender Steuern hat die 
Investmentgesellschaft zu tragen:

i. Kosten für externe Bewerter 
für die Bewertung der Ver-
mögensgegenstände gemäß 
§ 261, 271 KAGB; 

ii. bankübliche Depotgebühren 
außerhalb der Verwahrstelle, 
ggf. einschließlich der bank-
üblichen Kosten für die Ver-
wahrung ausländischer Ver-
mögensgegenstände im Aus-
land;

iii. Kosten für Geldkonten und 
Zahlungsverkehr;

iv. Aufwendungen für die Be-
schaffung von Fremdkapi-
tal, insbesondere an Dritte 
gezahlte Zins en;

v. für die Vermögensgegenstän-
de entstehende Bewirtschaf-
tungskosten (Verwaltungs-, 
Instandhaltungs- und Be-
triebskosten), die von Dritten 
in Rechnung gestellt werden;

vi. Kosten der Prüfung der In-
vestmentgesellschaft durch 
deren Abschlussprüfer inkl. 
Kosten für die Finanzbuch-
haltung und Erstellung des 
Jahresabschlusses;

vii. von Dritten in Rechnung ge-
stellte Kosten für die Geltend-
machung und Durchsetzung 
von Rechtsansprüchen der 
Investmentgesellschaft so-
wie der Abwehr von gegen 
die Investmentgesellschaft 
erhobenen Ansprüchen;

viii. Gebühren und Kosten, die von 
staatlichen Stellen in Bezug 
auf die Investmentgesell-
schaft erhoben werden;

ix. ab Zulassung der Invest-
mentgesellschaft zum Ver-
trieb entstandene Kosten für 
Rechts- und Steuerberatung 
sowie Wirtschaftsprüfer im 
Hinblick auf die Investment-
gesellschaft und ihre Ver-
mögensgegenstände (ein-
schließlich steuerrechtli-
cher Bescheinigungen), die 
von externen Rechts- oder 
Steuerberatern sowie Wirt-
schaftsprüfern in Rechnung 
gestellt werden;

x. Kosten für die Beauftragung 
von Stimmrechtsbevollmäch-
tigten, soweit diese gesetz-
lich erforderlich sind;

xi. Steuern und Abgaben, die 
die Investmentgesellschaft 
schuldet;

xii. angemessene Kosten für Ge-
sellschafterversammlungen 
sowie für den Beirat (Ausla-
gen und Vergütung). 

b. Auf Ebene der von der Investmentge-
sellschaft etwaig gehaltenen Objekt-
gesellschaften können ebenfalls 
Kosten nach Maßgabe der vorste-
henden lit. a) und Ziffer H. 8. anfal-
len. Sie werden nicht unmittelbar der 
Investmentgesellschaft in Rechnung 
gestellt, gehen aber unmittelbar in 
die Rechnungslegung der Zweckge-
sellschaft ein, schmälern ggf. deren 
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Vermögen und wirken sich mittel-
bar über den Wertansatz der Betei-
ligung in der Rechnungslegung auf 
den Nettoinventarwert der Objekt-
gesellschaften aus.

c. Aufwendungen, die bei von der 
Investmentgesellschaft etwaig 
gehaltenen Objekt- oder sonstigen 
Gesellschaften aufgrund besonde-
rer Anforderungen des KAGB entste-
hen, sind von den daran beteiligten 
Gesellschaften, die diesen Anfor-
derungen unterliegen, im Verhältnis 
ihrer Anteile zu tragen.

8. Transaktionsgebühr sowie Trans-
aktions- und Investitionskosten

a. Wird die Immobilie bzw. werden 
die Anteile an der Objektgesell-
schaft veräußert, kann die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft eine 
Transaktionsgebühr in Höhe von 
bis zu 0,595 % des Verkaufsprei-
ses erhalten.

 Die Transaktionsgebühr fällt auch 
an, wenn die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft die Veräußerung für 
Rechnung einer Objektgesellschaft 
tätigt, an der die Investmentgesell-
schaft beteiligt ist. Der Investment-
gesellschaft werden darüber hin-
aus die auf die Transaktion ggf. 
entfallenden Steuern und Gebüh-
ren gesetzlich vorgeschriebener 
Stellen belastet.

 Im Fall der Veräußerung eines Ver-
mögensgegenstandes durch die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft 
für Rechnung der Objektgesell-
schaft, an der die Investmentge-
sellschaft beteiligt ist, ist ein Anteil 
des Kaufpreises in Höhe des an 
der Objektgesellschaft gehalte-
nen Anteils anzusetzen. Im Falle 
der Veräußerung einer Beteiligung 
an der Objektgesellschaft ist ein 
Anteil des Verkehrswertes der von 
der Objektgesellschaft gehaltenen 
Vermögenswerte in Höhe des an 

der Objektgesellschaft gehaltenen 
Anteils anzusetzen.

 Der Investmentgesellschaft kön-
nen die im Zusammenhang mit 
Transaktionen von Dritten bean-
spruchten Kosten unabhängig vom 
tatsächlichen Zustandekommen 
des Geschäftes belastet werden.

b. Der Investmentgesellschaft werden 
die im Zusammenhang mit nicht von 
Buchstabe a) erfassten Transak-
tionen von Dritten beanspruchten 
Kosten belastet. Diese Aufwendun-
gen einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anfallenden Steu-
ern können der Gesellschaft unab-
hängig vom tatsächlichen Zustan-
dekommen des Geschäftes belas-
tet werden.

9. Erfolgsabhängige Vergütung

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
hat Anspruch auf eine zusätzliche 
erfolgsabhängige Vergütung, wenn 
zum Berechnungszeitpunkt folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:

a. Die Neugesellschafter haben Aus-
zahlungen vor Steuern in Höhe ihrer 
ursprünglich geleisteten Einlagen 
(exklusive Ausgabeaufschlag) 
erhalten, wobei die jeweiligen 
Haftsummen erst im Rahmen der 
Liquidation ausgekehrt werden und 
die Altgesellschafter haben Aus-
zahlungen vor Steuern in Höhe des 
Nettoinventarwertes der Anteils-
klasse 1 zum 1. September 2022 
erhalten.

b. Die Neugesellschafter haben darü-
ber hinaus Auszahlungen vor Steu-
ern in Höhe einer durchschnittli-
chen jährlichen Verzinsung von 4 % 
p. a., bezogen auf ihre ursprüng-
lich geleisteten Einlagen (exklu-
sive Ausgabeaufschlag), für den 
Zeitraum vom 1. September 2022 
bis zum Berechnungszeitpunkt 
erhalten. Die Berechnung der 

durchschnittlichen Verzinsung 
beginnt mit dem Zeitpunkt der 
Einzahlungen.

c. Die Altgesellschafter haben darüber 
hinaus Auszahlungen vor Steuern 
in Höhe einer durchschnittlichen 
jährlichen Verzinsung von 4 % p. a., 
bezogen auf den Nettoinventarwert 
der Anteilsklasse 1 zum 1. September 
2022 für den Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis zum Berechnungs-
zeitpunkt erhalten.

Der Anspruch auf erfolgsabhängige 
Vergütung für die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft besteht in Höhe von 20 % 
der Summe aus allen über die Auszah-
lungen gemäß a) bis c) hinaus an die 
Neugesellschafter und Altgesellschafter 
gezahlten Auszahlungen.

Der jeweilige Anspruch auf erfolgsab-
hängige Vergütung wird jeweils zum 
Ende des Wirtschaftsjahres, spätes-
tens nach der Veräußerung aller Ver-
mögensgegenstände, zur Zahlung fällig.

Dem Verkauf von Vermögensgegen-
ständen im Sinne dieser Ziffer steht es 
gleich, wenn bezüglich dieser Vermö-
gensgegenstände wegen Untergangs 
ein Versicherungsfall eintritt.

10. Geldwerte Vorteile

Geldwerte Vorteile, die die Kapitalver-
waltungsgesellschaft oder ihre Gesell-
schafter oder Gesellschafter der Invest-
mentgesellschaft im Zusammenhang 
mit der Verwaltung der Investmentge-
sellschaft oder der Bewirtschaftung der 
dazugehörigen Vermögensgegenstände 
erhalten, werden auf die Verwaltungs-
vergütung angerechnet.

11. Sonstige vom Anleger unmittelbar 
zu entrichtende Kosten

Jeder Anleger hat neben der Leistung 
seines Zeichnungsbetrages nebst Aus-
gabeaufschlag im Zusammenhang mit 
dem Erwerb, der Verwaltung und der 
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Veräußerung seines Anteils noch fol-
gende weitere Kosten an einen beauf-
tragten Dritten zu entrichten, die nicht 
auf die von der Investmentgesellschaft 
zusätzlich zu tragenden Kosten und 
Gebühren angerechnet werden:

a. Notargebühren und Registerkosten 
sind in gesetzlicher Höhe nach der 
Gebührentabelle für Gerichte und 
Notare sowie der Kostenordnung 
zzgl. ggf. anfallender gesetzlicher 
Umsatzsteuer vom Anleger (bzw. 
von einem Erben oder Vermächt-
nisnehmer) selbst zu tragen, falls 
er sie ausgelöst hat.

b. Sämtliche Zahlungen, die an Anle-
ger oder sonstige Berechtigte, zum 
Beispiel auf Auslandskonten oder 
Fremdwährungskonten, geleistet 
werden, werden unter Abzug sämt-
licher Gebühren zulasten des Emp-
fängers geleistet.

c. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus 
der Investmentgesellschaft oder 
Veräußerung des Anteils an der 
Investmentgesellschaft auf dem 
Zweitmarkt kann die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft von dem Anleger 
Erstattung von notwendigen Ausla-
gen in nachgewiesener Höhe, jedoch 
nicht mehr als 25 % des Anteilswer-
tes, verlangen.

12. Erwerb von Anteilen an  
Investmentvermögen

Ein Erwerb von Anteilen an Zielinvest-
mentvermögen, die direkt oder indirekt 
von der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
oder einer anderen Gesellschaft verwal-
tet werden, mit der die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft durch eine wesentli-
che unmittelbare oder mittelbare Betei-
ligung verbunden ist, ist nicht zulässig.

13. Steuern

Die vorstehend genannten Beträge ver-
stehen sich inkl. etwaig anfallender 
Umsatzsteuer und berücksichtigen die 
aktuellen Steuersätze. Die anfallende 
Umsatzsteuer wird in gesetzlicher Höhe 
auf der Grundlage der derzeit geltenden 
Steuergesetze, Rechtsprechung und 
Praxis der Finanzverwaltung berück-
sichtigt. Sofern sich diese – insbeson-
dere hinsichtlich der Höhe der Steuer-
sätze und zum Umfang von umsatz-
steuerbefreiten Leistungen – verändern, 
können sich die der Investmentgesell-
schaft zu belastenden Kosten entspre-
chend verändern.

I. Ertragsverwendung/Auszahlung

Die aus der Investitionstätigkeit der 
Investmentgesellschaft erzielte jeweils 
vorhandene freie Liquidität (einschließ-
lich der Liquidität aus Veräußerungen 
der Immobilie bzw. der Objektgesell-
schaft) soll an die Anleger ausgezahlt 
werden, soweit sie nicht nach Auffas-
sung der geschäftsführenden Komman-
ditistin der Investmentgesellschaft als 
angemessene Liquiditätsreserve zur 
Sicherstellung einer ordnungsgemäßen 
Fortführung der Geschäfte der Invest-
mentgesellschaft bzw. zur Erfüllung 
von Zahlungsverbindlichkeiten oder zur 
Substanzerhaltung bei der Investment-
gesellschaft benötigt wird. Die Höhe 
der Auszahlungen kann variieren. Es 
kann zur Aussetzung der Auszahlun-
gen kommen.

J. Geschäftsjahr, Dauer, Liquidation 
und Berichte

1. Das Geschäftsjahr der Investmentge-
sellschaft beginnt am 1. Januar eines 
Jahres und endet am 31. Dezember 
eines Jahres. Wird die Investment-
gesellschaft unterjährig beendet, 
so ist das letzte Geschäftsjahr ein 
Rumpfgeschäftsjahr.

2. Die Investmentgesellschaft ist ent-
sprechend dem Gesellschaftsver-
trag für die Zeit bis zum 31. Dezember 
2034 errichtet (nachfolgend „Grund-
laufzeit“). Die Grundlaufzeit verlän-
gert sich um bis zu einem Jahr, sofern 
und soweit die geschäftsführende 
Kommanditistin die Platzierungs-
phase gemäß § 7 Abs. 2 des Gesell-
schaftsvertrages um bis zu einem 
Jahr bis zum 31. Dezember 2024 ver-
längert. Die ordentliche Kündigung 
der Beteiligung an der Investment-
gesellschaft ist ausgeschlossen. Die 
Investmentgesellschaft wird nach 
Ablauf der Grundlaufzeit und even-
tueller Verlängerungen aufgelöst 
und durch die geschäftsführende 
Kommanditistin der Investmentge-
sellschaft als Liquidatorin abgewi-
ckelt (liquidiert), es sei denn, die 
Gesellschafter beschließen mit 
der im Gesellschaftsvertrag hier-
für vorgesehenen Stimmenmehr-
heit etwas anderes. Eine Verlänge-
rung der Grundlaufzeit kann durch 
Beschluss der Gesellschafter mit der 
im Gesellschaftsvertrag hierfür vor-
gesehenen Mehrheit einmalig oder 
in mehreren Schritten um insgesamt 
bis zu vier Jahren beschlossen wer-
den. Zulässige Gründe für eine Ver-
längerung der Grundlaufzeit sind:

a) Eine länger als geplante Ver-
kaufsdauer der Immobilie bzw. 
der Beteiligungen der Objektge-
sellschaft am Laufzeitende der 
Investmentgesellschaft und/oder

b) ungünstige Marktbedingungen 
für den Verkauf der Immobilie 
bzw. der Beteiligungen der Ob-
jektgesellschaft zum Laufzeit-
ende der Investmentgesellschaft 
mit Aussicht auf Besserung der 
Marktbedingungen und perspek-
tivisch höhere Rückflüsse für die 
Anleger infolge der Laufzeitver-
längerung der Investmentgesell-
schaft.
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 Die Investmentgesellschaft kann 
auch vor Ablauf der Grundlaufzeit 
der Investmentgesellschaft mit einer 
Mehrheit von 75 % der abgegebenen 
Stimmen der Kommanditisten auf-
gelöst werden.

3. Im Rahmen der Liquidation der 
Investmentgesellschaft werden 
die laufenden Geschäfte beendet, 
etwaige noch offene Forderungen 
der Investmentgesellschaft werden 
eingezogen, das übrige Vermögen 
wird in Geld umgesetzt und etwaige 
verbliebene Verbindlichkeiten der 
Investmentgesellschaft werden 
beglichen. Ein nach Abschluss der 
Liquidation verbleibendes Vermö-
gen der Investmentgesellschaft wird 
nach den Regeln der Gewinnzuwei-
sung in der Investmentgesellschaft 
und den anwendbaren handelsrecht-
lichen Vorschriften verteilt.

4. Spätestens sechs Monate nach 
Ablauf des Geschäftsjahres der 
Investmentgesellschaft erstellt die 
Investmentgesellschaft einen Jah-
resbericht gemäß § 158 KAGB in Ver-
bindung mit § 135 KAGB, auch in Ver-
bindung mit § 101 Absatz 2 KAGB. 
Für den Fall einer Beteiligung nach 
§ 261 Absatz 1 Nr. 2 bis 6 KAGB sind 
die in § 148 Absatz 2 KAGB genann-
ten Angaben im Anhang des Jahres-
berichtes zu machen.

5. Die Bewertung der Vermögens-
gegenstände und die Berechnung 
des Nettoinventarwertes je Anteil 
auf den 31. Dezember eines Jahres 
werden im Jahresbericht offenge-
legt. Gesetzlich vorgesehene Bewer-
tungen auf andere Stichtage werden 
auf der Internetseite der Kapitalver-
waltungsgesellschaft veröffentlicht.

6. Der Jahresbericht ist bei den im Ver-
kaufsprospekt und in den wesent-
lichen Anlegerinformationen ange-
gebenen Stellen erhältlich; er wird 
ferner im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht.

K. Verwahrstelle

1. Für die Investmentgesellschaft wird 
eine Verwahrstelle gemäß § 80 KAGB 
beauftragt; die Verwahrstelle handelt 
unabhängig von der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft und ausschließ-
lich im Interesse der Investmentge-
sellschaft und ihrer Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Ver-
wahrstelle richten sich nach dem 
Verwahrstellenvertrag, nach dem 
KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahrauf-
gaben nach Maßgabe des § 82 KAGB 
auf ein anderes Unternehmen (Unter-
verwahrer) auslagern.

4. Die Verwahrstelle haftet gegenüber 
der Investmentgesellschaft oder ge-
genüber den Anlegern für das Ab-
handenkommen eines verwahrten 
Finanzinstrumentes im Sinne des 
§ 81 Absatz 1 Nr. 1 KAGB (Finanz-
instrument) durch die Verwahrstelle 
oder durch einen Unterverwahrer, 
dem die Verwahrung von Finanzins-
trumenten nach § 82 Absatz 1 KAGB 
übertragen wurde. Die Verwahrstelle 
haftet nicht, wenn sie nachweisen 
kann, dass das Abhandenkommen 
auf äußere Ereignisse zurückzufüh-
ren ist, deren Konsequenzen trotz 
aller angemessenen Gegenmaßnah-
men unabwendbar waren. Weiter-
gehende Ansprüche, die sich aus 
den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts aufgrund von Verträgen oder 
unerlaubten Handlungen ergeben, 
bleiben unberührt. Die Verwahrstelle 
haftet auch gegenüber der Invest-
mentgesellschaft oder den Anlegern 
für sämtliche sonstigen Verluste, die 
diese dadurch erleiden, dass die Ver-
wahrstelle fahrlässig oder vorsätz-
lich ihre Verpflichtungen nach den 
Vorschriften des KAGB nicht erfüllt. 
Die Haftung der Verwahrstelle bleibt 
von einer etwaigen Übertragung der 
Verwahraufgaben gemäß vorstehen-
der Ziffer K.3. unberührt. 

L. Wechsel der Kapital-
verwaltungsgesellschaft  
und der Verwahrstelle

1. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann das Verwaltungs- und Verfü-
gungsrecht über die Investmentge-
sellschaft auf eine andere Kapitalver-
waltungsgesellschaft übertragen. Die 
Übertragung bedarf der vorherigen 
Genehmigung durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht.

2. Die Investmentgesellschaft kann 
gemäß § 154 Absatz 2 Nr. 1 KAGB eine 
andere externe Kapitalverwaltungs-
gesellschaft benennen oder sich in 
eine intern verwaltete geschlossene 
Investmentkommanditgesellschaft 
umwandeln. Dies bedarf jeweils der 
vorherigen Genehmigung durch die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin).

3. Die Verwahrstelle für die Investment-
gesellschaft kann gewechselt wer-
den. Der Wechsel bedarf der Geneh-
migung durch die BaFin. 
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oder in verschiedene Grundstücke 
aufgeteilt werden (nachfolgend 
„Bauverdichtung“ genannt).

3. Die Investmentgesellschaft ist 
berechtigt, sämtliche Handlungen 
und Rechtsgeschäfte vorzunehmen, 
die geeignet erscheinen, den Gesell-
schaftszweck unmittelbar oder mit-
telbar zu fördern, bzw. die zur Errei-
chung des Gesellschaftszweckes 
erforderlich oder dienlich sind. Die 
Investmentgesellschaft kann diese 
Handlungen und Rechtsgeschäfte 
selbst vornehmen oder durch Dritte 
vornehmen lassen.

§ 3. Dauer und Geschäftsjahr

1. Die Investmentgesellschaft hat eine 
Grundlaufzeit bis zum 31. Dezember 
2034. Nähere Einzelheiten zur Dauer 
der Investmentgesellschaft sowie 
Kündigungsmöglichkeiten sind in 
§ 23 geregelt.

2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 4. Gesellschafter

Neben den im Handelsregister ein-
getragenen Kommanditisten hat die 
Investmentgesellschaft folgende 
Gesellschafter:

1. Komplementärin: Persönlich haf-
tende Gesellschafterin ist die Ver-
waltung Vierte IFD geschlossener 
Immobilienfonds für Deutschland 
GmbH, Hamburg, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts 

Gesellschaftsvertrag 

der Paribus Immobilienfonds München 
Taunusstraße GmbH & Co. geschlos-
sene Investment-KG (ehemals: Vierte 
IFD geschlossener Immobilienfonds für 
Deutschland GmbH & Co. KG) (nach-
folgend „Investmentgesellschaft“ 
genannt) mit Sitz in Hamburg, wirk-
sam werdend zum Beginn des 1. Sep-
tember 2022.

Präambel

Die Investmentgesellschaft ist im Jahre 
2010 als geschlossener Fonds nach § 8 
lit. f) Absatz 1 Verkaufsprospektgesetz 
konzipiert und aufgelegt worden. Durch 
Änderung des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft und den 
Erlass von Anlagebedingungen wird 
bzw. wurde die Investmentgesellschaft 
mit Wirkung zum 1. September 2022 zu 
einem von einer Kapitalverwaltungsge-
sellschaft verwalteten geschlossenen 
Publikums-AIF nach Maßgabe des Kapi-
talanlagegesetzbuches (nachfolgend 
„KAGB“ genannt).

§ 1. Firma und Sitz

1. Die Firma der Investmentgesellschaft 
lautet Paribus Immobilienfonds Mün-
chen Taunusstraße GmbH & Co. ge-
schlossene Investment-KG.

2. Sitz der Investmentgesellschaft ist 
Hamburg.

§ 2. Gesellschaftszweck

1. Gegenstand der Investmentgesell-
schaft ist die Anlage und Verwal-
tung der Mittel der Investmentge-
sellschaft nach einer festgelegten 
Anlagestrategie zur gemeinschaft-
lichen Kapitalanlage zum Nutzen der 
Anleger. Die Investmentgesellschaft 
investiert nach Maßgabe der Anla-
gebedingungen gemäß den §§ 261 
bis 272 KAGB in:

• Sachwerte in Form von Immobilien 
gemäß § 261 Absatz 1 Nr. 1 i. V. m. 
Absatz 2 Nr. 1 KAGB,

• Anteile oder Aktien an Gesellschaf-
ten, die nach dem Gesellschafts-
vertrag oder der Satzung nur Ver-
mögensgegenstände gemäß § 261 
Absatz 1 Nr. 1 i. V. m. Absatz 2 Nr. 1 
KAGB sowie die zur Bewirtschaf-
tung dieser Vermögensgegen-
stände erforderlichen Vermögens-
gegenstände oder Beteiligungen an 
solchen Gesellschaften erwerben 
dürfen, nachfolgend „Objektgesell-
schaft“ genannt, sowie

• Geldmarktinstrumente gemäß § 194 
KAGB und/oder Bankguthaben 
gemäß § 195 KAGB.

2. Gegenstand der Investmentgesell-
schaft ist insbesondere die Ver-
waltung und ggf. die Veräußerung 
der Immobilie in München, Taunus-
straße 31, 33 und 37, 80807 München 
(nachfolgend „Immobilie München“ 
genannt). Im Rahmen der Verwal-
tung der Immobilie kann ein Baurecht 
geschaffen werden und die Immobi-
lie kann auch umgebaut, erweitert, 
hinsichtlich von Freiflächen bebaut 

O. Gesellschaftsvertrag
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Hamburg unter der Nummer HRB 
115393 (nachfolgend „Komplemen-
tärin“ genannt). Sie erbringt keine 
Einlage und ist am Kapital der Invest-
mentgesellschaft nicht beteiligt. Die 
Komplementärin ist jederzeit ohne 
Zustimmung der Mitgesellschafter 
berechtigt, ihre Stellung als Komple-
mentärin der Investmentgesellschaft 
mit allen Rechten und Pflichten auf 
eine eintrittsbereite neue persönlich 
haftende Gesellschafterin zu über-
tragen, wenn die neue persönlich 
haftende Gesellschafterin die glei-
che Rechtsform aufweist und den 
gleichen Gesellschafterhintergrund 
hat wie die übertragende und aus-
scheidende Komplementärin. Die 
Kosten dieser Übertragung trägt die 
ausscheidende Komplementärin.

2. Geschäftsführende Kommanditis-
tin: Geschäftsführende Kommandi-
tistin ist die Paribus Fondsbeteili-
gung GmbH, Hamburg, eingetragen 
im Handelsregister des Amtsgerichts 
Hamburg unter der Nummer HRB 
111414 (nachfolgend „geschäftsfüh-
rende Kommanditistin“ genannt) mit 
einer auf Kapitalkonto Ia) verbuchten 
Einlage von 2.500 Euro (auf Kapital-
konto Ia) bzw. Ib) verbuchte Einlagen 
nachfolgend „Pflichteinlagen“ ge-
nannt) bei einer in das Handelsregis-
ter der Investmentgesellschaft ein-
getragenen Haftsumme von 125 Euro.

3. Treuhandkommanditistin I: Treuhand-
kommanditistin für Gesellschafter, 
die vor dem 31. August 2022 der 
Investmentgesellschaft beigetre-
ten sind (nachfolgend „Altgesell-
schafter“ genannt) ist die Paribus 
Treuhand Dienstleistungen GmbH, 
Hamburg, eingetragen im Handelsre-
gister des Amtsgerichts Hamburg un-
ter der Nummer HRB 130249 (nach-
folgend „Treuhandkommanditistin 
I“ genannt). Im Wege der Sonder-
rechtsnachfolge hat die Treuhand-
kommanditistin I eine Pflichteinlage 
in Höhe von 11.950.000 Euro über-
nommen und ist mit einer Haftsumme 

von insgesamt 597.500 Euro in das 
Handelsregister der Investmentge-
sellschaft eingetragen. 

4. Treuhandkommanditistin II: Nach 
dem 1. September 2022 können 
sich weitere Gesellschafter und/oder 
Altgesellschafter mit Wirkung zum 
Beitrittsdatum – frühestens mit Wir-
kung zum 01. September 2022 – nach 
Maßgabe der §§ 4 bis 8 an der Invest-
mentgesellschaft beteiligen. „Neu-
gesellschafter“ sind dabei (i) weitere 
Gesellschafter, die sich im Wege der 
Kapitalerhöhung nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 8 erstmals an der Invest-
mentgesellschaft beteiligen (nach-
folgend „Neugesellschafter I“ ge-
nannt) sowie (ii) Altgesellschafter 
in dem Umfang, in dem sie an der 
Kapitalerhöhung nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 8 teilnehmen (nachfolgend 
insoweit „Neugesellschafter II“ und 
gemeinsam mit Neugesellschafter I 
auch „Neugesellschafter“ genannt). 
Neugesellschafter werden nachfol-
gend zusammen mit den Altgesell-
schaftern, die nicht an der Kapital-
erhöhung nach Maßgabe der §§ 4 bis 
8 teilnehmen, „Anleger“ genannt. 
Treuhandkommanditistin für Neu-
gesellschafter mit einer Pflichtein-
lage von zunächst 2.500 Euro und 
einer in das Handelsregister der 
Investmentgesellschaft eingetra-
genen Haftsumme von zunächst 
125 Euro ist die PVT Trust GmbH, 
Bremen, eingetragen im Handels-
register des Amtsgerichts Bremen 
unter der Nummer HRB 35943 (nach-
folgend „Treuhandkommanditistin 
II“, Treuhandkommanditistin I und 
Treuhandkommanditistin II gemein-
sam „Treuhandkommanditistinnen“ 
genannt).

5. Da die Investmentgesellschaft der-
zeit nur in einen Vermögensgegen-
stand investiert und dadurch von 
dem Grundsatz der Risikomischung 
nach § 262 Absatz 1 KAGB abweicht, 
dürfen der Investmentgesellschaft 
ab dem 1. September 2022 nur Neu-

gesellschafter I im Sinne des § 262 
Absatz 2 S. 1 Nr. 2 KAGB in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 19 Nr. 33 a) lit. bb) 
bis ee) KAGB neu beitreten, das heißt 
solche Neugesellschafter I, 

a) die sich verpflichten, mindestens 
EUR 20.000 (exkl. Ausgabeauf-
schlag) zu investieren (wobei 
höhere Zeichnungsbeträge oh-
ne Rest durch 1.000 teilbar sein 
müssen und der tatsächliche 
Zeichnungsbetrag eines Neu-
gesellschafters I (exkl. Ausga-
beaufschlag) seiner Pflichtein-
lage entspricht); 

b) für die die in § 1 Absatz 19 Nr. 33 
a) lit. bb) bis ee) KAGB genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind.

6. Anleger können grundsätzlich na-
türliche oder juristische Personen 
sein. Ausgeschlossen sind Anleger, 
auf die eines der folgenden Kriterien 
zutrifft:

a) Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts (GbR) 

b) Personen, die in den USA, Ka-
nada oder Russland (jeweils 
einschließlich deren Territori-
en) ansässig im Sinne des US-
amerikanischen, kanadischen 
oder russischen Steuerrechts 
sind und/oder die US-amerika-
nische, russische und/oder die 
kanadische Staatsangehörig-
keit haben und/oder in den USA, 
Kanada oder Russland (jeweils 
einschließlich deren Territorien) 
einen Sitz oder Wohnsitz haben 
und/oder Inhaber einer dauer-
haften US-amerikanischen, ka-
nadischen bzw. russischen Auf-
enthalts- oder Arbeitserlaubnis 
(zum Beispiel Greencard) sind 

c) Rechtsträger, insbesondere ju-
ristische Personen, die in den 
USA, Kanada oder Russland bzw. 
nach US-amerikanischem, kana-
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2. Im Innen- und Außenverhältnis tre-
ten die gemäß Absatz 1 beitretenden 
Kommanditisten der Investmentge-
sellschaft unter der aufschiebenden 
Bedingung (§ 158 Absatz 1 BGB) der 
Eintragung ihrer Haftsumme in das 
Handelsregister der Investmentge-
sellschaft bei (vgl. § 152 Absatz 4 
KAGB), wobei die Zeichnung eines 
Neugesellschafters frühestens zum 
01. September 2022 wirksam wird. 

3. Voraussetzung für die Aufnahme 
eines Kommanditisten ist die Erfül-
lung seiner gesetzlichen Pflichten 
nach dem Geldwäschegesetz (nach-
folgend „GwG“ genannt), insbeson-
dere hat der Anleger die zur Durch-
führung der Identitätsprüfung nach 
§ 11 GwG erforderlichen Angaben 
zusammen mit seiner Beitrittserklä-
rung zu machen und entsprechende 
Unterlagen beizubringen. Kommt ein 
Kommanditist seinen geldwäsche-
rechtlichen Pflichten nach dem GwG 
nicht nach, kann die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin nach ihrem 
freien Ermessen nach Mahnung und 
Nachfristsetzung diesen Komman-
ditisten aus der Investmentgesell-
schaft ausschließen. Die geschäfts-
führende Kommanditistin wird hierzu 
von den übrigen Gesellschaftern 
ausdrücklich und unwiderruflich 
bevollmächtigt. Es gilt § 8 Absatz 5.

§ 6. Beteiligung von Treugebern

1. Neugesellschafter beteiligen sich an 
der Investmentgesellschaft regelmä-
ßig mittelbar als Treugeber über die 
Treuhandkommanditistin II, wobei 
die mittelbare Beteiligung von Neu-
gesellschaftern II, das heißt Altge-
sellschaftern, die das Erhöhungska-
pital gemäß § 7 Absatz 2 gezeichnet 
haben, nur zulässig ist, wenn diese 
auch mit ihrem Anteil am bisherigen 
Kommanditkapital der Investment-
gesellschaft als Treugeber über die 
Treuhandkommanditistin I beteiligt 
waren. Die Treuhandkommanditis-
tin II wird nach Maßgabe von § 12 

dischem oder russischem Recht 
gegründet wurden und/oder an 
denen ein vorstehend genann-
ter Rechtsträger beteiligt ist und/
oder 

d) Personen die auf Rechnung einer 
Person handeln, auf die eines der 
vorstehenden Kriterien zutrifft 
sowie 

e) Personen an denen eine in die-
sem Abs. 6 genannte natürliche 
Person unmittelbar oder mittelbar 
zu mehr als 10 % am Nennkapi-
tal oder an den Gewinnen oder 
Trusterträgen beteiligt ist bzw. 
mehr als 10 % der Stimmrechte 
hält. Unmittelbare oder mittelbare 
Beteiligungen von Personen mit 
der Staatsangehörigkeit Russ-
lands oder Wohnsitz in Russland 
sind unabhängig von der Beteili-
gungshöhe ausgeschlossen.

Im Einzelfall kann ein Beitritt von Per-
sonen, Personengesellschaften und/
oder Rechtsträgern i. S. d. vorste-
henden Absätzen ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn diese 
nachweislich aufgrund einer ent-
sprechenden Ausnahmeregelung 
weder als meldepflichtige Person 
i. S. d. FATCA-Abkommens, des Com-
mon Reporting Standard noch des Fi-
nanzkonteninformationsaustausch-
gesetzes zu qualifizieren sind.

7. Auf Altgesellschafter finden Absatz 5 
sowie Absatz 6 Satz 2 Buchstabe a) 
keine Anwendung, unabhängig da-
von, ob die Altgesellschafter durch 
Zeichnung der Kapitalerhöhung ge-
mäß §§ 4 bis 8 im Umfang der Zeich-
nung als Neugesellschafter II an der 
Investmentgesellschaft beteiligt 
sind (vgl. § 4 Absatz 4). 

§ 5. Beteiligung von weiteren 
Kommanditisten

1. Die Treuhandkommanditistin II ist 
berechtigt, abweichend von § 6 
Absatz 1 Neugesellschafter nicht als 
Treugeber, sondern als Direktkom-
manditisten (nachfolgend „Komman-
ditisten“ genannt) in die Investment-
gesellschaft aufzunehmen, wobei 
die direkte Aufnahme von Neuge-
sellschaftern II, das heißt Altgesell-
schaftern, die das Erhöhungskapi-
tal gemäß § 7 Absatz 2 gezeichnet 
haben, nur zulässig ist, wenn diese 
auch mit ihrem Anteil am bisherigen 
Kommanditkapital der Investment-
gesellschaft als Direktgesellschafter 
im Handelsregister der Investment-
gesellschaft eingetragen sind. Inso-
fern ist die Treuhandkommanditis-
tin II hiermit von den Gesellschaftern 
unter Befreiung von den Beschrän-
kungen des § 181 BGB unwiderruflich 
bevollmächtigt, mit Zustimmung der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
das Angebot eines Neugesellschaf-
ters auf (unmittelbaren) Beitritt zur 
Investmentgesellschaft als Komman-
ditist bzw. auf Erhöhung der Beteili-
gung an der Investmentgesellschaft 
(nachfolgend gemeinsam „Beitritt“) 
anzunehmen und die erforderlichen 
Handelsregisteranmeldungen vor-
zunehmen. Die Treuhandkomman-
ditistin II nimmt diese grundsätzlich 
einmal monatlich zum Monatsletz-
ten eines jeden Monats an; sie kann 
jedoch Beitrittserklärungen auch zu 
abweichenden Terminen annehmen, 
ohne dass insoweit ein Anspruch 
des beitretenden Kommanditisten 
besteht. Der beitretende Komman-
ditist verzichtet gemäß § 151 BGB 
auf den Zugang der Annahmeerklä-
rung; er wird jedoch durch die Treu-
handkommanditistin II informatorisch 
über seinen Beitritt unterrichtet. Das 
Angebot und die Annahme des Bei-
tritts kann in Schrift- oder Textform 
(insbesondere auch digital über eine 
Zeichnungsplattform) erfolgen.
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dieses Gesellschaftsvertrages die 
betreffende Beteiligung im eigenen 
Namen, jedoch treuhänderisch für 
Rechnung der Treugeber überneh-
men, halten und verwalten. 

2. Die Treuhandkommanditistin II wird 
von den Gesellschaftern hiermit 
unwiderruflich bevollmächtigt, das 
Angebot eines Anlegers auf mittel-
bare Beteiligung zur Investment-
gesellschaft als Treugeber bzw. 
auf Erhöhung der Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft (nach-
folgend gemeinsam „Beitritt“) anzu-
nehmen. Hinsichtlich der Übermitt-
lung der Beitrittserklärung und deren 
Annahme durch die Treuhandkom-
manditistin II gilt § 5 Absatz 1 Satz 
3 bis 5 entsprechend. 

3. § 5 Absatz 2 und Absatz 3 gelten 
entsprechend.

§ 7. Gesellschaftskapital

1. Das Gesellschaftskapital beträgt 
derzeit 12.593.000  Euro. Die 
geschäftsführende Kommanditis-
tin ist berechtigt, das Kommandit-
kapital der Investmentgesellschaft 
in dem Umfang herabzusetzen, in 
dem Altgesellschafter bis zum Ablauf 
des 31. August 2022 mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft gekündigt haben. Eines 
Gesellschafterbeschlusses bedarf 
es hierzu nicht.

2. Die geschäftsführende Komman-
ditistin ist im Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 (nachfolgend „Platzie-
rungsphase“ genannt) berechtigt, 
das Gesellschaftskapital um bis zu 
35.000.000 Euro heraufzusetzen 
(nachfolgend „Erhöhungskapital“ 
genannt). Für die Zeichnung des 
Erhöhungskapitals durch Neuge-
sellschafter gelten die Regelungen 
dieses Gesellschaftsvertrages. Die 

geschäftsführende Kommanditistin 
ist berechtigt, das Erhöhungskapital 
nach eigenem Ermessen herabzu-
setzen, soweit das Erhöhungskapi-
tal nicht bis zum 31. Dezember 2023 
durch Alt- oder Neugesellschafter 
übernommen wurde. Eines Gesell-
schafterbeschlusses bedarf es 
hierzu nicht. Die geschäftsführende 
Kommanditistin ist ferner berechtigt, 
die Platzierungsphase nach eigenem 
Ermessen um bis zu ein Jahr zu ver-
längern, soweit das Erhöhungskapi-
tal nicht bis zum 31. Dezember 2023 
durch Alt- oder Neugesellschafter 
übernommen wurde. Eines Gesell-
schafterbeschlusses bedarf es 
hierzu ebenfalls nicht.

3. Den Altgesellschaftern wird ein 
erstrangiges Bezugsrecht (nachfol-
gend „erstrangiges Bezugsrecht“ 
genannt) auf eine Übernahme eines 
ihrem Anteil am bisherigen Komman-
ditkapital der Investmentgesellschaft 
entsprechenden Teils des Erhö-
hungskapitals gewährt. Der Komple-
mentärin, der geschäftsführenden 
Kommanditistin sowie den Treuhand-
kommanditistinnen (soweit sie ihre 
Einlage aus eigenem Recht halten) 
wird kein Bezugsrecht gewährt. Das 
Bezugsrecht ist in einer Zeichnungs-
summe auszuüben, die ohne Rest 
durch 1.000 Euro teilbar ist. 

Soweit Altgesellschafter ihr erstran-
giges Bezugsrecht nicht innerhalb 
einer von der geschäftsführenden 
Kommanditistin zu bestimmenden 
Bezugsfrist ausüben, können an-
dere Altgesellschafter, die ihr erst-
rangiges Bezugsrecht ausgeübt 
haben, sich über den Umfang des 
erstrangigen Bezugsrechts hinaus 
innerhalb einer von der geschäfts-
führenden Kommanditistin zu be-
stimmenden Bezugsfrist an dem Er-
höhungskapital beteiligen (nachfol-
gend „zweitrangiges Bezugsrecht“ 
genannt). Sollte es im Rahmen der 
Ausübung des zweitrangigen Be-
zugsrechts zu Überzeichnungen 

kommen, ist der Zeichnungsbetrag 
eines Altgesellschafters anteilig im 
Verhältnis der Ausübung des zweit-
rangigen Bezugsrechts zu kürzen. 
Die geschäftsführende Komman-
ditistin ist berechtigt, die gemein-
same Ausübung des erstrangigen 
und zweitrangigen Bezugsrechtes 
zu verlangen.

Für die Ausübung des erstrangigen 
und des zweitrangigen Bezugsrechts 
sowie die Erhöhung der Beteiligung 
der Altgesellschafter gelten §§ 5 und 
6 entsprechend. Altgesellschafter, 
die durch Ausübung erstrangiger 
und/oder zweitrangiger Bezugs-
rechte Erhöhungskapital zeichnen, 
werden im Umfang der Zeichnung als 
Neugesellschafter II an der Invest-
mentgesellschaft beteiligt (vgl. § 4 
Absatz 4).

4. Die Immobilie München hat gegen-
über dem Ankauf eine Wertsteige-
rung erfahren. Diese Wertsteigerung 
soll zur Gleichstellung der Anleger 
durch die Bildung von zwei verschie-
denen Anteilsklassen berücksich-
tigt werden. Weiterhin ist seit dem 
Jahr 2014 für die Investmentge-
sellschaft ein Zivilprozessverfah-
ren vor dem Landgericht Hamburg 
unter Az. 327 O 334/15 rechtshängig 
(bestehend aus Schadensersatz-
klage der Investmentgesellschaft 
und Widerklage der Beklagten zu 1, 
nachfolgend „Schadensersatzklage 
2014“ genannt). An den Kosten und 
Erträgen der Schadensersatzklage 
2014 (einschließlich sämtlicher Ins-
tanzen und/oder etwaiger Antrags-
umstellung etc.) sollen nur die Alt-
gesellschafter partizipieren. Die 
derzeitigen Kommanditanteile der 
Altgesellschafter an der Investment-
gesellschaft, die nicht mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft gekündigt haben, werden der 
Anteilsklasse 1 zugeordnet. Die Kom-
manditanteile, die im Rahmen der 
Zeichnung des Erhöhungskapitals 
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§ 8. Fälligkeit der Kapitaleinzahlung, 
Verzug, Schadensersatz

1. Die geschäftsführende Kommandi-
tistin und die Treuhandkommanditis-
tinnen haben ihre eigenen Pflicht-
einlagen gemäß § 4 vollständig 
erbracht. 

2. Die von den Neugesellschaftern 
übernommenen Zeichnungsbeträge 
sowie der Ausgabeaufschlag gemäß 
§ 7 Absatz 6 sind 10 Bankarbeitstage 
nach Annahme des Beitritts durch 
die Treuhandkommanditistin II, frü-
hestens jedoch zum 1. September 
2022 einzuzahlen.

3. Im Falle des Verzuges ist die Invest-
mentgesellschaft berechtigt aber 
nicht verpflichtet, dem beitretenden 
Neugesellschafter Verzugszinsen 
in Höhe von 5 % Punkten p. a. über 
dem Basiszinssatz (§ 247 Absatz 1 
BGB) zu berechnen. Eine weiter-
gehende Haftung wegen Verzuges 
bleibt unberührt.

4. Erfüllt ein Neugesellschafter seine 
Einzahlungsverpflichtung trotz Mah-
nung und Nachfristsetzung nicht 
oder nicht in voller Höhe, kann die 
geschäftsführende Kommanditistin 
im eigenen Ermessen diesen Kom-
manditisten wahlweise ganz oder 
bis zur Höhe des nicht erbrachten 
Zeichnungsbetrages aus der Invest-
mentgesellschaft ausschließen. Die 
geschäftsführende Kommanditistin 
wird hierzu von den übrigen Gesell-
schaftern ausdrücklich und unwider-
ruflich bevollmächtigt. 

5. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann für die Investmentgesellschaft 
verlangen, dass der gemäß Absatz 4 
oder § 5 Absatz 3 aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschlossene 
Kommanditist der Investmentge-
sellschaft die durch die Nicht-
erfüllung entstandenen notwendi-
gen Auslagen in nachgewiesener 
Höhe, jedoch nicht mehr als 25 % 

an Neugesellschafter ausgegeben 
werden, werden der Anteilsklasse 2 
zugeordnet (vgl. § 14). Hinsichtlich 
der Anteilsklasse 1 gilt ein voll auf 
Kapitalkonto Ia) eingezahlter Euro 
als ein Anteil an der Investment-
gesellschaft (nachfolgend „Anteil 
Altgesellschafter“ genannt). Der 
Ausgabepreis für jeweils einen von 
einem Neugesellschafter gezeichne-
ten Anteil (nachfolgend „Anteil Neu-
gesellschafter“, gemeinsam mit dem 
Anteil Altgesellschafter „Anteile“ 
genannt) wird dabei so berech-
net, dass der anteilig auf die Altge-
sellschafter, die nicht mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft gekündigt haben, entfal-
lende Nettoinventarwert der Invest-
mentgesellschaft zum 31. August 
2022 nach Abzug der Sonderaus-
zahlung gemäß § 17 Absatz 8 durch 
die Summe der Anteile der Altge-
sellschafter, die nicht mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft gekündigt haben, dividiert 
wird. Der Ausgabepreis ist auf volle 
Cent aufzurunden. Die Anzahl der 
Anteile eines Neugesellschafters 
wird ermittelt, in dem die Zeich-
nungssumme durch den Ausgabe-
preis dividiert wird. Die rechnerisch 
ermittelte Anzahl der Anteile ist auf 
volle Anteile abzurunden.

5. Die Treuhandkommanditistinnen 
werden hiermit unter Befreiung von 
den Beschränkungen des § 181 BGB 
unwiderruflich bevollmächtigt, im 
Rahmen des in § 7 Absatz 1 bis 3 
beschriebenen Gesellschafterwech-
sels ihre Kapitaleinlage und Haftein-
lage an der Investmentgesellschaft 
insoweit nach Maßgabe des Gesell-
schaftsvertrages anzupassen, wie 
Altgesellschafter ausscheiden und 
Neugesellschafter in die Investment-
gesellschaft eintreten.

6. Mit Ausnahme der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin, der Neu-
gesellschafter II und der Treuhand-
kommanditistinnen (letztere nur, 
soweit sie ihre Einlage aus eigenem 
Recht halten) haben die Kommandi-
tisten zusätzlich zu ihrem jeweiligen 
Zeichnungsbetrag einen Ausgabe-
aufschlag von bis zu 5 %, bezogen 
auf den Zeichnungsbetrag, zu zah-
len. Der Ausgabeaufschlag ist nach 
§ 8 Absatz 2 zeitgleich mit der Ein-
zahlung des Zeichnungsbetrages zu 
zahlen. Gleiches gilt für Treugeber, 
die sich über den Abschluss eines 
Treuhandvertrages mittelbar an der 
Investmentgesellschaft beteiligen.

7. Die Pflichteinlage und die in das 
Handelsregister einzutragende Haft-
summe eines jeden Kommanditisten 
müssen stets im Verhältnis 100 : 5 
zueinander stehen.

8. Weiterhin ist die geschäftsführende 
Kommanditistin während der Laufzeit 
der Investmentgesellschaft berech-
tigt, das Gesellschaftskapital herauf-
zusetzen, um a) die Erweiterung des 
bestehenden Gebäudes um mehr als 
10 % der Grundfläche oder b) den 
Neubau eines zweiten Gebäudes 
zu finanzieren, sofern durch diese 
Kapitalerhöhung nicht unmittelbar 
Grunderwerbsteuer entsteht. Die 
Regelungen zum Vorgehen bei der 
Kapitalerhöhung gem. Absatz 2 gel-
ten analog für Alt- und Neugesell-
schafter für die Kapitalerhöhung 
gem. dieses Absatzes. Insbeson-
dere sind § 4 Absätze 4–7, § 5, § 6, § 7 
Absatz 3, Absatz 4, Absatz 6, § 8, § 8, 
§ 14 Absatz 2 mit der Maßgabe, dass 
für die weitere Wertsteigerung der 
Immobilie ein neues Kapitalkonto V 
c) eingerichtet wird, § 17 Absätze 1 
bis 7 analog anwendbar.
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des Anteilswertes, ersetzt. Bereits 
geleistete Einlagen können mit die-
sem Auslagenerstattungsanspruch 
verrechnet werden. Ein eventuell 
verbleibendes Restguthaben wird 
an den betreffenden Kommanditisten 
erst ausgezahlt, wenn neue Kom-
manditisten mit mindestens gleich 
hoher Zeichnungssumme in die 
Investmentgesellschaft eingetreten 
sind und diese Verpflichtung erfüllt 
haben, spätestens jedoch mit Liqui-
dation der Investmentgesellschaft.

6. Die Einzahlungen der von den Neu-
gesellschaftern übernommenen 
Zeichnungsbeträge sowie ein nach 
Maßgabe von § 7 Absatz 6 geschul-
deter Ausgabeaufschlag erfolgen auf 
ein von der Investmentgesellschaft 
zu benennendes Konto der Invest-
mentgesellschaft. Die Treuhand-
kommanditistin II ist von der Kapital-
verwaltungsgesellschaft beauftragt 
und bevollmächtigt, zu prüfen und 
zu überwachen, ob die Zahlungen 
jeweils fristgerecht geleistet werden.

7. Die Absätze 3 bis 5 gelten für Treu-
geber bei nicht fristgerechter Ein-
zahlung entsprechend.

§ 9. Handelsregistervollmacht

1. Jeder unmittelbar an der Investment-
gesellschaft beteiligte Kommanditist 
ist verpflichtet, auf seine Kosten der 
geschäftsführenden Kommanditis-
tin eine umfassende, nur aus wich-
tigem Grund widerrufliche und über 
den Tod hinaus wirksame, formge-
rechte Handelsregistervollmacht zu 
erteilen, die gemäß einem von der 
geschäftsführenden Kommanditistin 
zur Verfügung zu stellenden Muster-
text zu Handelsregisteranmeldungen 
jeglicher Art berechtigt, insbeson-
dere zu folgenden Anmeldungen:

• Eintritt und Ausscheiden von 
Kommanditisten, auch des Voll-
machtgebers

• Eintritt und Ausscheiden von 
persönlich haftenden Gesell-
schaftern

• Eintritt und Ausscheiden von 
geschäftsführenden Komman-
ditistinnen

• Änderung der Beteiligungsver-
hältnisse und des Kapitals der 
Investmentgesellschaft

• Änderung von Firma, Sitz und 
Zweck der Investmentgesell-
schaft

2. Die mit der erstmaligen Eintragung 
eines Kommanditisten in das Han-
delsregister verbundenen Kosten 
(ausgenommen die vom Komman-
ditisten zu tragenden Kosten für die 
Handelsregistervollmacht) trägt die 
Investmentgesellschaft.

§ 10. Informationsrechte

1. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
wird den Kommanditisten und Treu-
gebern jährlich, spätestens recht-
zeitig vor der ordentlichen Gesell-
schafterversammlung, in Schriftform 
i. S. d. § 126 BGB oder in Textform 
i. S. d. § 126 b BGB per einfachem 
Brief, Fax oder E-Mail über die Ent-
wicklung der Investmentgesell-
schaft berichten. Die zusätzlichen 
Informationen nach § 300 KAGB, 
die aktuellen wesentlichen Anle-
gerinformationen nach § 301 KAGB 
und den jüngsten Nettoinventarwert 
der Investmentgesellschaft und den 
Anteilswert je Anteilsklasse wird die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft auf 
der Internetseite www.paribus-kvg.
de bereitstellen.

2. Den Kommanditisten und den Treu-
gebern stehen die Kontrollrechte 
gemäß §  166 HGB zu. Sie sind 
berechtigt, auf eigene Kosten selbst 
oder durch einen von Berufs wegen 
zur Verschwiegenheit verpflichte-
ten Bevollmächtigten die Bücher und 
Papiere der Investmentgesellschaft 
am Sitz der Investmentgesellschaft 

einzusehen, um die Richtigkeit des 
Jahresabschlusses zu überprüfen. 
Die Herausgabe, Mitnahme oder die 
Erstellung von Fotokopien, Aufzeich-
nungen oder Abschriften von ein-
zelnen Vorgängen und Unterlagen 
ist von diesem Einsichtsrecht nicht 
umfasst. Die Ausübung der Informa-
tionsrechte darf nur nach Vorankün-
digung mit angemessener Frist erfol-
gen und den ordentlichen Betrieb der 
Investmentgesellschaft und der Ver-
tragspartner nicht beeinträchtigen.

3. Die Kommanditisten und Treuge-
ber sind verpflichtet, die Informa-
tionen, die ihnen im Rahmen des 
Einsichtsrechts gemäß Absatz 2 
und der laufenden Information durch 
die Investmentgesellschaft oder in 
deren Auftrag zugehen, vertraulich 
zu behandeln und nicht gegenüber 
dritten Personen offenzulegen.

§ 11. Ausschluss der Nachschuss-
pflicht und des Wettbewerbs-
verbotes und Haftung der 
Gesellschafter untereinander

1. Die Kommanditisten übernehmen 
weder gegenüber Gesellschaftern 
noch gegenüber Dritten irgendwel-
che Zahlungsverpflichtungen oder 
Nachschussverpflichtungen, die 
über die Verpflichtung zur Leistung 
ihrer Pflichteinlagen zzgl. Ausga-
beaufschlag hinausgehen. Dieser 
Ausschluss einer Nachschusspflicht 
lässt die Haftung der Kommanditis-
ten gegenüber Gesellschaftsgläu-
bigern gemäß §§ 171 ff. HGB unbe-
rührt. Die Kommanditisten sind 
gemäß § 152 Absatz 3 KAGB nicht 
verpflichtet, entstandene Verluste 
auszugleichen. Ab dem Zeitpunkt 
seines Ausscheidens haftet der aus-
geschiedene Kommanditist gemäß 
§ 152 Absatz 6 KAGB nicht für Ver-
bindlichkeiten der Investmentge-
sellschaft. Scheidet ein Komman-
ditist während der Laufzeit der 
Investmentgesellschaft aus der 



149Verkaufsprospekt

O. Gesellschaftsvertrag

und § 26 dieses Vertrages gelten in 
diesem Fall entsprechend.

4. Durch die Beendigung des Treuhand-
verhältnisses entstehende Kosten, 
Auslagen und Gebühren (einschließ-
lich Notar- und Gerichtsgebühren) 
trägt der kündigende Treugeber. 
Eventuelle Ausgleichsansprüche des 
Treugebers gegen eine Treuhand-
kommanditistin für den Fall, dass die 
Beendigung des Treuhandverhältnis-
ses auf ein Verschulden einer Treu-
handkommanditistin zurückzuführen 
ist, bleiben hiervon unberührt.

§ 13. Geschäftsführung und 
Vertretung

1. Zur Geschäftsführung ist allein die 
geschäftsführende Kommanditis-
tin berechtigt und verpflichtet. Die 
Geschäftsführung umfasst auch die 
laufende Betreuung der Kommandi-
tisten und Treugeber (Information, 
Übersendung von Einladungen zur 
Gesellschafterversammlung oder 
Beschlussvorlagen, Zahlungsver-
kehr etc.). Die geschäftsführende 
Kommanditistin führt die Geschäfte 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes. Die Komplementärin 
ist – soweit gesetzlich zulässig – 
von der Geschäftsführung und – 
soweit nicht organschaftliche Ver-
tretung gesetzlich zwingend erfor-
derlich ist – auch von der Vertre-
tung der Investmentgesellschaft 
ausgeschlossen.

2. Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist berechtigt und – soweit nach 
dem KAGB erforderlich – verpflichtet, 
die Verwaltung der Investmentge-
sellschaft im Sinne des § 18 KAGB im 
Namen und für Rechnung der Invest-
mentgesellschaft von Dritten, die 
über die Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb nach § 20 KAGB verfügen, 
vornehmen zu lassen. Hierzu wird 
die geschäftsführende Kommandi-
tistin im Namen und für Rechnung 

Investmentgesellschaft aus, gilt die 
Erfüllung des Abfindungsanspruchs 
nicht als Rückzahlung der Einlage 
des Kommanditisten. 

2. Die Gesellschafter unterliegen kei-
nen Wettbewerbsbeschränkungen.

3. Alle Gesellschafter haben im Rah-
men des Gesellschaftsverhältnisses 
untereinander sowie im Verhältnis 
zu der Investmentgesellschaft nur 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
zu vertreten. Dies gilt auch für ein 
Verhalten vor Neufassung dieses 
Vertrages. Dies gilt nicht für eine 
Haftung der geschäftsführenden 
Kommanditistin im Zusammen-
hang mit ihren in § 13 genannten 
Geschäftsführungstätigkeiten.

4. Schadensersatzansprüche der 
Gesellschafter untereinander ver-
jähren in einem Jahr ab dem Zeit-
punkt der Entstehung des Anspru-
ches, soweit sie nicht kraft Geset-
zes einer kürzeren Verjährungsfrist 
unterliegen oder aus zwingendem 
Recht längere Verjährungsfris-
ten bestehen. Sie sind innerhalb 
einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Kenntniserlangung 
von dem Schaden gegenüber dem 
Verpflichteten schriftlich geltend 
zu machen. Die Schriftform ist 
Wirksamkeitsvoraussetzung.

§ 12. Rechtsstellung der  
Treugeber, Umwandlung  
der Treugeberstellung

1. Soweit die Treuhandkommanditis-
tinnen Kommanditbeteiligungen für 
Treugeber halten, sind die Treuhand-
kommanditistinnen nur im Außenver-
hältnis, also insbesondere im Ver-
hältnis der Investmentgesellschaft 
zu ihren Gläubigern, Kommanditistin-
nen und werden mit ihren nach Maß-
gabe der §§ 4 Absatz 3 und Absatz 4 
und 7 Absatz 8 dieses Vertrages 
anteilig erhöhten Haftsummen mit 

jeweils einem ungeteilten Komman-
ditanteil in das Handelsregister der 
Investmentgesellschaft eingetra-
gen. Die Treuhandkommanditistin-
nen halten und verwalten ihre Kom-
manditbeteiligung, mit Ausnahme 
der gemäß § 4 Absatz 3 Satz 1 sowie 
Absatz 4 Satz 4 aus eigenem Recht 
gehaltenen Kapitaleinlage, treuhän-
derisch für Rechnung der Treuge-
ber, mit denen sie Treuhandverträge 
geschlossen haben. Sie leisten dabei 
den Weisungen der Treugeber Folge.

2. Jeder Treugeber hat im Innenverhält-
nis der Investmentgesellschaft und 
der Gesellschafter zueinander die 
gleiche Rechtsstellung wie ein Kom-
manditist (vgl. § 152 Absatz 1 Satz 
3 KAGB). Dies gilt insbesondere für 
die Ausübung des Stimmrechts, des 
Auskunftsanspruchs und Informa-
tionsrechts sowie im Falle der Kün-
digung bzw. des Ausscheidens für 
die Beteiligung am Gesellschafts-
vermögen, am Gewinn und Verlust 
und an einem Liquidationserlös. Die 
Regelungen dieses Gesellschafts-
vertrages gelten insoweit entspre-
chend für die Treugeber.

3. Eine Kündigung des Treuhandvertra-
ges setzt zu ihrer Wirksamkeit vor-
aus, dass der betreffende Treugeber 
der geschäftsführenden Komman-
ditistin auf seine Kosten eine form-
gerechte Handelsregistervollmacht 
gemäß § 9 erteilt. Im Innenverhältnis 
gilt die entsprechende Kommandit-
beteiligung mit dem Wirksamwer-
den der Kündigungserklärung bei der 
betroffenen Treuhandkommanditis-
tin als an den Treugeber übertragen. 
Soweit eine Umwandlung der treu-
händerisch gehaltenen Komman-
ditbeteiligung in eine unmittelbare 
Beteiligung des Treugebers als 
Kommanditist erfolgt, ist der Über-
gang im Innen- und Außenverhält-
nis aufschiebend bedingt durch die 
Eintragung des Treugebers als Kom-
manditist in das Handelsregister der 
Investmentgesellschaft. § 5 Absatz 2 
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der Investmentgesellschaft mit der 
Paribus Kapitalverwaltungsgesell-
schaft mbH als externer Kapitalver-
waltungsgesellschaft im Sinne des 
KAGB (vorstehend und im Folgenden 
„Kapitalverwaltungsgesellschaft“) 
einen Fremdverwaltungsvertrag 
schließen und diese mit der exter-
nen Verwaltung der Investmentge-
sellschaft beauftragen.

3. Der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
obliegt nach Maßgabe des Fremd-
verwaltungsvertrages die Vornahme 
aller Rechtsgeschäfte, die nach Maß-
gabe der Regelungen des KAGB und 
der das KAGB ergänzenden Rege-
lungen und Verwaltungsvorschriften 
zum Betrieb der Investmentgesell-
schaft gehören, insbesondere die 
Portfolioverwaltung, das Risikoma-
nagement und die administrativen 
Tätigkeiten. Hiervon umfasst sind 
beispielsweise die Beauftragung 
einer Verwahrstelle, die Einrichtung 
einer regelmäßigen Bewertung, das 
Entwerfen, das Einführen und das 
Ändern von Anlagebedingungen, die 
Einrichtung von Risiko- und Liqui-
ditätsmanagementsystemen. Dies 
umfasst auch die Beantragung sowie 
die Aufrechterhaltung ggf. erforder-
licher aufsichtsrechtlicher Erlaub-
nisse einschließlich etwaiger Ver-
waltungsverfahren und/oder even-
tueller Gerichtsverfahren. Die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft ist nicht 
Gesellschafterin der Investmentge-
sellschaft. Keine Regelung dieses 
Vertrages und kein Gesellschafter-
beschluss stehen der gesetzmä-
ßigen Erfüllung der Pflichten der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft als 
externe Kapitalverwaltungsgesell-
schaft im Sinne des KAGB entgegen. 
Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
nimmt sämtliche ihr insoweit auf 
Basis des Fremdverwaltungsver-
trages zukommenden Aufgaben 
nach eigenem Ermessen unter 
Wahrung des Gesellschaftsvertra-
ges, des Fremdverwaltungsvertra-
ges, der geltenden Gesetze und der 

Anlagebedingungen wahr. Gesetz-
lich zulässige Weisungsrechte und 
Zustimmungsvorbehalte der Gesell-
schafterversammlung bleiben unbe-
rührt. Der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft wurde mit dem Fremdverwal-
tungsvertrag zudem die Vollmacht 
erteilt, die Investmentgesellschaft 
in vollem Umfang im Außenverhält-
nis zu vertreten. Die Gesellschafter 
sind ausdrücklich mit der Bestellung 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
und der Aufgabenübertragung auf 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
sowie mit der Vollmachtserteilung 
einverstanden und ermächtigen die 
geschäftsführende Kommanditis-
tin zur Vornahme aller hierfür erfor-
derlichen Handlungen und Abgabe 
aller erforderlichen Erklärungen im 
eigenen Namen und im Namen der 
Investmentgesellschaft.

4. Eine Kündigung der Bestellung zur 
externen Kapitalverwaltungsge-
sellschaft ist nach Maßgabe des 
Fremdverwaltungsvertrages nur 
unter Wahrung der besonderen 
Anforderungen des KAGB möglich. 
In diesem Fall sowie im Fall der 
Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens über das Vermögen der Kapi-
talverwaltungsgesellschaft sowie 
in den sonstigen Fällen des Erlös-
chens des Rechts der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft zur Verwaltung 
der Investmentgesellschaft wird die 
geschäftsführende Kommanditistin 
– vorbehaltlich einer Genehmigung 
durch die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (nachfol-
gend „BaFin“ genannt) – entwe-
der eine Ersatzverwaltungsgesell-
schaft bestimmen, die die Rechte 
und Pflichten der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft durch Abschluss 
eines neuen Fremdverwaltungsver-
trages übernimmt, oder alle erfor-
derlichen Maßnahmen ergreifen, 
um die Investmentgesellschaft in 
eine intern verwaltete Investment-
kommanditgesellschaft im Sinne des 
KAGB umzugestalten.

5. Folgende Rechtsgeschäfte und Hand-
lungen bedürfen der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung:

a) der Erwerb, die Veräußerung und 
die Belastung von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rech-
ten bzw., sofern vorhanden, von 
Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen/Objektgesellschaften 
sowie der Abschluss von Verträ-
gen, die eine Beteiligung Dritter 
an den Ergebnissen der Invest-
mentgesellschaft zum Gegen-
stand haben, jedoch mit Ausnah-
me der Belastung gem. Absatz 8 
lit. e);

b) die Gewährung von Darlehen, die 
Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien oder ähnlichen Haf-
tungserklärungen von mehr als 
insgesamt 1.000.000 Euro;

c) die Eingehung von Wechselver-
bindlichkeiten;

d) die Erteilung von Prokuren und 
Generalvollmachten, der Ab-
schluss von Dienstverträgen mit 
leitenden Mitarbeitern, die Ge-
währung von Einzelvollmachten 
über den Rahmen des gewöhn-
lichen Geschäftsbetriebes hi-
naus sowie Pensionszusagen; 
die Erteilung einer Generalvoll-
macht an die geschäftsführende 
Kommanditistin und die Kapital-
verwaltungsgesellschaft ist hin-
gegen ohne Zustimmung der Ge-
sellschafterversammlung durch 
die Komplementärin möglich;

e) Geschäfte aller Art mit sich selbst 
sowie mit Mitgesellschaftern, 
ausgenommen der Abschluss 
von Verträgen gemäß Absatz 8;

f) der Verkauf oder die Übertra-
gung des gesamten oder eines 
wesentlichen Teils des Gesell-
schaftsvermögens oder die Ein-
räumung eines Rechtes daran;
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Maßnahmen gemäß § 17 Absatz 5 
GwG auf sonstige geeignete Per-
sonen übertragen.

11. Die geschäftsführende Kommandi-
tistin bzw. die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft sind berechtigt, sich bei 
der Erfüllung der von ihnen übernom-
menen Aufgaben Dritter zu bedie-
nen. Solche Dritte können auch mit 
ihnen jeweils verbundene Unterneh-
men sein.

Rechnungslegung und 
Gesellschaftervergütungen

§ 14.  Anteilsklassen und 
Gesellschaftervergütungen

1. Es bestehen zwei Anteilsklassen 
mit unterschiedlichen Ausgestal-
tungsmerkmalen. Kommanditan-
teile der Altgesellschafter gehören 
zur Anteilsklasse 1 und die Kom-
manditanteile, die im Rahmen des 
Erhöhungskapitals an Neugesell-
schafter ausgegeben werden, zur 
Anteilsklasse 2. Die Anteilsklassen 
unterscheiden sich nach Maßgabe 
der Anlagebedingungen und dieses 
Gesellschaftsvertrages hinsichtlich 
der Kosten- und Gebührenstruktur. 
Die Anteilsklassen unterscheiden 
sich weiterhin nach Maßgabe dieses 
Gesellschaftsvertrages hinsichtlich 
der vermögensrechtlichen Teilhabe 
an dem Ergebnis der Investmentge-
sellschaft (insbesondere hinsichtlich 
der Gewinn- und Verlustverteilung, 
des Anteils am Liquidationserlös 
und der Auszahlungen). Im Übri-
gen weisen die Kommanditanteile 
an der Investmentgesellschaft die 
gleichen Ausgestaltungsmerkmale 
auf. Der Wert des Anteils ist für jede 
der beiden Anteilsklassen geson-
dert zu errechnen (§ 96 Absatz 1 S. 
4 KAGB).

2. Für jeden Gesellschafter werden ein 
Kapitalkonto Ia) und/oder Ib), ein 
Kapitalkonto II, ein Kapitalkonto III, 

g) Rechtsgeschäfte und Handlun-
gen, die über den gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb hinausgehen 
und für die Investmentgesell-
schaft von besonderer Bedeu-
tung sind.

6. Der vorstehende Absatz 5 gilt ent-
sprechend für Rechtsgeschäfte, 
soweit sie auf Ebene einer etwaigen 
Objektgesellschaft vorgenommen 
werden.

7. Die Gesellschafter sind zur Zustim-
mung zu einer Maßnahme im Sinne 
dieses § 13 im Rahmen eines Gesell-
schafterbeschlusses verpflichtet, 
wenn die betreffende Maßnahme aus 
aufsichtsrechtlichen und/oder regu-
latorischen Gründen, insbesondere 
nach Vorgabe des KAGB oder nach 
Weisung der BaFin, erforderlich ist.

8. Die geschäftsführende Komman-
ditistin, die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft sowie die Komplemen-
tärin sind bzw. waren berechtigt, 
im Namen der Investmentgesell-
schaft alle Rechtsgeschäfte und 
Handlungen vorzunehmen, die im 
Zusammenhang mit der Überfüh-
rung der Investmentgesellschaft in 
den Anwendungsbereich des KAGB 
und dem anschließenden Manage-
ment bzw. der Verwaltung der Invest-
mentgesellschaft bzw. einer etwai-
gen Objektgesellschaft erforderlich 
sind. Hierzu zählen insbesondere 
der Abschluss der nachfolgend 
genannten Verträge über die Inan-
spruchnahme von Leistungen durch 
die Investmentgesellschaft mit den 
in § 16 dieses Gesellschaftsvertra-
ges sowie mit den in den Anlagebe-
dingungen genannten Vergütungen 
bzw. der Erlass der Anlagebedingun-
gen selbst:

a) Treuhand- und Verwaltungsver-
trag mit der Treuhandkommandi-
tistin II;

b) Erlass der ab dem 1. September 
2022 geltenden Anlagebedin-
gungen; 

c) Verwaltungsvertrag hinsichtlich 
der Investmentgesellschaft mit 
der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft;

d) Eigenkapitalbeschaffungsvertrag 
mit der Paribus Invest GmbH; 

e) Abschluss von Darlehensver-
trägen und Belastung von Ver-
mögensgegenständen in den 
Grenzen des § 263 KAGB;

f) Fremdkapitalstrukturierungs-
vertrag mit der Paribus Finanzie-
rungsberatungsgesellschaft mbH;

g) Verwahrstellenvertrag;

h) Objektverwaltungsvertrag mit 
der Paribus Immobilien Asset-
management GmbH.

9. Die geschäftsführende Komman-
ditistin unterrichtet die übrigen 
Gesellschafter und die Treuge-
ber regelmäßig über wesentliche 
Geschäftsvorfälle. Darüber hinaus 
informiert sie die übrigen Gesell-
schafter und die Treugeber unver-
züglich über alle außerordentlichen 
Geschäftsvorfälle.

10. Die geschäftsführende Kommandi-
tistin, die Komplementärin und die 
Treuhandkommanditistinnen sind 
sich darüber einig, dass die Durch-
führung der zur Erfüllung ihrer Sorg-
faltspflichten nach § 10 Absatz 1 Nr. 1 
bis 4 GwG erforderlichen Maßnah-
men einheitlich von der jeweils für 
einen Anleger zuständigen Treu-
handkommanditistin vorgenommen 
werden sollen. Demgemäß beauf-
tragen sie hiermit die Treuhandkom-
manditistinnen mit der Durchführung 
der vorgenannten Maßnahmen. Die 
Treuhandkommanditistinnen dürfen 
die Durchführung der vorgenannten 
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ein Kapitalkonto IV sowie ein Kapital-
konto Va) und/oder Vb) (nachfolgend 
„Kapitalkonten“ genannt) geführt. 

a) Die Pflichteinlagen von Altgesell-
schaftern werden auf dem Kapi-
talkonto Ia) gebucht. Die Pflicht-
einlagen von Neugesellschaf-
tern I und Neugesellschaftern II 
werden auf dem Kapitalkonto Ib) 
gebucht. Sie sind unveränderlich 
und maßgebend für die Rechte 
der Kommanditisten, sofern in 
diesem Vertrag nichts anderes 
bestimmt ist. 

b) Auf dem Kapitalkonto II werden 
Gewinne und Verluste gebucht. 
Entnahmen werden auf dem Ka-
pitalkonto II verbucht, wenn und 
soweit es ein Guthaben zu Guns-
ten des Gesellschafters ausweist. 

c) Im Übrigen werden die Auszah-
lungen und sonstigen Entnahmen 
der Gesellschafter auf dem Ka-
pitalkonto III gebucht. 

d) Der Ausgabeaufschlag gemäß § 7 
Absatz 6 bzw. das von den Altge-
sellschaftern gezahlte Agio gem. 
§ 7 Absatz 3 des ursprünglichen 
Gesellschaftsvertrages, wird als 
Kapitalrücklage auf dem Kapital-
konto IV gebucht. 

e) Für die Altgesellschafter wird ein 
festes Kapitalkonto Va) eingerich-
tet, auf dem zum 1. September 
2022 für jeden Altgesellschafter, 
der nicht mit Wirkung zum Ablauf 
des 31. August 2022 seine Betei-
ligung an der Investmentgesell-
schaft gekündigt hat, das auf den 
jeweiligen Altgesellschafter ent-
fallende Neubewertungsergebnis 
aus dem Übergang der Ansatz- 
und Bewertungsvorschriften vom 
HGB (bis 31. August 2022) auf die 
entsprechenden Vorschriften der 
KARBV (ab 1. September 2022) 
verbucht wird. 

f) Für Alt- und Neugesellschafter 
wird ferner ein Kapitalkonto Vb) 
eingerichtet, auf dem das nicht 
realisierte Ergebnis des Ge-
schäftsjahres gemäß § 21 Ab-
satz 4 II lit. B Nr. 6 lit. d) KARBV, 
beginnend mit dem 1. September 
2022, gebucht wird.

g) Anteilsinhaber der Anteilsklasse 
1, die ihre Beteiligung nicht zum 
Ablauf des 31. August 2022 ge-
kündigt haben, erhalten mit Ab-
lauf dieses Tages ein Sonder-
entnahmerecht (nachfolgend 
„Sonderentnahmerecht“), wel-
ches der Höhe nach 150 % der 
jeweiligen auf das Kapitalkonto 
Ia) verbuchten Pflichteinlage 
entspricht. Die Sonderentnah-
me wird auf das Kapitalkonto VI 
gebucht.

3. Die Kapitalkonten sind unverzinslich.

§ 15. Jahresabschluss und 
Zwischenabschluss

1. Innerhalb von sechs Monaten nach 
Abschluss eines jeden Geschäftsjah-
res ist von der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buch-
führung und Bilanzierung sowie den 
gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere der §§ 158 f., 135 KAGB, der 
Jahresbericht der Investmentgesell-
schaft anzufertigen. Die Kapitalver-
waltungsgesellschaft wird den Jah-
resbericht nach Maßgabe von § 160 
KAGB offenlegen. 

2. Der Jahresabschluss hat auch die 
steuerrechtlichen Bestimmungen 
zu beachten, soweit dies nach den 
gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere den §§ 158 und 135 KAGB, 
zulässig und möglich ist.

3. Wird der Jahresabschluss nachträg-
lich geändert oder berichtigt, ins-
besondere im Zusammenhang mit 

einer steuerlichen Veranlagung oder 
Betriebsprüfung, so ist auch für das 
Verhältnis der Gesellschafter unter-
einander der später zu ändernde 
oder zu berichtigende Jahresab-
schluss maßgebend.

4. Jeder Kommanditist/Treugeber 
muss seine persönlichen Sonder-
werbungskosten nebst Belegen 
des jeweiligen Vorjahres bis spä-
testens zum 31. März des Folgejah-
res unaufgefordert der Investment-
gesellschaft mitteilen. Unterbleibt 
die fristgerechte Mitteilung, ist eine 
Berücksichtigung bei der einheitli-
chen und gesonderten Gewinnfest-
stellungserklärung der Investment-
gesellschaft nicht mehr möglich.

5. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
wird nach Maßgabe des Vorstehen-
den einen Zwischenabschluss auf 
den 31. August 2022 (i) unter Beauf-
tragung einer Steuerberatungs- 
und/oder Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft und (ii) unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsgemä-
ßer Buchführung und Bilanzierung 
sowie den gesetzlichen Vorschriften, 
welche bis zum 31. August 2022 für 
die Investmentgesellschaft galten, 
erstellen. 

§ 16.  Vergütung von Komplemen-
tärin, Kapitalverwaltungs-
gesellschaft, geschäftsfüh-
render Kommanditistin und 
Treuhandkommanditistin

1. Als Bemessungsgrundlage für die 
Berechnung der laufenden Vergü-
tung gilt der durchschnittliche Netto-
inventarwert der Investmentgesell-
schaft im jeweiligen Geschäftsjahr 
(nachfolgend „Bemessungsgrund-
lage“). Wird der Nettoinventarwert 
nur einmal jährlich ermittelt, wird für 
die Berechnung des Durchschnitts 
der Wert am Anfang und am Ende des 
Geschäftsjahres zugrunde gelegt. 
Für das Geschäftsjahr 2022 wird für 
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Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen.

7. Die Treuhandkommanditistin II erhält 
für die Verwaltung der Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft, die 
sie den Neugesellschaftern gegen-
über erbringt, ab dem 1. September 
2022 eine jährliche Vergütung in 
Höhe von bis zu 0,1 % des Netto-
inventarwerts der Anteilsklasse 2. 
Die Treuhandkommanditistin II ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
Mögliche Überzahlungen sind nach 
Feststellung des tatsächlichen Net-
toinventarwertes auszugleichen. 

Die Treuhandkommanditistin II er-
hält zudem für die Einrichtung der 
Treuhandverwaltung der Neuge-
sellschafter eine einmalige Vergü-
tung in Höhe von 0,3 % der von den 
Neugesellschaftern übernommenen 
Zeichnungsbeträge.

8. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann von der Investmentgesellschaft 
für die Veräußerung der Immobilie 
München bzw. einer etwaigen Betei-
ligung der Investmentgesellschaft 
an einer Objektgesellschaft nach 
Maßgabe des Fremdverwaltungsver-
trages und der Anlagebedingungen 
eine Transaktionsgebühr in Höhe von 
bis zu 0,595 % des Verkaufspreises 
erhalten. Die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft erhält ferner nach Maß-
gabe des Fremdverwaltungsvertra-
ges und der Anlagebedingungen von 
der Investmentgesellschaft zusätz-
lich eine erfolgsabhängige Vergü-
tung, wenn zum Berechnungszeit-
punkt folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind:

a) Die Neugesellschafter haben 
Auszahlungen vor Steuern in Hö-
he ihrer ursprünglich im Zuge der 
Zeichnung des Erhöhungskapi-

die Ermittlung des Nettoinventar-
wertes auf den Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis zum 31.Dezember 
2022 abgestellt. Der Nettoinventar-
wert der Investmentgesellschaft ist 
die Summe der Nettoinventarwerte 
der Anteilsklassen 1 und 2. 

2. Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erhält ab dem 1. September 2022 für 
die Verwaltung der Investmentge-
sellschaft bis zum Beginn der Liqui-
dation eine jährliche Verwaltungs-
vergütung in Höhe von bis zu 0,2 % 
der Bemessungsgrundlage. Die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft ist 
berechtigt, auf die jährliche Vergü-
tung quartalsweise zum Ende eines 
Quartals anteilige Vorschüsse auf 
Basis der jeweils aktuellen Planzah-
len zu erheben. Mögliche Überzah-
lungen sind nach Feststellung des 
tatsächlichen Nettoinventarwertes 
auszugleichen.

Die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
erhält ferner nach Maßgabe des 
Fremdverwaltungsvertrages für 
die Konzeption und Strukturierung 
der Investmentgesellschaft sowie 
die Erstellung der Verkaufsunterla-
gen von der Investmentgesellschaft 
eine einmalige Vergütung in Höhe 
von 3 % der Summe der auf den Ka-
pitalkonten Ia) und Ib) gezeichneten 
Pflichteinlagen.

3. Die Paribus Finanzierungsbera-
tungsgesellschaft mbH erhält von 
der Investmentgesellschaft für die 
Konzeption, Prüfung und Verhand-
lung der entsprechenden Fremdkapi-
talverträge eine einmalige Vergütung 
in Höhe von 1,19 % des aufgenomme-
nen langfristigen Fremdkapitals der 
Investmentgesellschaft. Als lang-
fristiges Fremdkapital werden neu 
aufgenommene Darlehen mit einer 
Fristigkeit von mehr als sechs Mona-
ten angesehen.

4. Die Komplementärin der Investment-
gesellschaft erhält für die Über-
nahme der persönlichen Haftung ab 
dem 1. September 2022 eine jähr-
liche Vergütung in Höhe von bis zu 
0,02 % der Bemessungsgrundlage. 
Die Komplementärin ist berechtigt, 
hierauf quartalsweise zum Ende 
eines Quartals anteilige Vorschüsse 
auf Basis der jeweils aktuellen Plan-
zahlen zu erheben. Mögliche Über-
zahlungen sind nach Feststellung 
des tatsächlichen Nettoinventar-
wertes auszugleichen.

5. Die geschäftsführende Kommanditis-
tin der Investmentgesellschaft erhält 
für die Übernahme der Geschäfts-
führung der Investmentgesellschaft 
ab dem 1. September 2022 eine jähr-
liche Vergütung in Höhe von bis zu 
0,01 % der Bemessungsgrundlage. 
Die geschäftsführende Kommandi-
tistin ist berechtigt, hierauf quar-
talsweise zum Ende eines Quartals 
anteilige Vorschüsse auf Basis der 
jeweils aktuellen Planzahlen zu erhe-
ben. Mögliche Überzahlungen sind 
nach Feststellung des tatsächlichen 
Nettoinventarwertes auszugleichen.

Ab Liquidationseröffnung durch Lauf-
zeitende, Gesellschafterbeschluss 
oder sonstige Gründe nach § 131 HGB 
beträgt die jährliche Vergütung der 
geschäftsführenden Kommanditis-
tin für ihre Tätigkeit als Liquidatorin 
der Investmentgesellschaft bis zu 
0,119 % der Bemessungsgrundlage.

6. Die Treuhandkommanditistin I erhält 
für die Verwaltung der Beteiligungen 
an der Investmentgesellschaft, die 
sie den Altgesellschaftern gegen-
über erbringt, ab dem 1. Septem-
ber 2022 eine jährliche Vergütung 
in Höhe von bis zu 0,1 % des Netto-
inventarwerts der Anteilsklasse 1. 
Die Treuhandkommanditistin I ist 
berechtigt, hierauf quartalsweise 
zum Ende eines Quartals anteilige 
Vorschüsse auf Basis der jeweils 
aktuellen Planzahlen zu erheben. 
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tals geleisteten Einlagen (exkl. 
Ausgabeaufschlag) erhalten, wo-
bei die jeweiligen Haftsummen 
erst im Rahmen der Liquidation 
ausgekehrt werden und die Alt-
gesellschafter haben Auszah-
lungen vor Steuern in Höhe des 
Nettoinventarwertes der Anteils-
klasse 1 zum 1. September 2022 
erhalten. 

b) Die Neugesellschafter haben da-
rüber hinaus Auszahlungen vor 
Steuern in Höhe einer durch-
schnittlichen jährlichen Verzin-
sung von 4 % p. a., bezogen auf 
ihre ursprünglich geleisteten 
Einlagen (exklusive Ausgabe-
aufschlag), für den Zeitraum vom 
1. September 2022 bis zum Be-
rechnungszeitpunkt erhalten. Die 
Berechnung der durchschnittli-
chen Verzinsung beginnt mit dem 
Zeitpunkt der Einzahlungen. 

c) Die Altgesellschafter haben da-
rüber hinaus Auszahlungen vor 
Steuern in Höhe einer durch-
schnittlichen jährlichen Ver-
zinsung von 4 % p. a., bezogen 
auf den Nettoinventarwert der 
Anteilsklasse 1 zum 1. Septem-
ber 2022 für den Zeitraum vom 
1. September 2022 bis zum Be-
rechnungszeitpunkt erhalten. 

Der Anspruch auf erfolgsabhängige 
Vergütung für die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft besteht in Höhe 
von 20 % der Summe aus allen über 
die Auszahlungen gemäß a) bis c) 
hinaus an die Neugesellschafter und 
Altgesellschafter gezahlten Auszah-
lungen. Auszahlungen in diesem Zu-
sammenhang meint die ermittelten 
Auszahlungen vor Abzug der Vergü-
tungen nach diesem Absatz 8.

Der jeweilige Anspruch auf erfolgs-
abhängige Vergütung wird jeweils 
zum Ende des Wirtschaftsjahres, 
spätestens nach der Veräußerung 
aller Vermögensgegenstände, zur 

Zahlung fällig. Dem Verkauf von Ver-
mögensgegenständen im Sinne die-
ses Absatzes steht es gleich, wenn 
bezüglich dieser Vermögensgegen-
stände wegen Untergangs ein Ver-
sicherungsfall eintritt.

9. Die vorstehenden Beträge verste-
hen sich inklusive etwaig anfallen-
der Umsatzsteuer und sind, sofern 
nichts anderes vereinbart ist, jeweils 
fällig, sobald es die Liquiditätslage 
der Investmentgesellschaft erlaubt. 
Die anfallende Umsatzsteuer wird in 
gesetzlicher Höhe auf der Grundlage 
der geltenden Steuergesetze, Recht-
sprechung und Praxis der Finanzver-
waltung berücksichtigt. Sofern sich 
diese – insbesondere hinsichtlich 
der Höhe der Steuersätze und zum 
Umfang von umsatzsteuerbefreiten 
Leistungen – verändern, können sich 
die der Investmentgesellschaft zu 
belastenden Kosten entsprechend 
verändern.

§ 17.  Ergebnisverteilung,  
Auszahlung von 
Liquiditätsüberschüssen 

1. Die Vergütung der Paribus Invest 
GmbH für die Vermittlung des Eigen-
kapitals der Neugesellschafter I in 
Höhe von bis zu 8,0 % des von den 
Neugesellschaftern I eingeworbe-
nen Kommanditkapitals wird vorab 
nur der Anteilsklasse 2 und inner-
halb dieser nur den Neugesellschaf-
tern I zugeordnet und ausschließ-
lich von diesen getragen und nach 
dem Ermessen der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft bei den Auszah-
lungen an die Neugesellschafter I 
berücksichtigt. 

2. Das Ergebnis der Investmentge-
sellschaft für den Zeitraum vom 
01. Januar 2022 bis zum 31. August 
2022 wird anhand des gemäß § 15 
Abs. 5 erstellten Zwischenabschlus-
ses ermittelt und nach Maßgabe des 
bis zum 31. August 2022 geltenden 

Gesellschaftsvertrages verteilt. 
Für die Ergebnisverteilung ab dem 
01. September 2022 gilt folgendes: 
Um die unterschiedliche vermögens-
rechtliche Beteiligung der Anteils-
klassen abzubilden, wird das Ergeb-
nis der Investmentgesellschaft für 
ein Geschäftsjahr – mit Ausnahme 
des Ergebnisses aus der Schadens-
ersatzklage 2014 – auf einer ersten 
Stufe im Verhältnis der Anzahl der 
Anteile der Altgesellschafter zu der 
Anzahl der Anteile der Neugesell-
schafter bezogen auf sämtliche 
Anteile an der Investmentgesell-
schaft aufgeteilt, wobei für jeden 
Gesellschafter nur volle Anteile 
berücksichtigt werden. Innerhalb der 
Anteilsklassen wird das der jewei-
ligen Anteilsklasse zugewiesene 
Ergebnis der Investmentgesellschaft 
auf zweiter Stufe nach Maßgabe des 
Verhältnisses des Kapitalkontos Ia) 
bzw. Ib) des einzelnen Gesellschaf-
ters zu der Summe der Kapitalkon-
ten Ia) bzw. Ib) aller Gesellschafter 
der jeweiligen Anteilsklasse verteilt. 
Diese Regelung gilt für sonstige ver-
mögensrechtliche Ansprüche, das 
heißt die Beteiligung am Vermögen, 
am Liquidationserlös und an den Aus-
zahlungen, entsprechend. Dies gilt 
auch für den Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2022 bis 31. Dezember 2022, 
das Geschäftsjahr 2023 und im Fall 
der Verlängerung der Platzierungs-
phase auch für das Geschäftsjahr 
2024, das heißt die Gesellschafter 
werden insoweit unabhängig vom 
Zeitpunkt des jeweiligen Beitritts 
bzw. der jeweiligen Kapitalerhöhung 
der Neugesellschafter im jeweiligen 
Geschäftsjahr und über die gesamte 
Platzierungsphase einander gleich-
gestellt. Das Ergebnis der Schadens-
ersatzklage 2014 (inklusive Kosten) 
wird in entsprechender Anwendung 
der vorstehenden Regelungen nur 
innerhalb der Anteilsklasse 1 verteilt.

3. Der vorstehende Absatz 2 gilt glei-
chermaßen für die Verteilung des 
steuerlichen Ergebnisses, soweit 
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der Investmentgesellschaft zum 
31. August 2022 enthalten sind. 
Der darüberhinausgehende Betrag 
des Sonderentnahmerechts soll 
planungsgemäß durch Zuweisung 
eines Anteils am späteren aus der 
Veräußerung der Immobilie Mün-
chen resultierenden Gewinn der 
Investmentgesellschaft gedeckt 
werden. Sollte dieser Betrag nicht 
ausreichen, werden den Altgesell-
schaftern, die nicht mit Wirkung 
zum Ablauf des 31. August 2022 ihre 
Beteiligung an der Investmentgesell-
schaft gekündigt haben, im Jahr der 
Veräußerung vorab entsprechende 
laufende Erträge zugewiesen, auch 
wenn sich hierdurch für die Gesell-
schafter der Anteilsgruppe 2 lau-
fende Verluste ergeben oder sich 
solche Verluste erhöhen. 

§ 18.  Beirat

1. Zur Beratung der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft ist die Gesellschafter-
versammlung mit relativer Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen berech-
tigt, einen Beirat zu bilden (derzeit 
besteht für die Investmentgesell-
schaft ein Beirat). Dieser besteht 
aus drei Mitgliedern, von denen zwei 
durch die Gesellschafter mit relativer 
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gewählt werden bzw. wurden 
und eines durch die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft bestellt wird bzw. 
wurde. Personen, die in einem Kon-
kurrenzverhältnis zur Investment-
gesellschaft, zur Komplementärin, 
zur Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
zu den Treuhandkommanditistinnen 
und/oder der geschäftsführenden 
Kommanditistin stehen oder für ein 
Unternehmen tätig sind, welches 
im Wettbewerb zu den vorgenann-
ten Personen steht, können nicht in 
den Beirat gewählt werden. Für den 
Fall, dass ein von der Gesellschafter-
versammlung gewähltes bzw. durch 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
bestelltes Beiratsmitglied – aus 

steuerrechtlich zulässig. Maßgeblich 
für die Verteilung des Ergebnisses 
bzw. steuerlichen Ergebnisses ist 
der gemäß § 15 Absatz 1 erstellte und 
von einem Wirtschaftsprüfer oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft geprüfte und von der Gesell-
schafterversammlung festgestellte 
Jahresabschluss einschließlich der 
hierauf basierenden steuerrechtli-
chen Einnahmenüberschussrech-
nung. Aufwendungen und Erträge, 
die gemäß dem Zwischenabschluss 
auf die Zeit vom 1. Januar 2022 bis 
zum 31. August 2022 entfallen, wer-
den der Einnahmenüberschussrech-
nung für diesen Zeitraum auch dann 
zugeordnet, wenn die Zahlung in der 
Zeit vom 1. September 2022 bis zum 
31. Dezember 2022 erfolgt. 

4. Die Vergütungs-  und Auslagen-
ersatzansprüche der Kapitalver-
waltungsgesellschaft, der Komple-
mentärin, der geschäftsführenden 
Kommanditistin und der Treuhand-
kommanditistinnen sowie die Ver-
gütungen aus den in § 13 Absatz 8 
lit. a) bis d) genannten Verträgen 
sind vorab zu begleichen und wer-
den im Verhältnis der Kommandi-
tisten zueinander als Aufwand der 
Investmentgesellschaft behandelt. 
Die Zahlungen setzen kein positives 
Jahresergebnis voraus.

5. Verluste werden den Kommanditisten 
auch insoweit zugewiesen, als sie 
deren Pflichteinlagen übersteigen.

6. Die aus der Investitionstätigkeit der 
Investmentgesellschaft erzielte 
jeweils vorhandene freie Liquidi-
tät soll an die Anleger ausgezahlt 
werden, soweit sie nicht nach Auf-
fassung der geschäftsführenden 
Kommanditistin der Investmentge-
sellschaft als angemessene Liqui-
ditätsreserve zur Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen Fortfüh-
rung der Geschäfte der Investment-
gesellschaft bzw. zur Erfüllung von 
Zahlungsverbindlichkeiten oder zur 

Substanzerhaltung bei der Invest-
mentgesellschaft benötigt wird. 
Die Höhe der Auszahlungen kann 
variieren. Es kann zur Aussetzung 
der Auszahlungen kommen. Aus der 
Schadensersatzklage 2014 stam-
mender Zahlungsfluss wird nur bei 
der Anteilsklasse 1 berücksichtigt.

7. Die Rückgewähr der Einlage oder 
die Auszahlung, welche den Wert 
der Kommanditeinlage unter den 
Betrag der Hafteinlage herabmin-
dert, kann nach Maßgabe des § 152 
Absatz 2 KAGB nur mit Zustimmung 
des betroffenen Kommanditisten 
erfolgen und kann von etwaigen 
Gläubigern der Investmentgesell-
schaft zurückgefordert werden. Vor 
der Zustimmung ist der betroffene 
Kommanditist darauf hinzuweisen, 
dass er den Gläubigern der Invest-
mentgesellschaft unmittelbar haftet, 
soweit die Rückgewähr oder Auszah-
lung den Wert der Kommanditein-
lage unter den Betrag der Hafteinlage 
herabmindert. Bei mittelbarer Betei-
ligung über eine Treuhandkomman-
ditistin bedarf die Rückgewähr der 
Einlage oder die Auszahlung, die den 
Wert der Kommanditeinlage unter 
den Betrag der Hafteinlage herab-
mindert, zusätzlich der Zustimmung 
des betroffenen mittelbar beteiligten 
Anlegers.

8. Das Sonderentnahmerecht der Alt-
anleger, die nicht zum Ablauf des 
31. August 2022 gekündigt haben, 
wird liquiditätsmäßig durch das 
neu eingeworbene Kommanditka-
pital bedient und wird ohne Ver-
längerung der Platzierungszeit 
gem. § 7 Abs. 2 spätestens fällig 
zum 31. Dezember 2023 und bei 
Ausübung der Verlängerung der 
Platzierungszeit gem. § 7 Abs. 2 
spätestens fällig zum 31. Dezem-
ber 2024. Die Sonderentnahme 
des jeweiligen Altgesellschafters 
wird zunächst durch die Summe 
seiner Kapitalkonten Ia), II und III 
gedeckt, die im HGB-Abschluss 
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welchem Grund auch immer – aus 
dem Beirat ausscheidet, wird von der 
Gesellschafterversammlung jeweils 
ein Stellvertreter gewählt bzw. durch 
die Kapitalverwaltungsgesellschaft 
ein Stellvertreter bestellt. Dieser 
nimmt die Aufgaben des ausgeschie-
denen Beiratsmitglieds bis zur Wahl 
eines neuen Beirates wahr.

2. Die Treuhandkommanditistinnen 
können, soweit sie im Beirat nicht 
vertreten sind, Vertreter zu den Bei-
ratssitzungen entsenden, die zwar 
ein Mitsprache-, aber kein Stimm-
recht haben.

3. Der Beirat wird jeweils für die Dauer 
von drei Jahren bis zur nächsten 
ordentlichen Gesellschafterver-
sammlung gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig. Die Gesellschafterver-
sammlung ist berechtigt, den Bei-
rat in seiner Gesamtheit vor Ablauf 
seiner Amtszeit abzuwählen. Die 
nächste ordentliche Wahl der Bei-
ratsmitglieder findet im Jahr 2024 
statt.

4. Der Beirat gibt sich selbst eine 
Geschäftsordnung und wählt aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden.

5. Der Beirat ist berechtigt, von der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft 
Berichte über die einzelnen Ange-
legenheiten zu verlangen. Auf 
Beschluss des Beirates ist eines sei-
ner Mitglieder oder ein beauftragter 
Dritter auf Kosten der Gesellschaft 
berechtigt, die Geschäftsbücher der 
Investmentgesellschaft einzusehen.

6. Die Mitglieder des Beirates haften 
nur für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit. Bei Verletzung wesent-
licher Verpflichtungen oder bei einer 
Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit haften die Mitglieder 
des Beirates auch bei fahrlässiger 
Schadenverursachung. Schaden-
ersatzansprüche gegen den Beirat 
verjähren – außer bei Vorsatz – drei 

Jahre nach Kenntniserlangung über 
den die Ersatzpflicht begründen den 
Sachverhalt, soweit sie nicht kraft 
Gesetzes einer kürzeren Verjährung 
unterliegen.

7. Der Beirat erhält neben der Erstat-
tung seiner Auslagen eine Vergü-
tung, deren Höhe von der Gesell-
schafterversammlung zu beschlie-
ßen ist. Die Beiratsmitglieder sowie 
alle Teilnehmer der Beiratssitzungen 
sind verpflichtet, über alle vertrau-
lichen Informationen, Inhalte und 
Daten, über welche sie im Rahmen 
ihrer Beiratstätigkeit oder der Bei-
ratssitzungen Kenntnis erlangen, 
Stillschweigen zu bewahren. Diese 
Verpflichtung besteht für Beiratsmit-
glieder auch nach dem Ausscheiden 
aus dem Beirat fort.

8. Es wird klargestellt, dass die Kapi-
talverwaltungsgesellschaft allein 
für die Verwaltung der Investment-
gesellschaft zuständig und verant-
wortlich ist. Der Beirat hat lediglich 
beratende Funktion.

§ 19. Gesellschafterversammlung 
und Beschlussfassung

1. Die von den Gesellschaftern in den 
Angelegenheiten der Investment-
gesellschaft zu treffenden Entschei-
dungen erfolgen durch Beschluss-
fassung (nachfolgend „Gesell-
schafterbeschlüsse“ genannt). 
Gesellschafterbeschlüsse werden 
grundsätzlich im Rahmen von Gesell-
schafterversammlungen getroffen. 
§ 13 Absatz 7 gilt entsprechend. 
Sofern kein wichtiger Grund vorliegt, 
kann nach Wahl der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin anstelle einer 
Gesellschafterversammlung die 
Beschlussfassung auch im schrift-
lichen Verfahren erfolgen.

a) Es findet jährlich, erstmals im Jahr 
2023, bis zum 31. Dezember min-
destens eine Gesellschafterver-

sammlung statt. Der Beschluss-
fassung durch die Gesellschafter 
unterliegen insbesondere:

(i) Feststellung des geprüften 
Jahresabschlusses;

(ii) Entlastung der Komple-
mentärin, der Treuhand-
kommanditistinnen sowie 
der geschäftsführenden 
Kommanditistin für ihre je-
weiligen Tätigkeiten im ab-
gelaufenen Geschäftsjahr;

(iii) Verwendung des Jahres-
ergebnisses;

(iv) Bestellung eines Abschluss-
prüfers ab dem Geschäfts-
jahr 2023. Für das Ge-
schäftsjahr 2022 (inkl. des 
Zwischenabschlusses nach 
§ 15 Abs. 5) wird der (Ab-
schluss-)prüfer durch die 
Kapitalverwaltungsgesell-
schaft ohne Beschlussfas-
sung durch die Gesellschaf-
terversammlung bestellt;

(v) Änderung des Gesell-
schaftsvertrages der In-
vestmentgesellschaft;

(vi) Auflösung, Umwandlung 
oder Liquidation der Invest-
mentgesellschaft,

(vii) Verkauf oder die Übertra-
gung des gesamten oder 
wesentlicher Teile des 
Gesellschaftsvermögens 
oder die Einräumung eines 
Rechts daran, mit Ausnahme 
von Tochter- und Schwes-
tergesellschaften der In-
vestmentgesellschaft, die 
zur Durchführung einer Bau-
verdichtung genutzt worden 
sind;

(viii) Änderungen der Anlage-
bedingungen, die mit den 
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ten lassen. Die Vertretung durch 
sonstige Personen ist zulässig, 
sofern der Bevollmächtigte oder 
ein von ihm geführtes Unterneh-
men nicht im Wettbewerb zur In-
vestmentgesellschaft oder zu ih-
ren Gründungsgesellschaftern 
oder der Kapitalverwaltungsge-
sellschaft steht. Die geschäfts-
führende Kommanditistin kann 
der Vertretung durch andere als 
die in Satz 1 genannten Personen 
nach ihrem Ermessen widerspre-
chen.

2. Die geschäftsführende Kommanditis-
tin wird die ordentliche Gesellschaf-
terversammlung an einem von ihr 
zu bestimmenden Ort am Sitz der 
Investmentgesellschaft einberufen. 
Sie wird sich mit den Treuhandkom-
manditistinnen abstimmen und so 
sicherstellen, dass die Treugeber 
zeitgleich wie die Direktkomman-
ditisten informiert werden können.

a) Die Einberufung erfolgt gemäß 
§ 150 Absatz 3 Nr. 1 KAGB unter 
vollständiger Angabe der Be-
schlussgegenstände in Textform 
mit einer Frist von drei Wochen, 
maßgeblich ist das Datum der Ab-
sendung. Der Tag der Absendung 
und der Tag der Gesellschafter-
versammlung werden bei der 
Fristberechnung mitgerechnet.

b) Die Gesellschafterversammlung 
wird von der geschäftsführenden 
Kommanditistin oder einem von 
ihr mit der Vertretung beauftrag-
ten und bevollmächtigten Dritten 
(„Versammlungsleiter“) geleitet. 
Das Protokoll über die Ergebnisse 
der Gesellschafterversammlung 
wird vom Versammlungsleiter un-
terschrieben und dem Anleger 
gemäß § 150 Absatz 3 Nr. 2 KAGB 
in Kopie übersandt.

c) Die Gesellschafterversamm-
lung ist beschlussfähig, wenn 
alle Kommanditisten ordnungs-

bisherigen Anlagegrundsät-
zen der Investmentgesell-
schaft nicht vereinbar sind 
oder zu einer Änderung der 
Kosten oder wesentlichen 
Anlegerrechte führen;

(ix) Wahl und Abberufung sowie 
Entlastung eines Beiratsmit-
gliedes sowie Vergütung der 
Beiratsmitglieder;

(x) alle sonstigen von der ge-
schäftsführenden Kom-
manditistin zur Beschluss-
fassung vorgelegten Ange-
legenheiten, einschließlich 
der Beschlussfassungen 
über die in § 13 Absatz 5 auf-
geführten Rechtsgeschäfte 
und Handlungen.

b) Gesellschafterbeschlüsse gemäß 
vorstehender lit. a (v) bis (vii) be-
dürfen einer Mehrheit von 75 % 
der abgegebenen Stimmen sowie 
der Zustimmung der geschäfts-
führenden Kommanditistin. Ab-
weichend hiervon bedarf eine 
Verlängerung der Laufzeit der 
Investmentgesellschaft über 
den 31. Dezember 2034 hinaus 
lediglich der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen sowie 
der Zustimmung der geschäfts-
führenden Kommanditistin. Für 
die Änderung, nicht jedoch den 
erstmaligen Erlass der Anlagebe-
dingungen gemäß vorstehendem 
lit. a (viii), die mit den bisherigen 
Anlagegrundsätzen der Invest-
mentgesellschaft nicht verein-
bar sind oder zu einer Änderung 
der Kosten oder der wesentlichen 
Anlegerrechte führen, bedarf es 
einer qualifizierten Mehrheit von 
Anlegern, die mindestens zwei 
Drittel der Anteile auf sich ver-
einigen, und einer Genehmigung 
durch die BaFin. Im Übrigen wer-
den Gesellschafterbeschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefasst, 

soweit in diesem Vertrag oder 
aufgrund zwingender Gesetzes-
vorschriften nichts anderes be-
stimmt ist. Enthaltungen gelten 
als nicht abgegebene Stimmen. 
Das Gleiche gilt für entsprechen-
de Gesellschafterbeschlüsse, die 
ggf. auf Ebene einer Objektge-
sellschaft zu fassen sind, jedoch 
vorbehaltlich eventueller Rechte 
von Minderheitsgesellschaftern 
einer Objektgesellschaft.

c) Ein ganzer Anteil Altgesellschaf-
ter und ein ganzer Anteil Neuge-
sellschafter gewähren jeweils 
eine Stimme. Soweit ein Be-
schlussgegenstand ausschließ-
lich das Ergebnis der Schadens-
ersatzklage 2014 betrifft, sind nur 
die Anteile der Altgesellschafter 
zur Abstimmung berechtigt.

d) Den Kommanditisten und Treu-
gebern wird das Ergebnis der Be-
schlussfassung von der Invest-
mentgesellschaft in angemes-
sener Frist in Schriftform i. S. d. 
§ 126 BGB oder in Textform i. S. d. 
§ 126 b BGB per einfachem Brief, 
Fax oder E-Mail – sofern dieses 
entsprechend der Regelungen 
des KAGB ausreichend ist in Text-
form – mitgeteilt.

e) Die Unwirksamkeit eines Be-
schlusses kann nur innerhalb 
einer Ausschlussfrist von vier 
Wochen nach Zugang des Pro-
tokolls oder des schriftlichen 
Abstimmungsergebnisses durch 
Klage gegen die Investmentge-
sellschaft geltend gemacht wer-
den. Nach Ablauf der Frist gilt ein 
etwaiger Mangel als geheilt.

f) Der Gesellschafter kann sich 
durch einen mit schriftlicher Voll-
macht versehenen Verwandten 
ersten oder zweiten Grades, ei-
nen Mitgesellschafter oder einen 
Angehörigen der rechts- oder 
steuerberatenden Berufe vertre-
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gemäß geladen sind und die ge-
schäftsführende Kommanditis-
tin, die Komplementärin sowie die 
Treuhandkommanditistinnen an-
wesend bzw. vertreten sind.

d) Die Kapitalverwaltungsgesell-
schaft und die Beiratsmitglieder 
dürfen an jeder Gesellschafter-
versammlung teilnehmen oder 
einen Vertreter entsenden.

3. Die Kosten für die Teilnahme an 
einer Gesellschafterversammlung 
und für eine eventuelle Vertretung 
trägt jeder Gesellschafter selbst.

  
4. Soweit nach dem Gesetz und die-

sem Vertrag die Zuständigkeit der 
Gesellschafterversammlung gege-
ben ist, können stattdessen auch 
Gesellschafterbeschlüsse im schrift-
lichen Verfahren gefasst werden, 
sofern sämtliche Gesellschafter 
an diesem Abstimmungsverfahren 
beteiligt werden und nicht Kom-
manditisten, deren Kommanditein-
lage allein oder zusammen mindes-
tens 10 % des Kommanditkapitals 
entspricht, schriftlich die Einbe-
rufung einer ordentlichen Gesell-
schafterversammlung gegenüber 
der geschäftsführenden Komman-
ditistin verlangen. Im Rahmen des 
schriftlichen Verfahrens bestimmt 
die geschäftsführende Komman-
ditistin eine Frist zur Abgabe der 
Stimmen, die nicht vor Ablauf von 
drei Wochen nach Absendung der 
Beschlussfassungsunterlagen an die 
Kommanditisten/Treugeber liegen 
darf. Der Tag der Absendung sowie 
der Tag des Zuganges der Einberu-
fung werden bei der Fristberech-
nung mitgerechnet. Die Aufforde-
rung zur Beschlussfassung hat alle 
Abstimmungspunkte, die Angabe 
des letzten Abstimmungstages 
und die Adresse und Faxnummer 
zur Stimmabgabe aufzuführen. Die 
Beschlussfähigkeit im schriftlichen 
Verfahren ist gegeben, wenn die vor-
stehend beschriebenen Formalien 

gewahrt worden sind. Beschlüsse 
im schriftlichen Verfahren sind mit 
fristgerechtem Eingang der erfor-
derlichen Stimmen bei der Invest-
mentgesellschaft wirksam gefasst. 
Für die Wahrung der Frist ist der 
Poststempel bzw. der Faxeingang 
maßgeblich. Die Stimmen können 
in Schriftform i. S. d. § 126 BGB oder 
in Textform i. S. d. § 126 b BGB per 
einfachem Brief, Fax oder E-Mail 
abgegeben werden. Stimmen, die 
per Brief mit einem späteren Post-
stempel oder per E-Mail mit einem 
späteren Versanddatum als dem 
des letzten Abstimmungstages 
eingehen, werden als Stimment-
haltung gewertet. Gleiches gilt für 
Stimmen, die per Telefax erst nach 
Ablauf des letzten Abstimmungsta-
ges eingehen. Die Regelungen über 
die Durchführung einer ordentlichen 
Gesellschafterversammlung gelten 
im Übrigen entsprechend.

5. Außerordentliche Beschlussfassun-
gen in außerordentlichen Gesell-
schafterversammlungen oder im 
schriftlichen Verfahren finden auf 
Antrag der geschäftsführenden Kom-
manditistin, zwei Beiratsmitgliedern, 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
der Komplementärin oder einer Treu-
handkommanditistin oder auf Antrag 
von Kommanditisten statt, deren 
Pflichteinlage allein oder zusammen 
mindestens 10 % des Kommandit-
kapitals entspricht. Die geschäfts-
führende Kommanditistin führt die 
außerordentliche Beschlussfassung 
nach ihrer Wahl entweder in einer 
außerordentlichen Gesellschafter-
versammlung oder im schriftlichen 
Verfahren herbei. Die Frist für die Zeit 
zwischen Einberufung der außeror-
dentlichen Gesellschafterversamm-
lung und Aufforderung zur Abgabe 
der Stimmen im schriftlichen Ver-
fahren und der Abhaltung beträgt in 
diesem Fall sieben Tage nach Ver-
sand der Beschlussfassungsunter-
lagen. § 19 Absatz 4 gilt ansonsten 
entsprechend.

§ 20. Beteiligung der Treugeber  
an den Gesell schafter- 
 versammlungen

1. Die Treugeber sind berechtigt, an den 
Gesellschafterversammlungen und 
den schriftlichen Beschlussfassun-
gen teilzunehmen; sie sind von den 
Treuhandkommanditistinnen bevoll-
mächtigt, Stimmrechte sowie sons-
tige Mitgliedschaftsrechte bei der 
Investmentgesellschaft insoweit 
selbst auszuüben, wie ihre treu-
händerisch gehaltenen Teileinla-
gen berührt sind. Die Investment-
gesellschaft und ihre Gesellschaf-
ter sind mit dieser Rechtsausübung 
einverstanden.

2. Soweit Treugeber durch eine Treu-
handkommanditistin vertreten wer-
den, ist diese Treuhandkommandi-
tistin berechtigt und verpflichtet, die 
anteilig für den jeweiligen Treugeber 
auf ihren Kommanditanteil entfal-
lenden Stimmrechte in Abhängig-
keit von den ihr von den Treuge-
bern erteilten Weisungen unter-
schiedlich auszuüben (gespaltenes 
Stimmrecht). Liegen keine Weisun-
gen der Treugeber an eine Treu-
handkommanditistin zur Ausübung 
ihrer Stimmrechte vor, wird sich die 
betroffene Treuhandkommanditis-
tin insoweit der Stimme enthalten. 
Soweit die Treugeber Stimmrechte 
und sonstige mitgliedschaftliche 
Rechte aufgrund der vorstehenden 
Bevollmächtigung selbst ausüben, 
übt die jeweilige Treuhandkomman-
ditistin diese Rechte nicht aus.

Veränderungen im Gesellschafter-
bestand, Liquidation

§ 21. Verfügung über 
Kommanditanteile

1. Jede Verfügung über einen Komman-
ditanteil oder einen Teil davon bedarf 
der Schriftform und ist wirksam mit 
Zustimmung der geschäftsführenden 
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gemäß § 262 Absatz 2 Satz 2 KAGB 
nicht als Ausschlussgrund.

2. Sind mehrere Erben vorhanden, so 
können sie ihre Rechte als Komman-
ditisten nur einheitlich durch einen 
gemeinsamen Bevollmächtigten 
ausüben, der auch zur Entgegen-
nahme aller Erklärungen der übrigen 
Gesellschafter und der Investment-
gesellschaft als ermächtigt gilt. Die 
geschäftsführende Kommanditis-
tin kann einen solchen Bevollmäch-
tigten ablehnen, der nicht selbst 
Kommanditist ist und der nicht von 
Berufs wegen zur Verschwiegenheit 
hinsichtlich aller ihm zur Kenntnis 
gelangten Tatsachen, die die Invest-
mentgesellschaft betreffen, ver-
pflichtet ist. Solange ein solcher 
Bevollmächtigter nicht in Schriftform 
i. S. d. § 126 BGB oder in Textform 
i. S. d. § 126 b BGB per einfachem 
Brief, Fax oder E-Mail gegenüber 
der geschäftsführenden Komman-
ditistin von allen Erben benannt ist, 
ruhen die Stimmrechte der Erben. 
Während dieser Zeit dürfen sie auch 
keine Entnahmen tätigen oder über 
ihr Gewinnbezugsrecht oder ihr Aus-
einandersetzungsguthaben durch 
Abtretung verfügen.

3. Eine Erbauseinandersetzung ist, 
bezogen auf den Kommanditanteil 
des Erblassers, nur dann zulässig, 
sofern Kommanditanteile gebildet 
werden, bei denen der Nominalwert 
der Pflichteinlage den Anforderun-
gen des Gesellschaftsvertrages 
entspricht. Die Übertragung kann 
nur zum Anfang oder Ende eines 
Monats erfolgen. Die Auseinander-
setzung bedarf der Zustimmung 
der geschäftsführenden Komman-
ditistin, die diese nur aus wichtigem 
Grund, insbesondere falls die Aus-
einandersetzung zu abweichenden 
Teilbeträgen führt, verweigern darf. 
§ 21 Absatz 4 bleibt unberührt.

Kommanditistin und der Eintragung 
des neu eintretenden Kommanditis-
ten in das Handelsregister. Sie ist nur 
zum Ende oder Anfang eines Kalen-
dermonats zulässig. Die geschäfts-
führende Kommanditistin kann hin-
sichtlich des Übertragungszeitpunk-
tes in begründeten Einzelfällen Aus-
nahmen zulassen. 

2. Die Zustimmung zur Verfügung 
darf nur aus wichtigem Grund ver-
sagt werden. Ein wichtiger Grund ist 
beispielsweise gegeben, wenn im 
Falle der Abtretung eines Komman-
ditanteils der Erwerber der jeweils 
für einen veräußernden Anleger 
zuständige Treuhandkommanditistin 
nicht auf eigene Kosten vorab eine 
Handelsregistervollmacht gemäß 
§ 9 erteilt. Ein wichtiger Grund liegt 
auch vor, wenn durch die Verfügung 
Grunderwerbsteuer – auch auf Ebene 
einer Treuhandkommanditistin – aus-
gelöst werden würde.

3. Im Falle der Veräußerung eines Kom-
manditanteils tritt der Erwerber/
Rechtsnachfolger vollumfänglich in 
die Rechte und Pflichten des Veräu-
ßerers aus diesem Vertrag ein. Kos-
ten, die der Investmentgesellschaft 
durch die Veräußerung entstehen, 
sind, einschließlich einer eventu-
ell anfallenden Umsatzsteuer, von 
dem Veräußerer und dem Erwerber 
als Gesamtschuldner zu ersetzen.

4. Bei Veräußerung des Anteils an der 
Investmentgesellschaft auf dem 
Zweitmarkt kann die Kapitalverwal-
tungsgesellschaft von dem Anleger 
Erstattung von notwendigen Ausla-
gen in nachgewiesener Höhe, jedoch 
nicht mehr als 25 % des Anteilswer-
tes, verlangen.

5. Sofern ein Gesellschafter (nachfol-
gend „übertragungswilliger Gesell-
schafter“ genannt) einen Vertrag 
über die (ganze oder teilweise) 
Veräußerung seiner Beteiligung an 
der Investmentgesellschaft schließt 

(nachfolgend „Übertragungsver-
trag“ genannt), steht einer von der 
geschäftsführenden Kommandi-
tistin benannten Gesellschaft der 
Paribus-Gruppe (nachfolgend „Vor-
kaufsberechtigte“ genannt) ein Vor-
kaufsrecht nach Maßgabe dieses 
Absatzes 5 zu. Der übertragungs-
willige Gesellschafter ist verpflich-
tet, der geschäftsführenden Kom-
manditistin den Übertragungsver-
trag zu übersenden (nachfolgend 
„Übertragungsmitteilung“ genannt). 
Die Vorkaufsberechtigte wird dem 
übertragungswilligen Gesellschaf-
ter innerhalb von vier Wochen nach 
Zugang der Übertragungsmitteilung 
in Schriftform i. S. d. § 126 BGB oder 
in Textform i. S. d. § 126 b BGB per 
einfachem Brief, Fax oder E-Mail mit-
teilen, ob sie ihr Vorkaufsrecht aus-
übt oder darauf verzichtet. Übt die 
Vorkaufsberechtigte das Vorkaufs-
recht fristgemäß aus, kommt zwi-
schen ihr und dem übertragungswil-
ligen Gesellschafter ein Kaufvertrag 
gemäß den Bedingungen des Über-
tragungsvertrages zustande. Eine 
nicht fristgerechte Ausübung des 
Vorkaufsrechtes gilt als Verzicht auf 
das Vorkaufsrecht. Die Übertragung 
der Beteiligung auf die Vorkaufsbe-
rechtigte gemäß diesem Absatz 5 
bedarf nicht der Zustimmung nach 
Absatz 1.

§ 22. Tod eines Kommanditisten

1. Scheidet ein Kommanditist durch 
Tod aus, so wird die Investmentge-
sellschaft mit seinem Erben oder 
Vermächtnisnehmer (nachfolgend 
zusammenfassend „Erben“ genannt) 
als Kommanditisten fortgesetzt, 
sofern bei den neuen Gesellschaftern 
kein Ausschlussgrund, insbesondere 
nach § 4 Absatz 6 oder wegen der 
Nichterfüllung geldwäscherechtli-
cher Verpflichtungen, vorliegt. Das 
Nichtvorliegen der Voraussetzungen 
des § 4 Absatz 5 in der Person des 
Erben gilt für Zwecke dieses § 22 
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4. Die Erben müssen sich durch die 
Vorlage eines beglaubigten Erb-
scheins legitimieren; über Ausnah-
men entscheidet die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin, ohne dass ein 
Anspruch auf eine solche Ausnahme 
besteht.

5. Die Wahrnehmung der Gesell-
schafterrechte durch einen Testa-
mentsvollstrecker wird zugelassen, 
sofern dieser Testamentsvollstre-
cker gesetzlich von Berufs wegen 
zur Verschwiegenheit verpflichtet 
ist. In diesem Fall entfällt für die 
Dauer der Testamentsvollstreckung 
die Benennung eines gemeinsamen 
Bevollmächtigten.

§ 23. Dauer der Investmentgesell-
schaft und Kündigung

1. Die Investmentgesellschaft ist 
mit einer Grundlaufzeit bis zum 
31.Dezember 2034 errichtet (nach-
folgend „Grundlaufzeit“ genannt). 
Die Grundlaufzeit verlängert sich um 
bis zu einem Jahr, sofern und soweit 
die geschäftsführende Kommandi-
tistin die Platzierungsphase gemäß 
§ 7 Abs. 2 um bis zu ein Jahr bis zum 
31. Dezember 2024 verlängert.

2. Die Investmentgesellschaft wird 
nach Ablauf der Grundlaufzeit und 
eventueller Verlängerungen auf-
gelöst und durch die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin der Invest-
mentgesellschaft als Liquidatorin 
abgewickelt (liquidiert), es sei denn 
die Gesellschafter beschließen mit 
der im Gesellschaftsvertrag hierfür 
vorgesehenen Stimmenmehrheit 
etwas anders. Eine Verlängerung der 
Grundlaufzeit kann durch Beschluss 
der Gesellschafter mit der im Gesell-
schaftsvertrag hierfür vorgesehenen 
Mehrheit einmalig oder in mehreren 
Schritten um insgesamt bis zu vier 
Jahre beschlossen werden. Zuläs-
sige Gründe für eine Verlängerung 
der Grundlaufzeit sind: 

a) Eine längere als die geplante Ver-
kaufsdauer der Immobilie Mün-
chen bzw. einer etwaigen Beteili-
gung an einer Objektgesellschaft 
am Laufzeitende der Investment-
gesellschaft und/oder

b) ungünstige Marktbedingungen 
für den Verkauf der Immobilie 
München bzw. einer etwaigen 
Beteiligung an einer Objektge-
sellschaft zum Laufzeitende der 
Investmentgesellschaft mit Aus-
sicht auf Besserung der Markt-
bedingungen und perspektivisch 
höhere Rückflüsse für die Anle-
ger infolge der Laufzeitverlän-
gerung der Investmentgesell-
schaft.

3. Die ordentliche Kündigung der 
Beteiligung an der Investmentge-
sellschaft ist ausgeschlossen. Im 
Übrigen können die Gesellschafter 
während der Dauer der Investment-
gesellschaft ihre Beteiligung nur aus 
wichtigem Grund unter Einhaltung 
einer Frist von vier Wochen kündi-
gen. Die Kündigung ist schriftlich an 
die Investmentgesellschaft zu rich-
ten. Die Treuhandkommanditistinnen 
können die von ihnen gehaltenen 
Beteiligungen auch teilweise nach 
Weisung der Treugeber aus wichti-
gem Grund kündigen.

4. Die Komplementärin kann ihre Mit-
gliedschaft in der Investmentgesell-
schaft nur unter Einhaltung einer 
angemessenen Frist kündigen, um 
den Gesellschaftern die Aufnahme 
einer neuen Komplementärin zu 
ermöglichen. 

§ 24. Ausscheiden und Ausschluss 
von Gesellschaftern

1. Ein Kommanditist scheidet auto-
matisch unter Fortsetzung der 
Investmentgesellschaft zwischen 
den übrigen Gesellschaftern aus der 
Investmentgesellschaft aus, wenn

a) über sein Vermögen das Insol-
venzverfahren eröffnet wird;

b) sein Anteil infolge Pfändung von 
einem Dritten gekündigt wird, 
und zwar mit Ablauf des Ge-
schäftsjahres, in dem die Kün-
digung erfolgte;

c) er gemäß § 8 Absatz 4 wegen 
Nichtzahlung der Einlage aus der 
Investmentgesellschaft ausge-
schlossen wird, und zwar mit Ab-
lauf des Tages, zu dem die Aus-
schließung beschlossen wurde;

d) er gemäß § 5 Absatz 3 wegen 
Nichterfüllung seiner Pflichten 
nach dem GwG aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschlos-
sen wird, und zwar mit Ablauf des 
Tages, zu dem die Ausschließung 
beschlossen wurde.

2. Ein Gesellschafter kann neben den 
Fällen von § 8 Absatz 4 und § 5 
Absatz 3 auch dann aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschlossen 
werden, wenn

a) die Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens über sein Vermögen man-
gels Masse rechtskräftig abge-
lehnt worden ist;

b) seine Beteiligung an der Invest-
mentgesellschaft gepfändet und 
die Pfändung nicht innerhalb ei-
nes Monats ab Wirksamwerden 
der Pfändung wieder aufgehoben 
worden ist.

3. Die geschäftsführende Kommanditis-
tin ist ermächtigt, einen Gesellschaf-
ter, durch dessen Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft der planmä-
ßige Geschäftsbetrieb der Invest-
mentgesellschaft gefährdet werden 
kann sowie einen Gesellschafter 
nach § 4 Abs. 5, durch eine Erklä-
rung in Schriftform i. S. d. § 126 BGB 
oder in Textform i. S. d. § 126 b BGB 
per einfachem Brief, Fax oder E-Mail 
aus der Investmentgesellschaft 
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Sollte der Verkehrswert des Kom-
manditanteils unter dem Buchwert 
gemäß Satz 1 liegen, so beschränkt 
sich der Auseinandersetzungsan-
spruch auf den Verkehrswert.

4. Die Höhe des Abfindungsanspru-
ches wird in den Fällen der Absätze 
2 und 3 von dem für das betreffende 
Geschäftsjahr ordentlich bestellten 
Abschlussprüfer der Investmentge-
sellschaft als Schiedsgutachter ver-
bindlich festgestellt.

5. Die Kosten der Auseinanderset-
zung, insbesondere der Ermittlung 
des Abfindungsanspruches, trägt 
der ausscheidende Kommanditist.

6. Das Abfindungsguthaben wird in drei 
gleichen Jahresraten, jeweils zum 
31. Dezember eines Jahres, fällig, 
erstmals in dem auf das Ausschei-
den folgenden Kalenderjahr; es ist zu 
zahlen, soweit die Liquiditätslage der 
Investmentgesellschaft dies unter 
Berücksichtigung der Auszahlung 
an Gesellschafter und der Bildung 
einer angemessenen Liquiditätsre-
serve zur Sicherstellung einer ord-
nungsgemäßen Geschäftsführung 
erlaubt. Die Investmentgesellschaft 
ist jedoch berechtigt, das Abfin-
dungsguthaben vorzeitig auszu-
zahlen. Insbesondere ist geplant, 
den zum Ablauf des 31. August 2022 
kündigenden Altgesellschaftern ihr 
gesamtes Abfindungsguthaben spä-
testens in einer Rate zum 31. Dezem-
ber 2023 auszuzahlen. Die Frist ver-
längert sich um bis zu ein Jahr, sofern 
und soweit die geschäftsführende 
Kommanditistin die Platzierungs-
phase gemäß § 6 Abs. 2 des Gesell-
schaftsvertrages um bis zu ein Jahr 
bis zum 31. Dezember 2024 verlän-
gert. Ein fälliger Anspruch ist mit 1 
Prozentpunkt p. a. über dem jewei-
ligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu 
verzinsen; vorzeitig ausgezahlte 
Beträge sind mit diesem Zins satz 
abzuzinsen. Vorstehende Rege-
lungen zur Abzinsung gelten nicht 

auszuschließen. Der Ausschluss 
ist auch zulässig, soweit ein Neu-
gesellschafter die Voraussetzungen 
des § 262 Absatz 2 Nr. 2 KAGB nicht 
erfüllt. Der ausscheidende Gesell-
schafter trägt die im Zusammenhang 
mit seinem Ausscheiden entstehen-
den Kosten.

4. Mit Ausnahme des Ausschlusses 
gemäß § 8 Absatz 4 oder § 5 Absatz 3 
sowie des vorangehenden Absat-
zes 3 erfolgt der Ausschluss durch 
Beschluss der Gesellschafter, wobei 
der betroffene Gesellschafter nicht 
stimmberechtigt ist. Der Ausschluss 
wird mit Zustellung des Beschlus-
ses beim betroffenen Gesellschaf-
ter wirksam – wobei § 28 Absatz 5 
Anwendung findet –, und zwar auch, 
wenn eine etwa zu zahlende Abfin-
dung noch nicht gezahlt und/oder 
über sie noch keine Einigung erzielt 
wurde. Vorangehender Absatz 1 
bleibt unberührt.

5. Für alle Fälle ihres Ausscheidens aus 
der Investmentgesellschaft gibt die 
Komplementärin schon jetzt ihre Ein-
willigung zur Fortführung der Firma. 
Scheidet die Komplementärin gemäß 
§ 23 Absatz 4 oder aus anderen Grün-
den aus der Investmentgesellschaft 
aus, so bestellen die Gesellschaf-
ter unverzüglich die von der aus-
scheidenden Komplementärin bei-
gebrachte juristische Person als 
neue Komplementärin, mit der die 
Investmentgesellschaft fortgesetzt 
wird. Ein Gesellschafterbeschluss 
ist hierfür nicht erforderlich.

6. Scheidet eine Treuhandkommandi-
tistin gemäß Absatz 1 oder Absatz 2 
aus der Investmentgesellschaft aus, 
so werden die Treugeber fortan 
entsprechend § 12 Absatz 3 und 
Absatz 4 unmittelbar an der Invest-
mentgesellschaft als Kommanditis-
ten beteiligt sein, sofern sie nicht 
eine neue Treuhandkommanditistin 
bestimmen.

7. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus 
der Investmentgesellschaft kann die 
Kapitalverwaltungsgesellschaft von 
dem Anleger Erstattung von notwen-
digen Auslagen in nachgewiesener 
Höhe, jedoch nicht mehr als 25 % 
des Anteilswertes, verlangen. 

§ 25. Auseinandersetzungs-
guthaben, Abfindung

1. Der Komplementärin steht ent-
sprechend ihrer fehlenden Kapi-
talbeteiligung ein Auseinanderset-
zungsguthaben nicht zu. Das gilt 
auch im Falle der Liquidation der 
Investmentgesellschaft.

2. Ausscheidenden Kommanditisten 
steht ein Auseinandersetzungs-
guthaben als Abfindung zu. Die 
Höhe des Abfindungsanspruches 
bemisst sich nach dem Verkehrswert 
des jeweiligen Kommanditanteils 
(Summe der Kapitalkonten I bis VI 
mit Ausnahme des Kapitalkontos 
IV). Am Ergebnis der schwebenden 
Geschäfte, soweit sie nicht passi-
vierungspflichtig sind, und an einem 
etwaigen Firmenwert nehmen aus-
scheidende Kommanditisten nicht 
teil. Endet ein Gesellschaftsverhält-
nis nicht zum Ende eines Geschäfts-
jahres, so wird bei der Berechnung 
des Abfindungsguthabens das 
Ergebnis des laufenden Geschäfts-
jahres nicht berücksichtigt.

3. Scheidet ein Kommanditist aus Grün-
den aus, die in § 24 Absatz 1 lit. a), 
lit. b) oder d) oder § 24 Absatz 2 nie-
dergelegt sind, beschränkt sich sein 
Auseinandersetzungsanspruch auf 
den Buchwert des Kommanditan-
teils, das heißt auf die Summe der 
Kapitalkonten I bis III und VI, zum 
31. Dezember des vor dem Ausschei-
denstermin liegenden Jahres. Schei-
det er am 31. Dezember aus, so ist 
die Summe der Kapitalkonten I bis III 
und VI zum 31. Dezember des Jahres 
seines Ausscheidens maßgeblich. 



162 Paribus München Taunusstraße 
Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG

O. Gesellschaftsvertrag

für die Abfindungsguthaben der mit 
Ablauf des 31. August 2022 kündi-
genden Altgesellschafter. Der aus-
scheidende Kommanditist kann von 
der Investmentgesellschaft keine 
Sicherheit für seinen Abfindungs-
anspruch verlangen.

7. In Fällen des § 8 Absatz 4 i. V. m. 
§ 24 Absatz 1 lit. c) erhält der aus-
scheidende Kommanditist entgegen 
den vorstehenden Regelungen eine 
Abfindung, die der Höhe der von ihm 
eingezahlten Pflichteinlage abzgl. 
eines eventuellen Auslagener-
stattungsanspruches gemäß § 8 
Absatz 5 entspricht.

8. Ist das Auseinandersetzungsgutha-
ben bei Auflösung der Investmentge-
sellschaft oder im Zeitpunkt, in dem 
die Auflösung der Investmentge-
sellschaft durch die Gesellschafter 
gemäß § 27 beschlossen wird, noch 
nicht oder nicht vollständig an den 
ausgeschiedenen Kommanditisten 
ausgezahlt worden, so wandelt sich 
der Abfindungsanspruch des ausge-
schiedenen Kommanditisten auf den 
noch nicht ausgezahlten Teil seines 
Auseinandersetzungsguthabens in 
einen Anspruch auf Teilnahme am 
Liquidationserlös entsprechend § 27 
Absatz 3 um. Der ausgeschiedene 
Kommanditist wird dann so behan-
delt, als sei er nicht aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschieden, 
muss sich aber den vor der Auflö-
sung oder dem Auflösungsbeschluss 
erhaltenen Anteil seines Auseinan-
dersetzungsguthabens auf seinen 
anteiligen Anspruch auf den Liquida-
tionserlös anrechnen lassen. Ergibt 
sich dabei, dass der vor der Auflö-
sung oder dem Auflösungsbeschluss 
ausgezahlte Anteil seines Auseinan-
dersetzungsguthabens den Betrag 
übersteigt, der ihm nun anteilig am 
Liquidationserlös zustehen würde, 
so muss er der Investmentgesell-
schaft bzw. der Liquidationsmasse 
den Mehrbetrag zurückerstatten.

9. Die Komplementärin ist bei ihrem 
Ausscheiden von ihrer Haftung 
gemäß §§ 128, 160, 161 HGB frei-
zustellen. Ein Anspruch auf Sicher-
heitsleistung besteht jedoch nicht.

§ 26. Verfügung über Treuhand-
anteile und Ausscheiden von 
Treugebern

1. Die vorstehenden Regelungen über 
die Abtretung von Kommanditantei-
len und das Auseinandersetzungs-
guthaben gemäß §§ 21 bis 25 gelten 
entsprechend für die Abtretung von 
Treuhandanteilen (mit Ausnahme des 
§ 21 Absatz 2 Satz 2) und das Aus-
scheiden von Treugebern. 

2. Abweichend hiervon ist es einer 
Treuhandkommanditistin stets 
gestattet, ihren Kommanditanteil 
ganz oder anteilig auf ihre Treuge-
ber zu übertragen sowie Ansprüche 
aus Auseinandersetzungsguthaben, 
die ihr als Treuhandkommanditistin 
zustehen, jeweils anteilig an ihre 
Treugeber abzutreten. Einer Zustim-
mung der geschäftsführenden Kom-
manditistin bedarf es in diesem Fall 
nicht.

§ 27. Liquidation

1. Nach Ablauf der Grundlaufzeit der 
Investmentgesellschaft und etwai-
ger Verlängerungen der Grundlauf-
zeit wird die Investmentgesellschaft 
durch die geschäftsführende Kom-
manditistin als Liquidatorin liquidiert.

2. Die Investmentgesellschaft kann 
auch vor Ablauf der Grundlaufzeit 
der Investmentgesellschaft mit einer 
Mehrheit von 75 % der abgegebenen 
Stimmen der Gesellschafter sowie 
der Zustimmung der geschäftsfüh-
renden Kommanditistin beendet und 
liquidiert werden. 

3. Im Rahmen der Liquidation der 
Investmentgesellschaft werden 
die laufenden Geschäfte beendet, 
etwaige noch offene Forderungen 
der Investmentgesellschaft werden 
eingezogen, das übrige Vermögen 
wird in Geld umgesetzt und etwaige 
verbliebene Verbindlichkeiten der 
Investmentgesellschaft werden 
beglichen. Ein nach Abschluss der 
Liquidation verbleibendes Vermö-
gen der Investmentgesellschaft wird 
nach den Regeln der Gewinnzuwei-
sung in der Investmentgesellschaft 
und den anwendbaren handelsrecht-
lichen Vorschriften verteilt.

4. Der Liquidationserlös wird wie folgt 
verteilt:

a) Zunächst werden die Verbind-
lichkeiten der Investmentgesell-
schaft gegenüber Dritten (ein-
schließlich der Kapitalverwal-
tungsgesellschaft) reguliert;

b) Danach erhalten die Komple-
mentärin, die geschäftsführen-
de Kommanditistin und die Treu-
handkommanditistinnen ihre Ver-
gütungen sowie gegebenenfalls 
ihre Auslagenerstattungen; ge-
gebenenfalls ist sodann eine an-
gemessene Liquiditätsreserve, 
die zur Befriedigung von Kosten 
und Ansprüchen bis zur Vollbe-
endigung der Investmentge-
sellschaft dient, zu bilden. An-
schließend werden etwaig noch 
bestehende Sonderentnahme-
rechte nach § 17 Absatz 8 der 
Altgesellschafter, die nicht zum 
Ablauf des 31. August 2022 ge-
kündigt haben, erfüllt. Ein danach 
verbleibender Erlös wird an die 
Kommanditisten nach Maßgabe 
von § 17 Absatz 2 ausgekehrt.
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von Verpflichtungen aus diesem 
Gesellschaftsvertrag, aus dem Treu-
hand- und Verwaltungsvertrag oder 
aus dem Fremdverwaltungsvertrag, 
darüber hinausgehende administ-
rative Aufgaben oder zur Erbrin-
gung von Serviceleistungen für die 
Gesellschafter (zum Beispiel Bean-
tragung einer ausländischen Steuer-
Nr.) erforderlich oder zweckdienlich 
ist. Sofern die Empfänger der Aus-
künfte nicht von Gesetzes wegen zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, 
haben die Daten weitergebenden 
Unternehmen sicherzustellen, dass 
die Auskünfte von den Empfängern 
ebenfalls vertraulich behandelt wer-
den. Von diesen Regelungen unbe-
rührt bleiben gesetzliche Vorgaben.

4. Die Kommanditisten und Treugeber 
haben keinen Anspruch darauf, dass 
die geschäftsführende Kommanditis-
tin ihnen Angaben über die übrigen 
Kommanditisten und/oder Treuge-
ber macht. Die geschäftsführende 
Kommanditistin ist berechtigt, Anga-
ben über Kommanditisten oder Treu-
geber gegenüber dem zuständigen 
Finanzamt offenzulegen. Gegenüber 
den als Beratern der Investmentge-
sellschaft tätig werdenden Perso-
nen, die gesetzlich zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtet sind, ist 
die geschäftsführende Kommandi-
tistin ebenso zur Offenlegung der-
artiger Daten berechtigt.

5. Zugegangen im Sinne dieses Vertra-
ges sind Schriftstücke, insbesondere 
Aufforderungen zur Abstimmung im 
schriftlichen Verfahren, Einladungen 
zu Gesellschafterversammlungen, 
das Protokoll der Gesellschafterver-
sammlung oder das Ergebnis schrift-
licher Beschlussfassungen, wenn sie 
in Schriftform i. S. d. § 126 BGB oder 
in Textform i. S. d. § 126 b BGB per 
einfachem Brief, Fax oder E-Mail an 
die letzte von dem Kommanditisten 
gegenüber der geschäftsführenden 
Kommanditistin bekannt gegebene 
Anschrift aufgegeben wurden. Die 

Schlussbestimmungen

§ 28. Mitwirkungspflichten,   
Angaben zu Kommanditisten,  
Zugang von Erklärungen

1. Jeder Gesellschafter ist verpflich-
tet, der Investmentgesellschaft auf 
Anfrage alle erforderlichen Infor-
mationen und Nachweise zur Ver-
fügung zu stellen sowie ggf. not-
wendige Formulare auszufüllen, die 
von der Investmentgesellschaft im 
Zusammenhang mit dem in den USA 
eingeführten besonderen Quellen-
steuerregime (sogenannter FATCA, 
Foreign Accounts Tax Compliance 
Act), dem zwischen der Bundes-
republik Deutschland und den USA 
diesbezüglich abgeschlossenen 
Abkommen oder einer entsprechen-
den Regelung für eine Vermeidung 
eines Quellensteuereinbehalts oder 
für eine Erstattung einbehaltener 
Steuern in den USA benötigt wer-
den, sowie bei Änderungen dieser 
Informationen und Nachweise dies 
der geschäftsführenden Kommandi-
tistin, der Kapitalverwaltungsgesell-
schaft oder der Investmentgesell-
schaft unverzüglich in Schriftform 
i. S. d. § 126 BGB oder in Textform 
i. S. d. § 126 b BGB per einfachem 
Brief, Fax oder E-Mail, durch Vor-
lage geeigneter Dokumente, mitzu-
teilen. Ferner verpflichtet sich jeder 
Gesellschafter, der Investmentge-
sellschaft auf Anfrage alle Unterla-
gen und Nachweise zur Verfügung zu 
stellen und Auskünfte zu erteilen, die 
zur Erfüllung gesetzlich vorgeschrie-
bener Informationspflichten (zum 
Beispiel Common Reporting Stan-
dard des OECD sowie des Finanzkon-
ten-Informationsaustauschgeset-
zes) erforderlich sind. Jeder Gesell-
schafter hat davon Kenntnis und ist 
damit einverstanden, dass die von 
ihm entsprechend dieses Absatzes 1 
erteilten Informationen und zur Ver-
fügung gestellten Nachweise durch 
eine der in Absatz 2 und Absatz 3 
genannten Stellen im Auftrag der 

Investmentgesellschaft oder der 
Kapitalverwaltungsgesellschaft 
während der Dauer der Investment-
gesellschaft dahingehend überprüft 
werden, ob sich die Einordnung des 
Gesellschafters für Zwecke von aus-
ländischen steuerlichen Regelungen 
geändert hat, und an die zuständigen 
nationalen sowie ggf. ausländischen 
Steuerbehörden unter Beachtung 
der geltenden datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen übermittelt 
werden.

2. Jeder Gesellschafter hat davon 
Kenntnis und ist damit einverstan-
den, dass im Rahmen dieses Gesell-
schaftsvertrages, ggf. des Treuhand- 
und Verwaltungsvertrages und der 
Beitrittserklärung, personenbezo-
gene Daten EDVmäßig gespeichert, 
innerhalb der Paribus-Gruppe im 
weiteren Sinne übermittelt und ver-
arbeitet werden. 

3. Jeder Gesellschafter willigt ein, 
dass Auskünfte über die Beteili-
gung und die eingetragenen Daten 
sowie Informationen und Nach-
weise im Sinne des Absatzes 1 von 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft, 
der geschäftsführenden Kommandi-
tistin oder von sonstigen Unterneh-
men der Paribus-Gruppe im weiteren 
Sinne nur an die Investmentgesell-
schaft, die Kapitalverwaltungsge-
sellschaft oder die geschäftsfüh-
rende Kommanditistin und sonstige 
Unternehmen der Paribus-Gruppe 
im weiteren Sinne, an eine beauf-
tragte Verwahrstelle, an die zustän-
digen inländischen und ggf. auslän-
dischen Finanzbehörden, an die 
zuständigen inländischen und ggf. 
ausländischen Aufsichtsbehörden, 
an Kreditgeber (sofern vorhanden) 
oder an zur Verschwiegenheit ver-
pflichtete Anwälte, Wirtschaftsprü-
fer und Berater der Investmentge-
sellschaft weitergegeben werden 
dürfen, soweit es für die Erfüllung 
von inländischen und/oder ausländi-
schen gesetzlichen Verpflichtungen, 
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Kommanditisten sind daher ver-
pflichtet, Adressänderungen unver-
züglich der geschäftsführenden 
Kommanditistin mitzuteilen. Dies 
gilt entsprechend für die sonstige 
Korrespondenz in Textform an die 
letzte vom Kommanditisten bekannt 
gegebene Kommunikationsadresse 
(z. B. E-Mail-Adresse). Für Treugeber 
gilt die entsprechende Regelung des 
Treuhandvertrags.

§ 29. Schlichtungsstellen/
Online-Streitbeilegung

1. Die BaFin bietet Verbrauchern die 
Möglichkeit, sich bei Streitigkeiten 
im Zusammenhang mit Vorschriften 
des KAGB an die Schlichtungsstelle 
für Verbraucherrechtsstreitigkeiten zu 
wenden. Der Antrag ist zu richten an:

Schlichtungsstelle bei 
der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht
– Referat ZR 3 –
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefon: +49 228 4108-0
Telefax: + 49 228 4108-62299
E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de

2. Bei Streitigkeiten über die Anwen-
dung der Vorschriften des BGB 
betreffend Fernabsatzverträge über 
Finanzdienstleistungen können die 
Beteiligten eine bei der Deutschen 
Bundesbank eingerichtete Schlich-
tungsstelle anrufen. Der Antrag ist 
zu richten an:

Deutsche Bundesbank
– Schlichtungsstelle –
Postfach 10 06 02
60006 Frankfurt am Main
Telefon: +49 69 9566-3232
Telefax: +49 69 709090-9901
E-Mail: schlichtung@bundesbank.de
Internet: www.bundesbank.de/de/
service/schlichtungsstelle

3. Anleger, die ihre Beteiligung an der 
Investmentgesellschaft im Rah-
men eines Onlinevertrages im Sinne 
der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 
begründet haben, können zur außer-
gerichtlichen Streitbeilegung auch 
die von der Europäischen Kommis-
sion eingerichtete Plattform für die 
außergerichtliche Online-Streit-
beilegung (OS-Plattform) nutzen. 
Diese Plattform kann unter www.
ec.europa.eu/consumers/odr auf-
gerufen werden. Als E-Mail-Adresse 
der Kapitalverwaltungsgesellschaft 
kann hierbei info@paribus-kvg.de 
angegeben werden.

§ 30. Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen ganz 
oder teilweise unwirksam, nichtig oder 
undurchführbar sein oder werden, 
berührt dies die Gültigkeit der getrof-
fenen Vereinbarungen im Übrigen nicht. 
Die Parteien werden in einem solchen 
Falle die ganz oder teilweise ungültige 
und/oder nichtige und/oder undurch-
führbare Bestimmung durch eine Verein-
barung ersetzen, die dem angestrebten 
rechtlichen und wirtschaftlichen Zweck 
der zu ersetzenden Bestimmung soweit 
wie möglich nahe kommt. Vorstehende 
Regelung gilt im Falle von Vertragslü-
cken entsprechend.

§ 31. Erfüllungsort, Gerichtsstand 
und Rechtswahl

1. Erfüllungsort für die Verpflichtun-
gen und Gerichtsstand für sämtliche 
Streitigkeiten aus diesem Vertrag 
und über das Zustandekommen die-
ses Vertrages ist der Sitz der Invest-
mentgesellschaft, soweit dies recht-
lich zulässig vereinbart werden kann.

2. Sämtliche Rechtsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Gesell-
schaftsverhältnis, wie zum Beispiel 
Streitigkeiten im Zusammenhang mit 

Beitritt, Ausscheiden, Rechten und 
Pflichten von Gesellschaftern und 
Gesellschafterbeschlüssen, unter-
liegen ausschließlich dem deut-
schen Recht und werden als Aktiv- 
und Passivprozesse von der Invest-
mentgesellschaft selbst geführt.
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Treuhand- und Verwaltungsvertrag in 
der Fassung vom 1. September 2022

zwischen

Paribus Immobilienfonds  
München Taunusstraße GmbH & Co. 
geschlossene Investment-KG, 
Königstraße 28,
22767 Hamburg

– im Folgenden  
„Investmentgesellschaft“ –,

PVT Trust GmbH, 
Anne-Conway-Straße 6,
28359 Bremen

– im Folgenden  
„Treuhandkommanditistin II“ –

und der in der Beitrittserklärung genann-
ten Person/Personenmehrheit

Vorbemerkung

Die Investmentgesellschaft ist im Jahre 
2010 als geschlossener Fonds konzi-
piert und aufgelegt worden. Durch 
Änderung des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft und den 
Erlass von Anlagebedingungen wurde 
die Investmentgesellschaft mit Wirkung 
zum 1. September 2022 zu einem von 
einer Kapitalverwaltungsgesellschaft 
verwalteten geschlossenen Publikums-
AIF nach Maßgabe des KAGB und soll 
Neugesellschaftern angeboten werden. 
Externe Kapitalverwaltungsgesellschaft 
der Investmentgesellschaft ist die Pari-
bus Kapitalverwaltungsgesellschaft 
mbH mit Sitz in Hamburg.

Die Treuhandkommanditistin II ist als 
Kommanditistin an der Investment-
gesellschaft beteiligt. Das Gesell-
schaftskapital der Investmentgesell-
schaft beträgt nach Kapitalherabset-
zung im Umfang des zum 31. August 
2022 ausgeschiedenen Kapitals in 
Höhe von 5.857.000 Euro nunmehr 
6.736.000 Euro. Gemäß dem Gesell-
schaftsvertrag der Investmentgesell-
schaft (im Folgenden „Gesellschafts-
vertrag“) ist die Paribus Fondsbeteili-
gung GmbH (im Folgenden „geschäfts-
führende Kommanditistin“) im Zeitraum 
vom 1. September 2022 bis zum 31. 
Dezember 2023 berechtigt, das Gesell-
schaftskapital um bis zu 35.000.000 
Euro heraufzusetzen (im Folgenden 
„Kapitalerhöhung“), damit sich Neu-
gesellschafter an der Investmentge-
sellschaft beteiligen können.

Die Treuhandkommanditistin II ist Treu-
handgesellschafter für Neugesellschaf-
ter, das heißt (i) Gesellschafter, die sich 
im Wege der Kapitalerhöhung erstmals 
an der Investmentgesellschaft beteili-
gen (im Folgenden „Neugesellschaf-
ter I“), sowie (ii) Altgesellschafter in 
dem Umfang, in dem sie an der Kapi-
talerhöhung nach Maßgabe der §§ 4 bis 
8 des Gesellschaftsvertrages teilneh-
men (im Folgenden insoweit „Neuge-
sellschafter II“ und gemeinsam mit Neu-
gesellschafter I auch „Neugesellschaf-
ter“). Die Treuhandkommanditistin II ist 
berechtigt, ihre Kommanditeinlage auch 
treuhänderisch für Dritte zu halten. Die 
in der Beitrittserklärung genannte Per-
son/Personenmehrheit wird entweder 
mittelbar als Treugeber oder als Kom-
manditist eine Kommanditeinlage an 
der Investmentgesellschaft erwerben.

Treuhandkommanditistin für Gesell-
schafter, die vor dem 1. September 
2022 der Investmentgesellschaft bei-
getreten sind, ist die Paribus Treuhand 
Dienstleistungen GmbH (im Folgenden 
„Treuhandkommanditistin I“), die hierzu 
einen eigenen Treuhand- und Verwal-
tungsvertrag abgeschlossen hat.

§ 1.  Treuhandverhältnis und 
Verwaltungstreuhandverhältnis

1. Der Direktkommanditist bietet der 
Treuhandkommanditistin II mit Unter-
zeichnung der Beitrittserklärung an, 
die von dem Direktkommanditisten 
gezeichnete Kommanditeinlage an 
der Investmentgesellschaft in Höhe 
des in der Beitrittserklärung ange-
gebenen Betrages (im Folgenden 
„Beteiligungsbetrag“) im Sinne des 
§ 5 zu verwalten. Die direkte Auf-
nahme von Neugesellschaftern II, 
das heißt Altgesellschaftern, die 
das Erhöhungskapital gemäß § 7 
Absatz 2 des Gesellschaftsvertra-
ges gezeichnet haben, ist nur zuläs-
sig, wenn diese auch mit ihrem Anteil 
am bisherigen Kommanditkapital der 
Investmentgesellschaft als Direkt-
gesellschafter im Handelsregister 
der Investmentgesellschaft einge-
tragen sind.

2. Der Treugeber bietet der Treuhand-
kommanditistin II mit Unterzeichnung 
der Beitrittserklärung an, ihre Kom-
manditeinlage an der Investmentge-
sellschaft um den Beteiligungsbe-
trag im eigenen Namen und für Rech-
nung des Treugebers zu erhöhen und 
sodann die mittelbare Beteiligung 
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des Treugebers an der Investment-
gesellschaft für ihn im Sinne des § 5 
zu verwalten, wobei die mittelbare 
Beteiligung von Neugesellschaf-
tern II, das heißt Altgesellschaftern, 
die das Erhöhungskapital gemäß § 7 
Absatz 2 des Gesellschaftsvertra-
ges gezeichnet haben, nur zuläs-
sig ist, wenn diese auch mit ihrem 
Anteil am bisherigen Kommanditka-
pital der Investmentgesellschaft als 
Treugeber über die Treuhandkom-
manditistin I beteiligt waren.

3. Die Verwaltungstätigkeit für die 
Direktkommanditisten sowie für die 
Treugeber wird im Folgenden auch 
„Verwaltungstreuhand“ genannt. 
Soweit im Folgenden vom Treu-
geber gesprochen wird, gelten die 
Regelungen – soweit sie die Ver-
waltungstreuhand und somit nicht 
die mittelbare Kommanditisten-
stellung eines Treugebers an sich 
betreffen – entsprechend für den 
Direktkommanditisten.

4. Der Mindestbeteiligungsbetrag soll 
für Neugesellschafter I mindestens 
20.000 Euro betragen. Höhere Zeich-
nungsbeträge müssen ohne Rest 
durch 1.000 teilbar sein. Es wird von 
den Neugesellschaftern I ein Aus-
gabeaufschlag von bis zu 5 % des 
Zeichnungsbetrages erhoben. Neu-
gesellschafter I müssen ferner die 
Voraussetzungen des § 262 Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 lit. b) KAGB erfüllen.

5. Die Treuhandkommanditistin  II 
nimmt die Beteiligungserklärungen 
der Treugeber grundsätzlich einmal 
monatlich zum Letzten eines jeden 
Monats an; sie kann jedoch Beitritts-
erklärungen auch zu abweichenden 
Terminen annehmen, ohne dass inso-
weit ein Anspruch des Treugebers 
besteht. Der beitretende Treugeber 
verzichtet gemäß § 151 BGB auf den 
Zugang der Annahmeerklärung; er 
wird jedoch durch die Treuhandkom-
manditistin II schriftlich informato-
risch über seinen Beitritt unterrichtet.

6. Im Innenverhältnis zwischen der 
Treuhandkommanditistin II und dem 
Treugeber steht der Kommanditan-
teil der Treuhandkommanditistin II, 
soweit sie ihn für den Treugeber hält 
und verwaltet, wirtschaftlich nebst 
allen damit verbundenen Rech-
ten und Pflichten dem Treugeber 
zu. Wirtschaftlich wird jeder Treu-
geber wie ein im Handelsregister 
eingetragener Direktkommanditist 
der Investmentgesellschaft behan-
delt. Die Beteiligung des Treuge-
bers erstreckt sich mittelbar auf 
das anteilige Vermögen der Invest-
mentgesellschaft einschließlich der 
stillen Reserven sowie auf Gewinn 
und Verlust der Investmentgesell-
schaft. Steuerlich wird der treuhän-
derisch gehaltene Kommanditanteil 
dem Treugeber zugerechnet.

7. Die Treuhandkommanditistin II kann 
ihre Kommanditeinlage auch für 
weitere Treugeber treuhänderisch 
halten. Alle von ihr treuhänderisch 
gehaltenen Kommanditeinlagen hält 
sie als einheitliche Einlage.

8. Die Treuhandkommanditistin II hat 
das Vermögen, das sie im Rahmen 
des Treuhandverhältnisses erwirbt, 
von ihrem eigenen und dem von Drit-
ten anvertrauten Vermögen getrennt 
zu halten und zu verwalten. Sie wird 
alles, was sie aufgrund ihrer forma-
len Stellung als Treuhandkomman-
ditistin II erlangt, an den Treugeber 
herausgeben.

9. Die Treuhandkommanditistin II hat 
bei der Investitionsentscheidung 
der Investmentgesellschaft weder 
mitgewirkt, noch hat der Treugeber 
eine irgendwie geartete Mitwirkung 
oder Beratung durch die Treuhand-
kommanditistin II hierbei erwartet, 
noch erwartet er sie für die Zukunft, 
noch wird eine solche Beratung von 
der Treuhandkommanditistin II ange-
boten oder geleistet.

§ 2.  Freistellung der  
Treuhandkommanditistin II 

1.  Der Treugeber stellt die Treuhand-
kommanditistin II von allen Verbind-
lichkeiten frei, die sich aus dem 
Treuhandverhältnis ergeben kön-
nen. Wird die Treuhandkommandi-
tistin II aus solchen Verbindlichkei-
ten in Anspruch genommen, hat der 
Treugeber in vollem Umfang Ersatz 
zu leisten. Eine gesamtschuldne-
rische Haftung der Treugeber ist 
ausgeschlossen. 

2.  Die Treuhandkommanditistin  II 
hat gegen den Treugeber einen 
Anspruch auf Freistellung von 
sämtlichen Verbindlichkeiten, die 
im Zusammenhang mit dem Erwerb, 
der Veräußerung und der Verwaltung 
des von ihr für den Treugeber treu-
händerisch gehaltenen Teiles ihrer 
Einlage stehen. Die Freistellungs-
verpflichtung des Treugebers ist auf 
den Beteiligungsbetrag (zzgl. etwai-
gen Ausgabeaufschlags) begrenzt, 
wobei die Treuhandkommanditistin II 
vom Anleger die Erstattung für not-
wendige Auslagen in nachgewie-
sener Höhe, maximal in Höhe von 
100 % des Anteils, verlangen kann. 
Soweit der Treugeber diesen Betrag 
auf das Treuhandkonto eingezahlt 
hat, ist er – vorbehaltlich des folgen-
den Satzes – zu einer Freistellung 
der Treuhandkommanditistin II nicht 
mehr verpflichtet. Die Freistellungs-
verpflichtung des Treugebers lebt 
in entsprechender Anwendung der 
§§ 171 Absatz 1 in Verbindung mit 172 
Absatz 4 HGB anteilig – im Verhält-
nis seines Beteiligungsbetrages zur 
Einlage der Treuhandkommanditis-
tin II – wieder auf, wenn und soweit 
die im Handelsregister eingetragene 
Haftsumme der Treuhandkommandi-
tistin II an diese zurückgezahlt wird 
oder die Treuhandkommanditistin II 
Gewinnanteile entnimmt, während 
ihr Kapitalanteil durch Verlust unter 
den Betrag der Haftsumme herab-
gemindert ist oder ihr Kapitalanteil 
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durch die Entnahme unter den Betrag 
der Haftsumme herabgemindert 
wird.

3.  Im Fall einer Inanspruchnahme der 
Treuhandkommanditistin II durch 
Gläubiger der Investmentgesell-
schaft aufgrund der gesetzlichen 
Kommanditistenhaftung kann die 
Treuhandkommanditistin II im Zu-
sammenwirken mit der geschäfts-
führenden Kommanditistin der In-
vestmentgesellschaft die Weiter-
leitung von Auszahlungen an die 
Treugeber davon abhängig machen, 
dass diese bis zur Höhe der auf sie 
entfallenden Freistellungsverpflich-
tung der Treuhandkommanditistin II 
Sicherheit leisten.

§ 3.  Einzahlung des 
Beteiligungsbetrages

Der Beteiligungsbetrag und ein etwai-
ger Ausgabeaufschlag sind wie folgt zu 
leisten: Der Beteiligungsbetrag und der 
etwaige Ausgabeaufschlag sind in voller 
Höhe innerhalb von zehn Bankarbeits-
tagen nach Annahme der Beitrittserklä-
rung auf das in der Einzahlungsauffor-
derung benannte Konto zu zahlen.

§ 4.  Außerordentliches  
Kündigungsrecht der 
Treuhandkommanditistin II 

1.  Soweit ein Treugeber seinen Betei-
ligungsbetrag nach Mahnung und 
Fristsetzung nicht erbringt, kann die 
Treuhandkommanditistin II:

a. diesen Vertrag außerordentlich 
kündigen,

b. unter Befreiung von § 181 BGB im 
entsprechenden Umfang neue 
Treuhand- und Verwaltungsver-
träge schließen und

c. den Beteiligungsbetrag des Treu-
gebers auf den eingezahlten Be-
trag herabsetzen.

Sofern ein Direktkommanditist 
aufgrund § 8 Absatz 4 des Gesell-
schaftsvertrages aus der Invest-
mentgesellschaft ausgeschlossen 
wird, endet das zwischen der Treu-
handkommanditistin II und dem Di-
rektkommanditisten bestehende 
Verwaltungstreuhandverhältnis 
automatisch.

2.  Absatz 1 gilt entsprechend, soweit 
ein Treugeber nicht daran mitwirkt, 
dass die Treuhandkommanditistin II 
und/oder die Kapitalverwaltungs-
gesellschaft ihren Verpflichtungen 
gemäß dem jeweils gültigen GwG 
nachkommen kann. 

3.  Ein gemäß Absatz 1 und 2 vollstän-
dig oder teilweise ausscheidender 
Treugeber trägt die im Zusammen-
hang mit seinem Ausscheiden ent-
stehenden Kosten, mindestens 
jedoch einen Betrag in Höhe des 
Ausgabeaufschlags. Der Nachweis 
eines geringeren Schadens bleibt 
dem Treugeber unbenommen.

4.  Hinsichtlich des Verzugsschadens, 
der insbesondere im Zusammenhang 
mit der außerordentlichen Kündigung 
bzw. der Herabsetzung des Beteili-
gungsbetrages entsteht, gelten die 
gesetzlichen Regelungen.

5.  Im Übrigen ist die Treuhandkom-
manditistin II insoweit berechtigt, 
diesen Vertrag außerordentlich zu 
kündigen, wie die Beteiligung der 
Treuhandkommanditistin II an der 
Investmentgesellschaft aufgrund 
einer vorzeitigen Schließung der 
Platzierungsphase gekürzt wird. 
Der Umfang der Kündigung hat quo-
tal dem Verhältnis der Kürzung der 
Beteiligung der Treuhandkomman-
ditistin II an der Investmentgesell-
schaft zu entsprechen.

§ 5. Verwaltung der Beteiligung

1.  Die Treuhandkommanditistin II ver-
waltet die Beteiligungen der Treuge-
ber und der Direktkommanditisten. 

2.  Die Treuhandkommanditistin II ist 
insbesondere zur Durchführung der 
folgenden Verwaltungsleistungen 
verpflichtet:

a. Annahme der Beitrittserklärung 
des Treugebers und Aufnahme 
des Treugebers in das Treuhand-
verhältnis durch Abschluss des 
Treuhand- und Verwaltungsver-
trages sowie Annahme der Bei-
trittserklärung des Direktkom-
manditisten im Namen der ge-
schäftsführenden Kommanditistin 
und im eigenen Namen hinsicht-
lich der Aufnahme des Direktkom-
manditisten in die Verwaltungs-
treuhand durch Abschluss des 
Treuhand- und Verwaltungsver-
trages;

b. Überwachung der Einzahlung des 
Beteiligungsbetrages des Treu-
gebers;

c. Vertretung des Treugebers in Ge-
sellschafterversammlungen;

d. Führung eines Treugeber-/An-
legerregisters;

e. Veranlassung erforderlicher Han-
delsregisteranmeldungen;

f. Kommunikation und Schrift-
wechsel mit dem Treugeber, 
insbesondere über wesentliche 
Geschäftsvorfälle in der Invest-
mentgesellschaft;

g. Koordination bei der Übertragung 
der Beteiligung.

3.  Die Direktkommanditisten sind ver-
pflichtet, der Treuhandkommanditis-
tin II formgerechte Handelsregister-
vollmachten über den Tod hinaus für 
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berührt wird. Die Treuhandkomman-
ditistin II bevollmächtigt den Treuge-
ber bereits jetzt unwiderruflich, das 
ihr in der Gesellschafterversamm-
lung insoweit zustehende Stimm-
recht auszuüben. 

4.  Der Treugeber ist nach Maßgabe 
von § 19 des Gesellschaftsvertrages 
der Investmentgesellschaft berech-
tigt, bei Präsenz-Gesellschafterver-
sammlungen persönlich oder durch 
einen Vertreter anwesend zu sein. 

§ 7.  Übertragung von Rechten und 
Pflichten

1.  Jeder Treugeber kann seine Rechte 
und Pflichten aus diesem Vertrag 
oder Teile davon nur mit schrift-
licher Zustimmung der Treuhand-
kommanditistin II übertragen. Die 
Zustimmung kann nur aus wichti-
gem Grund verweigert werden.

2.  Ein solcher wichtiger Grund liegt ins-
besondere vor, wenn 

a. die Übertragung auf den vorge-
sehenen Erwerber oder die Art 
und Weise der Übertragung das 
wirtschaftliche und steuerliche 
Gesamtkonzept der Investment-
gesellschaft gefährden. Dies 
ist insbesondere anzunehmen, 
wenn der Investmentgesellschaft 
steuerliche Nachteile erwachsen;

b. durch die Übertragung ein An-
teil von weniger als 20.000 Euro 
entstehen würde oder der ent-
stehende Anteil nicht ohne Rest 
durch 1.000 teilbar wäre; 

c. der Erwerber nicht daran mit-
wirkt, die nach dem jeweils gül-
tigen GwG erforderlichen Pflich-
ten zu erfüllen;

Handelsregisteranmeldungen jegli-
cher Art gemäß einem von der Treu-
handkommanditistin II zur Verfügung 
zu stellenden Mustertext zu erteilen. 
Die damit verbundenen Kosten trägt 
der Direktkommanditist.

4.  Die Treuhandkommanditistin II wird 
ihre Rechte und Pflichten mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns wahrnehmen. Sie wird die 
Weisungen des Treugebers befol-
gen, sofern gesetzliche Bestimmun-
gen nicht entgegenstehen.

5.  Die Treuhandkommanditistin II darf 
gegenüber Dritten, mit Ausnahme 
der Finanzverwaltung, die Beteili-
gung eines Treugebers nur mit sei-
ner schriftlichen Einwilligung offen-
legen. Dies gilt nicht, soweit eine 
Offenlegung zwingend gesetzlich 
oder aufgrund Rechtsprechung vor-
geschrieben ist oder der Zweck des 
Vertragsverhältnisses mit der Invest-
mentgesellschaft oder ein Vertrag 
des Treugebers mit anderen Dritten 
dies erfordert.

6.  Die Tätigkeitsvergütung der Treu-
handkommanditistin II ist in dem 
Gesellschaftsvertrag abschließend 
geregelt; eine gesonderte Vergütung 
wird vonseiten des Treugebers nicht 
geschuldet. 

7.  Die Haftung der Treuhandkomman-
ditistin II und ihrer Organe ist auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
beschränkt. Die Haftungsbegren-
zung gilt nicht, wenn und soweit 
die Treuhandkommanditistin II oder 
deren Organe aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen zwingend haften, 
das heißt zum Beispiel bei der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers, 
der Gesundheit oder der Freiheit. 
Der Umfang der Haftung ist auf die 
jeweilige Höhe des Beteiligungsbe-
trages des Treugebers beschränkt.

8.  Schadensersatzansprüche des Treu-
gebers verjähren in drei Jahren ab 
dem Zeitpunkt der Entstehung des 
Anspruchs, soweit nicht gesetz-
lich eine kürzere Verjährung vor-
geschrieben ist. Der Treugeber hat 
Schadensersatzansprüche inner-
halb einer Ausschlussfrist von sechs 
Monaten nach Kenntniserlangung 
des Schadens gegenüber der Treu-
handkommanditistin II schriftlich gel-
tend zu machen.

§ 6.  Gesellschafterversammlungen

1.  Die Gegenstände der Beschluss-
fassung werden den Treugebern 
durch die Übersendung der Ein-
ladung zur Präsenz-Gesellschaf-
terversammlung bzw. der Abstim-
mungsaufforderung bei schriftlichen 
Abstimmungen von der Treuhand-
kommanditistin II mit einer Stimm-
empfehlung (ggf. mit einer Stellung-
nahme) zugeleitet. Hinsichtlich des 
Zugangs gelten die Vorschriften des 
Gesellschaftsvertrages.

2.  Direktkommanditisten können die 
Treuhandkommanditistin II damit 
beauftragen, sie bei Gesellschaf-
terversammlungen zu vertreten und 
ihr Stimmrecht weisungsgemäß aus-
zuüben. Das Stimmrecht des Treu-
gebers bei Gesellschafterversamm-
lungen übt die Treuhandkomman-
ditistin II aus. Die Treuhandkom-
manditistin II kann ihr Stimmrecht 
gespalten ausüben. Die Treuhand-
kommanditistin II hat das Stimmrecht 
nach Weisung des Treugebers aus-
zuüben. Liegt keine schriftliche Wei-
sung eines Treugebers vor, so wird 
sich die Treuhandkommanditistin II 
insoweit ihrer Stimme enthalten. 

3.  Der Treugeber kann jederzeit von 
der Treuhandkommanditistin II ver-
langen, dass das auf ihn entfallende 
Stimmrecht anteilig auf ihn über-
tragen wird, ohne dass hierdurch 
das Treuhandverhältnis im Übrigen 
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d. im Falle der Abtretung eines 
Kommanditanteils der Erwerber 
der Treuhandkommanditistin II 
nicht auf eigene Kosten vorab 
eine Handelsregistervollmacht 
gemäß § 5 Absatz 3 erteilt.

3.  Der Erwerber tritt mit allen Rechten 
und Pflichten an die Stelle des bishe-
rigen Treugebers. Die Treuhandkom-
manditistin II kann einen Nachweis 
über die Übertragung verlangen.

4. Scheidet ein Treugeber durch Tod 
aus, so wird die Investmentgesell-
schaft mit seinem Erben oder Ver-
mächtnisnehmer (im Folgenden 
zusammenfassend „Erben“) als 
Treugeber fortgesetzt, sofern bei 
den neuen Gesellschaftern kein Aus-
schlussgrund, insbesondere nach 
§ 4 Absatz 6 des Gesellschaftsver-
trages oder der Nichterfüllung geld-
wäscherechtlicher Verpflichtungen, 
vorliegt. Das Nichtvorliegen der Vor-
aussetzungen des § 4 Absatz 5 des 
Gesellschaftsvertrages in der Person 
des Erben gilt gemäß § 262 Absatz 
2 Satz 2 KAGB nicht als Ausschluss-
grund. Die Erben bzw. Vermächtnis-
nehmer haben der Treuhandkom-
manditistin II unverzüglich, spätes-
tens auf deren Nachfrage hin, die 
nach dem jeweils gültigen GwG zur 
Identifizierung notwendigen Anga-
ben zu machen und zu belegen. Im 
Übrigen gilt § 22 des Gesellschafts-
vertrages entsprechend.

§ 8.  Personenmehrheit

1. Soweit die Treuhandkommanditis-
tin II eine Beteiligung für mehrere 
Personen gleichzeitig treuhände-
risch hält, übernehmen diese sämt-
liche Verpflichtungen aus diesem 
Vertrag und aus dem Gesellschafts-
vertrag als Gesamtschuldner mit der 
Maßgabe, dass Tatsachen, die nur 
hinsichtlich eines Gesamtschuld-
ners vorliegen oder eintreten, für 
oder gegen jeden von ihnen wirken.

2. Zur Wahrnehmung der Rechte aus 
diesem Vertrag hat die Personen-
mehrheit einen Bevollmächtigten 
zu bestimmen. Dieser wird insbe-
sondere sämtliche Erklärungen und 
Schriftstücke für die Personenmehr-
heit mit rechtsverbindlicher Wirkung 
entgegennehmen. Die Abgabe von 
Erklärungen einschließlich der 
Stimmrechtsausübung wird ebenfalls 
von dem Bevollmächtigten durch-
geführt. Bis zur Benennung eines 
Bevollmächtigten gegenüber der 
Treuhandkommanditistin II ruhen 
sämtliche Rechte aus der treuhän-
derisch gehaltenen Beteiligung.

§ 9.  Kündigung; Umwand-
lung in eine unmittelbare 
Kommanditbeteiligung

1. Die Parteien können diesen Vertrag 
mit einer Frist von drei Monaten zum 
30. Juni oder 31. Dezember eines 
jeden Jahres kündigen, wenn und 
soweit sie ihre Pflichteinlage voll-
ständig eingezahlt haben und der 
kündigende Treugeber eine Handels-
registervollmacht für die Zwecke von 
Absatz 2 Satz 2 erteilt. 

2. Kündigt der Treugeber, hat die Treu-
handkommanditistin II den auf den 
Treugeber entfallenden Kommandit-
anteil zum Kündigungszeitpunkt auf 
ihn zu übertragen (Umwandlung in 
eine unmittelbare Kommanditbeteili-
gung). Der Treugeber ist zum Vollzug 
der Umwandlung seiner mittelba-
ren in eine unmittelbare Komman-
ditbeteiligung verpflichtet und hat 
in diesem Zusammenhang unver-
züglich alle (insbesondere die für 
die Eintragung in das Handelsregis-
ter) erforderlichen Erklärungen und 
Vollmachten abzugeben. Unter der 
aufschiebenden Bedingung eines 
wirksamen Umwandlungsverlan-
gens nebst Kündigung und der 
Eintragung des jeweiligen Treuge-
bers in das Handelsregister tritt die 
Treuhandkommanditistin II bereits 

hiermit eine der Beteiligung des 
Treugebers entsprechende Kom-
manditeinlage an den Treugeber ab, 
der diese Abtretung annimmt. 5 % 
des Beteiligungsbetrages werden 
als Haftsumme in das Handelsre-
gister eingetragen. Die im Zusam-
menhang mit der Kündigung und der 
Übertragung entstehenden Kosten 
trägt der Treugeber.

3. Die Umwandlung in eine unmittel-
bare Kommanditbeteiligung lässt die 
Verwaltung der Beteiligung durch 
die Treuhandkommanditistin II im 
Übrigen unberührt; die Regelungen 
der §§ 4 und 5 sind entsprechend 
anzuwenden. 

4. Kündigt die Treuhandkommandi-
tistin II, trägt sie die Kosten für die 
Kündigung und die Übertragung. § 4 
Absatz 3 bleibt unberührt. 

5. Die Treuhandkommanditistin II ist 
berechtigt, die Rechte und Pflich-
ten aus dieser Vereinbarung auf eine 
andere Treuhandkommanditistin zu 
übertragen, sofern dieser Vertrag 
von der neuen Treuhandkomman-
ditistin übernommen wird und der 
Treugeber zustimmt. Der Treuge-
ber kann seine Zustimmung nur aus 
wichtigem Grund verweigern.

6. Das Treuhandverhältnis mit dem 
Treugeber endet im Übrigen, ohne 
dass es einer gesonderten Kündi-
gung bedarf,

a. wenn über das Vermögen des 
Treugebers ein Insolvenzver-
fahren eröffnet wird, es sei denn, 
die Beteiligung des Treugebers 
ist nicht zur Insolvenzmasse ge-
höriges Vermögen,

b. wenn der Treugeber mit seiner 
vertraglich übernommenen Ein-
zahlungsverpflichtung ganz oder 
teilweise in Verzug gerät und die 
Treuhandkommanditistin II ihm 
gegenüber den Rücktritt vom 
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P. Treuhand- und Verwaltungsvertrag der Treuhandkommanditistin II

beschreiten. Es gilt § 342 KAGB und 
§ 14 UKlaG zu beachten.

§ 12.  Salvatorische Klausel,  
Erfüllungsort, Gerichtsstand

1. Sollten Einzelbestimmungen die-
ses Vertrages unwirksam sein oder 
werden, wird dadurch die Gültigkeit 
dieses Vertrages im Übrigen nicht 
berührt. An die Stelle der unwirksa-
men Bestimmung tritt eine solche 
Regelung, die dem wirtschaftlichen 
Ziel der Parteien entspricht. Ent-
sprechendes gilt, wenn sich bei der 
Durchführung des Vertrages ergän-
zungsbedürftige Lücken ergeben 
sollten.

2. Mündliche Nebenabreden bestehen 
nicht. Änderungen und Ergänzun-
gen des Vertrages, inkl. dieser Rege-
lung, bedürfen der Schriftform. Die 
Vertragsparteien sind verpflichtet, 
Vertragsänderungen zuzustimmen, 
sobald und soweit diese aufsichts-
rechtlich erforderlich werden.

3. Das Schriftformerfordernis gilt auch 
für die Änderung des Absatzes 2.

4. Dieser Vertrag unterliegt deutschem 
Recht. Erfüllungsort und Gerichts-
stand für sämtliche Streitigkeiten aus 
diesem Vertrag sowie für das Zustan-
dekommen dieses Vertrages ist der 
Sitz der Treuhandkommanditistin II, 
soweit dies gesetzlich zulässig ver-
einbart werden kann.

Treuhand- und Verwaltungsver-
trag erklärt hat (vgl. § 4 Absatz 1) 
und/oder 

c. mit Beendigung der Investment-
gesellschaft.

Das Verwaltungstreuhandverhältnis 
mit dem Direktkommanditisten endet 
im Übrigen, ohne dass es einer ge-
sonderten Kündigung bedarf, wenn 
der Direktkommanditist aus der In-
vestmentgesellschaft ausscheidet 
oder ausgeschlossen wird. Absatz 3 
bleibt unberührt.

7. Die Treuhandkommanditistin II ist 
ermächtigt, das Treuhandverhält-
nis mit dem Treugeber mit sofor-
tiger Wirkung zu beenden, sofern 
der Treugeber nach Erwerb der Be-
teiligung eine Gesellschaft bürger-
lichen Rechts (GbR) wird oder in den 
USA, Kanada oder Russland (jeweils 
einschließlich deren Territorien) an-
sässig im Sinne des US-amerikani-
schen, kanadischen oder russischen 
Steuerrechts wird und/oder die US-
amerikanische, kanadische und/oder 
russische Staatsangehörigkeit er-
hält und/oder in den USA, Kanada 
oder Russland (jeweils einschließ-
lich deren Territorien) einen Sitz oder 
Wohnsitz begründet und/oder Inha-
ber einer dauerhaften US-amerikani-
schen, kanadischen bzw. russischen 
Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnis 
(zum Beispiel Greencard) wird.

§ 10.  Datenschutz

1. Personenbezogene Daten des Treu-
gebers werden, auch über seinen 
Wechsel in die Stellung als Direkt-
kommanditist hinaus (Treugeber und 
ehemalige Treugeber im Folgenden 
auch „Anleger“), mittels EDV-Anla-
gen gemäß den Regelungen der 
geltenden Datenschutzvorgaben 
(EU-Datenschutz-Grundverord-
nung; BDSG) gespeichert und ver-
arbeitet. Die in diesem Vertrag und in 

dem Gesellschaftsvertrag genannten 
Gesellschaften der Paribus-Gruppe 
verarbeiten und nutzen die Daten 
ausschließlich zu Zwecken der Ver-
tragserfüllung gegenüber dem An-
leger. Allein zu diesem Zweck erfolgt 
auch eine Weitergabe an die CACEIS 
Bank S. A., Germany Branch, in ihrer 
Funktion als Verwahrstelle der Kom-
manditeinlage. Soweit der Anleger 
die Kommanditbeteiligung über ei-
nen Finanzvermittler (Vertriebspart-
ner) erworben hat, erhält Letzterer 
die zur Abwicklung von Provisions-
ansprüchen notwendigen Informa-
tionen. Hat der Anleger in der Bei-
trittserklärung der Verwendung zu 
Werbezwecken zugestimmt, so er-
folgt eine Verarbeitung und Nutzung 
auch zu diesen Zwecken. Nähere In-
formationen zum Datenschutz sind 
in den geltenden Datenschutzhin-
weisen enthalten, die der Beitritts-
erklärung als Anlage beigefügt sind.

2.  Die Treuhandkommanditistin II unter-
liegt im Hinblick auf die an sie aus-
gelagerte Anlegerbetreuung den 
Weisungen der Kapitalverwaltungs-
gesellschaft; dies gilt auch für die 
Zwecke und Mittel der Verarbeitung. 
Die eigene Vertragserfüllung gegen-
über den Anlegern bleibt hiervon 
unberührt.

3. Der Anleger kann nicht verlangen, 
dass ihm die Treuhandkommandi-
tistin II Daten über andere Anleger 
mitteilt, soweit dies nicht rechtlich 
bzw. aufgrund von Rechtsprechung 
vorgeschrieben ist.

§ 11.  Schlichtungsvereinbarung

Es ist keine außergerichtliche Streit-
schlichtung vereinbart. Bei Streitigkei-
ten aus oder im Zusammenhang mit dem 
Treuhand- und Verwaltungsvertrag und 
dem damit begründeten Vertragsver-
hältnis sowie zur Durchsetzung ihrer 
Rechte können Anleger den Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten 
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Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088

Eine nachhaltige 
In ves tition ist eine 
In vestition in eine Wirt-
schaftstätigkeit, die zur 
Erreichung eines Umwelt-
ziels oder sozialen Ziels 
bei trägt, vorausgesetzt, 
dass diese Investition 
keine Umweltziele oder 
sozialen Ziele erheb-
lich beeinträch tigt und 
die Unter nehmen, in die 
inves tiert wird, Verfah-
rensweisen einer guten 
Unterneh mensführung 
an wenden.

Die EU-Taxonomie ist 
ein Klassifikationssys-
tem, das in der Verord-
nung (EU) 2020/852 
festgelegt ist und ein 
Verzeichnis von öko-
logisch nachhaltigen 
Wirtschaftstätigkei ten 
enthält. In dieser Verord-
nung ist kein Verzeichnis 
der sozial nachhaltigen 
Wirt schaftstätigkeiten 
festgelegt. Nachhaltige 
Investiti onen mit einem 
Umweltziel könnten taxo-
nomiekonform sein oder 
nicht.

Q. Vorvertragliche Offenlegung für 
Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2019/2088

Ökologische und/oder soziale Merkmale

Werden mit diesem Finanzprodukt nachhaltige Investitionen angestrebt?

 Nein

 Es werden damit ökolo gi sche/soziale 
Merkmale beworben und obwohl keine 
nach haltigen In vestitionen angestrebt 
werden, ent hält es einen Mindestanteil 
von 75 % an nach haltigen Investi tionen

 mit ei nem Umweltziel in Wirtschafts-
tätig kei ten, die nach der EU- Ta-
xo no mie als öko lo gisch nachhal tig 
ein zu stu fen sind

 mit ei nem Um welt ziel in Wirt-
schaftstä tig kei ten, die nach der 
EU- Ta xo no mie nicht als öko lo gisch 
nachhaltig ein zu stu fen sind

 mit einem sozialen Ziel

 Es wer den damit ökolo gi sche/soziale 
Merk male be wor ben, aber keine nach-
halti gen In vesti tionen getä tigt.

 Ja

 Es wird damit ein Mindestan teil an 
nachhal tigen Investitio nen mit einem 
Umweltziel ge tätigt: ___ %

 in Wirt schaftstätig keiten, die nach 
der EU-Taxonomie als ökolo gisch 
nach haltig einzu stufen sind

 in Wirt schaftstätig keiten, die nach 
der EU-Taxonomie nicht als öko-
logisch nach haltig einzu stufen sind

 Es wird damit ein Mindestan teil an 
nachhal tigen Investitio nen mit einem 
sozialen Ziel ge tätigt: ___ %

Name des Produkts:  
Paribus Immobilienfonds München  
Taunusstraße GmbH & Co.   
geschlossene Investment-KG

Vorvertragliche Informationen zu 
den in Artikel 8 Absätze 1, 2 und 
2a der Verordnung (EU) 2019/2088 
und Artikel 6 Absatz 1 der Verord-
nung (EU) 2020/852 genannten 
Finanzprodukten

Unternehmenskennung (LEI-Code): 
391200K8W26GEVVFN954
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Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088

Mit Nachhaltig-
keitsindikatoren wird 
gemessen, inwieweit 
die mit dem Finanz-
produkt beworbenen 
ökologischen oder 
sozialen Merkmale 
erreicht werden.

Bei den wichtigsten 
nachteiligen Auswir-
kungen handelt es 
sich um die bedeu-
tendsten nachteiligen 
Auswirkungen von 
Investitionsentschei-
dungen auf Nachhal-
tigkeitsfaktoren in den 
Bereichen Um welt, 
Soziales und Beschäf-
tigung, Ach tung der 
Menschen rechte 
und Bekämp fung 
von Korruption und 
Bestechung.

Welche ökologischen und/oder sozialen Merkmale werden mit diesem Finanzprodukt 
beworben? Das Finanzprodukt soll einen positiven Beitrag zur Förderung der Energie-
effizienz im Immobiliensektor leisten und somit indirekt zur Reduzierung des CO2-Aus-
stoßes im Immobiliensektor beitragen. Somit wird gleichzeitig ein Beitrag zur Erreichung 
des UN-Nachhaltigkeitsziels „Maßnahmen zum Klimaschutz“ geleistet. Daneben kön-
nen durch den Ausschluss disputabler Branchen und dem Ziel der Barrierefreiheit einer 
Immobilie soziale Zwecke verfolgt werden.

Welche Nachhaltigkeitsindikatoren werden zur Messung der Erreichung der einzel nen 
ökologischen oder sozialen Merkmale, die durch dieses Finanzprodukt bewor ben wer-
den, herangezogen? Das Finanzprodukt kann je nach konkreter Investitionstätigkeit 
folgende Nachhaltigkeitsindikatoren heranziehen:

• Energiebedarf der Immobilie in Kilowattstunde (kWh) pro Quadratmeter (m²)

• Dekarbonisierungspfad: Die CO2-Emission der Immobilie wird mit dem vom Forschungs-
projekt „Carbon Risk Real Estate Monitor“ (CRREM) veröffentlichten Zielfaden zur 
systematischen Reduzierung des CO2-Ausstoßes in Gewerbeimmobilien oder ver-
gleichbaren Bewertungssystem abgeglichen.

Welches sind die Ziele der nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzpro dukt teil-
weise getätigt werden sollen, und wie trägt die nachhaltige Investition zu diesen Zielen 
bei? Durch die Nutzung der vorangehend dargestellten Nachhaltigkeitsindikatoren soll 
zu dem Umweltziel „Maßnahmen zum Klimaschutz“ der Vereinten Nationen beigetragen 
werden (Sustainable Development Goal 13).

Inwiefern werden die nachhaltigen Investitionen, die mit dem Finanzprodukt teilweise 
getätigt werden sollen, keinem der ökologischen oder sozialen nach haltigen Anlage-
ziele erheblich schaden? Nicht einschlägig, da keine nachhaltige Investitionen im Sinne 
der EU-Taxonomie angestrebt werden.

Wie wurden die Indikatoren für nachteilige Auswirkungen auf Nachhaltig keitsfaktoren 
berücksichtigt? Nicht einschlägig, da keine nachhaltigen Investitionen im Sinne 
der EU-Taxonomie angestrebt werden.

Wie stehen die nachhaltigen Investitionen mit den OECD-Leitsätzen für multina-
tionale Unternehmen und den Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft 
und Menschenrechte in Einklang? Die vorgenannten Leitprinzipien finden keine 
Berücksichtigung.
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Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088

Die Anlagestrategie 
dient als Richtschnur 
für Investitionsent-
scheidungen, wobei 
bestimmte Kriterien 
wie beispielsweise 
In vestitionsziele oder 
Risikotoleranz berück-
sichtigt werden.

Die Verfahrensweisen 
einer guten Unter-
nehmensführung  
um fassen solide  
Management-
strukturen, die  
Beziehungen zu 
den Arbeitnehmern, 
die Vergütung von 
Mitar beitern sowie 
die Ein haltung der 
Steuervor schriften.

In der EU-Taxonomie ist der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchti gungen“ 
festgelegt, nach dem taxonomiekonforme Investitionen die Ziele der EU-Taxonomie 
nicht erheblich beeinträchtigen dürfen, und es sind spezifische EU-Kriterien beigefügt.

Der Grundsatz „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ findet nur bei denjeni-
gen dem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen Anwen dung, die die EU-
Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten berücksichtigen. Die dem 
verbleibenden Teil dieses Finanzprodukts zugrunde liegenden Investitionen berück-
sichtigen nicht die EU-Kriterien für ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten.

Alle anderen nachhaltigen Investitionen dürfen ökologische oder soziale Ziele eben-
falls nicht erheblich beeinträchtigen.

Werden bei diesem Finanzprodukt die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen auf Nach-
haltigkeitsfaktoren berücksichtigt? 

 Ja
 Nein

Welche An lagestrate gie wird mit diesem Fi nanzprodukt verfolgt? Das Finanzpro dukt 
ist ein Im mobilienfonds mit der Strategie „Gewerbeimmo bilien“ im Sinne von Anhang IV 
der Delegierten Verordnung (EU) 231/2013 vom 19. Dezember 2012.

Worin beste hen die ver bindli chen Ele mente der Anla ge stra tegie, die für die Aus wahl 
der In vesti tionen zur Er fül lung der be wor benen ökolo gi schen oder sozia len Ziele ver-
wen det wer den? Mindestens 75 % des Wertes der Investmentgesellschaft sind – ggf. 
mittelbar – in Immobilien investiert, die zusätzlich mindestens zwei der folgenden Vor-
aussetzungen erfüllen: 

• Energieverbrauch: Der Endenergieverbrauch der Immobilie für Wärme und Strom liegt 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anlagebedingungen bei maximal 90 kWh/m² pro 
Jahr. Die Ermittlung dieses Energieverbrauchswertes erfolgt im Jahr 2022 auf Basis 
des Energieverbrauchs-/-bedarfsausweises. 

• Dekarbonisierungspfad: Die Immobilie wird ab dem Inkrafttreten dieser Anlagebe-
dingungen mit einem EU-konformen Dekarbonisierungspfad mit dem Klimaziel der 
Begrenzung der globalen Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius bis zum Jahr 2050 bewirt-
schaftet. Die CO2-Emissionen der Immobilie werden mit den vom Forschungsprojekt 
„Carbon Risk Real Estate Monitor“ (CRREM) veröffentlichten Zielpfaden zur systema-
tischen Reduzierung des CO2-Ausstoßes in Gewerbeimmobilien oder vergleichbaren 
Bewertungssystemen abgeglichen.

• Nutzung der Immobilie: Die Immobilie darf nicht für die Branchen Rüstung, Nukle-
are Energien, Tabak und tabakbezogene Produkte, Pornografie sowie Glücksspiel 
genutzt werden.

• Die Immobilie ist auf mindestens 80 % der Fläche barrierefrei.
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Um welchen Mindestsatz wird der Umfang der vor der Anwendung dieser Anlagestrate-
gie in Betracht gezogenen Investitionen reduziert? Es gibt keinen solchen Mindestsatz.

Wie werden die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung der Unterneh-
men, in die investiert wird, bewertet? Das Finanzprodukt investiert entsprechend sei-
ner Investitionsstrategie direkt oder indirekt in Immobilien, sodass eine Bewertung der 
Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung nicht erfolgt.

Welche Vermögensallokation ist für dieses Finanzprodukt geplant? Siehe hierzu „Worin 
bestehen die verbindlichen Elemente der Anlagestrategie, die für die Auswahl der Inves-
titionen zur Erfüllung der beworbenen ökologischen oder sozialen Ziele verwendet wer-
den?“ in diesem Abschnitt. Zur Liquiditätsanlage können weiterhin Geldmarktinstrumente 
gemäß § 194 KAGB und Bankguthaben gemäß § 195 KAGB erworben werden. Weiterhin 
können Immobilien auch mittelbar über Immobiliengesellschaften gehalten werden.

#1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst Investitionen des 
Finanzprodukts, die zur Erreichung der beworbenen ökologischen oder sozialen 
Merkmale getätigt wurden.

#2 Andere Investitionen umfasst die übrigen Investitionen des Finanzprodukts, die 
weder auf ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind noch als nachhaltige 
Investitionen eingestuft werden.

Die Kategorie #1 Ausgerichtet auf ökologische oder soziale Merkmale umfasst fol-
gende Unterkategorien:

• Die Unterkategorie #1A Nachhaltige Investitionen umfasst nachhaltige Investitio-
nen mit ökologischen oder sozialen Zielen.

• Die Unterkategorie #1B Andere ökologische oder soziale Merkmale umfasst Inves-
titionen, die auf ökologische oder soziale Merkmale ausgerichtet sind, aber nicht 
als nachhaltige Investitionen eingestuft werden.

Die Vermögens-
allokation gibt den 
jeweiligen Anteil  
der Investitionen  
in bestimmte  
Vermögenswerte an.

Taxonomiekonforme 
Tätigkeiten,  
ausgedrückt durch  
den Anteil der:

• Umsatzerlöse, 
die den Anteil der 
Einnahmen aus 
umweltfreundli-
chen Aktivitäten 
der Unternehmen, 
in die investiert 
wird, widerspiegeln

• Investitions-
ausgaben (CapEx), 
die die umwelt-
freundlichen 
Investitionen der 
Unternehmen, in 
die investiert wird, 
aufzeigen, z. B. für 
den Übergang zu 
einer grünen Wirt-
schaft

• Betriebsaus gaben 
(OpEx), die die 
umweltfreundli-
chen betrieblichen 
Aktivitäten der 
Unternehmen, in 
die investiert wird, 
widerspiegeln

Investitionen

Sonstige 
Umweltziele

Soziales

#2 Andere 
Investitionen

#1 Ausge-
richtet auf 

ökologische 
oder soziale 

Merkmale

#1A  
Nachhaltige 
Investitionen

#1B Andere  
ökologische 
oder soziale 

Merkmale

Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088
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Inwiefern werden durch den Einsatz von Derivaten die mit dem Finanzprodukt beworbe-
nen ökologischen oder sozialen Merkmale erreicht? Die mit dem Finanzprodukt bewor-
benen ökologischen oder sozialen Merkmale werden nicht durch den Einsatz von Deri-
vaten erreicht.

In welchem Mindestmaß sind nachhaltige Investitionen mit einem Umweltziel mit der 
EU-Taxonomie konform? Ein solches Mindestmaß ist nicht festgelegt.

In den beiden nachstehenden Diagrammen ist in Rot der Mindestprozentsatz der 
Investitionen zu sehen, die mit der EU-Taxonomie konform sind. Da es keine geeig-
nete Methode zur Bestimmung der Taxonomie-Konformität von Staatsanleihen1 gibt, 
zeigt die erste Grafik die Taxonomie-Konformität in Bezug auf alle Investitionen des 
Finanzprodukts einschließlich der Staatsanleihen1, während die zweite Grafik die 
Taxonomie-Konformität nur in Bezug auf die Investitionen des Finanzprodukts zeigt, 
die keine Staatsanleihen umfassen.

1 Für die Zwecke dieser Diagramme umfasst der Begriff „Staatsanleihen“ alle Risikopositionen gegen-
über Staaten.

Wie hoch ist der Mindestanteil der Investitionen in Übergangstätigkeiten und ermög-
lichende Tätigkeiten? Ein solches Mindestmaß ist nicht festgelegt.

Wie hoch ist der Mindestanteil nachhaltiger Investitionen mit einem Umweltziel, 
die nicht mit der EU-Taxonomie konform sind? Mindestens 75 % des Wertes der 
Investmentgesellschaft.

Ermöglichende Tätig-
keiten wirken unmit-
telbar ermöglichend 
darauf hin, dass andere 
Tätigkeiten einen 
wesentlichen Beitrag 
zu den Umweltzielen 
leisten.

Übergangstätigkeiten 
sind Tätigkeiten, für 
die es noch keine CO2- 
armen Alternativen gibt 
und die unter anderem 
Treibhausgasemis-
sionswerte aufweisen, 
die den besten Leis-
tungen entsprechen.

Dies sind nachhal-
tige Investitionen 
mit einem Umwelt-
ziel, die die Kriterien 
für ökologisch nach-
haltige Wirtschafts-
tätigkeiten gemäß der 
EU- Taxonomie nicht 
berücksichtigen.

1. Taxonomie- 
Konformität der  

Investitionen einschließlich
Staatsanleihen1

2. Taxonomie- 
Konformität der Investitionen 

ohne Staatsanleihen1

100 % 100 %

  Taxonomiekonform
  Andere Investitionen

  Taxonomiekonform
  Andere Investitionen

Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088
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Wie hoch ist der Mindestanteil der sozial nachhaltigen Investitionen? Es gibt keinen 
solchen Mindestanteil.

Welche Investitionen fallen unter „#2 Andere Investitionen“, welcher Anlagezweck wird 
mit ihnen verfolgt und gibt es einen ökologischen oder sozialen Mindestschutz? Geld-
marktinstrumente gemäß § 194 KAGB und Bankguthaben gemäß § 195 KAGB können zur 
Liquiditätsanlage erworben werden. Weiterhin können im Rahmen einer allgemeinen 
Immobilienstrategie Immobilien bzw. Immobiliengesellschaften erworben werden. Ein 
verbindlicher  ökologischer oder sozialer Mindestschutz besteht insoweit nicht. 

Wurde ein Index als Referenzwert bestimmt, um festzustellen, ob dieses Finanzprodukt 
auf die beworbenen ökologischen und/oder sozialen Merkmale ausgerichtet ist? Die 
CO2-Emissionen der Immobilie werden mit dem vom Forschungsprojekt „Carbon Risk 
Real Estate Monitor“ (CRREM) veröffentlichten Zielfaden zur systematischen Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes in Gewerbeimmobilien oder vergleichbaren Bewertungssys-
tem abgeglichen.

Inwiefern ist der Referenzwert kontinuierlich auf die mit dem Finanzprodukt beworbenen 
ökologischen und sozialen Merkmale ausgerichtet? Die CO2-Emissionen der Immobilie 
werden mit einem vom Forschungsprojekt „Carbon Risk Real Estate Monitor“ (CRREM) 
veröffentlichen Zielpfad zur systematischen Reduzierung des CO2-Ausstoßes in Gewer-
beimmobilien abgeglichen. Es bestehen hierbei unterschiedliche Zielpfade, die je nach 
Klimaziel  (Begrenzung der globalen Erwärmung bis zum Jahr 2100 auf  1,5° C oder 2° 
C), Nutzungsart der Immobilie (zum Beispiel Büro, Einzelhandel, Hotel) und Lage unter-
schiedliche, bis zum Jahr 2050 stetig fallende Zielwerte für CO2-Emissionen in Kilo-
gramm CO2 pro Jahr und Fläche (kg CO2eq/(m2.a)) vorsehen (CRREM-Zielpfade), wobei 
die Immobilie den Pfad der Begrenzung der globalen Erderwärmung auf 1,5° C bis zum 
Jahr 2050 verfolgt. Der vorgenannte Index ist nicht auf soziale Merkmale ausgerichtet.

Wie wird die kontinuierliche Ausrichtung der Anlagestrategie auf die Indexmethode 
sichergestellt? Die in dem CRREM-Zielpfad ausgewiesenen Zielwerte werden jährlich 
mit den entsprechend ermittelten Vergleichswerten der Immobilie abgeglichen.

Wie unterscheidet sich der bestimmte Index von einem relevanten breiten Marktindex?
Nicht anwendbar, da soweit ersichtlich kein vergleichbarer relevanter Marktindex vorliegt. 

Wo kann die Methode zur Berechnung des bestimmten Indexes eingesehen werden? 
Die Methode kann unter https://www.crrem.eu/tool/ eingesehen werden.

Wo kann ich im Internet weitere produktspezifische Informationen finden? Weitere 
produktspezifische Informationen sind abrufbar unter: https://www.paribus-kvg.de/

Bei den Referenzwer-
ten handelt es sich 
um Indizes, mit denen 
gemessen wird, ob 
das Finanzprodukt die 
beworbenen ökologi-
schen oder sozialen 
Merkmale erreicht.

Q. Vorvertragliche Offenlegung für Finanzprodukte gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2019/2088
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Notizen

Paribus München Taunusstraße 
Paribus Immobilienfonds München Taunusstraße GmbH & Co. geschlossene Investment-KG
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